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Vorwort

Auf mehr als 200 Seiten stellt die Volksanwaltschaft die Ergebnisse ihrer Tätigkeit als 
Nationaler Präventionsmechanismus dar. Zu ihren Kernaufgaben zählt in dieser Funk-
tion, Menschen, denen die Freiheit entzogen ist, vor Folter und unmenschlicher Behand-
lung zu schützen. Dass dieser Schutz in Österreich überhaupt erforderlich ist, erscheint 
möglicherweise vielen nicht nachvollziehbar. Die Wahrung dieser Menschenrechte ist 
aber auch in sogenannten hochentwickelten rechtsstaatlichen Demokratien keine ge-
lebte Selbstverständlichkeit. Nicht nur in Fällen, die in Schlagzeilen von Zeitungen ge-
raten, sondern auch in Situationen, die in manchen Einrichtungen alltäglich sind, zeigt 
sich, dass Menschen in ihren Menschenrechten verletzt werden: Wenn etwa Insassen 
einer überbelegten Justizanstalt auf sehr beengtem Raum leben müssen oder wegen 
Personalmangel fast durchgehend in den Hafträumen eingeschlossen sind. Wenn in 
einem Pflegeheim das Recht auf Selbstbestimmung nicht geachtet und auf persönliche 
Bedürfnisse nicht eingegangen wird, zum Beispiel durch fixe Essens- und Schlafenszei-
ten oder einen strukturierten, starren Tagesablauf.

Die Arbeit der Volksanwaltschaft besteht darin, derartige Gefährdungslagen möglichst 
frühzeitig zu erkennen und zu benennen. Das macht den wesentlichen Inhalt des prä-
ventiven Mandats aus: durch regelmäßige, zumeist unangekündigte Kontrollen die 
menschenrechtliche Situation zu überprüfen, ohne dass es eine Beschwerde oder einen 
Anlassfall gibt. Es gilt, mögliche Missstände vermeiden zu helfen, bevor sie auftreten, 
Menschenrechtsverletzungen durch österreichweite Kontrollen aufzudecken und Wege 
aufzuzeigen, wie die Wiederholung aufgetretener Missstände künftig vermieden wer-
den kann.

Wie wichtig diese Arbeit der Volksanwaltschaft ist, zeigt sich unter anderem darin, dass 
im fünften Jahr ihrer Tätigkeit und nach insgesamt über 2.000 Kontrollen zahlreiche 
strukturelle Defizite festgestellt werden mussten, die menschenrechtlich relevant sind. 
Diese Situationen führen nicht selten auch dazu, dass das Personal in diesen Einrich-
tungen unter schwierigen Bedingungen arbeitet. 

Der Begriff „strukturelle Defizite“ verdeckt aber, dass es um Schicksale von Menschen 
geht und auch um das Leid ihrer Angehörigen. Die Volksanwaltschaft sieht sich in ih-
rem Auftrag dazu aufgerufen, Menschen zu unterstützen, die ihre Rechte nur in sehr 
eingeschränktem Maße zur Sprache bringen können.

Alle in diesem Bericht beschriebenen Problemlagen und Lösungsansätze beruhen auf 
der Prüftätigkeit der sechs Kommissionen der Volksanwaltschaft. Den Kommissionen 
ist ihr Engagement hoch anzurechnen und dafür zu danken. Dank gebührt auch dem 
Menschenrechtsbeirat für seine unterstützende beratende Tätigkeit. Ein wesentlicher 
und nicht hoch genug einzuschätzender Anteil am Arbeitsergebnis der Volksanwalt-
schaft haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Hauses. Ihnen ist an dieser Stelle 
besonderer Dank auszusprechen.



Dieser Bericht wird in englischer Sprache auch an den UN-Unterausschuss zur Verhü-
tung von Folter (SPT) in Genf übermittelt, demgegenüber die Volksanwaltschaft als Na-
tionaler Präventionsmechanismus berichtspflichtig ist.

Dr. Günther Kräuter Dr. Gertrude Brinek Dr. Peter Fichtenbauer

     

Wien, im März 2017
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Einleitung

Dieser Band gibt in vier Abschnitten einen detaillierten Überblick über die Tä-
tigkeit der Volksanwaltschaft und die von ihr eingesetzten Kommissionen als 
Nationaler Präventionsmechanismus. Zu Beginn wird das präventive Mandat 
der Volksanwaltschaft erläutert, auf dessen Basis die wichtigsten Ergebnisse 
dieses Aufgabenfeldes der Volksanwaltschaft zusammengefasst werden. Die 
Darstellung präsentiert besonders wichtige und repräsentative Zahlen zur 
Kontrolltätigkeit, zu den Personalressourcen und zum Budget. Ergänzt wird 
diese Leistungsbilanz durch einen Bericht der Expertenkommissionen und des 
Menschenrechtsbeirats sowie ein Resümee über die zahlreichen bilateralen 
und internationalen Kooperationen, die einen beständigen Erfahrungsaus-
tausch gewährleisten. 

Im Anschluss daran werden das Prüfschema und die Methodik des Nationalen 
Präventionsmechanismus dargestellt. Die von der Volksanwaltschaft gemein-
sam mit den Kommissionen festgelegten Standards und Methoden gewährleis-
ten eine einheitliche Vorgangsweise und bilden eine wichtige Grundlage für 
die Arbeit des Nationalen Präventionsmechanismus.

Da die zu prüfenden Einrichtungen sehr unterschiedlich sind, werden im 
Hauptteil die wesentlichen Prüfergebnisse nach Einrichtungsart aufgeschlüs-
selt. Schon allein aufgrund der Menge – die Kommissionen der Volksanwalt-
schaft führen jährlich im Schnitt 500 Kontrollbesuche durch – ist es unmög-
lich, die Ergebnisse jedes einzelnen Prüffalls zu präsentieren. Die Darstellung 
muss sich auf wiederkehrende Gefährdungen beschränken: auf systembeding-
te Problemfelder, also menschenrechtlich kritisch zu bewertende Gegebenhei-
ten oder festgestellte Missstände, die nicht nur als Einzelereignisse auftreten. 
Die Beschreibung dieser Problemfelder zeigt mögliche Ursachen auf und refe-
riert die Reaktionen der verantwortlichen Stellen. Über Systemmängel hinaus 
werden aber auch Einzelfälle dargestellt, wenn in den Einrichtungen beson-
ders problematische Situationen beobachtet wurden.

Die Aufgabe des Nationalen Präventionsmechanismus besteht nicht nur da-
rin, Missstände festzustellen. Sie umfasst auch das Mandat, darauf hinzuwir-
ken, dass bestehende Missstände beseitigt und künftige möglichst vermieden 
werden. Daher schließt die Erörterung der einzelnen Problemfelder jeweils 
mit konkreten Empfehlungen ab. Der Bericht beschränkt sich ganz bewusst 
nicht auf die Darstellung von Gegebenheiten. Vielmehr dokumentiert er auch 
Entwicklungen, wenn etwa strukturelle Defizite beseitigt werden konnten. Bei-
spiele für positive Veränderungen werden auch deshalb aufgenommen, weil 
sie vielleicht ermutigen und zur Nachahmung anregen. Entsprechend dem 
Aufgabenbereich der Volksanwaltschaft wird neben den Einrichtungskontrol-
len auch über die Beobachtungen von Abschiebungen und Polizeieinsätzen 
berichtet. Auch diese Darstellungen folgen dem eben beschriebenen Schema.

Fokus auf strukturelle 
Defizite

Lösungsorientierter 
Ansatz

Einleitung
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Den Abschluss bildet eine lange Liste aller Empfehlungen der Volksanwalt-
schaft und ihrer Kommissionen seit Ausübung ihres Mandats als Nationaler 
Präventionsmechanismus (Juli 2012). Sie ist nach Einrichtungstypen und The-
menfeldern (z.B. bauliche Ausstattung, Lebens- und Aufenthaltsbedingungen) 
gegliedert. Diese Empfehlungen beziehen sich nicht nur auf eine einzelne Ein-
richtung, sondern sind für alle Einrichtungen dieses Typs relevant. Sie definie-
ren also einen Standard, der in diesen Einrichtungen aus menschenrechtlicher 
Sicht gewährleistet sein sollte.

Empfehlungen als 
menschenrechtliche 

Standards

Einleitung
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1 Der Nationale Präventionsmechanismus im 
 Überblick

1.1 Mandat 

Die VA und die von ihr multidisziplinär zusammengesetzten sechs Kommis-
sionen kontrollieren als NPM auf Basis der verfassungs- und einfachgesetzli-
chen Ermächtigung flächendeckend und regelmäßig öffentliche und private 
Einrichtungen, die als „Orte der Freiheitsentziehung i.S.d. Art. 4 OPCAT“ gel-
ten. Die Hauptaufgabe des NPM liegt weniger darin, isolierten Missständen 
nachzugehen, sondern strukturelle Defizite, die zu solchen führen können, 
zu erfassen. Überschneidungen mit den zusätzlichen Aufgaben der VA nach 
Art. 16 Abs. 3 der UN-BRK und die zur Ausübung von unmittelbarer Befehls- 
und Zwangsgewalt ermächtigten Organe zu beobachten und begleitend zu 
überprüfen, lassen sich nicht gänzlich vermeiden. 

Im vergangenen Jahr fanden 522 Kommissionseinsätze statt. Entsprechend 
dem Auftrag, bundesweit flächendeckend die Kontrollen durchzuführen, er-
folgte die Mehrzahl von Erstbesuchen in sogenannten „less traditional places 
of detention“ (Psychiatrien, Krankenanstalten, Alten- und Pflegeheime, Kin-
der- und Jugendeinrichtungen). Bei diesen zahlenmäßigen meisten Einrich-
tungstypen musste der NPM bei der Besuchsplanung eine Vorauswahl erst-
mals zu kontrollierender Einrichtungen treffen und die Notwendigkeit von 
Folgebesuchen in einer Einrichtung aus Kapazitätsgründen abwägen. Die 
klassischen Anhalteorte (Justizanstalten, Polizeiinspektionen, polizeiliche An-
haltezentren) konnten hingegen vielfach wiederholt besucht werden. 

Nachdem bereits 2015 verbindlich geklärt werden konnte, dass der NPM im 
Rahmen des Mandats auch Flugabschiebungen überprüfen darf, begleiteten 
Mitglieder der Kommission erstmals eine Abschiebung nach Kroatien (siehe 
dazu Kap. 3.8.4).

Die Wirksamkeit des NPM hängt aber nicht zuletzt auch von dessen Akzep-
tanz bei den Einrichtungen und deren verantwortlichen Rechtsträgern ab. Die 
zuständigen Behörden und Dienststellen, aber auch die Leitungen privater 
Einrichtungen kommen ihrer Verpflichtung zu einem konstruktiven Dialog 
mit dem NPM (Art. 22 OPCAT) im Regelfall bereitwillig nach. Vertiefend wurde 
die Umsetzung vom NPM geforderter Maßnahmen in gemeinsamen Arbeits-
gruppen behandelt.  

Der NPM nimmt auch seine Verpflichtung zur Förderung der Menschenrechte 
durch die Kooperation mit Bildungseinrichtungen ernst. Gemeinsam mit dem 
BMI wurde ein Ausbildungsmodul „Volksanwaltschaft“ im Rahmen der zwei-
jährigen Polizeiausbildung eingerichtet. Mitglieder der Kommissionen und 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der VA werden ab 2017 junge Polizistinnen 
und Polizisten über die Aufgaben des NPM und des Menschenrechtsschutzes 

522 Kommissions-
einsätze insgesamt

Flugabschiebung

Verstärkter Dialog

Beitrag zur Polizeiaus-
bildung

Nationaler Präventionsmechanismus im Überblick
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unterrichten. Der NPM ist darüber hinaus verpflichtet, die Öffentlichkeit über 

seine Aufgaben und die Ergebnisse seiner Arbeit zu informieren. In zahlrei-

chen Veranstaltungen, Vorträgen und Schulungen nimmt der NPM seine In-

formationspflichten wahr.

1.2 Prüfschema und Methodik 

Der österreichische NPM hat – wie vom SPT gefordert – im Juli 2015 begonnen, 

einheitliche Methoden und Standards für seine Tätigkeit festzulegen. Wesent-

liche Weiterentwicklungen erfolgten im Rahmen des jährlichen Erfahrungs-

austausches aller Mitglieder des NPM und der Arbeitstreffen des Südosteuropa 

NPM Netzwerkes (SEE NPM Network). 

Der Schwerpunkt lag insbesondere bei den Bemühungen um einheitliche 

Standards für die nicht klassischen Einrichtungstypen wie Alten- und Pflege-

heimen, Psychiatrien und Krankenanstalten. 

Gemeinsam mit dem Österreichischen Institut für Menschenrechte der Uni-

versität Salzburg und den internationalen Expertinnen und Experten des SEE 

Netzwerkes wurden eine Besuchsmethodik (Visiting methodology for nursing 

care institutions and homes for elderly; https://goo.gl/NcCzLm) und Kontroll-

standards für Alten- und Pflegeeinrichtungen (SEE standards for nursing care 

institutions and homes for elderly; https://goo.gl/wCqybT) entwickelt. Beide 

Arbeitspapiere sollen national wie auch im Rahmen des SEE Netzwerkes lau-

fend weiterentwickelt werden.

Ergänzt werden die Bemühungen zur Weiterentwicklung der Methodik und 

Prüfstandards durch die Ergebnisse eines von der VA und dem Jubiläumsfonds 

der Oesterreichischen Nationalbank unterstützten Forschungsprojekts zur prä-

ventiven Kontrolltätigkeit in Pflegeheimen und Psychiatrien (Petra Niederha-

metner, Verletzungen von Menschenrechten vermeiden, facultas, Wien 2016). 

Das Prüfschema und die Prüfmethodik werden in Kapitel 2 näher ausgeführt.

1.3 Kontrollen in Zahlen

Die sechs Kommissionen der VA waren im Berichtsjahr 2016 insgesamt 522-

mal im Einsatz. Zum Großteil wurden die Besuche und Beobachtungen unan-

gekündigt durchgeführt, in 8 % der Fälle angekündigt. Die durchschnittliche 

Besuchsdauer betrug etwa 6,5 Stunden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass viele 

Einrichtungen, insbesondere Justizanstalten und polizeiliche Anhaltezentren, 

im Berichtsjahr mehrfach besucht wurden. 

Festlegung von einheit-
lichen Methoden und 

Standards

Besuchsmethodik für 
Alten- und Pflegeheime 

entwickelt

Nationaler Präventionsmechanismus im Überblick
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Kontrolltätigkeit der Kommissionen 2016
(in absoluten Zahlen)

Präventive Menschenrechtskontrolle 
522

Kontrolle von  
Einrichtungen 

479

Beobachtungen von 
Polizeieinsätzen* 

43

*  dazu zählen: Abschiebungen, Demonstrationen, Versammlungen

Österreichweit wurden 479 Kontrollen in Einrichtungen durchgeführt. Der 
überwiegende Anteil entfällt auf Einrichtungen, die den sogenannten „less 
traditional places of detention“ zuzurechnen sind. Dazu zählen Alten- und 
Pflegeheime, Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, psychiatrische Ab-
teilungen und Krankenanstalten. Mit 125 Kontrollen wurden Alten- und Pfle-
geheime am häufigsten besucht. Das ist darauf zurückzuführen, dass dieser 
Einrichtungstyp den Großteil aller von der VA zu prüfenden Institutionen aus-
macht. 76 Besuche galten Institutionen für Menschen mit Behinderung.

Außerdem beobachteten die Kommissionen österreichweit das Verhalten 
staatlicher Organe bei der Ausübung unmittelbarer Befehls- und Zwangsge-
walt: Im Berichtsjahr wurden insgesamt 43 Polizeieinsätze beobachtet, unter 
anderem bei Abschiebungen, Demonstrationen und Versammlungen. 

Die folgende Aufstellung zeigt, wie sich die Kontrollen der Kommissionen auf 
die Einrichtungen bzw. auf die beobachteten Polizeieinsätze je Bundesland 
verteilen. 

479 Besuche in Einrich-
tungen

Beobachtung von 43 
Polizeieinsätzen

Nationaler Präventionsmechanismus im Überblick
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Anzahl der Kontrollen im Jahr 2016 in den einzelnen Bundesländern 
nach Art der Einrichtung

Polizei APH JWF BPE
PAK/
KRA

JA Andere Polizei- 
einsätze

Wien 27 17 35 21 6 11 7 17

Bgld 2 9 8 2 0 0 0 2

NÖ 5 30 24 13 7 12 10 0

OÖ 9 7 8 12 1 3 0 3

Sbg 5 7 3 5 0 1 1 1

Ktn 4 4 3 4 5 1 3 4

Stmk 7 22 6 4 10 5 10 10

Vbg 2 1 0 1 3 2 0 0

Tirol 7 28 11 14 9 2 3 6

gesamt 68 125 98 76 41 37 34 43

davon 
unange-
kündigt

68 122 97 76 40 34 30 12

Anm.: Kasernen wurden in diese Tabelle nicht aufgenommen, da sie 2016 nicht besucht wurden.

Legende: 
APH =Alten- und Pflegeheime 
JWF =Jugendwohlfahrtseinrichtungen   
BPE =Einrichtungen für Menschen mit Behinderung 
PAK+KRA =Psychiatrische Abteilungen in Krankenhäusern und Krankenanstalten   
JA =Justizanstalten   
Andere =Asylunterbringungen etc.

Aus der Gesamtzeile ist ersichtlich, wie oft welcher Einrichtungstyp kontrol-
liert wurde bzw. wie oft Polizeieinsätze beobachtet wurden. Wie schon vorher 
erwähnt entspricht die unterschiedliche Häufigkeit der unterschiedlichen An-
zahl der Einrichtungen. Aus der Tabelle geht auch hervor, dass in den Bal-
lungszentren mehr Einrichtungen liegen und dort auch mehr Besuche stattfin-
den. Die folgende Tabelle weist die Gesamtzahl der Kontrollen je Bundesland 
aus.

Nationaler Präventionsmechanismus im Überblick
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Anzahl der Kontrollen 2016 in den einzelnen Bundesländern

2016

Wien 141

NÖ 101

Tirol 80

Stmk 74

OÖ 43

Ktn 28

Sbg 23

Bgld 23

Vbg 9

gesamt 522

Zu allen 522 Kontrollen liegen Ergebnisse in Form von umfassenden Proto-
kollen der Kommissionen vor. Bei 417 Einrichtungsbesuchen und 16 Polizei-
einsätzen sahen sich die Kommissionen veranlasst, die menschenrechtliche 
Situation zu beanstanden. Bei 89 Kontrollen (62 Einrichtungen und 27 Polizei-
einsätzen) gab es keinerlei Beanstandungen. Das heißt, dass bei 83 % der Kon-
trollen von den Kommissionen Mängel aufgezeigt wurden. Die Beobachtung 
von Polizeieinsätzen führte anteilsmäßig weniger oft zu Beanstandungen der 
Kommissionen als die Kontrollen von Einrichtungen (37 % gegenüber 87 %).

Der NPM ist aber nicht nur dazu aufgerufen, Probleme aufzuzeigen, sondern 
ist auch bemüht, die aufgezeigten Mängel einer Lösung zuzuführen. Daher ist 
es oft nötig, gemeinsam mit den jeweiligen Rechtsträgern der Einrichtungen, 
Aufsichtsbehörden und/oder Ministerien an möglichen Verbesserungen zu ar-
beiten. Da diese Prozesse verständlicherweise zeitintensiv sind, können diese 
Verfahren oftmals Monate in Anspruch nehmen.

Anteil der Kontrollen 2016 mit bzw. ohne Beanstandung

Beanstandung
ohne  

Beanstandung

Kontrolle von  
Einrichtungen

87 % 13 %

Beobachtungen von 
Polizeieinsätzen

37 % 63 %

Kontrollen gesamt 83 % 17 %

Die nachfolgende Grafik soll einen Eindruck davon vermitteln, wie sich die 
Beanstandungen auf die einzelnen Themen verteilen, zu denen die Kommis-

83 % der Kontrollen 
brachten Defizite zu-
tage
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sionen bei ihren Kontrollen Erhebungen durchführen. Dabei ist zu beachten, 
dass bei jeder Kontrolle fast immer mehrere Bereiche überprüft werden und 
die Beanstandungen sich daher auf mehrere Themenbereiche beziehen. Am 
häufigsten waren die Lebens- und Aufenthaltsbedingungen Gegenstand von 
Beanstandungen, worunter etwa Sanitär- und Hygienestandards, die Verpfle-
gung oder das Angebot an Freizeitaktivitäten fallen. Fast ebenso hoch war der 
Anteil der Beanstandungen, die sich auf die medizinische Versorgung bezo-
gen. Unzureichende Personalressourcen bzw. Maßnahmen der Personalent-
wicklung wurden ebenfalls häufig als Mängel wahrgenommen. 

Auf welche Themen bezogen sich die Beanstandungen  
der Kommissionen?

%-Anteile

1.4 

0 3 6 9 12 15

Sicherungsmaßnahmen 
Rückführung und Entlassung 

Lage 
Indizien auf Folter 

Zugang zu Informationen 
Kontakt nach außen 

Beschwerdemanagement 
Baustruktur allgemein 

Recht auf Familie und Privatsphäre 
Betreuungs- und Vollzugspläne 

Bildungs- u. Beschäftigungsangebote 
Freiheitsbeschränkende Maßnahmen 

Bauliche Ausstattung 
Personalressourcen, -entwicklung 

Gesundheitswesen 
Lebens- u. Aufenthaltsbedingungen 13,9

12,8

10,6

9,1

8,4
7,1

6,2

6,1
5,4

4,4

3,6
3,1

3,1
2,8
2,7

0,8

Budget

2016 standen für die Kommissionsleitungen, Kommissionsmitglieder und 
Mitglieder des Menschenrechtsbeirates 1,450.000 Euro zur Verfügung. Davon 
wurden alleine für Entschädigungen und Reisekosten für die Kommissionsmit-
glieder rund 1,163.000 Euro (2015: 1,158.0000 Euro) und für den Menschen-
rechtsbeirat rund 87.000 Euro (2015: 91.000 Euro) budgetiert; rund 200.000 
Euro standen für Workshops für die Kommissionen und die im OPCAT-Bereich 
tätigen Bediensteten sowie für sonstige Aktivitäten zur Verfügung. Es ist also 
gelungen, Budgetkürzungen zu vermeiden, wofür insbesondere dem Natio-
nalrat als Bundesfinanzgesetzgeber, aber auch dem BMF zu danken ist. Beide 
unterstreichen mit ihrem Verständnis für eine hinreichende budgetäre Aus-
stattung der VA als NPM die erforderliche finanzielle Unabhängigkeit für die 
präventive Tätigkeit. 
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1.5 Personelle Ausstattung

1.5.1 Personal 

Die VA hat im Zuge der Umsetzung des OPCAT-Mandats 15 zusätzliche Plan-
stellen zur Erfüllung der Aufgaben erhalten. Eine Planstelle wurde inzwischen 
infolge der Budgeteinschränkungen gestrichen. Die Organisationseinheit „Se-
kretariat OPCAT“ ist für die Koordinierung der Zusammenarbeit mit den Kom-
missionen zuständig. Darüber hinaus sichtet es internationale Berichte und 
Dokumente, um den NPM mit Informationen ähnlicher Einrichtungen zu un-
terstützen. Die in der VA mit den NPM-Aufgaben betrauten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sind Juristinnen und Juristen und haben Erfahrungen in den 
Bereichen Rechte von Menschen mit Behinderung, Kinderrechte, Sozialrechte, 
Polizei, Asyl und Justiz. (Siehe dazu Namensliste im Anhang) 

1.5.2 Kommissionen der Volksanwaltschaft

Der NPM hat zur Besorgung seiner Aufgaben entsprechend dem OPCAT-Durch-
führungsgesetz die von ihm eingesetzten und multidisziplinär zusammenge-
setzten Kommissionen zu betrauen. Die Kommissionen sind nach regionalen 
Gesichtspunkten organisiert. Sie bestehen aus jeweils acht Mitgliedern und 
einer Kommissionsleiterin bzw. einem Kommissionsleiter (siehe Namensliste 
im Anhang). Im Bedarfsfall können die regionalen Kommissionen Expertin-
nen und Experten aus anderen Fachgebieten beiziehen, soweit ein Kommissi-
onsmitglied einer anderen Kommission dafür nicht zur Verfügung steht. Dem 
NPM steht inzwischen auch ein Pool von externen Expertinnen und Experten 
mit somatischen bzw. psychiatrischen Beeinträchtigung zur Verfügung, die die 
Kommissionen auch in „traditional places of detention“ unterstützen können. 

1.5.3 Menschenrechtsbeirat

Der MRB ist als beratendes Organ eingerichtet. Er ist aus Vertreterinnen und 
Vertretern von Nichtregierungsorganisationen und Bundesministerien zusam-
mengesetzt (siehe Anhang). Der MRB unterstützt den NPM bei der Klärung von 
Fragen der Kontrollzuständigkeit und jener Themen, die im Zuge der Besuche 
der Kommissionen über den Einzelfall hinausgehende Probleme betreffen.

1.6 Bericht der Kommissionen

Im vergangenen Jahr wurde an dieser Stelle (S. 23) auf die positiven präven-
tiven Effekte der Mitwirkung von Kommissionsmitgliedern in Arbeitsgruppen 
(z.B. im BMI) hingewiesen. Diese optimistische Einschätzung kann nur teil-
weise aufrechterhalten werden. Positiv ist hervorzuheben, dass in einer Ar-
beitsgruppe im BMGF unter Mitwirkung von Kommissionsmitgliedern (Kom-
mission 3) eine effektive Umsetzung der Ergebnisse bezüglich sexueller Über-

Sechs  
Regionalkommissionen 
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griffe bestimmter Berufsgruppen im Krankenhaus erzielt wurde. In anderen 
Bereichen muss die Einschätzung im Berichtsjahr deutlich relativiert werden. 
So hat sich bei Kommissionsbesuchen (Kommission 4) gezeigt, dass Planun-
gen, die z.B. in der „Arbeitsgruppe Anhaltung“ im BMI im Konsens vereinbart 
wurden, nach mehr als einem Jahr noch immer nicht umgesetzt sind und 
andere, bereits durch Erlass geregelte Änderungen bald wieder außer Kraft 
gesetzt wurden. Konkret betrifft das die Regelung, dass die Schubhaft – von 
definierten Ausnahmen abgesehen – in Form des offenen Vollzugs praktiziert 
werden soll, und auch die Intensivierung der Betreuung von hungerstreiken-
den Häftlingen.

Ein weiterer Kritikpunkt bezieht sich auf die Verständigungspflichten über sen-
sible Einsätze, bei denen Akte verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangs-
gewalt zu erwarten waren, wie z.B. Razzien, Demonstrationen, Fußballspiele 
oder sogenannte Problemabschiebungen: Einerseits wurden diese Verständi-
gungspflichten trotz erlassgemäßer Verpflichtung nicht immer eingehalten, 
sodass die zuständigen Kommissionen erst im Nachhinein aus Medienberich-
ten oder aus behördeninternen Monitoring-Berichten von kritischen Einsätzen 
erfahren haben. Andererseits gab es Unregelmäßigkeiten der Verständigungs-
intervalle bei Großeinsätzen der Polizei. Bereits 2015 wurde eine Empfehlung 
des NPM veröffentlicht, die auf diesen Punkt verweist: „Nur rechtzeitige Ver-
ständigungen des NPM über bevorstehende Einsätze ermöglichen Beobach-
tungen durch die Kommissionen und damit die Erfüllung des Mandats.“ Die 
Kommissionen verkennen nicht, dass es Planungsprozesse derartiger Einsätze 
geben kann, die eine frühzeitige Verständigung nicht zulassen. Andere aller-
dings werden langfristig geplant, ohne fristgerechte Verständigung des NPM. 
Ein konkretes Beispiel ist die großangelegte konzertierte Aktion im extremis-
tisch-islamistischen Bereich, die in Wien und Graz am 26. Jänner 2017 durch-
geführt wurde (in Wien waren 150 Beamte im Einsatz). Die Verständigung 
erfolgte dennoch kurzfristig mit einem Vorlauf von 19 Stunden. Ein derart 
knapper Zeitlauf erschwert und verhindert mitunter eine Beobachtung durch 
den NPM.

Besuche in PAZ zeigten zu wiederholten Malen eine unzureichende Sensibi-
lität hinsichtlich der Anhaltung in besonders gesicherten Zellen. Die Kom-
mission 4 musste feststellen, dass in einigen Fällen die Aufenthaltsdauer in 
diesen Zellen unverhältnismäßig lange war und in einem Fall zusätzlich mit 
menschenrechtlich bedenklichen Bewegungseinschränkungen (Fesselungen) 
kombiniert wurde. Die Kommission hat in diesem Zusammenhang den Ein-
druck gewonnen, dass Krisensituationen (z.B. Verletzung von Beamten), die 
mit bestimmten Verdachtsmomenten (z.B. Islamismus-Verdacht, anfangs 
vage, später widerlegt) verknüpft werden, leicht zur Eskalation tendieren. Die 
wenig professionelle Handhabung dieser Situationen führt dann dazu, dass 
menschenrechtliche Aspekte völlig bedeutungslos werden. In anderen Fällen 
traten unter den Haftbedingungen der besonderen Sicherung Grundrechte wie 
Hofgang und Nahrungsaufnahme so weit in den Hintergrund, dass aufgrund 
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des Mangels an Aufzeichnungen eine Kontrolle durch den NPM nicht möglich 
war.

Über alle beobachteten Einrichtungskategorien hinweg war eine bisweilen 
unzureichende Sensibilität für die besonderen Bedürfnisse von Personen zu 
beobachten, die neben der allgemeinen Vulnerabilität, die unter Bedingungen 
der Freiheitsentziehung entsteht, besonderer Aufmerksamkeit und Betreuung 
aufgrund von psychischen Störungen bedürften. Dies betrifft psychisch kranke 
Personen im Polizeigewahrsam oder im Strafvollzug ebenso wie traumatisierte 
Flüchtlingskinder in Einrichtungen der Jugendhilfe, psychisch beeinträchtigte 
Minderjährige/junge Erwachsene in sozialpädagogischen Einrichtungen oder 
psychisch kranke Personen in der Altenpflege. Hier fehlt es oft an einer – weit 
über die Auseinandersetzung mit präventiven Maßnahmen im konkreten 
Einrichtungstyp hinausgehenden – generellen Bewusstseinsbildung, um diese 
mehrfach verletzliche Gruppe zu schützen und auf deren Bedürfnisse adäquat 
zu reagieren.

Ein für die Kommissionen schwer fassbares Problem ist das in Medien und von 
NGOs immer wieder kolportierte „Verschwinden“ von minderjährigen Flücht-
lingen, insbesondere von jungen Mädchen, die zunächst erfasst und betreut 
wurden. Sobald unbegleitete jugendliche Flüchtlinge nicht mehr in ihre Be-
treuungseinrichtungen zurückkehren, werden sie aus der Betreuung abgemel-
det. Da sich keine Einrichtung mehr dafür zuständig fühlt, den Verbleib rasch 
zu klären, entsteht nicht nur ein Informationsdefizit über das Schicksal dieser 
Minderjährigen, sondern auch ein gravierendes Problem der verantwortungs-
vollen Obsorge für diese Gruppe.

1.7 Internationale Zusammenarbeit und Kooperationen 
In ihrer Funktion als NPM ist die VA, gemeinsam mit den von ihr eingerichte-
ten Kommissionen, stets an einem intensiven internationalen Erfahrungsaus-
tausch und einer Kooperation mit anderen NPMs interessiert.

Seit Oktober 2013 ist die VA Mitglied des Netzwerks südosteuropäischer NPM-
Einrichtungen, dem sogenannten SEE NPM-Netzwerk. Im Berichtsjahr hatte die 
VA den jährlich wechselnden Vorsitz dieses Netzwerks inne. Als neue Mitglie-
der des Netzwerkes kamen die Präventionsmechanismen aus Griechenland, 
Rumänien und Ungarn dazu. Gemeinsam mit dem Österreichischen Institut 
für Menschenrechte der Universität Salzburg organisierte die VA zwei Arbeits-
treffen des Netzwerkes in Salzburg und in Wien. Der Schwerpunkt lag dabei in 
der Entwicklung einer Besuchsmethodik und der anzuwendenden Standards 
bei der präventiven Kontrolltätigkeit in Alten- und Pflegeheimen. Nach An-
sicht der VA ist es hoch einzuschätzen, dass erstmals Präventionsmechanis-
men aus elf Nationen begonnen haben, ein gemeinsames Verständnis über 
Methodik und Standards zu entwickeln. In diesem Zusammenhang möchte 
die VA sich beim Europarat für seine großzügige finanzielle Unterstützung der 
Mitglieder zur Deckung der Reise- und Aufenthaltskosten bedanken. 

Bedürfnisse psychisch 
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Mit den NPMs des deutschsprachigen Raums (Deutschland, Österreich, 
Schweiz) findet seit 2014 ein regelmäßiger Erfahrungs- und Gedankenaus-
tausch statt. Das diesjährige Treffen fand in Solothurn (Schweiz) statt und 
widmete sich dem Maßnahmenvollzug und den Psychiatrien als Orte der Frei-
heitsentziehung. Die neu errichtete Justizvollzugsanstalt in Solothurn wurde 
gemeinsam besucht, Erfahrungen im Bereich psychiatrischer Einrichtungen 
wurden ausgetauscht. Nach einem Überblick über die menschenrechtlichen 
Standards wurden auch die Problemfelder aus Sicht der Grundrechte analy-
siert und besprochen. Expertinnen und Experten erläuterten die Rechtsgrund-
lagen in den jeweiligen Ländern, diskutierten über Unterschiede und Gemein-
samkeiten und sprachen Empfehlungen aus. Volksanwalt Dr. Kräuter gab im 
Rahmen des Wissensaustausches einen Überblick über die gesetzlichen Grund-
lagen und Problemfelder in Österreich.

Immer mehr Ombudseinrichtungen werden im Rahmen ihrer Aufgabe zum 
Schutz und zur Förderung der Menschenrechte auch mit der Prävention von 
Folter und anderer unwürdiger Behandlung betraut. Das IOI erkannte den 
Bedarf nach maßgeschneiderten Fortbildungsprogrammen in diesem Bereich 
und bietet Workshops mit NPM-Schwerpunkten an, an denen auch die VA re-
gelmäßig teilnimmt. In enger Kooperation mit der anerkannten Vereinigung 
zur Verhinderung von Folter (Association for the Prevention of Torture – APT) 
erarbeitete das IOI ein Training für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Om-
budseinrichtungen, die das NPM-Mandat ausüben. Als Gastgeber dieses Work-
shops lud die litauische Ombudseinrichtung im Juni 2016 nach Vilnius ein. 

Im Fokus standen die Arbeit und das Monitoring in psychiatrischen Einrich-
tungen. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer erarbeiteten im gemeinsamen 
Erfahrungsaustausch Methoden, um die Herausforderungen des Monitorings 
von sogenannten „weniger traditionellen“ Orten der Freiheitsentziehung zu 
meistern. Ausgewiesene Trainer des APT führten durch ein interaktives und 
abwechslungsreiches Programm. Erstmals wurden auch medizinische Exper-
tinnen und Experten hinzugezogen – darunter auch Kommissionsleiterin Ga-
briele Fischer – die durch ihr breites Fachwissen wesentlich zum Erfolg des 
Trainings beitrugen. In seiner Funktion als IOI Generalsekretär betonte Volks-
anwalt Dr. Kräuter, dass vor allem diese weniger traditionellen Einrichtun-
gen, wie z.B. Psychiatrien oder Pflegeheime, mehr in den Fokus der NPMs rü-
cken müssten. Expertinnen und Experten der VA nahmen ebenfalls an diesem 
Workshop teil. 

Aufgrund der großen Nachfrage wird bereits ein weiterführendes IOI NPM-
Training für 2017 geplant. Dieses wird in Wien an der VA stattfinden und sich 
auf innovative Weise dem Schwerpunkt „Do no harm“ widmen.

Im Rahmen bilateraler Besuche findet ebenfalls ein regelmäßiger Austausch 
zu NPM-Themen statt. Volksanwältin Dr. Brinek empfing ihren kosovarischen 
Amtskollegen, um über die Umsetzung des OPCAT-Mandates zu sprechen. 
Auch die Zusammenarbeit der VA mit dem Parlament wurde beleuchtet und 
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die allgemeine Beschwerdebearbeitung erläutert. Die Delegation hatte auch 
die Möglichkeit, die Behindertenanwaltschaft und die Gleichbehandlungsan-
waltschaft zu besuchen.  

Im Sinne einer engeren Kooperation steuert die VA regelmäßig Berichte zu 
den Ausgaben des NPM-Newsletters des Europarates bei. Dieser Newsletter gibt 
einen Überblick über NPM-relevante Informationen in den Mitgliedsstaaten 
des Europarats und bietet eine Plattform zum Austausch von praxisbezogenen 
Fragestellungen und Good-Practice-Modellen. 

1.8 Bericht des Menschenrechtsbeirats 

Der Menschenrechtsbeirat (MRB) konnte im Jahr 2016 seine erfolgreiche Ar-
beit für den NPM ausbauen. In über 30 Sitzungen seiner Arbeitsgruppen er-
arbeitete der Beirat Stellungnahmen an die VA zu Fragen des Umfanges des 
Mandats, zu allgemeinen Themen des präventiven Menschenrechtsschutzes 
und Empfehlungsentwürfen des NPM. Ein besonderes Anliegen war dem MRB 
die Auswertung der Besuchsprotokolle der Kommissionen der VA. Sie diente als 
wertvolle Grundlage für die Anregung künftiger Prüfschwerpunkte des NPM. 

In sechs Plenarsitzungen wurden die Ergebnisse der Tätigkeit des MRB mit den 
Mitgliedern der VA erörtert. Erfreulich ist der Umstand, dass mittlerweile acht 
Stellungnahmen des MRB in einer Leichter-Lesen-Fassung auf der Homepage 
der VA veröffentlicht werden konnten. Die im vergangenen Jahr erarbeiteten 
Überlegungen zu Fragestellungen der VA befassten sich unter anderem mit 
folgenden Themen:

• Mandat des NPM – Sondertransitraum Flughafen

• Mandat des NPM – Staatliche Schutzpflichten in Einrichtungen für Men-
schen mit Behinderungen ohne behördliche Bewilligung oder behördliche 
Aufsicht 

• Mangelnde Verfügbarkeit von Polizeiärzten

• Sexuelle Grenzverletzungen durch Personal einer psychiatrischen Kran-
kenanstalt

• Rechtsschutz für Kinder und Jugendliche mit Behinderung bei altersunty-
pischen freiheitsbeschränkenden Maßnahmen

• Kennzeichnung von Hafträumen in Justizanstalten mit Hinweisen über 
ansteckende Krankheiten der Häftlinge

An dieser Stelle möchten die Vorsitzenden des MRB ausdrücklich den ausge-
schiedenen Mitgliedern und Ersatzmitgliedern für ihre Tätigkeit und die kon-
struktive Zusammenarbeit danken.
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2 Prüfschema, Methodik und Veranlassungen 
 des NPM

2.1 Präambel

Die Bundesverfassung betraut die VA und ihre Kommissionen mit den Auf-
gaben eines Nationalen Präventionsmechanismus (NPM) entsprechend dem 
UN-OPCAT-Protokoll sowie des Monitorings von Einrichtungen und Program-
men gemäß der UN-BRK und der Beobachtung und begleitenden Kontrolle 
aller zur Ausübung unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt ermächtigten 
Organe.

2.2 Ziele- und Grundsätze

Ziel ist der Schutz und die Förderung der Menschenrechte, insbesondere durch 
die regelmäßige und flächendeckende, im Regelfall unangekündigte Kontrolle 
der Kommissionen von Einrichtungen, in denen Menschen die Freiheit entzo-
gen werden kann, sowie von Einrichtungen und Programmen für Menschen 
mit Behinderungen und der Ausübung von Zwangsgewalt durch staatliche 
Organe.

Maßstab für die Erfüllung der Aufgaben der VA und ihrer Kommissionen sind 
alle völkerrechtlich und innerstaatlich zum Schutz der Menschenrechte beste-
henden Normen und entwickelten Grundsätze.

Die gemeinsame Arbeit des NPM orientiert sich an folgenden leitenden Prin-
zipien:

„Qualität vor Quantität“: Die präventive Tätigkeit der VA und ihrer Kommis-
sionen dient dem Schutz vor Menschenrechtsverletzungen sowie Eingriffen in 
Menschenrechte. Unter „Prävention“ werden dabei Maßnahmen und Strate-
gien zur Risikominderung und dem antizipativen Menschenrechtsschutz ver-
standen. Die Verbesserung von allgemeinen Qualitätsstandards ist deshalb 
keine zentrale Aufgabe der Kontrolltätigkeit. Die Konzentration auf die prä-
ventive Kontrolle zum Schutz vor Menschenrechtsverletzungen bedingt die 
Kernaktivitäten der zielgerichteten, unangekündigten Besuche in ausgewähl-
ten Einrichtungen und der vertrauensbildenden Kommunikation mit Men-
schen vor Ort in allen Rollen.

„Schwerpunkte und Themen“: Grundsätzlich orientieren sich die Besuche von 
Kommissionen an konkreten Schwerpunkten und Themen der Kontrolle, ver-
standen als „Stütze, nicht als Korsett“. Die Größe und Zusammensetzung der 
Besuchsdelegationen orientiert sich an den festgelegten Schwerpunkten und 
den von den Kommissionen gewählten Themen sowie der Anzahl und vor-
gesehenen Dauer der Besuche und Beobachtungen. Die Wahrung einer not-
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wendigen Flexibilität, wie z.B. durch allgemeine Erstbesuche oder bei uner-
warteten Eindrücken vor Ort, ist sinnvoll und zweckmäßig. Der freie Blick auf 
Tendenzen muss ebenso möglich sein wie ein rasches und flexibles Reagieren 
auf akute Situationen.

„Harmonisierte Vorgehensweise“: Dem Vorgang der Vorbereitung, der Durch-
führung und der Nachbearbeitung von Kommissionsbesuchen liegt eine ge-
meinsam abgestimmte Methodik zugrunde. Kommissionsübergreifenden Be-
suchsteams wird damit ebenso gedient wie einer bundesweit vergleichbaren 
Weiterentwicklung der Prüfprozesse. Den Hindernissen und Problemstellungen 
durch föderalistische Strukturen bei ähnlichen Einrichtungstypen soll durch 
bundesweit annähernd einheitliche Prüfvorgänge und Beurteilungsmaßstäbe 
entgegengewirkt werden, unbeschadet erforderlicher regionaler Schwerpunkt-
setzungen.

„Dokumentation“: Der Wirkungsgrad zur Verbesserung oder Beseitigung er-
kannter und festgestellter Strukturprobleme hängt entscheidend von Faktoren 
wie Konkretheit, Nachvollziehbarkeit und Quellensicherheit ab. Leitprinzip ist 
eine möglichst einfache und unbürokratische, aber dennoch aussagekräftige 
und faktenorientierte Dokumentation der Prüfergebnisse unter Beachtung der 
international dafür entwickelten Grundsätze, die eine menschenrechtliche Be-
urteilung ermöglichen. Ergänzend können dabei auch bloße Eindrücke und 
vorläufige Wertungen in weiterer Folge von bestimmter Relevanz sein, ins-
besondere für die Themenfestlegung von Follow-up Besuchen oder der Festle-
gung von Schwerpunkten.

„Kommunikation“: Ein intensiver und permanenter Erfahrungsaustausch in-
nerhalb der Teilglieder des NPM ist von zentraler Bedeutung. Dabei fördert 
und erleichtert eine direkte, unmittelbare und vertrauensvolle Kommunika-
tion die gemeinsame Arbeit. Ebenso ist auch ein ständiger Austausch der VA 
mit den Kommissionen über die Fortschritte oder Hindernisse in der täglichen 
Arbeit und im politischen Prozess wichtig, wobei die Teilnahme und Diskussi-
onsmöglichkeit der VA in allen Landesparlamenten angestrebt wird.

„Weiterbildung“: Laufende Informationen über internationale Entwicklun-
gen, Angebote spezieller Trainings und an Fachliteratur unterstützen die Wei-
terentwicklung der gemeinsamen Kontrolltätigkeit, die auch im Lichte der 
Best-Practice-Erwartungshaltung gegenüber Österreich als Nationale Men-
schenrechtsinstitution und Sitz des Generalsekretariats des IOI zu sehen ist.

„Beratung“: Eine möglichst zielgerichtete und effiziente Interaktion des Be-
ratungsprozesses des MRB ist eine gemeinsame Aufgabe des NPM. Da unter 
anderem die Beratung zur „Festlegung genereller Prüfschwerpunkte“ und die 
Erstattung von Vorschlägen zur „Gewährleistung einheitlicher Vorgehenswei-
sen und Prüfstandards“ zu dem Aufgabenfeld des MRB zu zählen ist, wird 
dadurch auch der Ansatz der Harmonisierung der Vorgehensweise unterstützt.
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2.3 Methodik der Kontrolle

Von einer einheitlichen Methodik für Prüfvorgänge vor Ort sind die Beurtei-
lungsmaßstäbe der menschenrechtlichen Bewertung zu unterscheiden. Das 
eine ist der Prozess der Erhebung, das andere die Bewertung in der Sache. 
Diese beiden Komponenten können nicht vollkommen voneinander getrennt 
werden, sondern spielen ineinander. Je nach Fokus der Erhebung (z.B.: Einsatz 
von Securitys in psychiatrischen Kliniken oder Versorgung mit Nahrungsmit-
teln bei Abschiebungen) sind unterschiedliche Schritte, respektive Ermittlungs-
instrumentarien in der Erhebung notwendig, weshalb Prozess und Bewertung 
nicht voneinander isoliert werden können, sondern der Prozess letztendlich 
das Mittel zur Bewertung ist.

Demzufolge und im Einklang mit den Zielen, Grundsätzen und dem Maß-
stab der Kontrolle richtet sich die Vorgangsweise der Kommissionen in der Be-
suchspraxis zur Erreichung einer österreichweiten Vergleichbarkeit der men-
schenrechtlichen Beurteilungen nach den internationalen Standards, insbe-
sondere nach dem „Analytical self-assessment tool for National Prevention 
Mechanisms“ (Subcommittee on Prevention of Torture and Other Cruel, In-
human or Degrading Treatment or Punishment; Twelfth Session, 6 February 
2012, CAT/OP/1) und den „Guidelines on National Preventive Mechanisms“ 
(Subcommittee on Prevention of Torture and Other Cruel, Inhuman or Degra-
ding Treatment or Punishment, 9 December 2010, CAT/OP/12/5) nach folgen-
dem Schema:

• Formulierung eines eindeutigen und klar abgegrenzten Prüfschwerpunk-
tes bzw. Prüfthemas, da dies sowohl für die Qualität der Erhebungen wie 
auch den nötigen Freiraum für die Wahrnehmbarkeit von darüber hinaus-
gehenden Problemlagen nötig ist.

• Darlegung, welche (inter)nationalen Standards und gesetzlichen Rahmen-
bedingungen diesbezüglich bestehen.

• Erarbeitung innerhalb des NPM, welche Ermittlungsschritte (jedenfalls) zu 
setzen sind (z.B.: Interviews mit bestimmten Personen, Einsicht in gewisse 
Dokumentationen usw.). Im Zuge dessen wird auch überlegt, wie die erho-
benen Umstände am besten gegengeprüft werden können („cross-check“).

• Aus den Protokollen soll hervorgehen, ob die vereinbarten Ermittlungs-
schritte unternommen wurden oder aus welchen Gründen dies nicht mög-
lich war.

2.4 Die Veranlassungen

Die Besuchsprotokolle schließen mit einer menschenrechtlichen Beurteilung. 
Diese beinhaltet einen Erledigungsvorschlag an die VA sowie nähere Ausfüh-
rungen dazu. Ergänzend können die Kommissionen auch vorschlagen, dass 
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noch weitere einrichtungsübergreifende Erhebungen von der VA erfolgen sol-
len. Sofern sich aus dem Besuchsprotokoll nicht ergibt, dass keine weiteren 
Veranlassungen erforderlich sind, konfrontiert die VA das für die Aufsicht und 
Führung verantwortliche oberste Organ und gegebenenfalls auch den Träger 
der Einrichtung mit den Wahrnehmungen der Kommission (Konsultationsver-
fahren bzw. Vorhalteverfahren). Hiervon werden die Kommissionsleiter lau-
fend verständigt.

Nach Abschluss der Untersuchung ergeht die abschließende Beurteilung (Be-
wertung) an das oberste Organ. Diese kann Anregungen zur Beseitigung von 
festgestellten Mängel oder der Umsetzung präventiver Maßnahmen enthal-
ten. Auf Vorschlag der Kommissionsleitung oder der VA wird in einem be-
stimmten Fall oder aus Anlass eines solchen gemeinsam der Entwurf einer 
„Empfehlung gemäß Artikel 148c B-VG“ ausgearbeitet. Diese enthält neben 
einer kurzen Darstellung des Anlasses bzw. der festgestellten Missstände in an-
onymisierter Form und der menschenrechtlichen Beurteilung einen „Leitsatz“, 
worin der angewendete menschenrechtliche Standard festgelegt wird und wel-
che Maßnahmen seitens der verantwortlichen staatlichen Organe getroffen 
werden sollen.

Danach werden die Empfehlungsentwürfe dem MRB vorgelegt und nach des-
sen beratender Befassung den obersten Organen der Verwaltung übermittelt. 
Der Adressat der Empfehlung ist verpflichtet, innerhalb eines Zeitraumes von 
acht Wochen der Empfehlung der VA zu entsprechen und dies mitzuteilen oder 
schriftlich zu begründen, warum der Empfehlung nicht entsprochen wurde. 
Die Veröffentlichung auf der Homepage hat diese Stellungnahme in allenfalls 
gekürzter Form jedenfalls zu enthalten.

Sofern nicht Gebietskörperschaften Träger der kontrollierten Einrichtungen 
sind, werden deren Leitungsorgane von der Beurteilung der VA in sinngemäßer 
Anwendung des Artikel 148c B-VG in geeigneter Form verständigt und deren 
staatliche Aufsichtsbehörde in Kenntnis gesetzt. Ab Beschluss der Empfehlung 
ist deren Inhalt für den NPM verbindlich (Leitsatz). Auf ihre Einhaltung ist bei 
den weiteren Besuchen von den Kommissionen zu achten. Die Leitsätze sollen 
einerseits den Kommissionen zur Vorbereitung künftiger Besuche (Follow-up 
Besuche) dienen, andererseits kann auf sie bei Erstellung der Besuchsproto-
kolle zurückgegriffen werden. Mit ihnen wird so neben dem Aufzeigen von 
Menschenrechtsverletzungen auch dem präventiven Charakter des Mandats 
Rechnung getragen.
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3 Feststellungen und Empfehlungen

3.1 Alten- und Pflegeheime

3.1.1 Einleitung

Im Berichtsjahr 2016 wurden insgesamt 125 Einrichtungen, die sich der Pflege 
älterer Menschen widmen, besucht. In den Besuchsplanungen der Kommis-
sionen wurde darauf Bedacht genommen, Institutionen unterschiedlichster 
Größe und Trägerschaft zu berücksichtigen. 37-mal erfolgten sogenannte Fol-
low-up Besuche, um zu erheben, ob bereits festgestellter Veränderungsbedarf 
anerkannt und Empfehlungen des NPM umgesetzt wurden. Das ist in hohem 
Maße der Fall gewesen. Allerdings zeigt sich, dass überall dort, wo strukturelle 
Defizite primär auch auf defizitär erachtete Personalressourcen zurückzufüh-
ren sind, vom NPM zwar teilweise Veränderungen der Dienstpläne, aber kaum 
zusätzliche Personalaufstockungen erwirkt werden konnten.

Die Einwohnerzahl Österreichs wächst, gleichzeitig altert die Bevölkerung. 
Dies sind die Haupttrends der Bevölkerungsprognose der Statistik Austria 
aus 2016, die sich auch in Zukunft fortsetzen werden. Demnach befindet sich 
Österreich, wie andere Industrieländer, im Wandel zu einer demografisch al-
ternden Gesellschaft, bei der vor allem die Gruppe der Hochbetagten (über 
85-Jährigen) prozentuell am stärksten wächst. Diese Bevölkerungsgruppe 
zählte 2015 insgesamt 216.365 Personen, bis 2030 soll sie um 59,6 % bzw. 
bis 2040 auf 448.805 Personen, also insgesamt um fast 107 % ansteigen. In 
Pflegeinstitutionen kommt es dementsprechend vermehrt zur Aufnahme von 
multimorbiden Personen, Menschen mit Demenz oder anderen psychischen 
Erkrankungen und Behinderungen. Dies stellt hohe Anforderungen sowohl an 
die Präsenz als auch fachliche und soziale Kompetenzen von Pflege- und Be-
treuungspersonal. Die von der Politik gestalteten Rahmenbedingungen tragen 
dem nicht Rechnung; das Missverhältnis zwischen steigenden Herausforde-
rungen und den tatsächlichen personellen Ressourcen in Einrichtungen wird 
von allen Kommissionen wahrgenommen.

Die Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des Betriebes von Heimen für 
Personen, die wohl ständiger Pflege, aber bloß fallweiser ärztlicher Betreuung 
bedürfen, fällt in die Zuständigkeit der Länder. 1993 wurde eine Vereinbarung 
nach Art. 15a B-VG zwischen Bund und Ländern mit der Zielsetzung verab-
schiedet, „die Vorsorge für pflegebedürftige Personen bundesweit nach glei-
chen Zielsetzungen und Grundsätzen zu regeln“. Auch das Pflegefondsgesetz 
2011 verfolgt mit der finanziellen Beteiligung des Bundes das definierte Ziel ei-
ner Vereinheitlichung von pflegerischen Leistungsangeboten. Von einem bun-
desweiten Mindeststandard kann keine Rede sein. Ausständig sind die vom 
NPM und dem RH geforderten Angleichungen teils stark divergierender Vorga-
ben zur Personalbedarfsberechnung und dafür zugrunde liegender Methoden.
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Die OÖ Pflegeheimverordnung stellt dafür auf die Zahl der Pflegebedürftigen 
und ihre Zuordnung zu Pflegegeldeinstufungen ab, ohne soziale Komponenten 
zu berücksichtigen. Der mit Verordnung festgesetzte Mindestpersonalschlüssel 
in der Stmk verwendet dafür andere Parameter und ist nach Darstellung der 
AK Stmk trotz einer 2016 erfolgten Erhöhung im Vergleich niedriger. Die Ver-
ordnung zum Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz sieht einen wiederum an-
ders berechneten Mindestpersonalschlüssel vor, der „bei Bewohnerinnen und 
Bewohnern mit besonderem Pflegebedarf“ zu erhöhen ist. Das Tiroler Heimge-
setz beschränkt sich auf die Anordnung, dass „jederzeit genügend geeignetes 
Personal“ zur Verfügung stehen muss, wobei der von der LReg vorgegebene, 
vielfach kritisierte, Minutenschlüssel die Zeit für einzelne Pflegehandlungen 
limitiert. Im Bgld wird das Verhältnis zwischen Pflegebedürftigen und -perso-
nal per Verordnung mit einer mathematischen Formel samt darin inkludierter 
– grob und äußerst knapp kalkulierter – Mindestpflegeminuten festgelegt. In 
Vbg wird die „Gewährleistung angemessener Pflege“ durch einen Erlass kon-
kretisiert. Dieser regelt, wie viele Personen in welchen Pflegestufen von einer 
Pflegekraft maximal betreut werden dürfen. In Ktn stellt die Heimverordnung 
auf die Zahl Pflegebedürftiger und davon abhängig die Qualifikation des be-
nötigten Personals ab; Pflegegeldeinstufungen spielen hier keine Rolle. Das 
Sbg Pflegegesetz verpflichtet „eine ausreichende Zahl an angestelltem, fach-
lich qualifizierten Pflegepersonal und nicht pflegendem Hilfspersonal entspre-
chend der Anzahl der Bewohner sowie der Art und dem Ausmaß der diesen zu 
erbringenden Leistungen“ zur Verfügung zu stellen; konkretisierte Vorgaben 
dazu gibt es nicht. In NÖ hat die LReg ein Handbuch mit Berechnungsricht-
linien erstellt und für eigene Einrichtungen als verbindlich erklärt; für priva-
te Träger gilt die gesetzliche Anordnung, dass „jederzeit ausreichendes und 
qualifiziertes Personal für die Pflege und den sonstigen Heimbetrieb“ vorhan-
den sein muss. Heimgrößenbezogene Vergleiche der Personalausstattungsvor-
gaben der Bundesländer sind dementsprechend schwierig; eine Betrachtung 
qualitativer bzw. multidisziplinärer Personalvorgaben zeigt ein ähnlich unbe-
friedigendes Bild (siehe im Detail: Staflinger, Heidemarie (2016): Der oö. Min-
destpflegepersonalschlüssel für Alten- und Pflegeheime auf dem Prüfstand. 
Grundlagen – Herausforderungen – Entwicklungsbedarf. Hg. v. Arbeiterkam-
mer Oberösterreich, Linz, S. 18 ff.). 

Es besteht aus Sicht des NPM dringender Handlungsbedarf. Die Pflege und 
Betreuung von Menschen mit neurodegenerativen kognitiven Beeinträchti-
gungen, Demenz oder Behinderung erfordert Präsenz und hohes geriatrisches 
Know-how durch einen Qualifikationsmix. Dieser zusätzliche Aufwand ist in 
den Personalschlüsselberechnungen nicht ausreichend abgebildet. Der NPM 
fordert Bund und Länder auf, den geänderten Gegebenheiten Rechnung zu 
tragen.

Alltagsrelevant in der Langzeitpflege sind z.B. Symptome wie Unruhezustän-
de, Apathie, depressive Stimmungen, Suizidalität, Desorientiertheit, Sinnes-
täuschungen oder aggressive und abwehrende Verhaltensweisen. Diese bedin-
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gen notwendigerweise einen erhöhten Betreuungsbedarf und eine individua-
lisierte Interaktion und Kommunikationskultur mit den Betroffenen. Erschwe-
rend kommt für einen Teil der Menschen mit Demenz hinzu, dass sie, je nach 
Biografie und Erkrankungsdauer, nur eingeschränkt oder gar nicht mehr in 
soziale Netze eingebunden sind. Wenn eine soziale Unterstützung außerhalb 
der Institution nur in geringem Umfang existiert, sind die anderen Heimbe-
wohnerinnen und -bewohner sowie die professionell Pflegenden häufig die 
einzigen Bezugspersonen.

Der Behandlungs- und Betreuungsfokus bei an Demenz erkrankten Menschen 
muss aus Sicht des NPM auf dem Erhalt von subjektivem Wohlbefinden und 
der Optimierung objektiver Lebensbedingungen als wesentliche Elemente von 
Lebensqualität liegen. Empfehlungen des NPM umfassen deshalb insbeson-
dere den Einsatz personenzentrierter Pflege sowie die Umsetzung des Norma-
lisierungsprinzips in der Tagesstruktur. In den Mittelpunkt der Erhebungen 
stellt der NPM dabei Alltagsorientierung, Biografiearbeit und Milieutherapie. 
Besondere Bedeutung kommt auch der Validation, der basalen Stimulation, 
der Reminiszenz-Therapie, der Beschäftigung und Bewegung als Formen der 
verstehenden Kommunikation und Interaktion zu. Sensorische und konsen-
suelle Erfahrungen werden durch gemeinsames Kochen und Essen gesteigert. 
Spezielle Vorlieben der Bewohner sollten ebenso berücksichtigt werden wie der 
Kalorien- und Vitamingehalt der Ernährung. Positiv bewertet der NPM den 
Einsatz von Dementia Care Mapping (DCM) als Erhebungsinstrument sowohl 
zur Lebensqualität der Bewohnerinnen und Bewohner als auch zur Pflegequa-
lität.

Die gerontopsychiatrische Betreuung erweist sich in vielen Einrichtungen als 
defizitär. Außerhalb von Vbg und den Einrichtungen des KAV in Wien gelingt 
es nach Wahrnehmung des NPM nicht flächendeckend, regelmäßig mehr-
mals im Jahr Fachärztinnen und Fachärzte für Neurologie und Psychiatrie zur 
Diagnostik und Behandlung gerontopsychiatrisch erkrankter Bewohnerinnen 
und Bewohner in die Langzeitpflege einzubinden. Es gibt Bezirke in Ö (z.B. 
Tamsweg/Lungau), in denen nach wie vor keine Psychiaterinnen und Psychi-
ater als Vertragspartner der Krankenkassen tätig und als Konsiliarfachärztin-
nen und -fachärzte vor Ort für Heime verfügbar sind. 

Stationäre Pflegeeinrichtungen für Demenzkranke brauchen umfassend bar-
rierefreie räumliche und bauliche Gegebenheiten, in denen sich desorientierte 
ältere Menschen weitgehend frei und ohne Beeinträchtigung des Sicherheits-
gefühls bewegen und aufhalten können. Vertrautes, altersgerechtes Mobiliar 
sowie Rückzugsnischen schaffen Behaglichkeit, die in krankenhausähnlichen 
Gebäuden mit einer vorgegebenen Einrichtung zumeist fehlt. Gut sichtba-
re Orientierungshilfen, der Verzicht auf spiegelnde Flächen, das Achten auf 
Blendfreiheit sowie der Einsatz von kontrastarmen Böden verringern die Ge-
fahr, dass ältere Menschen irritiert werden. 
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Selbst in Einrichtungen, die über Außenflächen und Gärten verfügen, fehlt 
dem Personal nach Feststellung der Kommissionen vielfach die Zeit, die Be-
wohnerinnen und Bewohner regelmäßig ins Freie zu begleiten. Bewegung im 
Alter stellt einen wichtigen Aspekt in der Pflege und Betreuung dar. Schon im 
Vorjahr verwies der NPM darauf (PB 2015, Band „Präventive Menschenrechts-
kontrolle“, S. 36), dass Bewohnerinnen und Bewohner tendenziell zu wenig 
Mobilitätsförderung erhalten, weil dem Pflegepersonal dazu nicht ausreichend 
Ressourcen zur Verfügung stehen. Die Anstellung von Physiotherapeutinnen 
und Physiotherapeuten könnte Abhilfe schaffen und wäre auch im Hinblick 
auf die Komplexität des Zusammenwirkens körperlicher und psychischer Stö-
rungen von Vorteil. Der NPM betont daher die Wichtigkeit der Physiotherapie 
für ältere Menschen.

Eine arbeits- und pflegewissenschaftliche Bewertung aktueller qualitativer 
und quantitativer Anforderungen in der stationären Langzeitpflege ist gerade 
auch aus menschenrechtlicher Sicht ein Gebot der Stunde. Im Interesse der 
Pflegebedürftigen und der ca. 45.000 in diesem Sektor Beschäftigten hat die 
öffentliche Hand nicht nur eine Finanzierungsverantwortung, sondern muss 
damit auch eine Zielsteuerung betreiben und darf diese nicht fast ausschließ-
lich der Trägerverantwortung überlassen.

Die derzeitige Situation hat gravierende nachteilige Auswirkungen. Obwohl es 
im gesamtgesellschaftlichen Interesse ist, die Attraktivität der Pflegeberufe zu 
erhöhen und Arbeitsbedingungen zu schaffen, die Heimbewohnerinnen und 
-bewohnern zugutekommen, bestimmen die Ökonomisierung der sozialen Ar-
beit und damit auch Sparzwänge die öffentliche Debatte. Die Kommissionen 
stellen oft fest, dass das Pflegepersonal überlastet und hin- und hergerissen ist 
zwischen den Zwängen des Zeit- und Kostendrucks und dem in der Ausbildung 
vermittelten Berufsethos und Leistungswillen.

Ein weiteres Problem: Es gibt keine verbindlichen Regelungen für die Beset-
zung von Nachtdiensten. Die Betreuungsqualität in der Nacht richtet sich 
nach Dienstplänen, die vielfach kein Abendprogramm zulassen und sich 
nicht nach den teils demenzbedingt verschobenen Schlafbedürfnissen der Be-
wohnerinnen und Bewohner ausrichten. Vermehrte Krankenstände, Burnout 
und vorzeitige Berufsaustritte älterer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
sich den Anforderungen der Tag- und Nachtdienste nicht mehr gewachsen 
sehen, verschärfen diese Situation.

Seit Jahrzehnten herrscht in Fachkreisen Einigkeit darüber, dass Pflegeheime 
kein adäquater Lebensraum für jüngere Menschen mit Behinderung mit er-
höhtem Pflegebedarf sind und Fehlplatzierungen durch den Ausbau gemein-
denaher Unterstützungsstrukturen und persönlicher Assistenz vermieden wer-
den müssten. Kommissionen sind in Wien, NÖ, Stmk und Tirol auch 2016 
mehrfach auf solche Problemunterbringungen gestoßen. Der NPM hat des-
halb auch medial auf die menschenrechtliche Problematik dieses Themas hin-
gewiesen.

Zu wenig Mobilitätsför-
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Aus menschenrechtlicher Sicht darf es in keinem behördlich bewilligten oder 
geduldeten Setting der pflegerischen Langzeitbetreuung zu einer Einschrän-
kung von Autonomie, Selbstbestimmung sowie des Wohlbefindens der Bewoh-
nerinnen und Bewohner kommen. Alle diese Institutionen sind Lebensmittel-
punkt und Lebensraum von Menschen, die wegen ihrer altersbedingten Hilfs-
bedürftigkeit auf die Unterstützung Dritter angewiesen sind. 

Das Konstrukt „Lebensqualität“ wird auf Basis aktueller Forschung über meh-
rere Qualitätsdimensionen abgebildet. Diese betreffen Gesundheit und Wohl-
befinden, Mitwirkung und Information, Selbstständigkeit und Selbstbestim-
mung, Sicherheit, Spiritualität und Sinngebung, Teilhabe und Beschäftigung, 
Wohnen und hauswirtschaftliche Versorgung sowie Würde und Respekt.

Aufsichtsbehördliche Kontrollen fokussieren nach Wahrnehmung des NPM 
vor allem strukturelle Gegebenheiten (Personalschlüssel, Personalqualifikati-
on, Belegungen und andere Ausstattungsmerkmale) und Pflegeprozesse. Die 
Konzentration auf die Prozess- und Strukturqualität verschafft Aufsichtsbehör-
den damit nur eine eingeschränkte Aussage über die Ergebnisqualität von Pfle-
ge- und Betreuungsdienstleistungen. Objektive Indikatoren einer qualitativen 
Pflege, wie etwa die Anzahl von Freiheitsbeschränkungen, die Häufigkeit und 
Folgen von Sturzereignissen, die Anzahl und Schweregrade von Dekubital-
geschwüren, das Auftreten von Katheterinfektionen, Medikamentenfehlern, 
Gewichtsverlust etc. werden von Aufsichtsbehörden bei Regelkontrollen an-
satzweise erhoben, aber nicht für Vergleiche zwischen Einrichtungen nutzbar 
gemacht. Ein systematisches Vorgehen im Sinne eines umfassenderen Qua-
litätssicherungskonzeptes müsste ergänzend auch beinhalten, bei Heimbe-
wohnerinnen und Heimbewohnern, Angehörigen und beim Personal die Zu-
friedenheit mit Pflege- und Betreuungsdienstleistungen messbar zu machen. 
Eine transparente und valide Pflege-Ergebnisqualitätsbeurteilung steht – wie 
der Bericht der Gesundheit Österreich GmbH 2013 ausführlich begründet – in  
Österreich erst am Anfang. 

Im Oktober 2016 wurden in einem Pflegeheim in NÖ, dem wiederholt das 
Nationale Qualitätszertifikat für Alten- und Pflegeheime (NQZ) verliehen wur-
de, staatsanwaltschaftliche Ermittlungen eingeleitet. Vier Pflegekräfte einer 
Station stehen im Verdacht, schwer demente Pfleglinge über Monate hinweg 
grausam gequält zu haben. Unter anderem wurde zur Anzeige gebracht, dass 
während gemeinsamer Nachtdienste Haarspray ins Gesicht gesprüht, Kot in 
den Mund gestopft und ätherischer Alkohol in Augen und Genitalien verrie-
ben wurde. 

Ausgezeichnet mit dem NQZ werden Häuser, die bestimmte Qualitätsma-
nagement-Systeme eingeführt haben und sich – über die Erfüllung gesetzli-
cher Voraussetzungen hinaus – systematisch um größtmögliche individuelle 
Lebensqualität bemühen. Auch hier zeigt sich trotz der durch das NQZ erfolg-
ten Fremdevaluierung, dass die Ergebnisqualität der Pflege deutlich von ver-
meintlich verwirklichten Standards abweichen kann. Für den NPM stellt sich 
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unter Präventionsaspekten die Frage, welcher Schutzfaktoren es bedurft hätte, 
um Misshandlungen zu vermeiden bzw. diese zumindest deutlich früher zu 
erkennen. Diesem Aspekt wird der NPM nach Vorliegen von Erhebungen der 
Kommission 6 2017 nachgehen.

Dem Jubiläumsfonds der OeNB ist angesichts dieser ernüchternden Bilanz da-
für zu danken, dass dem NPM durch seine Förderung eine anwenderorientierte 
Studie zur Verfügung steht. Die Studie von Mag.a Petra Niederhametner (Pro-
jektleiter: em. o. Univ.-Prof. Dr. Stefan Titscher) widmet sich der Prävention 
von Menschenrechtsverletzungen in Pflegeheimen und psychiatrischen Abtei-
lungen. Sie geht der Frage nach, wo menschenrechtliche Gefährdungslagen 
bestehen und wie diese ausgeschaltet werden können. Risiken und präventive 
Maßnahmen werden in acht für die Arbeit des NPM zentralen Themenschwer-
punkten ausführlich erörtert (u.a. Mangelernährung, Medikation und Arznei-
mitteltherapiesicherheit, der Einsatz freiheitsbeschränkender Maßnahmen 
und Gewalt). 

3.1.2 Geriatrische Pflege braucht Achtsamkeit und  
 Führungskompetenz

Um die Betreuung und Pflege hochbetagter multimorbider Menschen auf ei-
nem hohen Standard gewährleisten zu können, bedarf es einer achtsamen 
Grundhaltung der gesamten Organisation. Ein zentraler Aspekt des Men-
schenrechtsverständnisses und damit der Pflegephilosophie ist der Glaube an 
den Wert und die Würde jeder Person.

Aufgabe der Heimträger, Heim- und Pflegedienstleitung ist es, Rahmenbedin-
gungen herzustellen, die eine menschenwürdige Pflege ermöglichen und si-
cherstellen. Gute Beziehungen am Arbeitsplatz wirken dabei Überforderungen 
und Gewalt entgegen. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in den Prozess 
der Qualitätsentwicklung und Dienstplangestaltung eingebunden sind, die 
Selbstverantwortung tragen und durch Supervision, Fort- und Weiterbildun-
gen, regelmäßige Pflegevisiten und Fallbesprechungen darin auch laufend 
unterstützt werden, sind stressresistenter. Aufgabe aller ist es auch, Pflegemaß-
nahmen „state of the art“ zu erbringen und nachvollziehbar zu dokumen-
tieren. Gemeinsame Kontrollen der Pflegedokumentation und Feedback der 
Pflegedienstleitung sowie gezielte Schulungen zu Pflegeprozessen und deren 
richtiger Dokumentation sind aus Sicht des NPM wichtige Voraussetzungen, 
um Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ihren Kompetenzen zu stärken. 

Die Befragungen von Pflegekräften in Langzeitpflegeeinrichtungen durch 
Kommissionen lassen den Schluss zu, dass mit einem guten Zusammenhalt 
selbst knappe Personalbesetzungen und schwierige Pflegefälle zu meistern 
sind. Ein wesentlicher Aspekt dabei ist Achtsamkeit und das gegenseitige Zu-
gestehen von Reflexionsräumen, um Konflikte besprechen zu können, Unsi-
cherheiten und Fehler zugeben sowie Kritik und Veränderungen zulassen zu 
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können. Psychohygiene ist in sozialen Berufen unverzichtbar; aus diesem 
Grund sieht der NPM auch Heimleitungen in der Pflicht, Supervision aktiv 
anzubieten.  

Was eine gute Führung innerhalb von nur acht Monaten zu leisten imstande 
ist, konnte die Kommission 5 in einem NÖ Landespflegeheim nachvollziehen. 
Beim Besuch im Jänner 2016 wurden zahlreiche Empfehlungen ausgespro-
chen, beim Folgebesuch im September 2016 waren große Teile davon erfüllt. 
Pflegeheim- und Stationsleitung unternahmen große Anstrengungen, um die 
Lebensbedingungen der Bewohnerinnen und Bewohner zu verbessern. Die 
Kommission hielt fest, dass die Zimmer einer Station neu und viel persönlicher 
gestaltet wurden sowie freiheitsbeschränkende Maßnahmen deutlich reduziert 
werden konnten. Zusätzliches Personal wurde zur Beschäftigung der Bewoh-
nerinnen und Bewohner eingesetzt. Es wurden Dienstpläne einvernehmlich 
umgestellt, um ein Abendprogramm anbieten und die zuvor deutlich zu früh 
angesetzten Abendessenszeiten nach hinten verlegen zu können. 

Wie negativ sich ein Wechsel der Heim- und Pflegedienstleitung auswirken 
kann, zeigte sich bei einem anderen Kontrollbesuch. Die Kommission 6 hatte 
2014 ein privat geführtes Pflegeheim mit 132 Pflegeplätzen besucht und einen 
insgesamt guten Eindruck gewonnen. 2016 wurde das Heim wegen eingelang-
ter Beschwerden kurzfristig wieder in die Besuchsplanung aufgenommen. Vor 
Ort wurde deutlich, dass innerhalb eines Jahres insgesamt 63 Pflegekräfte neu 
eingetreten und 55 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem Heim ausge-
schieden waren. Auf der Demenzstation nahm die Kommission kaputte Sessel 
und lose hängende Kabel wahr. Im Aufenthaltsbereich blieben Demenzkran-
ke nach dem Frühstück bis zum Mittagessen stundenlang ohne Aktivierung 
und Ansprache sich selbst überlassen. Die Pflegedokumentation bestand aus 
einer Aneinanderreihung von Textbausteinen. Ein Demenzkonzept oder eine 
Schmerzevaluierung fehlte; einige Bewohnerinnen wiesen Hämatome un-
klaren Ursprungs auf. Bei 32 Bewohnerinnen und Bewohnern, die von frei-
heitsbeschränkenden Maßnahmen betroffen waren, war nicht ersichtlich, ob 
der Einsatz gelinderer Mittel versucht wurde. In den Jahren zwischen 2014 
bis 2016 fanden nur Einschulungen, aber keine pflegfachlichen Ausbildungen 
statt. Das Personal beklagte Führungsfehlverhalten, raue Umgangsformen, 
ein überaus schlechtes Arbeitsklima und unklare Dienstzuteilungen. Der NPM 
mahnte dringende aufsichtsbehördliche Maßnahmen bis hin zum Entzug der 
erteilten Genehmigung ein. 

Der Heimträger ist nicht nur in NÖ tätig, sondern betrieb bis Ende 2016 auch 
in Wien zwei Seniorenheime, bei denen die Kommission 4 zuletzt ähnlich 
schlechte Personalführungskompetenzen, eine auffällig hohe Personalfluk-
tuation und viele Beschwerden über Unzulänglichkeiten wahrnahm. Beide 
Wiener Einrichtungen erfüllen nach Ansicht der Kommission 4 nicht jene 
Qualitätsstandards, die andere Wiener Pflegeheime auf Grundlage ihrer Mit-
gliedschaft beim Dachverband der Wiener Sozialeinrichtungen in Form einer 
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Selbstverpflichtung übernommen haben. Inzwischen erfolgte ein Betreiber-
wechsel, dessen Auswirkungen der NPM im Auge behalten wird. 

In einer steirischen Einrichtung, in der 35 Personen mit psychiatrischer Diag-
nose leben, wechselten binnen weniger Monate die gesamte Führung (Heim- 
und Pflegedienstleitung) sowie 80 % der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Insbesondere der Nachtdienst im dreigeschoßigen Gebäude durch bloß zwei 
Pflegepersonen war angesichts der Krankheitsbilder sehr belastend. Es kam 
zu zahlreichen Komplikationen. Nachweislich ereigneten sich von Jahresbe-
ginn bis Mitte Oktober 2016 vorwiegend in der Nacht 80 Stürze mit zum Teil 
schweren Verletzungsfolgen, die auch längere Krankenhausaufenthalte zur 
Folge hatten. In Dekursen des LKH Graz, in welche die Kommission 3 Einsicht 
nahm, wurde dem Heim dringend nahegelegt, Maßnahmen zur Sturzprophy-
laxe zu ergreifen. Die Anschaffung von zusätzlichen Hilfsmitteln wurde laut 
Angaben des Personals von der Einrichtungsträgerin allerdings aus Kosten-
gründen abgelehnt. Die vom NPM kontaktierte Aufsichtsbehörde hat inzwi-
schen für den Ankauf elektronischer Überwachungssysteme (Sensormatten, 
Körperdrucksensor, Chip) und Niederflurbetten zur Minimierung des Sturzri-
sikos und der Verletzungsfolgen Sorge getragen. Mehr Personal in der Nacht 
wäre nach Ansicht der Aufsichtsbehörde wünschenswert, konnte aber – weil 
der Mindestpersonalschlüssel sogar überschritten war – mangels Rechtsgrund-
lagen nicht vorgeschrieben werden. 

In einem Pflegeheim in Ktn hatte die Kommission 3 schon 2015 gravierende 
Defizite festgestellt. Beim Folgebesuch im Juli 2016 wandten sich sowohl das 
Personal als auch die Bewohnerinnen und Bewohner und deren Angehörige 
hilfesuchend an die Expertinnen und Experten. Innerhalb von acht Mona-
ten hatte das gesamte diplomierte Personal inklusive der Pflegedienstleitung 
die Einrichtung verlassen. Neu eingestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
wirkten zwar auf die Kommission bemüht, wurden aber weder eingeschult 
noch hat sich ein Teamgeist entwickelt. Von ursprünglich 25 Ärztinnen und 
Ärzten waren nur noch vier zu Visiten im Pflegheim bereit. Mehrere Bewoh-
nerinnen und Bewohner schilderten der Kommission, wie sehr sie unter der 
schlechten Betreuungssituation leiden. Die Ktn LReg verwies gegenüber dem 
NPM darauf, im Berichtsjahr mehr als zehn aufsichtsbehördliche Vorortprü-
fungen durchgeführt zu haben. Weil Auflagen von der Einrichtung nicht frist-
gerecht umgesetzt wurden, verhängte die Behörde eine Ersatzvornahme und 
beauftragte auf Kosten des Einrichtungsträgers diplomierte Fachkräfte eines 
mobilen Dienstes mit der Überwachung der Pflegedokumentation und der 
Ausgabe der Medikamente.

In einem Bgld Pflegeheim war die Pflegedokumentation derart lückenhaft und 
unzureichend, dass über Monate keine Einträge aufschienen. So war auch für 
die Kommission 6 nicht immer ersichtlich, wem welche Medikation verab-
reicht wurde. Gegenüber der Kommission verwies das Personal darauf, keine 
ausreichende Einschulung in das Dokumentationssystem erhalten zu haben. 
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Das Fehlen eines Qualitätsmanagements auf Ebene der Leitung führte hier 
nicht nur zu unzulässigen – weil nicht der Bewohnervertretung gemeldeten – 
Freiheitsbeschränkungen und einer teils unrichtigen Medikamentenausgabe, 
sondern auch zu weiteren gravierenden Verletzungen pflegefachlicher Stan-
dards: Pflegeplanungen nahmen nicht auf höhere Sturzrisken Bedacht; eine 
regelmäßige Schmerzerhebung unterblieb. 

Auch unbearbeitete Teamkonflikte können dazu führen, dass Verantwortlich-
keiten nicht wahrgenommen und Bewohnerinnen und Bewohner vernachläs-
sigt werden. Die Kommission 1 erlangte in Tirol Kenntnis davon, dass Streitig-
keiten zwischen Mitarbeiterinnen dazu führten, dass inkontinente Bewohne-
rinnen und Bewohner, die vom Tagdienst vor dem Zubettgehen nicht mehr ge-
reinigt und mit frischen Inkontinenzprodukten versorgt worden waren, auch 
vom Nachtdienst ignoriert wurden. Das Verharren in Harn und Kot führt bei 
ohnehin geschwächter Altershaut zu schmerzhaften Hauterkrankungen und 
Dekubitusgeschwüren. Eine Pflegekraft wurde deshalb gekündigt.

Achtsamkeit von Führungspersonal und Pflegekräften ist auch gefordert, wenn 
es um Konflikte zwischen Bewohnerinnen und Bewohnern geht; insbesondere 
sollten auch Rückzugsmöglichkeiten angeboten werden. Fälle wie die tödliche 
Attacke einer durch gelegentliche Schreie am Einschlafen gehinderten 88-Jäh-
rigen auf ihre Mitbewohnerin sollten eine deutliche Warnung sein, dass aus 
zwischenmenschlichen Konflikten und aus psychischen Erkrankungen resul-
tierende Gewaltpotenziale ernst zu nehmen sind.

E

 X Um eine gute Lebensqualität der Bewohnerinnen und Bewohner sicher zu gewährleisten,  
 müssen gute Arbeitsbedingungen des Personals und die erforderliche Personalführungs- 
 kompetenz der Leitung sichergestellt werden. 

 X Eine hohe Personalfluktuation sollte für Heimträger und Aufsichtsbehörden als alarmieren- 
 der Hinweis auf Pflegemängel verstanden werden. 

 X Die Handlungssicherheit der Pflegekräfte ist durch regelmäßige Pflegevisiten und Kontrollen  
 der Pflegedokumentation sowie gezielte Schulungen zu Pflegeprozessen zu gewährleisten. 

 X Eine wichtige Aufgabe der Leitung ist es, das Personal zur Supervision zu ermutigen und die  
 Reflexion der Arbeit in der Einrichtung zu unterstützen.

inzelfall: VA-NÖ-SOZ/0149-A/1/2016, NÖ-SOZ/0199-A/1/2016, W-SOZ/0106-
A/1/2016, W-SOZ/0094-A/1/2016, VA-K-SOZ/0036-A/2016, VA-B-SOZ/0015-
A/1/2016, VA-ST-SOZ/0089-A/1/2016

3.1.3 Gewalt in der Pflege

Gewalt in der Pflege kann in den unterschiedlichsten Situationen und Formen 
auftreten. Strukturelle Defizite wie mangelnde Ressourcen, starre Abläufe, die 
wenig Raum für Individualität zulassen, gehören ebenso zum Alltag wie z.B. 
Essens- und Schlafenszeiten zur Unzeit. Die Konfrontation mit einer unter Zeit-
druck arbeitenden, überlasteten Pflegeperson ist, besonders für demente Men-
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schen, belastend. Häufig eskalieren Situationen auch nur deshalb, weil es nicht 
gelingt, Ruhe und Gelassenheit zu vermitteln. Oft können sich schwerkranke 
Menschen in Entscheidungssituationen nicht mehr schnell und deutlich zu 
Handlungsalternativen äußern und werden hinsichtlich der Einwilligung in 
Pflegemaßnahmen und medizinische Behandlungen übergangen. Eingriffe in 
Grund- und Persönlichkeitsrechte, insbesondere auch freiheitsbeschränkende 
Maßnahmen, sind vielfach inadäquate Reaktionen auf Probleme, für die kei-
ne anderen Lösungen gefunden wurden.

Gewalt kann aber auch in subtilerer Form, etwa durch Geringschätzung, Be-
leidigung, dem Entzug von Ansprache und Zuwendung auftreten. Dass Pfle-
gebedürftige, insbesondere wenn sie sich nicht an die Rahmenbedingungen 
anpassen können, Gefahr laufen, nicht mehr als Subjekte, sondern als „Pro-
blem“ wahrgenommen zu werden, zeigt sich mitunter an abwertenden Ein-
tragungen in Pflegedokumentationen. Formulierungen wie „Bewohner heute 
wieder bockig“, „Bewohnerin unerträglich“ oder „Bewohnerin nicht koope-
rativ“ werden vom NPM auch deshalb beanstandet, weil damit ausgedrückt 
wird, Bewohnerinnen und Bewohner hätten sich den Pflegestrukturen anzu-
passen.

In früheren Stadien der Demenz sind viele Betroffene noch in der Lage, ihre 
Bedürfnisse, Wünsche und auch ihre Ablehnung zu verbalisieren. Diese Fä-
higkeit schwindet im Verlauf der Erkrankung und Menschen mit Demenz sind 
immer mehr darauf angewiesen, dass an sie sinnerfüllende Beschäftigungsan-
gebote von Dritten (Pflegenden oder Betreuenden) herangetragen werden. Das 
Fehlen personenzentrierter Konzepte führt dazu, dass in manchen Einrichtun-
gen Beschäftigungsangebote nicht auf die kognitiven Fähigkeiten dementer 
Bewohnerinnen und Bewohner abgestimmt sind. 

Den Kommissionen wurde im Berichtsjahr von Bewohnerinnen und Bewoh-
nern fallweise berichtet, dass sie aus Angst vor der abwehrenden Reaktion des 
als gestresst wahrgenommenen Personals auch bei Unterstützungsbedarf die 
Rufglocke nicht benutzen und lieber warten, bis Angehörige kommen und 
ihnen helfen. Eine Seniorin schilderte, bereits ab dem Nachmittag auf das 
Trinken zu verzichten, um nicht in der Nacht um Unterstützung beim Toi-
lettengang bitten zu müssen. In einem Pflegeheim wurden ältere Menschen 
ohne entsprechende Pflegediagnose, also ohne Bedarf, in der Nacht mit In-
kontinenzprodukten versorgt. Viele Bewohnerinnen und Bewohner fügen sich 
wöchentlichen Dusch- und Badetagen, auch wenn sie früher täglich geduscht 
haben und dies auch weiterhin gerne tun würden. In einer Einrichtung fielen 
wöchentliche Dusch- und Badetage aus, wenn sie auf einen Feiertag fielen. 
In manchen Alten- und Pflegeheimen fehlt das Bewusstsein für diese Formen 
struktureller Gewalt. So wurde dem NPM in einer Einrichtung mitgeteilt, dass 
ein Abgehen von den fixen Essenszeiten nur in „Ausnahmefällen“ möglich 
sei. Ein Betreiber meinte, die frühen Essenszeiten (Mittagessen um 11.15 Uhr) 
seien von einem externen Anbieter vorgegeben und Änderungen seien des-
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halb nicht möglich. Starr vorgegebene Tagesabläufe, die sich nicht an den 
Bedürfnissen der älteren Menschen orientieren, begünstigen Aggressionen, die 
vor allem das Personal belasten. 

Positive Beispiele belegen, dass es auch anders geht. Etliche Einrichtungen ent-
wickelten etwa standardisierte Fragebögen zur Erhebung der Biografie und be-
rücksichtigen diese bei der Betreuung. Ein Alten- und Pflegeheim erstellte von 
allen Bewohnerinnen und Bewohnern eine Essensbiografie. Dies hatte unter 
anderem zur Folge, dass fixe Essenszeiten abgeschafft wurden. Einige Einrich-
tungen entwickelten unter Hinzuziehung externer Expertinnen und Experten 
eigene Konzepte und Leitbilder, um das Wohlergehen Demenzerkrankter zu 
fördern. Sie verfügen über Pflegedokumentationen, in denen die wechselnden 
Befindlichkeiten kognitiv eingeschränkter Menschen genau vermerkt werden. 
Im Zeitverlauf wird so transparent, welche Maßnahmen angenommen wer-
den, um „Störungen“ im Alltag nach Möglichkeit zu minimieren. Besonders 
förderlich fand der NPM auch Pflegeplanungen, die darauf achten, „Aufent-
halte im Freien“ als tägliche Aktivierung umsetzbar zu machen. 

Auch das Pflegepersonal ist von Gewalt und Übergriffen betroffen. Angst, de-
pressive Verstimmungen sowie Verhaltensweisen wie Schreien, Ruhelosigkeit 
und Agitation sind Begleiterscheinungen kognitiver Beeinträchtigungen, die 
das Durchführen von Pflegehandlungen erschweren und zu Abwehrhaltun-
gen (Kratzen, Beißen, Festhalten etc.) führen können. Zwar sind diese Sympto-
me oft auch unmittelbare Folgen eines zerebralen Abbauprozesses, man muss 
aber auch berücksichtigen, dass herausforderndes Verhalten für Menschen 
mit schwerer Demenz oft die einzig mögliche Form der Kommunikation ist. 
Sie kann Ausdruck für Angst, Unbehagen, Schmerz, Hunger, Durst oder auch 
Harndrang sein. Provozierend sexuelles Verhalten, das nicht selten als Begleit-
erscheinung von Demenz auftritt, kann unerfahrenerem Pflegepersonal große 
Probleme bereiten, weil es zu wenig Reaktionen kennt, wie mit aggressiven 
Zudringlichkeiten umzugehen ist.

In manchen Einrichtungen wird das Personal mit solchen Erfahrungen allein 
gelassen. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mehrerer Einrichtungen schilder-
ten dem NPM, dass sie mit herausforderndem Verhalten überfordert sind, sich 
diesbezüglich aber auch mit Kolleginnen und Kollegen nicht austauschen und 
keine Fortbildungen in Anspruch nehmen können. Fachärztliche und pflegeri-
sche Fallbesprechungen finden nicht statt. 

Vorbildlich in Bezug auf Gewaltschutz und Fürsorgepflicht ist z.B. das Projekt 
„Weiterentwicklung der gerontopsychiatrischen Kompetenz in den Vorarlber-
ger Pflegeheimen“, welches im Auftrag des Vorarlberger Sozialfonds seit 2014 
durchgeführt wird. Der 2015 veröffentlichte Projektbericht zeigt auf, wie die 
Voraussetzungen für eine gewaltfreie personenzentrierte Betreuung verhaltens- 
auffälliger Bewohnerinnen und Bewohner geschaffen werden können.

Das Personal muss im Umgang und der Kommunikation mit kognitiv beein-
trächtigten Personen geschult sein. Dazu sind Ausbildungen in der validie-
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renden Gesprächsführung, geriatrische Spezialisierungen, Maßnahmen zur 
Delirprävention und psychosoziale Betreuungskonzepte hilfreich. Es ist wich-
tig, Ursachen und Risikofaktoren für Gewalt in der Betreuung von Bewohne-
rinnen und Bewohnern zu kennen, um Interventionen im Bedarfsfall darauf 
abstellen zu können. Viele Träger von Alten- und Pflegeheimen haben nach 
den Wahrnehmungen des NPM aber noch keine ausreichenden Maßnahmen 
ergriffen. 

Der NPM fordert, dass in jedem Alten- und Pflegeheim Leitlinien zum The-
ma „Gewalt in der Pflege“ erstellt werden, die für das gesamte Personal ver-
bindlich sind. Sie helfen nicht nur, ältere Menschen vor Gewalt (physischer, 
körperlicher und struktureller Gewalt) zu schützen, sondern bewahren auch 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor Übergriffen von betagten Personen. Nur 
wenn in Organisationen ein klares Bekenntnis zur gewaltfreien Pflege besteht, 
können Maßnahmen zur Gewaltprävention wirken. 

Es ist als Erfolg des NPM zu verzeichnen, dass nahezu sämtliche Alten- und 
Pflegeheime, die auf das Thema aufmerksam gemacht wurden, im Anschluss 
an den Besuch des NPM Maßnahmen zur Gewaltprävention umgesetzt haben.

E

 X Die fachärztliche und pflegerische Versorgung von gerontopsychiatrisch Erkrankten und  
 meist hochbetagten Bewohnerinnen und Bewohnern ist zu gewährleisten. Fachärztliche und  
 pflegerische Fallbesprechungen sind zu etablieren. 

 X In allen Einrichtungen müssen Konzepte zur Gewaltprävention ausgearbeitet werden. Das  
 Bekenntnis zu gewaltfreier Pflege muss in Leitlinien verankert sein.

inzelfall: VA-NÖ-SOZ/0141-A/1/2015, K-SOZ/0053-A/1/2015, ST-SOZ/0095-
A/1/2015, W-SOZ/0404-A/1/2015, T-SOZ/0001-A/1/2016, V-SOZ/0001-
A/1/2016, T-SOZ/0007-A/17/2016, B-SOZ/0015-A/1/2016, T-SOZ/20-A/1/2016, 
S-SOZ/0029-A/1/2016, T-SOZ/0031-A/1/2016, K-SOZ/0033-A/1/2016, K-
SOZ/0036-A/1/2016, T-SOZ/0041-A/1/2016, W-SOZ/0051-A/1/2016, W-
SOZ/0056-A/1/2016, OÖ-SOZ/0082-A/1/2016, ST-SOZ/0088-A/1/2016, ST-
SOZ/0089-A/1/2016, OÖ-SOZ/0096-A/1/2016, NÖ-SOZ/0127-A/1/2016, NÖ-
SOZ/0186-A/1/2016

3.1.4 Einführung des Pflegestandards Schmerz

Ältere Menschen leiden häufiger und über längere Zeiträume an starken 
Ruhe- und/oder Belastungsschmerzen, die in Einrichtungen nicht bemerkt 
werden. Ein Fehlschluss ist aber zu glauben, dass Schmerzen zum Alter gehö-
ren. Schmerzen beeinträchtigen die Lebensqualität, sie erhöhen die Sturzge-
fährdung, führen zu schnellerem körperlichen Abbau und zu Bettlägerigkeit. 

Eine 2015 veröffentlichte Studie zur Schmerzsituation in Langzeitpflegeein-
richtungen in Österreich belegt, dass etwa zwei Drittel der Bewohnerinnen 
und Bewohner von Alten- und Pflegeheimen an Schmerzen leiden und die-
se Situation als altersbedingt hinnehmen. Schmerzen werden in den meisten 
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Fällen (64 %) verheimlicht, um dem Pflegepersonal nicht zur Last zu fallen. 
Etwa ein Drittel der Bewohnerinnen und Bewohner hatte Bedenken wegen der 
Nebenwirkungen oder hatte kurz zuvor bereits Schmerzmittel erhalten (19 %). 
18 % der älteren Menschen hatte keine Bezugspflegekraft und 16 % Beden-
ken wegen Medikamentenabhängigkeit (Quelle: Schreier et al.: Schmerz und 
Schmerzerfassung in Altenpflegeheimen. Ergebnisse der OSiA-Studie, in: Der 
Schmerz, April 2015, Volume 29, Issue 2, pp. 203-210).

Dieses Studienergebnis wird auch durch Kommissionsbesuche bestätigt. Bei 
vielen betagten Personen wurde zwar die Pflegediagnose „Schmerz“ gestellt, 
weitergehende Maßnahmen in der Pflegeplanung fehlen jedoch; auch regel-
mäßige Befragungen zur Schmerzintensität in Ruhe- und Belastungssituatio-
nen unterbleiben. Ältere Menschen in einer Einrichtung in Sbg gaben gegen-
über der Kommission 2 an, sich wegen der Schmerzen nicht an das Personal 
zu wenden, weil dieses überlastet sei. Bewohnerinnen und Bewohner einer Ein-
richtung in Ktn schilderten, trotz medikamentöser Schmerzbehandlung nicht 
schmerzfrei zu sein und sich deswegen kaum bewegen zu können. Zusätzliche 
Interventionen oder therapeutische Unterstützung unterblieben dennoch. 

Vielfach berichten Kommissionen, dass sie bei hochgradig dementen Perso-
nen, die nicht mehr auskunftsfähig sind, Schmerzreaktionen beobachtet ha-
ben, wie verzerrte Gesichter oder Abwehrhandlungen bei Pflegemaßnahmen. 
Den Dokumentationen war dazu nichts zu entnehmen; auch die Krankenge-
schichten vor Heimeintritt erwiesen sich diesbezüglich meist als lückenhaft. 
Neben Informationen über Vorerkrankungen wäre es außerdem wichtig zu 
wissen, ob, seit wann und welche Schmerzmedikamente bisher eingenommen 
wurden. Hier sind vor allem Angehörige gefragt, da sie häufig besser über den 
Schmerzmittelkonsum informiert sind als der behandelnde Arzt; vor allem 
dann, wenn auf freiverkäufliche Medikamente ohne ärztliche Rücksprache 
zurückgegriffen wurde. Die Wahrscheinlichkeit, dass Demenz und Schmerz 
gemeinsam auftreten, ist sehr hoch. Trotzdem werden Demenzkranke viel sel-
tener und in geringerem Ausmaß mit Schmerzmitteln behandelt als gleich-
altrige Patientinnen und Patienten ohne Demenz. Das liegt zum einen daran, 
dass sie weniger in der Lage sind, Schmerzen verbal zu äußern, und diese 
deshalb übersehen werden. Zum anderen liegt es aber auch daran, dass das 
Vorurteil, demenziell erkrankte Menschen hätten weniger Schmerzen, noch 
immer weit verbreitet ist. In mehreren Studien wurde jedoch nachgewiesen, 
dass Demenzkranke ebenso unter Schmerzen leiden wie Menschen ohne kog-
nitive Einschränkungen.

Für den NPM zeigte sich auch im Berichtsjahr, dass Schmerz-Assessments häu-
fig nicht durchgeführt bzw. unzureichend umgesetzt werden. Vielfach kritisier-
ten die Kommissionen, dass bei Schmerzpatientinnen und -patienten keine 
entsprechende Pflegediagnose gestellt wird, keine Schmerzprotokolle geführt 
werden und keine Schmerzskalen in Verwendung sind. Obwohl bereits etab-
lierte elektronische Dokumentationssysteme die Schmerzdokumentation un-
terstützen, wird diese Möglichkeit nicht genützt. 
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Der NPM verweist darauf, dass Schmerzen in die Pflegeplanung einzubezie-
hen, anhand von Schmerzskalen erhoben und laufend evaluiert werden müs-
sen. In Schmerzprotokollen kann der Verlauf von Schmerzen und die Wirkung 
der Schmerztherapie dargestellt werden. Mit Hilfe von Schmerzskalen können 
Schmerzen und ihre Intensität erhoben werden. Für nicht auskunftsfähige Per-
sonen und dementiell Erkrankte gibt es spezielle Skalen und Methoden zur 
Schmerzerhebung. 

Kommissionsbesuche belegen darüber hinaus die Bedeutung einer guten inter-
disziplinären Zusammenarbeit für ein wirkungsvolles Schmerzmanagement. 
Pflegefachkräfte sind darin vielfach das Bindeglied zwischen Schmerzpatien-
tin bzw. -patient und der Ärzteschaft. 

Einzelfall:

 X Schmerzen im Alter müssen behandelt werden. Schmerz darf nicht als altersbedingt hinge- 
 nommen werden. Um das zu gewährleisten, muss ein Schmerz-Assessment durchgeführt  
 werden.

 X Das Schmerz-Assessment muss Teil eines jeden Pflegemanagements sein.

 VA-B-SOZ/0015-A/1/2016, B-SOZ/0016-A/1/2016, B-SOZ/0017-A/1/2016, 
NÖ-SOZ/0017-A/1/2016, NÖ-SOZ/0027-A/1/2016, S-SOZ/0029-A/1/2016, K-
SOZ/0033-A/1/2016, K-SOZ/0036-A/1/2016, S-SOZ/0044-A/1/2016, OÖ-SOZ/0082-
A/1/2016, OÖ-SOZ/0096-A/1/2016, NÖ-SOZ/0097-A/1/2016, NÖ-SOZ/0156-
A/1/2016, NÖ-SOZ/0185-A/1/2016, NÖ-SOZ/0245-A/1/2016

3.1.5 Staatliche Schutzpflichten bestehen auch in Bezug auf  
 nicht genehmigte Einrichtungen

Von Kommissionen wurden fallweise auch prekäre Betreuungsverhältnisse in 
privaten Eigenheimen kontrolliert. Die Privatpersonen gaben vor, lediglich 
Wohnraum an pflegebedürftige ältere Menschen zu vermieten, aber für die 
Organisation und Durchführung der Pflege nicht zuständig zu sein. Unter den 
Bewohnerinnen und Bewohnern befanden sich nicht nur agile Personen, die 
es schätzten, nicht mehr selbst einen Haushalt führen zu müssen, sondern 
Menschen mit körperlichen und/oder intellektuellen Beeinträchtigungen und 
erheblichem Pflege- und Unterstützungsbedarf.  

In einem Wohnhaus in NÖ war die Kommission 6 im Berichtsjahr zweimal vor 
Ort. Schon im Rahmen der Korrespondenz nach dem Erstbesuch teilte die NÖ 
LReg dem NPM mit, dass schon aufgrund der baulichen Nichteignung eine 
Bewilligung dieser Einrichtung als Pflegestelle nicht in Betracht kommt. Der 
private Betreiber stellte in Aussicht, den Betrieb zu schließen. Ein halbes Jahr 
später war die Situation allerdings immer noch unverändert. Von den elf dort 
lebenden Menschen hatten fünf einen Anspruch auf Pflegestufe 5, waren nicht 
mehr selbstständig mobil und waren auf Pflege in der Nacht angewiesen. Vier 
mobilitätseingeschränkte Bewohnerinnen und Bewohner hatten Anspruch 
auf Pflegestufe 4. Das Gebäude war nicht barrierefrei, das Pflegepersonal war 
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nicht durchgehend vor Ort. Eine Bewohnerin befand sich beim zweiten Kom-
missionsbesuch in einem äußerst kritischen Zustand und rief ständig nach 
Hilfe. Der NPM machte deutlich, eine stillschweigende Duldung von Amateur-
Pflege nicht zu tolerieren. Vier Wochen nach dem zweiten Kommissionsbe-
such waren Bewohnerinnen und Bewohner mit den höchsten Pflegebedarfen 
verlegt, ein Verwaltungsstrafverfahren gegen den Betreiber eingeleitet und die 
behördliche Schließung der illegal betriebenen Pflegeeinrichtung bescheidmä-
ßig angeordnet worden.

In Tirol traf die Kommission 1 auf zehn ältere Männer, die psychisch krank 
und/oder behindert waren. Sie lebten mit Zustimmung ihrer Sachwalterinnen 
und Sachwalter in einem abgeschieden gelegenen, zweigeschoßigen Wohn-
haus in extremer Hanglage. Die Doppelzimmer waren kärglich eingerichtet 
und keiner der Männer verfügte über einen eigenen Zimmer- oder Haustor-
schlüssel. Barrierefreiheit war nicht gegeben. Mobiltelefone waren in der Ein-
richtung verboten, Kontakte nach außen wurden nicht gefördert. Vertrauliche 
Gespräche der Betroffenen mit der Kommission wurden von der Hauseigen-
tümerin bereits nach kurzer Zeit unterbunden. Großteils dürften die Männer 
schon mehrere Jahre, einige bereits seit Jahrzehnten, durch die inzwischen 
70-jährige Frau, deren Ehegatten sowie der Schwiegertochter versorgt worden 
sein, die alle weder über eine pflegerische Ausbildung noch eine sonstige Qua-
lifikation im Umgang mit psychiatrischen Patienten verfügten. Aus eingese-
henen Unterlagen ergab sich für die Kommission 1 zweifelsfrei, dass verschie-
denen Behörden und dem Pflegschaftsgericht bekannt war, dass ehemalige 
Psychiatriepatienten hier untergebracht waren. 

Der NPM sah auch in diesem Fall Handlungsbedarf. In Abstimmung mit den 
Sachwaltern der Betroffenen, dem Landeskrankenhaus und der zuständigen 
BH wird nach anderen Unterbringungsmöglichkeiten gesucht. Für einige Be-
wohner wurden bereits geeignete Plätze gefunden. 

In OÖ stieß die Kommission 2 in einem abgelegenen und mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln nicht erreichbaren Wohnhaus auf drei Frauen und vier Män-
ner mit psychischen Erkrankungen. Die Betreuung der Bewohnerinnen und 
Bewohner zwischen 56 und 79 Jahren erfolgt durch eine 69-jährige Frau und 
deren Sohn, denen das Haus gehört. Der Sohn gibt Psychopharmaka aus und 
unterstützt bei der Körperpflege; eine pflegerische Ausbildung hat er ebenso 
wenig wie seine Mutter, die kocht und die Grundreinigung übernimmt. Die 
drei Frauen müssen sich ein sehr kleines Zimmer teilen. Weil zu wenig Platz für 
einen Kasten ist, steht dieser im Zimmer der Männer. Es gibt nur eine Dusche 
für alle, die auch nur über das Zimmer eines männlichen Bewohners erreich-
bar ist. Außer der Bekleidung verfügt niemand über persönliche Gegenstände. 
Die Kommission beobachtete, wie den Betreuungsbedürftigen Essen auf Plas-
tiktellern durch ein Küchenfenster gereicht wurde. Es gibt keine aktivierenden 
Beschäftigungsmöglichkeiten und keine Möglichkeit der Mitbestimmung und 
Teilhabe. 

Zustände waren Be-
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Der NPM bewertet solche entgeltlichen Wohnformen für Menschen mit psy-
chischen und neurologischen Erkrankungen als ungeeignet. 

In den aufgezeigten Einrichtungen werden Selbstständigkeit, Selbstbestimmung 
und Selbstverantwortung weder gewahrt noch gefördert. Verletzt werden auch 
wesentliche Grundsätze der UN-BRK. Es kommt zu Freiheitsbeschränkungen 
durch fehlende bauliche Eignung, durch die Ausgabe sedierender Medikation 
bzw. durch Maßnahmen, die das Verlassen der Häuser unmöglich machen. 
Die vorgefundenen Lebensumstände in diesen behördlich nicht genehmigten 
Einrichtungen bedeuten eine Missachtung der jedem Menschen innewohnen-
den Würde, Autonomie, einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu 
treffen. Vor allem ist keine Förderung bzw. keine volle und wirksame Teilhabe 
und Einbeziehung in die Gesellschaft gegeben, wenn ältere Menschen auf-
grund der Abgeschiedenheit der Einrichtung keine Möglichkeit haben, sich in 
das Gemeindegeschehen zu integrieren.

Der NPM sieht es als seine Aufgabe an, darauf zu verweisen, dass schutzbe-
dürftige Menschen vor dem Risiko der Verwahrlosung und der unzureichenden 
medizinischen Versorgung durch Private geschützt werden müssen. Nieman-
dem darf das Recht vorenthalten werden, einen menschenwürdigen Lebens-
abend zu verbringen. Selbst die Zustimmung von Sachwalterinnen und Sach-
waltern oder Angehörigen in prekäre Betreuungsformen ändert nichts daran, 
dass pflegerische Vorbehaltstätigkeiten nach dem GuKG entgeltlich nur von 
dafür ausgebildetem Personal durchgeführt werden dürfen.

Auch der MRB verweist in einer Stellungnahme darauf, dass staatliche Stel-
len zum Schutz der physischen und psychischen Integrität von Menschen die 
Pflicht trifft, angemessenen (gesetzlichen und administrativen) Schutz vor 
möglichen Misshandlungen durch Privatpersonen zu gewährleisten, wenn sie 
Kenntnis von den Betreuungsverhältnissen haben oder haben müssen. 

Die Länder als Träger der Behinderten- und Sozialhilfe müssen Menschen mit 
Beeinträchtigungen vor gefährlicher, menschenunwürdiger und erniedrigen-
der Behandlung und Pflege wirksam schützen. Dies schließt auch ein, dass 
behördlich nicht genehmigte Betreuungsverhältnisse kontrolliert und darin 
stattfindende Amateur-Pflege unterbunden wird. 

Einzelfall:

XX AufsichtsbehördenXmüssenXinXBeachtungXihrerXmenschenrechtlichenXSchutzpflichtenXX
X gegenüberXMenschenXmitXschwerenXBeeinträchtigungenXjedemXHinweisXnachgehenXundXX
X derenXBetreuungXinXnichtXbehördlichXgenehmigtenXEinrichtungenXunterbinden.X

 VA-OÖ-SOZ/0070-A/1/2016, NÖ-SOZ/0098-A/1/2016, T-SOZ/0026-
A/1/2016, OÖ-SOZ/0113-A/1/2016, NÖ-SOZ/0223-A/1/2016
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3.1.6 Regelmäßige Sensibilisierung in Bezug auf  
 freiheitsbeschränkende Maßnahmen 

Freiheitsbeschränkende Maßnahmen (FbM) sind nach dem PersFrG und Heim-
AufG nur zulässig, wenn sie unter Wahrung der Menschenwürde und unter 
Einhaltung aller gesetzlich vorgeschriebenen Bedingungen gesetzt werden. 
Dazu gehört insbesondere auch, dass alle gesetzlich vorgeschriebenen Formal- 
erfordernisse eingehalten werden, welche die gerichtliche Kontrolle von FbM 
im Einzelfall erst sicherstellen. 

Es muss daher aus den Meldungen an die Bewohnervertretung nicht nur die 
anordnende Person hervorgehen, sondern auch eine Anordnung durch eine 
anordnungsbefugte Person vorliegen. Die angeordnete Maßnahme muss von 
dieser durch ihre Unterschrift autorisiert sein. So sind mechanische Freiheits-
beschränkungen in Langzeitpflegeeinrichtungen durch das diplomierte Pfle-
gepersonal, medikamentöse hingegen durch eine Ärztin oder einen Arzt zu 
verfügen. In den Meldungen sind jedenfalls auch die Diagnose, die konkrete 
Art der Selbst- oder Fremdgefährdung sowie die erfolglos zuvor angewand-
ten gelinderen Mittel anzuführen. Liegen Formalfehler vor, hat dies zur Folge, 
dass der Freiheitseingriff unzulässig ist und eine Verletzung des verfassungs-
rechtlich garantierten Rechtes auf Schutz der persönlichen Freiheit vorliegt.

Der NPM stellte fest, dass es in diesem Bereich an Bewusstsein und Sensibili-
tät mangelt. Die Liste der festgestellten Mängel umfasst das Fehlen konkreter  
Diagnosen und Gefährdungssituationen, interne Unklarheiten bezüglich der 
anordnungsbefugten Person, die fehlende Erfassung von FbM im Pflegedoku-
mentationssystem, fehlende ärztliche Verordnungen, mangelhafte Evaluie-
rungen und in der Folge mangelnde Aktualität der FbM-Meldungen, unüber-
sichtliche Dokumentationen, in denen sich selbst das Personal der Einrichtung 
nicht mehr zurechtfand, die mangelhafte Dokumentation der Verhältnismä-
ßigkeit und nicht gemeldete FbM. In einer Einrichtung in NÖ schienen z.B. 
Meldungen zu FbM auf, die nicht mehr angewendet wurden, während aktu-
elle FbM nicht gemeldet worden waren. Auf Anregung des NPM wurde das 
Dokumentationssystem vereinheitlicht sowie eine Aktualisierung der FBM-
Meldungen vorgenommen.

Mehrmals wurde vom NPM empfohlen, dem Personal die Einhaltung der for-
malen Vorschriften des HeimAufG bei der Durchführung der FbM nahezubrin-
gen. Es handelt sich hierbei nicht um einen vernachlässigbaren Aufwand, 
sondern um eine grundlegende Voraussetzung für die Zulässigkeit von Eingrif-
fen in ein Menschenrecht.

In manchen Alten- und Pflegeheimen waren in der Pflegedokumentation zahl-
reiche alternative Maßnahmen zu FbM ersichtlich und ein sensibler Umgang 
sowie die gute Zusammenarbeit mit der Bewohnervertretung deutlich. Mitun-
ter fehlte es aber an einem strukturierten Zugang und einer tiefergehenden 
Auseinandersetzung mit potenziellen FbM. Diese werden dann als solche gar 
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nicht erkannt. Dies betrifft sowohl elektronische FbM (Körperdruckalarmsyste-
me oder Videoüberwachung) als auch mechanische FbM, wie schräg gestellte 
Bettseitenteile, Bettfluchtbügel, angezogene Rollstuhlbremsen und in Nieder-
flurbetten verwendete Bettseitenteile. 

Der NPM begrüßt, dass die von Kritik betroffenen Einrichtungen in der Folge 
Verbesserungen in der Dokumentation vornahmen, Schulungen für das Perso-
nal durchführten und auch mit der Bewohnervertretung in Kontakt traten. Die 
entsprechenden Anregungen der Expertinnen und Experten des NPM wurden 
in der Regel als positive Impulse aufgenommen und konstruktiv umgesetzt.

Freiheitsbeschränkungen durch Psychopharmaka stellen einen besonders 
sensiblen Bereich dar. Hier taucht das Problem auf, zwischen therapeutisch 
indizierter Medikation (mit Nebenwirkungen) und freiheitsbeschränkenden 
Aspekten sorgfältig differenzieren zu müssen. Unter Berücksichtigung klar de-
finierter Indikationen und einer kontinuierlichen Überwachung sind Psycho-
pharmaka zur Symptombehandlung und Wiederherstellung von Lebensqua-
lität zuweilen unverzichtbar. Die Gefahr des Einsatzes inadäquater freiheitsbe-
schränkender Medikation ist in Pflegeheimen aber dennoch hoch. 

Das Pflegepersonal (und nicht nur das Pflegepersonal) begreift das Infrage-
stellen potenziell freiheitsbeschränkender Auswirkungen von verabreichter 
Medikation oft als persönlichen Angriff und begründet die Notwendigkeit mit 
der Behandlungsbedürftigkeit der Bewohnerinnen und Bewohner. Bei genau-
erer Betrachtung aber zeigt sich, dass es eher die Strukturen sind, in denen 
Pflegearbeit geleistet wird, die zu jenen Problemen im Pflegealltag führen 
und den Einsatz von FbM als angemessene Lösung erscheinen lassen. Wenn 
auch die Verschreibung von Medikamenten ausschließlich im Bereich ärztli-
cher Kompetenz liegt, so erfolgt die Initiative dazu in der Praxis häufig durch 
Pflegepersonen. Weil die Zeit für Zuwendung und Aufmerksamkeit fehlt, se-
hen Pflegekräfte in pharmakologischen Beeinflussungen eine Möglichkeit, be-
lastende „Störungen“ im Heimbetrieb auszuschalten und geordnete Abläufe 
in den Wohnbereichen sicherzustellen. Damit wird deutlich, dass es bei der 
Indikation für eine Medikation mit Psychopharmaka weniger um bewusste 
Freiheitsbeschränkungen geht als vielmehr darum, mit begrenzten Ressourcen 
auszukommen. Wenn aber ein Medikament primär „zum Zweck der Bewe-
gungsdämpfung“ verordnet wird (bei Symptomen einer psychischen Erkran-
kung mit Bewegungsüberschuss), dann liegt eine medikamentöse Freiheits-
beschränkung vor und ist diese der Bewohnervertretung zu melden. Ob eine 
Freiheitsbeschränkung oder bloß eine medizinische Behandlung anzunehmen 
ist, wird somit aufgrund des unmittelbaren Anlasses für die Medikation zu 
beurteilen sein. Gilt es auf ein Gefährdungsszenario zu reagieren, vermögen 
zusätzlich verfolgte therapeutische Erwägungen nichts am Vorliegen einer 
medikamentösen Freiheitsbeschränkung zu ändern. 

Die Verabreichung sedierender Medikamente wie Schlafmittel, Neuroleptika 
oder andere Psychopharmaka ist nicht nur dann als Freiheitsbeschränkung 
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zu werten, wenn Bewohnerinnen und Bewohner dadurch am Verlassen der 
Einrichtung gehindert werden sollen, sondern auch dann, wenn sie verordnet 
werden, um Ruhe auf der Station oder im Heim herzustellen. Der kurzfristige 
Effekt dieser Medikation wird aber häufig unreflektiert als Behandlungsziel be-
trachtet – ohne ausreichende Kenntnis der nachteiligen Konsequenzen für die 
Betroffenen. Speziell beim Einsatz von mehreren Psychopharmaka oder aber 
von Psychopharmaka und anderen gleichzeitig verabreichten Medikamenten 
sind die Wechselwirkungen bei fünf oder mehr verabreichten Medikamenten 
ohne pharmakologische Expertise nur mehr schwer abschätzbar bzw. kontrol-
lierbar.

Eine medikamentöse FbM kann insbesondere auch dann vorliegen, wenn das 
vor Heimeintritt gewohnte Schlafverhalten nicht berücksichtigt und Schlaf zu 
einem bestimmten Zeitpunkt pharmakologisch erzwungen wird. Gleiches gilt, 
wenn die Dauer des Schlafes ohne medizinische Notwendigkeit über das indi-
viduell notwendige Schlafbedürfnis hinaus medikamentös verlängert wird. Es 
ist gerade im Hinblick auf die zunehmende Zahl an Demenzkranken in Lang-
zeitpflegestationen für deren Wohlbefinden erstrebenswert, in den Abendstun-
den gezielt mehr Betreuungspersonal einzusetzen und den Übergang vom Tag 
zur Nacht individuell fließender zu gestalten.

Das HeimAufG verlangt, dass alle pflegerischen Interventionen und nicht-
pharmakologischen Maßnahmen ausgeschöpft werden, bevor Psychophar-
maka verabreicht werden. Ein weiterer Faktor zur Verbesserung der aktuellen 
Situation ist eine flächendeckende und kontinuierliche fachärztliche Betreu-
ung, weil gerontopsychiatrisches Fachwissen über Wirkungen und Neben-
wirkungen von psychotrop und zentralnervös wirksamen Medikamenten bei 
Hausärztinnen und Hausärzten nicht ohne Weiteres vorausgesetzt werden 
kann.

Die Expertinnen und Experten des NPM stellen auch in diesem Berichtsjahr 
fest, dass es in Alten- und Pflegeheimen öfter am Bewusstsein mangelt, dass 
sedierende Medikamente potenziell FbM darstellen können. Die besondere 
Schutzbedürftigkeit von Bewohnerinnen und Bewohnern wird vielfach ver-
kannt. So schätzen Pflegende etwa Psychopax-Tropfen als besonders geeignete 
Einzelfallmedikation bei unruhigen oder verhaltensauffälligen Bewohnerin-
nen und Bewohnern ein. Es besteht aber nur ein bescheidenes Wissen über 
die lange Halbwertszeit und die belastenden Nebenwirkungen dieses Medika-
mentes, insbesondere bei Hochaltrigen. Durch den Hangover-Effekt kann die 
Sturzgefahr am nächsten Tag deutlich erhöht sein. Auch wenn es eine Reihe 
anderer, inzwischen gut untersuchter Faktoren gibt, die zu Stürzen führen, 
müssten unter Berücksichtigung der Komplikationen durch Nebenwirkungen 
auch solche Verordnungen sehr überlegt erfolgen. 

Es gibt leider noch immer Langzeitpflegeeinrichtungen, die medikamentöse 
FbM grundsätzlich nicht an die Bewohnervertretung melden. Bereits im Ein-
gangsgespräch bei einem Besuch in einem Wiener Alten- und Pflegeheim er-
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läuterte die ärztliche Leiterin der Kommission 5, dass jeglicher Einsatz von 
Psychopharmaka medizinisch indiziert sei und daher keine potenziell FbM 
darstelle. Die Tatsache, dass auch eine lege artis durchgeführte medizinische 
Behandlung eine FbM sein kann, wurde trotz der Vorgaben des HeimAufG 
völlig außer Acht gelassen. Zu beanstanden war gerade in dieser Einrichtung 
auch, dass Medikamente, die Bewohnerinnen und Bewohnern in „angespann-
ten Situationen“ verabreicht werden sollten, bei Verweigerung der Einnahme 
gemörsert und in Nutella gemischt wurden. Aber auch die Kommissionen 1 
und 2 in Tirol und Salzburg sowie die Kommission 3 in Kärnten sind auf Ein-
richtungen gestoßen, in denen trotz einer hohen Anzahl von Pflegebedürfti-
gen mit psychiatrischen Verdachtsdiagnosen keine einzige FbM-Meldung er-
stattet worden war. 

In einem Tiroler Alten- und Pflegeheim bot sich folgendes Bild: Nach Durch-
sicht aller 74 Medikationsblätter zeigte sich, dass in 34 Fällen Benzodiaze-
pine und ebenfalls sehr häufig Antipsychotika verordnet wurden. Bezüglich 
der Indikation dieser Verschreibungen konnte die Kommission 1 nur auf die 
den Medikationslisten beiliegenden Diagnoseblätter zurückgreifen, da ein 
ausführlicher psychiatrischer Dekurs nicht vorlag. Die am häufigsten ange-
führte Diagnose für eine Medikation mit dem Wirkstoff Benzodiazepin war 
„Demenz“. Das ist für die Beurteilung allfällig damit verbundener FbM und 
daran anknüpfender Meldepflichten aber völlig unzureichend. 

Der NPM hebt zur Beurteilung der potenziell freiheitbeschränkenden Effek-
te von Psychopharmaka die Wichtigkeit hervor, ärztlicherseits ein explizites 
Symptom zu definieren, das mit sedierenden Wirkstoffen behandelt werden 
soll. Notwendig ist eine klare Umschreibung konkreter Therapieziele, die Ver-
einbarung von Erfolgskriterien und die regelmäßige Evaluierung der Wirkung 
verabreichter Substanzen. Nur wenn daraus deutlich wird, dass bei der Be-
handlung einer psychischen Grunderkrankung, wie z.B. Depression, Angststö-
rung oder produktive Psychose, die Dämpfung bzw. Bewegungseinschränkung 
eine „unvermeidliche Nebenwirkung“ ist, entfällt die Meldung an die Bewoh-
nervertretung zu Recht. Allerdings muss die Notwendigkeit der Fortsetzung der 
Medikation nach Abklingen der Symptomatik überprüft werden. Die Verab-
reichung von Psychopharmaka sollte nur so lange erfolgen, wie es unbedingt 
erforderlich ist. Um eine potenziell inadäquate Medikation zu verhindern, 
sollten regelmäßige Ausschleich- und Absetzversuche vorgenommen werden. 
Fakt ist, dass Absetz-und Ausschleichversuche sehr häufig unterbleiben und 
die Praxis vielmehr zeigt: Ein einmal verordnetes Psychopharmakon wird sel-
ten wieder abgesetzt. 

Auch bei der Bedarfsmedikation konnten die Expertinnen und Experten in 
den Kommissionen das Vorliegen von medikamentösen FbM nicht ausschlie-
ßen. Die häufigste Beschreibung des Bedarfs mit dem Begriff „Unruhe“ ist zu 
ungenau. Hier wird dem Betreuungspersonal unzulässigerweise ein Entschei-
dungsspielraum gelassen. 
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Obwohl das HeimAufG seit 2005 in Geltung ist, werden medikamentöse Be-
handlungen auf ihre freiheitsbeschränkende Wirkung aus Sicht des NPM 
nicht genügend hinterfragt. Es bleibt ein großer Spannungsbereich zwischen 
dem (verfassungs-)gesetzlich verankerten Schutz der persönlichen Freiheit und 
der durch zu knappe Ressourcen bedingten Realität. 

Einzelfall:

 X Die Heimleitung hat das Personal für einen angemessenen Umgang mit mechanischen,  
 elektronischen und medikamentösen Freiheitsbeschränkungen zu sensibilisieren. Dazu  
 bedarf es entsprechender Schulungen und einer Zusammenarbeit mit der Bewohnervertre- 
 tung. 

 X Ziel einer medikamentösen Behandlung muss immer die Erhaltung oder Steigerung des  
 Wohlbefindens sein. Die Behandlung mit Psychopharmaka darf erst einsetzen, wenn soma- 
 tische, psychosoziale und umweltbezogene Ursachen eines „problematischen“ Verhaltens  
 ausgeschlossen werden können und nicht medikamentöse pflegerische Maßnahmen erfolg- 
 los waren. Regelmäßige fachärztliche Visiten sind anzustreben.

 X Zur Beurteilung von potenziell freiheitsbeschränkenden Wirkungen von Psychopharmaka  
 muss neben der exakten medizinischen Indikation auch das Therapieziel bzw. das behandel- 
 te Zielsymptom explizit dokumentiert werden. 

 X Regelmäßige Ausschleich- bzw. Absetzversuche müssen vorgenommen werden. Die Wirkung  
 sedierender Medikamente muss im Hinblick auf das Zielsymptom regelmäßig evaluiert  
 werden. 

 VA-W-SOZ/0318-A/1/2016, K-SOZ/0048-A/1/2015, T-SOZ/0004-A/1/2016, 
ST-SOZ/0052-A/1/2016, S-SOZ/0021-A/1/2016, NÖ-SOZ/0127-A/1/2016, K-SOZ/0036-
A/1/2016, T-SOZ/0048-A/1/2016, NÖ-SOZ/0127-A/1/2016, B-SOZ/0015-A/1/2016, T-
SOZ/0016-A/1/2016, T-SOZ/0031-A/1/2016, T-SOZ/0018-A/1/2015, S-SOZ/0040-
A/1/2015, ST-SOZ/0095-A/1/2015, NÖ-SOZ/0059-A/1/2016, B-SOZ/0016-A/1/2016, 
NÖ-SOZ/0121-A/1/2015, T-SOZ/0005-A/1/2016, K-SOZ/0003-A/1/2016, S-SOZ/0048-
A/1/2015, K-SOZ/0033-A/1/2016, W-SOZ/0094-A/1/2016, T-SOZ/0013-A/1/2016, B-
SOZ/0015-A/1/2016, T-SOZ/0015-A/1/2016, NÖ-SOZ/0078-A/1/2016, OÖ-SOZ/0074-
A/1/2015, OÖ-SOZ/0012-A/1/2016, T-SOZ/0064-A/1/2016, W-SOZ/0318-A/1/2016, 
K-SOZ/0036-A/1/2016 
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3.2 Krankenhäuser und Psychiatrien

3.2.1 Einleitung

Die Kommissionen der VA besuchten im Berichtsjahr 41 Krankenanstalten, 
darunter 31 psychiatrische und 10 somatische Kliniken bzw. Abteilungen.

Im Zuge dieser Besuche stellten die Kommissionen bundesweit fest, dass sich 
die interkulturelle Betreuung von Patientinnen und Patienten zunehmend 
schwierig gestaltet, unter anderem bedingt durch die Flüchtlingsbewegung. So 
führen insbesondere Sprachbarrieren zu Problemen in der Kommunikation, 
die sich nachteilig auf die Betreuungssituation und die medizinische Behand-
lung der Betroffenen auswirken können. In einigen Krankenanstalten wurden 
daher bereits Videodolmetsch-Systeme eingerichtet, um die Rahmenbedingun-
gen von Gesprächen zu professionalisieren und Übersetzungen in mehreren 
Sprachen zu ermöglichen. Der Einsatz qualifizierter Dolmetscherinnen und 
Dolmetscher ist gerade in Krankenhäusern von besonderer Bedeutung, wenn 
im Gespräch mit den Patientinnen und Patienten sensibel auf interkulturelle 
Differenzen einzugehen ist, wofür eine entsprechende Schulung erforderlich 
ist. Der NPM empfiehlt, das Videodolmetsch-Angebot in Spitälern kontinuier-
lich auszubauen. 

Der Grundsatz der Patientenautonomie, d.h. dass eine Behandlung nur nach 
Einwilligung der aufgeklärten Patientin bzw. des aufgeklärten Patienten 
durchgeführt werden darf, gilt auch in der Psychiatrie. Beschränkungen der 
Bewegungsfreiheit durch Unterbringung in einem psychiatrischen Kranken-
haus, durch Fixierungen bzw. Isolierungen sowie medikamentöse Behandlun-
gen ohne oder gegen den Willen der Betroffenen sind deshalb nur unter be-
stimmten Voraussetzungen zulässig: wenn sie verhältnismäßig sind und wenn 
selbstbestimmungsunfähige Personen ihre Gesundheit und ihr Leben oder die 
Gesundheit und das Leben anderer konkret und erheblich gefährden und dies 
durch keine anderen Maßnahmen abgewendet werden kann. Allein durch die 
demografische Entwicklung muss man in Österreich mit der Zunahme geron-
topsychiatrischer Erkrankungen rechnen. Schon deshalb sind Verbesserungen 
in der Erforschung von Zwangsmaßnahmen, insbesondere aus der Perspektive 
der Betroffenen, ebenso erforderlich wie die Entwicklung und Erprobung von 
Maßnahmen zur Reduzierung von Zwangsbehandlungen. Der NPM hält deut-
liche Änderungen der Prioritätensetzungen im Gesundheitswesen, wie z.B. die 
bessere Verzahnung von stationärem und ambulantem Bereich, die Förderung 
gemeindenaher psychiatrischer Versorgungsstrukturen, eine Versorgungsfor-
schung und vor allem die qualitativ wie quantitativ gute personelle Ausstat-
tung von psychiatrischen Einrichtungen für unverzichtbar. Dass Regionen in 
Österreich psychiatrisch immer noch unterversorgt sind, ist ein Faktum. 

Während einer stationären psychiatrischen Behandlung kommt es relativ oft 
zu aggressivem und gewalttätigem Verhalten durch Patientinnen und Pati-

Interkulturelle Behand-
lung immer wichtiger

Freiheitsbeschränkung 
als ultima ratio

Therapeutisches Milieu 
und Deeskalation

Krankenhäuser und Psychiatrien



51

enten, am häufigsten in Akut- und Aufnahmestationen innerhalb der ersten 
Tage von unfreiwilligen Klinikaufenthalten. In den Behandlungsabläufen 
und in ihrer personellen, sachlichen und räumlichen Ausgestaltung muss 
auch dort die Vermeidung von Zwangsmaßnahmen oberste Priorität haben, 
gefolgt von ihrer möglichst schonenden, minimal invasiven und minimal 
traumatisierenden Durchführung, wenn sie sich als nicht vermeidbar erwei-
sen. Von herausragender Bedeutung für eine gute klinische Praxis im Umgang 
mit Zwangsmaßnahmen und -behandlungen ist das „therapeutische Milieu“, 
insbesondere Anzahl und Ausbildung des Personals im Umgang mit Krisen so-
wie dessen Disposition, Haltungen und Bewältigungsmuster im Umgang mit 
Gewalt und Aggression. Ungünstige Umgebungsfaktoren durch Überstimulie-
rung, Lärm, wenig Privatsphäre und Rückzugsmöglichkeiten, rigide Stations-
regeln, den ständigen Wechsel von Bezugspersonen sowie Entwertungen durch 
einen als autoritär, überfordernd oder gleichgültig empfundenen Umgangsstil 
können hoch belastete Patientinnen und Patienten in Stress, Angst, Spannung 
oder Orientierungslosigkeit versetzen. Dadurch werden aggressive Entäuße-
rungen begünstigt. Regelmäßige Einschätzungen von Risikoverhalten und 
Risikosituationen, gezielte und standardisierte verbale und nonverbale Dees-
kalationstechniken durch die Zurverfügungstellung von Raum, Zeit, Gesprä-
chen, Bewegungsmöglichkeiten, durch körperliche Entspannung etc. schaffen 
Möglichkeiten des Aggressionsabbaus und sind auch in der Praxis bewährte 
Maßnahmen.

Nur eine sorgfältige Analyse des Kontextes gesetzter Zwangsmaßnahmen 
ermöglicht es, die Möglichkeiten und Grenzen einer Gewaltreduzierung zu 
erkennen. Eine Vergleichbarkeit der Zwangseinweisungen bzw. Zwangsein-
griffe ist im nationalen Bereich derzeit mangels entsprechender Daten und 
Forschung nicht möglich. Die Einführung eines Benchmarkings für Zwangs-
maßnahmen in psychiatrischen Kliniken würde aus der Sicht des NPM auch 
die Transparenz in diesem Bereich erheblich verbessern und wäre von großer 
Bedeutung sowohl im klinischen Qualitätsmanagement als auch hinsichtlich 
der Wahrung der Menschenwürde und der Rechtsstellung der Patientinnen 
und Patienten. Der NPM hat deshalb im Einklang mit ständigen Empfehlun-
gen des CPT wiederholt nachdrücklich darauf hingewiesen, dass ein anony-
misiertes zentrales Register zur Erfassung freiheitsbeschränkender Maßnah-
men Voraussetzung einer effektiven und systematischen Präventionsstrategie 
zur Reduktion von freiheitsbeschränkenden Maßnahmen ist. Nur so werden 
Routinen im Umgang mit Freiheitsbeschränkungen auch klinikbezogen besser 
messbar und vergleichbar.

Die Kommissionen mussten im Berichtsjahr 2016 neuerlich feststellen, dass 
zentrale Register in den Krankenanstalten nach wie vor nicht flächendeckend 
eingerichtet wurden. Angesichts dieses Stillstandes trotz der bisherigen Bemü-
hungen hält es der NPM für erforderlich, dass die Krankenanstalten durch 
eine legistische Änderung zur Einrichtung entsprechender Register in ange-
messener Frist verpflichtet werden. Die VA wird daher nochmals das BMGF 
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mit dieser Thematik konfrontieren und die Notwendigkeit einer gesetzlichen 
Änderung aufzeigen.

Ein weiterer wesentlicher Aspekt für eine erfolgreiche Behandlung psychisch 
Kranker besteht in der Gestaltung einer tragfähigen therapeutischen Bezie-
hung. Diese erfordert eine aktive Auseinandersetzung mit den Betroffenen 
und deren Aufklärung und Einbindung in die Entscheidungsprozesse, da auf 
diese Weise die Behandlungsbereitschaft erhöht, die Selbstverantwortung 
und die soziale Kompetenz der Patientinnen und Patienten gefördert und die 
poststationäre Resozialisierung erleichtert wird. Aus fachlicher und aus men-
schenrechtlicher Perspektive müsste der Bearbeitung und Nachbesprechung 
von Erfahrungen mit schwerwiegenden freiheitsbeschränkenden Maßnah-
men (z.B. Fixierungen, Einzelraumbeschränkungen, Medikamentationen) im 
Team, aber vor allem auch mit den unmittelbar betroffenen Patientinnen und 
Patienten mehr Augenmerk geschenkt und diese als Standard in allen öster-
reichischen Kliniken etabliert werden.  

Derzeit sind Nachbesprechungen nicht durchgehend üblich bzw. gibt es in den 
Krankengeschichten keine Hinweise, dass diese geführt wurden. Der NPM ist 
nach zahlreichen Gesprächen mit Psychiatriebetroffenen, die sich Kommissi-
onen anvertrauten und die mangelnde Gesprächsbereitschaft nach trauma-
tisierenden Erfahrungen ausdrücklich beklagten, der Überzeugung, dass die 
Notwendigkeit des Erklärens, Begründens und Vertretens von Zwangsmaß-
nahmen sowie die Konfrontation mit diesbezüglichen Erfahrungen von Pati-
entinnen und Patienten unerlässlich sind. Solche Gespräche auf Augenhöhe 
zu führen und sich mit Erfahrungen psychisch Kranker respektvoll auseinan-
derzusetzen, stützt nicht nur den Selbstwert der Patientinnen und Patienten 
und deren Compliance zur Inanspruchnahme psychiatrischer Versorgungsan-
gebote, sondern ermöglicht es auch, organisationsinterne Abläufe und Heran-
gehensweisen zu hinterfragen. 

Die VA hat bereits im PB 2015 (Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, 
S. 55 f.) die Problematik sexueller Grenzüberschreitungen gegenüber Patien-
tinnen durch das Personal thematisiert. Der MRB hat auf Anregung der VA 
eine Arbeitsgruppe unter der Leitung eines Vertreters des BMGF zu diesem The-
ma eingesetzt. 

Der MRB regt an, dass Patientinnen und Patienten bereits bei Aufnahme in 
eine Krankenanstalt Informationsmaterial über Ansprechpersonen (Ombuds-
stellen, Opferschutzgruppen, Patientenanwaltschaft etc.) erhalten sollten. Bei 
krankenanstalteninternen Vorfällen sollten die Patientenanwaltschaft nach 
dem UbG bzw. die Patientenanwaltschaften der Länder durch die Opferschutz-
gruppen beigezogen werden, um eine objektive Aufarbeitung von Vorfällen 
sicherzustellen. Im Arbeitsalltag sollte durch die Herausgabe eines Leitfadens 
und durch Veranstaltungen (z.B. Workshops) das Personal für die Problematik 
sensibilisiert werden. Ergänzend hierzu sollte das vorhandene Supervisionsan-
gebot genützt und ein regelmäßiger Meinungsaustausch angeboten werden, 
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da ein nicht tabuisierender Umgang mit dem Thema „Sexualität“ für die Ge-
sundheitsberufe allgemein wichtig ist. 

Eine zentrale Maßnahme ist die Schulung bzw. Fortbildung der Angehörigen 
von Gesundheitsberufen zur Bewusstseinsbildung im Zusammenhang mit 
„Kultur/Tradition/Nähe/Distanz“. Die Fortbildungen sollen die richtige Ba-
lance zwischen Nähe und Distanz sowie die Grenzen in der Beziehung zu den 
Patientinnen und Patienten zum Inhalt haben, die gerade im Umgang mit 
psychiatrischen Patientinnen und Patienten immer wieder zum Thema wer-
den. Weiters ist es notwendig, in Schulungen bzw. Fortbildungen den Begriff 
„geschlechtliche Handlung“ zu definieren und dabei auf die Abgrenzung zwi-
schen strafrechtlich relevanten und strafrechtlich nicht relevanten Grenzver-
letzungen hinzuweisen. 

Auf legistischer Ebene sollte in die Ausbildungsregelungen für alle Gesund-
heitsberufe eine Bestimmung nach dem Vorbild des § 4 der ÄAO 2015 aufge-
nommen werden, wonach im Rahmen der Ausbildung eine geistige Grund-
haltung der Achtung vor dem Leben, der Würde und den Grundrechten jedes 
Menschen, ungeachtet der Nationalität, der ethischen Zugehörigkeit, der Reli-
gion, der Hautfarbe, des Alters, einer Behinderung, des Geschlechts, der sexu-
ellen Orientierung, der Sprache, der politischen Einstellung und der sozialen 
Zugehörigkeit vermittelt werden. Insbesondere hat eine Sensibilisierung für 
Besonderheiten jener Patientinnen und Patienten zu erfolgen, die Betroffene 
von Menschenhandel bzw. psychischer oder physischer Gewalt sind, vor allem 
Kinder, Frauen oder Menschen mit Behinderung.

Das BMGF hat im Juli 2014, der Empfehlung des NPM folgend, die Verwen-
dung von psychiatrischen Intensivbetten (Netzbetten) sowie anderen „käfig-
ähnlichen Betten“ per Erlass für unzulässig erklärt. Den Krankenanstalten 
und Heimträgern wurde eine einjährige Übergangsfrist bis 1. Juli 2015 einge-
räumt, die von den verantwortlichen Rechtsträgern eingehalten wurde (vgl. 
hierzu PB 2014 und PB 2015, Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, 
S. 45 f. bzw. S. 51 f.). 

Die 3. psychiatrische Abteilung des Otto-Wagner-Spitals hat in einem Pilot-
projekt bereits ab Oktober 2014 auf den Einsatz von Netzbetten verzichtet und 
über sechs Monate hinweg alle Aufnahmen, bei denen eine Beschränkungs-
maßnahme in der Aufnahmesituation angeordnet wurde, begleitend eva-
luiert. Erste Ergebnisse zeigen, dass es mit Abschaffung der psychiatrischen 
Intensivbetten zwar zu einem relativen Anstieg der Anwendung der 4-Punkt-
Fixierungen in der Aufnahmesituation kommt, jedoch ist die Zeit, die Patien-
tinnen und Patienten in der Fixierung verbringen, deutlich kürzer als die Zeit 
der Anhaltung in den zuvor eingesetzten Netzbetten. Zusätzlich zeigt sich ein 
Trend zur Abnahme der Beschränkungsdauer in der 4-Punkt-Fixierung. Diese 
erste Studie zur Evaluierung der Abschaffung der psychiatrischen Intensivbet-
ten in Österreich lässt zwar auch aufgrund der geringen Fallzahl noch keine 
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verallgemeinernde Schlussfolgerung zu, doch ermöglicht sie einen ersten Ein-
blick in Entwicklungen, die mit der Abschaffung der Netzbetten einhergingen. 

Diese Ergebnisse stehen im Einklang mit den Wahrnehmungen der Kommis-
sion 4. Diese zeigte aber ergänzend auf, dass durch die Erhöhung von Perso-
nalressourcen, die zur präventiven Vermeidung von freiheitsbeschränkenden 
Maßnahmen auch eine 1:1-Betreuung ermöglichen sollten, auch die Häufig-
keit von 4-Punkt-Fixierungen reduziert werden könnte. Erfreulich ist, dass die 
meisten der von der Kommission befragten Ärztinnen und Ärzte, aber auch 
viele Pflegekräfte der Abschaffung der Netzbetten inzwischen zustimmen und 
den Verzicht auf dieses Sicherungsmittel befürworten.

Einzelfall: 

XX DasXVideodolmetsch-AngebotXsollteXinXdenXSpitälernXausgebautXwerden,XumXderXinterkulturel-X
X lenXBetreuungXvonXPatientinnenXundXPatientenXRechnungXzuXtragen.X

XX DieXEinrichtungXvonXzentralenXRegisternXzurXErfassungXfreiheitsbeschränkenderXMaßnahmenXX
X inXpsychiatrischenXKrankenanstaltenXsollteXperXGesetzXverpflichtendXvorgeschriebenXwerden.

XX InXderXAusbildungXallerXGesundheitsberufeXhatXeineXstärkereXSensibilisierungXinXBezugXaufXX
X BetroffeneXvonXMenschenhandelXbzw.XpsychischerXoderXphysischerXGewaltX(Kinder,XFrauenXX
X oderXMenschenXmitXBehinderung)XzuXerfolgen.XDiesXistXauchXgesetzlichXzuXverankern.X

XX SexualisiertenXGrenzüberschreitungenXmussXdurchXWeiter-XundXFortbildungenXdesXPersonalsXX
X zuXThemenX„Kultur/Tradition/Nähe/Distanz“XbegegnetXwerden.XBereitsXbeiXSpitalsaufnahmeXX
X solltenXPatientinnenXundXPatientenXInformationenXüberXmöglicheXAnsprechstellenXerhalten.XX
X NiederschwelligeXBeratungsangeboteXsolltenXausgebautXwerden.

XX DieXNachbesprechungXvonXErfahrungenXmitXschwerwiegendenXfreiheitsbeschränkendenXX
X MaßnahmenXimXTeamXundXvorXallemXauchXmitXbetroffenenXPatientinnenXundXPatientenXX
X mussXalsXStandardXinXallenXpsychiatrischenXKlinikenXetabliertXwerden.

VA-BD-GU/0067-A/1/2016

3.2.2 Unzureichendes Versorgungsangebot in der Kinder- und  
 Jugendpsychiatrie

Im Kinder- und Jugendgesundheitsbericht, der vom BMGF im Jänner 2016 ver-
öffentlicht wurde, wird festgestellt, dass sowohl im ambulanten als auch im 
stationären Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie – ausgehend von rund 
165.000 behandlungsbedürftigen Kindern und Jugendlichen in Österreich – 
strukturelle Defizite im Versorgungsangebot bestehen. 

So ist nach dem Österreichischen Strukturplan Gesundheit (ÖSG) 2012 in der 
vollstationären Kinder- und Jugendpsychiatrie (KJP) ein Richtwert von 0,08 bis 
0,13 Betten pro 1.000 Einwohner sowie ein quantitativer Richtwert für soge-
nannte „ambulante KJP-Einheiten“ (eine ambulante Kinder- und jugendpsy-
chiatrische Einheit pro 250.000 Einwohnerinnen und Einwohner) festgelegt. 
Umgelegt auf den aktuellen Bevölkerungsstand ergibt sich aus diesem Bet-
tenrichtwert für die Kinder- und Jugendpsychiatrie bundesweit ein Bedarf von 
670 bis 1.089 Behandlungsbetten. Derzeit sind es rund 370. Zudem sind – bis 
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auf Ktn – alle Bundesländer weit davon entfernt, das Sollintervall bis 2020 zu 
erfüllen. 

Die sich daraus ergebenden Versorgungsdefizite wurden vom NPM im Be-
richtsjahr exemplarisch in den Bundesländern Stmk und Wien beleuchtet und 
von der VA bereits in den Länderberichten an den Wiener Landtag und den 
Stmk Landtag thematisiert. 

Aus dem Regionalen Strukturplan Gesundheit Stmk 2011 ist ersichtlich, dass 
selbst die Vorgaben für das Jahr 2020 mit 74 kinder- und jugendpsychiatri-
schen Betten bzw. Tagesklinikplätzen deutlich unter den Vorgaben des ÖSG 
2012 bezogen auf die Stmk Gesamteinwohnerzahl (2016: 1,231.865) liegen. 

2016 standen in der Stmk lediglich 33 vollstationäre KJP-Betten und 14 KJP-
Tagesklinikplätze zur Verfügung. Zusätzlich gab es jeweils 12 Betten am LKH-
Universitätsklinikum Graz und am LKH Hochsteiermark/Standort Leoben zur 
Behandlung psychosomatischer Erkrankungen. Da in diesen psychosomati-
schen Stationen eine weitere Behandlung bei Auftreten einer akuten schwer-
wiegenden psychiatrischen Erkrankung und einer dadurch erforderlichen 
zwangsweisen Unterbringung unter Anwendung freiheitsbeschränkender 
Maßnahmen nicht möglich ist, müssen betroffene minderjährige Patientinnen 
und Patienten in akuten Krisen auch von Leoben in das LKH Graz Süd-West/
Standort Süd überstellt werden. Die Stmk ist mit der aktuellen Bettenmessziffer 
0,04 Schlusslicht in Österreich, wie auch die Österreichische Gesellschaft für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie in einer Aussendung im April 2016 festhielt. 

Diese unzureichende Versorgungssituation führt zu einer extremen Belastung 
der kinder- und jugendpsychiatrischen Abteilung im LKH Graz Süd-West/
Standort Süd. Die Bettenanfragen und Überweisungen aus allen Landesteilen 
ziehen einerseits einen Bettenmangel und andererseits Wartezeiten bzw. ver-
kürzte Aufenthalte bei einer häufigen Überbelegung von 110 bis 115 % nach 
sich. Bei anhaltend sehr hoher Stressbelastung des Personals leidet darunter 
die Behandlung der Patientinnen und Patienten. Es kommt auch immer wie-
der zu Unterbringungen von Jugendlichen auf Erwachsenenstationen. 

Diese an sich schon eklatante Unterversorgung wird dadurch verschärft, dass 
es in der Stmk keine KJP-Vertragsfachärztinnen und -fachärzte gibt. Ein ambu-
lantes Leistungsangebot für Minderjährige ohne Selbstbehalt besteht lediglich 
in den Tageskliniken im LKH Graz Süd-West/Standort Süd und am LKH Hoch-
steiermark/Standort Leoben. Dadurch können für Jugendliche massive Nach-
teile entstehen, weil sie nicht rasch fachkompetent behandelt werden können 
und erst bei Auftreten einer gravierenden psychischen Erkrankung stationär 
aufgenommen werden. Gerade die Vorbeugung, Früherkennung und Behand-
lung von Kindern und Jugendlichen ist aber von besonderer Bedeutung, um 
eine weitere Verschlechterung und Chronifizierung seelischer Erkrankungen 
möglichst zu vermeiden.
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Der Einsatz von Psychopharmaka ist in der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
an der Tagesordnung, obwohl viele dieser Medikamente nicht für Minderjäh-
rige zugelassen wurden und es daher auch keine standardisierten produkt-
begleitenden Risikoinformationen der Hersteller gibt. Der Grundsatz „Kinder 
sind keine kleinen Erwachsenen und Jugendliche keine großen Kinder“ gilt 
ohne Einschränkung; sowohl für das Verständnis von alters- und entwick-
lungstypischen psychopathologischen Symptomen als auch beim Einsatz 
von Psychopharmaka müssen deshalb Besonderheiten des kindlichen und 
jugendlichen Organismus Beachtung finden. Im Bereich des „Off-Label-Use“ 
von Psychopharmaka ergeben sich daher ärztlicherseits sowohl bei der In-
formationsbeschaffung vor medikamentösen Therapien als auch hinsichtlich 
der Aufklärung erhöhte Anforderungen. Auf KJP-Stationen wird in Form von 
Off-Label-Formularen im Einzelfall über mögliche Risiken und Nebenwirkun-
gen, therapeutische Alternativen, Risiken der Darreichungsform und über die 
Tatsache, dass es sich um ein in dieser Indikation nicht zugelassenes Medika-
ment handelt, aufgeklärt und die schriftliche Einwilligung der behandelten 
Person bzw. deren Erziehungsberechtigten eingeholt. Das Fehlen einschlägiger 
fachlicher KJP-Expertise auf anderen Stationen führt nach Wahrnehmungen 
der Kommissionen hingegen dazu, dass dort keine Off-Label-Formulare auflie-
gen und Psychopharmaka, die für Minderjährige nicht zugelassen sind, ohne 
spezielle fachliche Erläuterung oder Dokumentation bzw. ohne ausdrückliche 
Einwilligung auch zum Off-Label-Use verschrieben werden.

Im Interesse der behandlungsbedürftigen Kinder und Jugendlichen ist daher 
eine möglichst rasche Erhöhung der Bettenkapazität geboten. Im Wege einer 
Regionalisierung sollten die ambulanten und tagesklinischen Strukturen ge-
stärkt werden.

Aufgrund der Bemühungen des NPM konnte vorerst zumindest die Zusage 
erreicht werden, dass am Universitätsklinikum Graz erstmals ein Lehrstuhl für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie eingerichtet werden soll. Es ist allerdings noch 
offen, in welchem Ausmaß Ressourcen der zugeordneten klinischen Abteilung 
zur Verfügung gestellt werden.

Weiters erwägt die KAGES, im Rahmen einer Neuorganisation die kinder- und 
jugendpsychiatrische Versorgung stärker dezentral, primär im tagesklinisch-
ambulanten bzw. extramuralen Bereich auszubauen. Ergänzend ist beabsich-
tigt, eine – wenn auch geringfügige – Erhöhung der stationären Betten zentral 
im LKH Graz Süd-West/Standort Süd umzusetzen.

Aus Sicht des NPM sollten Vertragsfachärztinnen und -fachärzte für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie in diese Versorgungsstruktur integriert werden, um im 
Interesse der Patientinnen und Patienten eine wohnortnahe Versorgung zu 
ermöglichen und eine Entstigmatisierung der psychiatrischen Behandlung 
für Kinder- und Jugendliche zu fördern. In diesem Sinne sollte ein dezentra-
les stationäres Bettenangebot geschaffen werden, das beispielsweise im LKH 
Hochsteiermark/Standort Leoben in Ergänzung zum bereits vorhandenen ta-
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gesklinischen Angebot angesiedelt werden könnte, um eine regionale Vollver-
sorgung sicherzustellen und Transferierungen zur stationären Unterbringung 
im LKH Graz Süd-West/Standort Süd zu vermeiden.

In Wien würde sich unter Bedachtnahme auf die Vorgaben im ÖSG 2012 eine 
erforderliche Kapazität von 128 bis 208 stationären Betten im Bereich der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie ergeben.

Es wird aber selbst die im Regionalen Strukturplan Gesundheit vorgegebene 
Kapazität von 106 stationären Betten bei Weitem nicht erfüllt. So verfügen 
die KJP am Neurologischen Rehabilitationszentrum Rosenhügel und das AKH 
Wien im Jahr 2016 lediglich über insgesamt 56 Betten.

Deshalb sollte die vorerst beabsichtigte Kapazitätsausweitung der KJP-Abtei-
lung am Neurologischen Zentrum Rosenhügel rasch umgesetzt werden, weil 
mit einem weiteren Versorgungsangebot im KH Nord frühestens im Jahr 2018 
zu rechnen ist.

Die geringe Versorgungsdichte führte dazu, dass im Jahr 2015 rund 191 Kin-
der und Jugendliche in Wien auf der stationären Erwachsenenpsychiatrie auf-
genommen werden mussten. Diese Aufnahmen stiegen tendenziell. Auf der 
Wiener Erwachsenenpsychiatrie mussten daher täglich im Durchschnitt zwei 
Minderjährige im Alter zwischen 12 und 17 Jahren behandelt werden.

Wie die Wahrnehmungen der Kommissionen zeigen, ist allerdings die Betreu-
ung von Kindern und Jugendlichen im Bereich der Erwachsenenpsychiatrie 
ein generelles Problem, weil die Abteilungen für Kinder- und Jugendpsych-
iatrie mit der Betreuung in Akutfällen auch mangels ausreichender Unter-
bringungskapazitäten überfordert sind. Die Konfrontation mit psychisch er-
krankten Erwachsenen ist für Minderjährige massiv belastend, weil in diesem 
Umfeld nicht adäquat auf ihre Bedürfnisse eingegangen werden kann. Auf der 
Erwachsenenpsychiatrie fehlen eine altersadäquate Betreuung, ein pädagogi-
sches Angebot und das Zusammensein in einer Gruppe Gleichaltriger.

In der Rechtsprechung wird deshalb das Trennungsgebot für Jugendliche in 
psychiatrischen Krankenanstalten betont. Auch das CPT hat in seinem letzten 
Bericht an die Bundesregierung über seinen Besuch in Österreich im Herbst 
2014 nachdrücklich festgestellt, dass die Unterbringung von jugendlichen psy-
chiatrischen Patientinnen und Patienten gemeinsam mit Erwachsenen in psy-
chiatrischen Anstalten zu vermeiden ist und dies aufgrund präventiver men-
schenrechtlicher und fachlicher Standards geboten ist.

Diese zwingende Betreuung auf einer Spezialstation für Kinder- und Jugend-
psychiatrie lässt sich aus der UN-KRK, dem BVG Kinderrechte sowie der Pa-
tientencharta ableiten, weil die Erwachsenenpsychiatrie weder über die not-
wendigen Ressourcen noch über speziell geschultes Personal für die Betreuung 
psychisch kranker Minderjähriger verfügt.
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Auch unter diesem Aspekt sind strukturelle Verbesserungen im Bereich der 
Kinder- und Jugendpsychiatrie dringend erforderlich.

Die Bemühungen im Bereich der Ausbildung von Fachärztinnen und Fachärz-
ten für Kinder- und Jugendpsychiatrie sind deutlich zu intensivieren, um dem 
steigenden Bedarf im Zuge der notwendigen Erweiterung des Behandlungsan-
gebots im ambulanten und stationären Bereich gerecht werden zu können. 
Zwar wurden zuletzt in § 37 ÄAO 2015 die Ausbildungsregeln in Bezug auf 
die Kinder- und Jugendpsychiatrie als Mangelfach weiter gelockert. Das Ziel 
der Mangelfachverordnung kann aber nur erreicht werden, wenn alle Ausbil-
dungsberechtigungen und Plätze tatsächlich besetzt und finanziert werden.

Einzelfälle: 

XX DieXBettenkapazitätenXinXderXKinder-XundXJugendpsychiatrieXsindXraschXzuXerweitern,XumXX
X eineXadäquateXBetreuungXderXKinderXundXJugendlichenXzuXermöglichen.X

XX EineXStärkungXderXambulantenXundXtagesklinischenXStrukturenXsowieXdieXSchaffungXvonXX
X KassenvertragsfacharztstellenXsindXdringendXerforderlich.

XX DerXnotwendigenXSteigerungXdesXLeistungsangebotesXistXdurchXeineXErhöhungXundXzeitnaheXX
X BesetzungXoffenerXAusbildungsplätzeXimXFachXKinder-XundXJugendpsychiatrieXRechnungXzuXX
X tragen.

VA-ST-GES/003-A/1/2016, VA-BD-GU/0033-A/1/2016

3.2.3 Fragwürdiger Einsatz von Sicherheitsdiensten

Der MRB hat bereits im April 2014 festgestellt, dass nur medizinisch und pfle-
gerisch geschultes Personal zu Pflegemaßnahmen hinzugezogen werden darf. 
Dies ergibt sich aus dem Berufsrecht der Gesundheitsberufe und insbesonde-
re aus dem Recht der Patientinnen und Patienten auf respektvolle und rück-
sichtsvolle Behandlung und Pflege. 

Der OGH hat in einer Grundsatzentscheidung im September 2014 diese Auf-
fassung bestätigt und ausgeführt, dass das der Anlegung einer Vier-Punkt-
Fixierung vorangehende Festhalten bereits zur psychiatrischen Gesundheits- 
und Krankenpflege gehört und damit dem Pflegepersonal vorbehalten ist. 
Damit sind Sicherheitsdienste – auch auf Anordnung des anwesenden Pflege-
personals – weder befugt noch berechtigt, an Fixierungen mitzuwirken.

In einer weiteren Entscheidung hat der OGH erkannt, dass auch körpernahe 
Tätigkeiten – wie das Festhalten, um jemanden am Verlassen der Station zu 
hindern – nicht durch das Security-Personal erfolgen dürfen.

Die Einbeziehung und Mitwirkung eines Sicherheitsdienstes an Pflegehand-
lungen ist daher unzulässig und hat jedenfalls zu unterbleiben. Der Begriff 
Pflegehandlung ist dabei weit auszulegen, was sich daran zeigt, dass nach 
der Rechtsprechung des OGH schon das Festhalten einer Patientin bzw. eines 
Patienten rechtlich nicht zulässig ist.
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Die Kommissionen der VA mussten allerdings feststellen, dass Sicherheits-
dienste nach wie vor im Grenzbereich zur Pflege eingesetzt werden.

In Krankenanstalten in NÖ werden nach Wahrnehmungen der Kommission 5 
Mitarbeiter der Betriebsfeuerwehr im Falle einer eskalierenden Situation re-
gelmäßig beigezogen, etwa bei einer Selbst- und Fremdgefährdung durch Pa-
tientinnen oder Patienten oder bei Gefahrensituationen für Patientinnen und 
Patienten oder das Personal. Im Falle eines Deeskalationsalarms wird eine 
Alarmierungsgruppe verständigt, der Mitglieder des Feuerwehrdienstes ange-
hören.

Das Pflegepersonal umschrieb den Einsatz der Betriebsfeuerwehr als Security 
gegenüber der Kommission 5 mit den Worten „hilft mit“ oder „greift nur Glied-
maßen an, aber fixiert nicht die Gurte“. Diese Aussagen legen den Schluss 
nahe, dass Mitarbeiter der Betriebsfeuerwehr auch an pflegerischen Handlun-
gen teilnehmen können, für die eine gesetzliche Grundlage fehlt.

Einer Stellenbeschreibung für die Betriebsfeuerwehr war zu entnehmen, dass 
als besondere Herausforderung „die Mithilfe bei Fixierungen von Patientin-
nen und Patienten bei Auslösung des Deeskalationsalarms als Mitglied des 
Deeskalationsteams“ ausdrücklich genannt wird. Die Betriebsfeuerwehr im 
LKH Mistelbach macht im Nachtdienst regelmäßig Kontrollgänge im ganzen 
Haus.

Im LKH Innsbruck, Universitätsklinik für Psychiatrie, werden die Security-
Mitarbeiter bei bestehender Fluchtgefahr eingesetzt. Der Sicherheitsdienst 
wird regelmäßig mit dem Transfer von Patientinnen und Patienten aus der 
Ambulanz in den geschlossenen Bereich befasst. Auch ein Transfer vom ge-
schlossenen Bereich der Psychiatrie Innsbruck in den geschlossenen Bereich 
des KH Kufstein wurde in Anwesenheit eines Mitarbeiters des Sicherheitsdiens-
tes durchgeführt. Ein elfjähriger Patient wurde trotz Anwesenheit seiner Mut-
ter durch einen Mitarbeiter des Sicherheitsdienstes von der Aufnahme in den 
geschlossenen Bereich begleitet.

In diesem Zusammenhang hat das LG Innsbruck bereits in zwei Fällen (An-
legen einer Fußmanschette und Zurückbringen eines entflohenen Patienten) 
entschieden, dass die Heranziehung von Mitarbeitern des Sicherheitsdienstes 
nicht zulässig war. In einem Fall wurde ein fixierter Patient während eines 
Transfers von Mitarbeitern des Sicherheitsdienstes festgehalten, als er versuch-
te sich zu „befreien“.

Die Praxis in NÖ Krankenanstalten und im LKH Innsbruck führt zwangsläufig 
dazu, dass unqualifiziertes Personal in den pflegerischen Prozess einbezogen 
wird und dessen Teilnahme an Fixierungen, sei es auch nur bei den vorbe-
reitenden Maßnahmen, de facto nicht zu vermeiden ist. Der NPM empfiehlt 
mit Nachdruck, dass in Richtlinien die Tätigkeit von Sicherheitsdiensten in 
Krankenanstalten unter Bedachtnahme auf die hierfür maßgebliche Rechts-
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lage klar definiert wird und unzulässige Tätigkeiten unmissverständlich be-
schrieben werden.

Der Einsatz von Sicherheitsdiensten in psychiatrischen Abteilungen ist gene-
rell kritisch zu hinterfragen. Es gibt Kliniken, wie beispielsweise das LKH Rank-
weil, die für einen Sicherheitsdienst weder einen Bedarf noch eine Notwendig-
keit sehen. 

Der Einsatz von Sicherheitsdiensten könnte auch dadurch reduziert werden, 
dass speziell geschulte hausinterne Kriseneinsatzteams installiert werden. 

Einzelfälle:

 X Der Einsatz eines Sicherheitsdienstes im Grenzbereich zur Pflege ist generell zu vermeiden. 

 X Das Einsatzgebiet des Sicherheitsdienstes in Krankenanstalten ist in Leitlinien klar zu regeln.  
 Unzulässige Handlungen sind klar zu definieren.

 X Es sollte nach Alternativen zum Einsatz eines Sicherheitsdienstes gesucht werden, um auf  
 dessen Einsatz verzichten zu können.

 VA-BD-GU/0008-A/1/2016, BD-GU/0044-A/1/2016

3.2.4 Unverzügliche Meldung von freiheitsbeschränkenden  
 Maßnahmen und Eingriffen in Persönlichkeitsrechte

Freiheitsbeschränkende Maßnahmen sind vom behandelnden Arzt jeweils 
besonders anzuordnen, in der Krankengeschichte unter Angabe des Grundes 
zu dokumentieren und unverzüglich zu melden. Ebenso sind Unterbringun-
gen unverzüglich der Patientenanwaltschaft bzw. dem zuständigen Gericht zu 
melden.

Der OGH stellte fest, dass diese Meldungen jedenfalls unverzüglich, also ohne 
jeglichen Aufschub, zu erstatten sind, unabhängig davon, ob etwa im Einzel-
fall aufgrund von Feiertagen ohnehin mit Verzögerungen im Verfahrensab-
lauf zu rechnen ist.

Für den Zeitpunkt einer Meldung ist es daher unbeachtlich, ob der jeweilige 
Meldungsempfänger (Gericht oder Patientenanwaltschaft) von einer Meldung 
sofort Kenntnis erlangt. Vielmehr sind die Meldungen aus formellen Gründen 
so vorzunehmen, dass der rechtzeitige Meldezeitpunkt nachvollzogen werden 
kann. Hierfür reicht es allerdings nicht, die Meldung in ein Postfach einzule-
gen. Eine Bestätigung der Meldung (z.B. Faxbestätigung) ist jedenfalls erfor-
derlich.

Die Kommission 1 musste feststellen, dass die Praxis im LKH Innsbruck und 
im LKH Rankweil diesen gesetzlichen Vorgaben widerspricht. Beispielsweise 
erfolgten Meldungen nicht am Wochenende, sondern erst am nächsten Werk-
tag.

Die Rechtsträger der vom NPM kontaktierten Krankenanstalten haben sich 
mittlerweile bereit erklärt, durch organisatorische Maßnahmen die im UbG 
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verpflichtend vorgesehene unverzügliche Meldung freiheitsbeschränkender 
Maßnahmen sicherzustellen.

Die Kommission 4 hat bei einem Besuch der Universitätsklinik für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie in Wien festgestellt, dass in den Monaten September 
und Oktober 2016 bei mehr als 60 % der untergebrachten Patientinnen und 
Patienten ein Entzug der Privatkleidung für zwei bis zehn Tage erfolgte. Die 
Minderjährigen durften während dieser Phase ausschließlich einen vorne mit 
Knöpfen versehenen Krankenhauspyjama aus dünner Baumwolle tragen. 
Lediglich eine Unterhose war zusätzlich erlaubt, während das Tragen eines 
T-Shirts oder Büstenhalters zum Leidwesen betroffener Mädchen untersagt 
wurde. Die Kommission erblickte darin eine unzulässige Beschränkung von 
Persönlichkeitsrechten und einen Verstoß gegen die UN-KRK. Das Recht auf 
Tragen von Privatkleidung darf gemäß § 34a UbG nur dann beschränkt wer-
den, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr im Sinn des § 3 Z 1 oder zum Schutz 
der Rechte anderer Personen in der psychiatrischen Abteilung unerlässlich ist 
und zum Zweck der Maßnahme nicht außer Verhältnis steht. Eine entspre-
chende Meldeverpflichtung ist zwar in § 34a UbG nicht ausdrücklich vorge-
sehen, doch kann diese nach Lehrmeinungen direkt aus dem allgemeinen 
Schutzauftrag des § 1 Abs. 1 UbG abgeleitet werden, weil andernfalls die Pa-
tientenanwaltschaft ihre dem Persönlichkeitsschutz dienenden Antragsrechte 
gar nicht ausüben könnte. 

Einzelfälle:

 X Freiheitsbeschränkende Maßnahmen sind unverzüglich, also auch an Feiertagen und  
 Wochenenden zu erstatten und zu bestätigen.  

 X Das Verbot des Tragens von Privatkleidung stellt einen Eingriff in Persönlichkeitsrechte dar  
 und ist daher unverzüglich an die Patientenvertretung zu melden.

 VA-BD-GU/0044-A/1/2016, BD-GU/0087-A/1/2016, BD-GU/0007-
A/1/2017

3.2.5 Durchführung von freiheitsbeschränkenden Maßnahmen

Freiheitsbeschränkende Maßnahmen sind nur zulässig, wenn sie der Abwen-
dung einer Gefahr, also der Abwendung einer ernstlichen und erheblichen 
Gefährdung des eigenen oder fremden Lebens oder der eigenen oder frem-
den Gesundheit, bzw. der ärztlichen Behandlung oder Betreuung dienen und 
nicht unverhältnismäßig sind. Eine freiheitsbeschränkende Maßnahme kann 
daher nicht mit organisatorischen, personellen oder betriebswirtschaftlichen 
Gründen gerechtfertigt werden.

Nach den CPT-Standards ist bei einer Fixierung jedenfalls darauf zu achten, 
dass diese von den Betroffenen nicht als erniedrigend empfunden wird bzw. 
dieses Gefühl nicht durch die Art, wie die Fixierung vorgenommen wurde, ver-
stärkt wird.
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Die Einhaltung dieser menschenrechtlichen Standards ist in psychiatrischen 
Krankenanstalten und Abteilungen nach wie vor nicht immer sichergestellt.

So musste die Kommission 1 beispielsweise in einer psychiatrischen Abteilung 
des LKH Hall feststellen, dass Fixierungen nicht in einem geeigneten Umfeld, 
sondern am Gang des geschlossenen Bereiches stattfanden. Die Unterbrin-
gung von Patientinnen und Patienten in Gangbetten ist aus menschenrecht-
licher Sicht nicht akzeptabel, da die Privat- und Intimsphäre der Betroffenen 
nicht gewahrt werden kann.

Andere Patientinnen und Patienten können durch das Miterleben von Zwangs-
maßnahmen geängstigt und traumatisiert werden.

Weiters wies die Kommission 1 nachdrücklich darauf hin, dass die ausschließ-
liche Verwendung eines Bauchgurtes (Ein-Punkt-Fixierung) jedenfalls abzu-
lehnen ist, weil die Gefahr einer Strangulation besteht. Darauf weist auch der 
Fixierungshersteller hin, der die Vornahme einer Fünf-Punkt-Fixierung gene-
rell empfiehlt. 

Die Tirolkliniken haben als Rechtsträger des LKH Hall als Reaktion auf diese 
Kritik eingeräumt, dass die betroffene psychiatrische Station im Hinblick auf 
die Raumteilung und deren Funktionalität nicht mehr modernen Anforderun-
gen entspricht, weil die Station zuletzt vor rund 20 Jahren saniert wurde. Des-
halb ist auch die sanitäre Ausstattung der Station nicht mehr zeitgemäß.

Es soll daher ein konkretes Konzept erstellt werden, um im Rahmen einer 
baulichen Neugestaltung die Betreuung von Patientinnen und Patienten in 
Gangbetten zu vermeiden. Weiters wurde eingeräumt, dass Fixierungen mit-
tels Bauchgurt zu unterbleiben haben und grundsätzlich auf der Abteilung 
untersagt sind. Die durchgeführten freiheitsbeschränkenden Maßnahmen sol-
len auch statistisch ausgewertet und evaluiert werden, um insbesondere die 
Betreuungssituation zu verbessern. 

Einzelfall: 

 X Freiheitsbeschränkende Maßnahmen sind in einem geeigneten Umfeld durchzuführen und  
 dürfen keinesfalls am Gang oder im Sichtbereich von Mitpatientinnen und -patienten  
 vorgenommen werden. 

 X Ein-Punkt-Fixierungen sind aufgrund der bestehenden Strangulationsgefahr zu unterlassen. 

VA-BD-GU/0057-A/1/2016 

3.2.6 Unzumutbare Überstellungstransporte von  
 unterbringungsbedürftigen Kranken

Eine gemeindenahe psychiatrische Versorgung erfordert wohnortnahe und 
damit dezentral verfügbare Einrichtungen und Dienste. Diese müssen die Ver-
sorgungsverantwortung für eine Region übernehmen und sicherstellen, dass 
das gesamte psychiatrische Versorgungsspektrum in erreichbarer Nähe zur 
Verfügung steht. Die Versorgung muss daher die Krisenintervention und Akut-
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behandlung, die reintegrative Behandlung und Betreuung sowie die Langzeit-
betreuung und -pflege umfassen. 

Wenn Planungen unterbleiben und die angemessene Finanzierung der psychi-
atrischen Versorgung nicht sichergestellt wird, können normative Forderungen 
an eine die Menschenwürde wahrende Behandlung nicht umgesetzt werden. 
Nicht bedarfsentsprechende Ressourcen belasten in Ktn vor allem Psychiatrie-
patientinnen und -patienten, aber ebenso die behandelnden Ärztinnen und 
Ärzte sowie das Pflegepersonal im LKH Villach und Klagenfurt. Das Land Ktn 
hat aktuell weder einen Psychiatrieplan noch eine Psychiatriekoordinatorin 
bzw. einen Psychiatriekoordinator; Planungsvorgaben aus Vorperioden wur-
den nie umgesetzt.

Die VA hat bereits im PB 2015 (Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, 
S. 62 f.) aufgrund von Wahrnehmungen der Kommission 3 gravierende Defi-
zite in der psychiatrischen Versorgung in Kärnten aufgezeigt. So verfügt das 
LKH Villach mit 53 Betten nicht über die erforderlichen Ressourcen, um im 
Versorgungsgebiet der Oberkärntner Bezirke die Behandlung von unterbrin-
gungsbedürftigen Patientinnen und Patienten sicherstellen zu können. Dazu 
kommt, dass die räumlichen Bedingungen insuffizient sind: Auf der Station D 
gibt es Sechs-Bett-Zimmer, die Station E verfügt über Vier-Bett-Zimmer, was 
eine Reizabschirmung Schwerstkranker unmöglich macht und wenig Privat-
sphäre zulässt. Trotz fallweise leer stehender Zimmer für Klassepatientinnen 
und -patienten finden Fixierungen – wiewohl menschenrechtlich unzulässig 
– zwangsläufig auch in Gangbetten statt.

Diese inadäquaten Rahmenbedingungen führen dazu, dass UbG-Patientin-
nen und Patienten zwar im LKH Villach untersucht, aber anschließend trotz 
akuter Behandlungsbedürftigkeit in die Abteilung für Psychiatrie des LKH 
Klagenfurt überstellt werden müssen. Wie die Kommission 3 erhob, wurden 
2015 von 231 UbG-Patientinnen und -Patienten insgesamt 151 an das LKH 
Klagenfurt weiterverwiesen. Diese Transferierungen sind für die Betroffenen 
ausgesprochen belastend, gegenüber der Kommission 3 wurde nicht in Abrede 
gestellt, dass selbst- oder fremdgefährdete Patientinnen und Patienten mitun-
ter in Handschellen von der Polizei eskortiert würden. Überstellungstransporte 
finden häufig ohne Begleitung von Ärztinnen und Ärzten bzw. psychiatrisch 
geschultem Pflegepersonal statt. 

Das Land Ktn hat in Reaktion auf die Kritik des NPM schriftlich angekündigt, 
dass vor der bereits beschlossenen Komplettsanierung des LKH Villach und 
des LKH Klagenfurt bis 2018 eine Übergangslösung mit einer erweiterten UbG-
Station mit 16 Betten im LKH Villach realisiert würde. Die Umsetzung dieses 
Projekts erschien dem NPM umso dringlicher, als mit der Fertigstellung der 
Psychiatrieneu- bzw. -umbauten in Villach und Klagenfurt frühestens im Jahr 
2020/2021 zu rechnen ist.

Die KABEG als Rechtsträger der Ktn Krankenanstalten stellte Ende November 
2016 allerdings die Einrichtung eines erweiterten UbG-Bereichs im LKH Vil-
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lach aus Kostengründen wieder infrage. Die VA wird daher gegenüber dem 
Land Ktn nochmals nachdrücklich darauf hinweisen, dass die Realisierung 
einer erweiterten UbG-Station im LKH Villach zwingend erforderlich ist, um 
die auch aus menschenrechtlicher Sicht untragbare Versorgungssituation für 
die Patientinnen und Patienten zu verbessern.

Eine vergleichbare Problematik hinsichtlich der Transferierung von Patientin-
nen und Patienten besteht auch in der Stmk, weil die stationäre Psychiatrie 
in Graz zentralisiert ist. Aus menschenrechtlicher Sicht ist dies insofern be-
denklich, als dadurch die Besuchsmöglichkeiten für die Familien stark einge-
schränkt werden, was gerade für psychisch kranke Personen besonders belas-
tend ist. 

Bereits im Psychiatriebericht Stmk 2009 wird ausgeführt, dass durch die De-
zentralisierung der stationären Psychiatrie eine wohnortnahe Versorgung der 
Patientinnen und Patienten sichergestellt werden sollte. Die Regionalisierung 
des akut stationären psychiatrischen Bereichs sollte mit dem Auf- und Ausbau 
von Ambulanzen und Tageskliniken einhergehen, um eine sektorenübergrei-
fende abgestimmte ambulante Versorgung anbieten und stationäre Aufent-
halte – soweit sinnvoll und möglich – reduzieren zu können.

Bislang wurden allerdings nur psychiatrische Ambulanzen an den Kranken-
hausstandorten in Hartberg und Bruck an der Mur geschaffen, aber kein sta-
tionäres Leistungsangebot außerhalb von Graz, obwohl im Regionalen Struk-
turplan Gesundheit für die Stmk im Bereich des LKH Hochsteiermark entspre-
chend systematisierte Betten vorgesehen sind.

Die Problematik der derzeitigen zentralen stationären psychiatrischen Versor-
gung in der Stmk lässt sich am Beispiel der Zusammenarbeit des Klinikums 
Bad Aussee mit den Grazer Spitälern exemplarisch verdeutlichen:

Da in der Klinik Bad Aussee psychiatrische Akutbehandlungen nicht erfolgen 
dürfen, müssen Patientinnen und Patienten derzeit ohne Fachpersonal mit 
einem Krankentransport in das LKH Graz Süd-West/Standort Süd, transferiert 
werden. Schon aufgrund der Fahrtdauer von rund zwei Stunden sind diese 
Krankentransporte potenziell riskant und sollten im Interesse der Patientin-
nen und Patienten vermieden werden. So kommt es auch häufig zu nächtli-
chen Transporten unter polizeilicher Begleitung.

Die VA hat daher gegenüber dem Land Stmk betont, dass bei der beabsichtig-
ten Neugestaltung des psychiatrischen Angebots in der Stmk im Interesse der 
betroffenen Patientinnen und Patienten die Dezentralisierung und Regionali-
sierung vorangetrieben werden sollte.

Stmk – Transferierun-
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Einzelfälle: 

 X Psychiatrische Versorgungsangebote müssen mit möglichst geringer Einschränkung für den  
 Einzelnen an den jeweiligen Bedürfnissen ausgerichtet werden. Es müssen genügend Versor- 
 gungsangebote, die diesen Kriterien entsprechen, zur Verfügung stehen und weiterentwickelt  
 werden.

 X Überstellungstransporte von unterbringungsbedürftigen Patientinnen und Patienten sind  
 nach Möglichkeit zu vermeiden und müssen durch psychiatrisch geschultes Personal  
 begleitet werden.

VA-BD-GU/0137-A/1/2016, BD-GU/0043-A/1/2016

3.2.7 Zwangsweise Unterbringung ohne ärztliche  
 Bescheinigung als Regelfall?

Das Unterbringungsrecht unterscheidet zwei Formen der zwangsweisen Unter-
bringung: den Normalfall mit ärztlicher Bescheinigung und den Notfall bei 
Gefahr im Verzug ohne Bescheinigung.

Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind daher grundsätzlich berech-
tigt und verpflichtet, eine Person, bei der sie aus besonderen Gründen die Vor-
aussetzungen einer Unterbringung für gegeben erachten, zu einer Ärztin bzw. 
einem Arzt zu bringen oder eine Ärztin bzw. einen Arzt beizuziehen. Beschei-
nigt die Ärztin bzw. der Arzt das Vorliegen der Voraussetzungen der Unterbrin-
gung, hat die Polizei die betroffene Person in eine psychiatrische Abteilung zu 
bringen oder dies zu veranlassen. 

Lediglich bei Gefahr im Verzug können Polizistinnen und Polizisten die betrof-
fene Person auch ohne Untersuchung und Bescheinigung in eine psychiatri-
sche Abteilung bringen. Faktisch kehrt sich aber der Ausnahmefall zum Re-
gelfall um. Gerade im ländlichen Bereich ist festzustellen, dass entsprechend 
qualifizierte Ärztinnen und Ärzte für Untersuchungen und Bescheinigungen 
nach dem UbG oft nicht zur Verfügung stehen. In manchen Regionen wird es 
auch zunehmend schwieriger, Planstellen zu besetzen bzw. Gemeinde-, Kreis-, 
Sprengel- und Distriktsärztinnen und -ärzte zu finden.

Polizistinnen und Polizisten haben in Gesprächen mit Kommissionen deutlich 
gemacht, dass es für sie äußerst belastend ist, eigenverantwortlich entscheiden 
zu müssen, ob eine verhaltensauffällige Person an einer Erkrankung leidet, die 
wegen akuter und erheblicher Selbst- oder Fremdgefährdung die Verbringung 
in ein psychiatrisches Krankenhaus rechtfertigt. Auch kommt es vor, dass 
es im Zuge einer zwangsweisen Überstellung zu einer Beruhigung der zuvor 
wahrgenommenen krisenhaften Zuspitzung kommt und Ärztinnen und Ärzte 
in der psychiatrischen Abteilung keinen Grund für eine Aufnahme erkennen. 
Das verursache immer wieder Konflikte zwischen allen Beteiligten und stelle 
die Legitimität staatlichen Handelns in Frage.

Es wäre daher überlegenswert, beispielsweise auch Notärztinnen und Notärzte 
sowie niedergelassene Fachärztinnen und Fachärzte für Psychiatrie gesetzlich 
zur Ausstellung von Bescheinigungen nach dem UbG zu ermächtigen. 

Ausnahme wird am 
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Einzelfall: 

 X Der Kreis der Ärztinnen und Ärzte, die zur Bescheinigung einer notwendigen Unterbringung  
 berechtigt sind, sollte erweitert werden, um die eigenständige Beurteilung durch die  
 Sicherheitsorgane auf Ausnahmefälle zu beschränken. 

VA-BD-I/1682-C/1/2016

3.2.8 Das unbekannte Istanbul-Protokoll

Das Handbuch für die wirksame Untersuchung und Dokumentation von Fol-
ter und anderer grausamer, unmenschlicher oder entwürdigender Behand-
lung oder Strafe (Istanbul-Protokoll) ist der Standard der Vereinten Nationen 
für die Begutachtung von Personen, die den Vorwurf erheben, gefoltert oder 
misshandelt worden zu sein, sowie für die Untersuchung von Fällen mutmaß-
licher Folter und für die Meldung solcher Erkenntnisse an die Justiz und andere 
Ermittlungsbehörden.

Zweck des Istanbul-Protokolls als international anerkanntes Instrument zur 
Wahrung der Menschenrechte ist daher die effektive Untersuchung eines jeden 
Verdachts oder Vorwurfs der Folter oder von Misshandlungen durch im öffent-
lichen Dienst beschäftigte Personen.

Gerade Ärztinnen und Ärzten, die Foltervorwürfe untersuchen und Spuren 
von Folter dokumentieren, sollen praktische Hinweise gegeben werden, wie sie 
Folter- und Misshandlungsvorwürfen effektiv nachgehen, diese dokumentie-
ren und ordnungsgemäß sichern können. Die Gewährleistung einer raschen, 
unabhängigen Beweissicherung ist für ein weiteres Untersuchungsverfahren 
von zentraler Bedeutung. Demnach sind Misshandlungsspuren, die im Zu-
sammenhang mit einem polizeilichen Einsatz stehen, durch ein Krankenhaus 
sorgsam und umgehend zu dokumentieren.

Das BMGF teilt die Ansicht der VA, wonach Krankenanstalten bzw. Ärztinnen 
und Ärzten eine entscheidende Rolle bei der Aufklärung von Polizeiübergriffen 
zukommt. Auf Empfehlung der VA hat das BMGF sämtliche Krankenanstalts-
träger über die jeweils zuständige Landesregierung über das Istanbul-Protokoll 
informiert und darauf hingewiesen, dass für die Sicherstellung der Implemen-
tierung dieses Protokolls Sorge zu tragen ist (vgl. hierzu auch PB 2015, Band 
„Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 57 f.).

Die Kommission 4 hat im Zuge eines Besuchs der Krankenanstalt Rudolfstif-
tung anlässlich eines konkreten Falls geprüft, ob diese Empfehlung beachtet 
wird. Die Patientin wurde aufgrund einer amtsärztlichen Einweisung in die 
psychiatrische Abteilung des Krankenhauses gebracht. Bereits bei der Aufnah-
me beschwerte sie sich über das Vorgehen der Polizei und gab an, dass sie star-
ke Schmerzen an der rechten Schulter und ein großflächiges Hämatom habe. 

Die Prüfung der Kommission 4 ergab, dass die Verhältnismäßigkeit der An-
wendung von Zwangsmaßnahmen durch die Polizeibeamten (Körperkraft, 
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Fixierung mittels Fuß) zumindest fraglich war. Dem Personal war jedoch die 
Empfehlung des BMGF zur Anwendung des Istanbul-Protokolls in Krankenan-
stalten nicht bekannt, sodass eine Dokumentation der Verletzungsfolgen erst 
verspätet durchgeführt wurde. 

Die Stadt Wien hat diesen Fall zum Anlass genommen, die nach dem Istan-
bul-Protokoll wahrzunehmende Dokumentierung in einer speziellen Richtli-
nie darzustellen. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat dem 
NPM versichert, sich zusätzlich direkt an die politisch Verantwortlichen auf 
Landesebene (Gesundheits- bzw. Spitalsreferentinnen und -referenten) zu wen-
den, um die Bedeutung des Istanbul-Protokolls hervorzuheben.

Einzelfall: 

 X Ärztinnen und Ärzten in Spitälern kommt gemäß dem Istanbul-Protokoll eine entscheidende  
 Rolle bei der Aufklärung polizeilicher Übergriffe zu; sie sind daher entsprechend zu schulen,  
 wie behauptete Verletzungsfolgen zu Beweiszwecken dokumentiert werden müssen.

VA-BD-GU/114-A/1/2016

3.2.9 Überforderung bei Betreuung einer minderjährigen  
 Patientin

Im Zuge eines Besuchs im Landesklinikum Thermenregion Mödling musste 
die Kommission 6 feststellen, dass eine minderjährige Patientin längere Zeit 
auf der Kinder- und Jugendpsychiatrie betreut wurde, weil keine geeignete Ein-
richtung zur externen Nachbetreuung gefunden werden konnte.

Die Patientin verbrachte seit ihrem 12. Lebensjahr aufgrund ihrer schweren 
psychischen Erkrankung mehr als drei Jahre in psychiatrischen Einrichtungen 
und war seit Dezember 2015 auf der kinder- und jugendpsychiatrischen Abtei-
lung in Hinterbrühl untergebracht. Die Betreuung gestaltete sich sehr schwie-
rig, weil ihr Verhalten durch viele Impulsdurchbrüche gekennzeichnet ist. 

Das BG Mödling stellte über Antrag der Patientenanwaltschaft fest, dass die 
zahlreichen Fixierungen, die oftmals in den Abendstunden im Sinne eines Ein-
schlafrituals durchgeführt wurden, unzulässig waren.  

In der Folge kam es zu einem weiteren tragischen Vorfall, bei dem ein Arzt der 
Patientin auf den Kopf gestiegen war, um sie am Verlassen eines Zimmers zu 
hindern. Das BG Mödling ließ keinen Zweifel daran, dass die Beschränkung 
der Bewegungsfreiheit der Minderjährigen in einem Auszeitraum aufgrund 
ihres aggressiven Verhaltens verhältnismäßig und zulässig war, aber dass das 
Auf-den-Kopf-Steigen mit dem Fuß eine erniedrigende Behandlung und damit 
eine gravierende Verletzung der Menschenrechte darstellt. 

Der Aufenthalt in einer psychiatrischen Station sollte primär einer akuten Kri-
senintervention dienen, weshalb insbesondere für Minderjährige rasch geeig-
nete Wohn- und Betreuungsmöglichkeiten außerhalb einer psychiatrischen 
Abteilung geschaffen werden müssten. Der NPM hat daher gegenüber dem 
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Land NÖ nachdrücklich darauf hingewiesen, dass durch zusätzliche Personal-
ressourcen Fixierungen weitgehend vermieden werden sollten und eine ad-
äquate Betreuung außerhalb einer psychiatrischen Abteilung für die Patientin 
sichergestellt werden muss. 

Durch die Bemühungen der Vertretungsnetz-Patientenanwaltschaft und des 
NPM konnte letztlich erreicht werden, dass die Patientin im Rahmen eines 
Konzepts zur Individualbetreuung von Kindern und Jugendlichen im Heilpä-
dagogischen Zentrum (HPZ) Hinterbrühl in Kooperation mit der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie intensiv sozialpädagogisch betreut wird. Hierfür wurde eine 
gesonderte Einheit zur Individualbetreuung von Kindern und Jugendlichen er-
richtet.

Es ist aber generell festzustellen, dass zur Betreuung von schwer traumatisier-
ten Jugendlichen mit hohem Aggressionspotenzial nicht ausreichend Betreu-
ungsplätze zur Verfügung stehen. Dies führt oft dazu, dass die Betroffenen 
über einen längeren Zeitraum abwechselnd in einer psychiatrischen Abtei-
lung und in diversen Nachbetreuungseinrichtungen aufgenommen werden.

Der Ausbau entsprechender extramuraler Einrichtungen ist daher weiterhin 
österreichweit dringend erforderlich, um die notwendige intensive Betreuung 
von Personen mit einer ausgeprägten psychiatrischen Erkrankung zu verbes-
sern, wofür entsprechend hohe Personalressourcen zur Verfügung gestellt wer-
den müssen.

Einzelfall: 

 X Die intensive Betreuung von schwer traumatisierten Jugendlichen mit hohem Gewaltpoten- 
 zial erfordert spezialisierte Einrichtungen mit hohen Personalressourcen und flexiblen, indi- 
 viduell abstimmbaren sozialpädagogischen Konzepten. 

VA-BD-GU/0143-A/1/2016

3.2.10 Räumliche Neugestaltung der psychiatrischen Abteilungen  
 im LKH Mauer

Zahlreiche Studien, aber auch Wahrnehmungen im Zuge der Kommissionsbe-
suche belegen, dass die Architektur von Einrichtungen des Gesundheitswesens 
maßgeblich den Genesungsprozess mitbestimmt und gewaltpräventiv oder 
gewaltfördernd wirkt. Durch hohe Dichte und Beengung gekennzeichnete Le-
bensbedingungen haben schädliche Auswirkungen auf physiologische Prozes-
se (erhöhte Dauer bis hin zu funktionalen Störungen) sowie affektive (z.B. ne-
gative subjektive Befindlichkeit), kognitive (z.B. Leistungsdefizite) und soziale  
Prozesse (z.B. sozialer Rückzug).

Das Gefühl des Ausgeliefertseins und das daraus resultierende Einnehmen ei-
ner passiven Rolle der Patientinnen und Patienten im institutionellen Umfeld 
sollte zwingend vermieden werden. Erreicht werden kann dies durch eine ent-
sprechende Gestaltung der Umgebung, etwa durch eine aktive Beteiligung von 
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Patientinnen und Patienten an der Gestaltung (z.B. Möblierung) oder durch 
die Sicherstellung geeigneter Rahmenbedingungen (z.B. Sonneneinstrahlung, 
Raumtemperatur, Beleuchtung). Die Gewährleistung der Privatsphäre und ein 
wertschätzender Umgang sind ebenfalls Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Therapie, weil sie Grundlage des Vertrauens von Patientinnen und Patienten 
gegenüber der Institution und deren Behandlungsangeboten sind. Eine ad-
äquate Architektur und ein therapeutisch förderliches Umfeld erhöhen nicht 
zuletzt auch die Arbeitsqualität und die Belastbarkeit des Personals in allen 
Bereichen.

Die Kommission 6 musste allerdings im Zuge eines Besuchs psychiatrischer 
Abteilungen im LKH Mauer feststellen, dass die baulichen Gegebenheiten den 
Standards einer zeitgemäßen psychiatrischen Versorgung bei Weitem nicht 
entsprechen.

Weder in den Mehrbettzimmern noch in den beengten und nur notdürftig 
durch Holz- bzw. Glaswände separierten Schlafsälen können die Privatsphäre, 
eine Rückzugsmöglichkeit und eine Gestaltungsmöglichkeit des persönlichen 
Umfeldes gewährleistet werden. Abschließbare Kleiderschränke für Privatge-
genstände stehen teilweise in Gängen und sind nur durch das Pflegepersonal 
zu öffnen. Medizinische und pflegerische Handlungen bei Akutaufnahmen im 
Krisenzimmer finden aufgrund beengter Raumverhältnisse ebenso wie Fixie-
rungen in Gegenwart anderer Patientinnen und Patienten statt.

Als Reaktion auf diese Kritik des NPM teilte das Amt der NÖ LReg mit, dass 
60 Betten der Abteilung für Erwachsenenpsychiatrie bis 2018 in neue Gebäu-
detrakte bzw. neu adaptierte Gebäude übersiedelt werden. In der Folge kün-
digte der zuständige Landesrat an, dass der Bau des geplanten Neurologie-
Bettentraktes gestoppt wurde, um eine Erwachsenenpsychiatrie mit 46 Betten 
prioritär unterbringen zu können und begründete dies unter anderem mit den 
kritischen Wahrnehmungen und Anregungen des NPM. Die Station zur Be-
handlung von Alkoholabhängigkeit wird ebenfalls umfassend renoviert und 
den Erfordernissen der Patientinnen und Patienten entsprechend ausgestattet.

In der Abteilung für Kinder- und Jugendpsychiatrie wurde ein Intensivbereich 
für untergebrachte Patientinnen und Patienten geschaffen, um bereits vor 
Übersiedlung in den Neubau im Jahr 2018 sicherzustellen, dass Verlegungen 
auf die Erwachsenenpsychiatrie nicht mehr notwendig sind. 

Die Landeskliniken-Holding versicherte dem NPM, bei Detailplanungen dar-
auf zu achten, dass Fixierungen auf den neuen Stationen nicht mehr in Ge-
genwart Dritter stattfinden.

Durch die getroffenen Entscheidungen ist zu erwarten, dass die Versorgung 
psychiatrisch Kranker im LKH Mauer in absehbarer Zeit deutlich optimiert 
und der zentralen Bedeutung der baulichen Rahmenbedingung zur Qualitäts-
sicherung Rechnung getragen wird.
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Einzelfall: 

 X Die Architektur von Einrichtungen des Gesundheitswesens hat Einfluss auf den Genesungs- 
 prozess und auf das Entstehen von Gewalt. Zur Sicherung der Behandlungsqualität und zur  
 Vermeidung von Gewalt ist daher für geeignete bauliche Rahmenbedingungen Sorge zu  
 tragen.

 X Geeignete bauliche Rahmenbedingungen sind insbesondere auch in psychiatrischen Abtei- 
 lungen zu gewährleisten. Es ist nicht akzeptabel, dass die Modernisierung psychiatrischer  
 Abteilungen gegenüber anderen Abteilungen häufig als nachrangig erachtet wird. 

VA-BD-GU/0126-A/1/2016
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3.3 Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe

3.3.1 Einleitung

Die sechs Kommissionen der VA besuchten 2016 insgesamt 98 Wohngemein-
schaften (WGs) und Wohnheime für Kinder und Jugendliche. Seit Aufnahme 
der NPM-Tätigkeit vor fünf Jahren fällt auf, dass Kinder- und Jugendhilfeein-
richtungen immer häufiger finanzielle Probleme beklagen. Notwendige Ver-
besserungen in den Einrichtungen müssen aus finanziellen Gründen verscho-
ben werden. Auf Kritik und Anregungen erhält die VA vermehrt die Antwort, 
dass vom NPM eingeforderte Veränderungen auch für die Betreiber der Ein-
richtung wünschenswert, mit den derzeitigen Tagsätzen aber nicht umsetzbar 
wären. Versuche, bei den Ländern eine Anhebung der Tagsätze zu erreichen, 
wären gescheitert. Private Träger aus dem NGO-Bereich berichten von jährli-
chen Verlusten, die nur durch Spenden ausgeglichen werden können. 

Die Bewilligung neuer Konzepte, die in den Einrichtungen Standards entspre-
chend einer zeitgemäßen Pädagogik einführen sollten, wird hinausgescho-
ben. Obwohl die Fachabteilungen selbst den Bedarf an Veränderung erkannt 
haben und die eingereichten Konzepte inhaltlich als gut beurteilen, erhalten 
die Einrichtungen die Auskunft, dass derzeit kein Geld für die Umsetzung vor-
handen ist. Für den NPM ist diese Entwicklung äußerst bedenklich. 

An der schon in den letzten Jahren immer wieder kritisierten Situation, dass 
speziell für Jugendliche mit psychiatrischen Diagnosen und posttraumati-
schen Belastungsstörungen sozialtherapeutische und sozialpsychiatrische 
Plätze fehlen, hat sich kaum etwas verändert. Bei Besuchen auf kinder- und 
jugendpsychiatrischen Stationen und in Kriseneinrichtungen bekommen die 
Kommissionen die Information, dass das Angebot an nachstationären Be-
treuungsplätzen nach wie vor nicht dem Bedarf entspricht. Dadurch bleiben 
Jugendliche mit intensivem Unterstützungsbedarf länger als erforderlich in 
stationärer Behandlung, was zu individueller Perspektivenlosigkeit und einer 
unerwünschten Bindung an die Klinik beiträgt. Zusätzlich werden dadurch 
die ohnehin knappen Betten auf den kinder- und jugendpsychiatrischen Ab-
teilungen unnötig blockiert.

Mangels eines passenden Betreuungsplatzes werden Minderjährige in sozial-
pädagogischen Einrichtungen ohne multiprofessionelle Betreuung unterge-
bracht. Obwohl sie angesichts ihrer Erkrankungsbilder auch ein Setting unter 
Einbeziehung von Fachärztinnen und Fachärzten der Psychiatrie, Psycholo-
ginnen und Psychologen, Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten be-
nötigen würden, arbeiten dort nur Pädagoginnen und Pädagogen. 

In der Stmk wurden Einrichtungen besucht, die Jugendliche ab 16 Jahren ge-
meinsam mit Erwachsenen betreuen. Zu kritisieren ist schon die gemeinsame 
Unterbringung von Jugendlichen und Erwachsenen. Gerade in der sensiblen 
Phase der Verselbstständigung sind pädagogisch hochfrequente Maßnahmen 
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erforderlich, die in der Erwachsenenbetreuung nicht eingesetzt werden. Min-
derjährige sollten nicht mit Erwachsenen zusammenleben, die selbst aufgrund 
ihrer chronisch psychiatrischen Erkrankung Schulabbrüche hinter sich haben, 
nicht in den Arbeitsmarkt integrierbar sind, bereits obdachlos waren, lange 
Zeit auf einer psychiatrischen Abteilung verbrachten und Drogenerfahrung 
haben, da es dadurch zu einer negativen Vorbildwirkung kommen kann. Au-
ßerdem reicht angesichts der Erkrankungsbilder der betreuten Minderjährigen 
die angebotene traumapädagogische Betreuung ohne multiprofessionelles 
Team nicht aus.

Zusätzlich mangelt es in Österreich an Krisenabklärungsplätzen. Die Krisen-
zentren der Stadt Wien waren im letzten Jahr durchgehend voll besetzt und 
phasenweise sogar mit bis zu 13 statt der vorgesehenen 8 Kinder stark über-
belegt. Die Ursache dafür waren ebenfalls die überdurchschnittlich langen 
Wartezeiten auf einen geeigneten WG-Platz. Bei einer solchen Belegung kann 
aber nur eine pädagogische Notversorgung gewährleistet werden und keine 
professionelle Krisenabklärung stattfinden. In NÖ wurden durch die Umstruk-
turierung eines Heimes 16 Krisenabklärungsplätze für unter Sechsjährige ge-
schlossen und an einem anderen Standort nur halb so viele Plätze geschaffen. 
In anderen Bundesländern gibt es keine Krisenzentren, sodass Minderjährige 
direkt von der Familie in eine WG gebracht werden müssen. Das ist für die 
Einrichtungen, die so nur wenig Informationen über die anstehenden Her-
ausforderungen mit den Minderjährigen und deren Familien haben, immer 
wieder eine große Belastung.  

Zu beobachten ist auch, dass einige vom NPM aufgezeigte Probleme von den 
Kinder- und Jugendhilfeabteilungen der Länder anerkannt und Lösungen zu-
gesagt wurden. Bei Nachfolgebesuchen zeigte sich aber, dass die Situation in 
den Einrichtungen unverändert war. Das Problembewusstsein der Fachauf-
sicht kommt offenbar nicht beim sozialpädagogischen Personal an. Der Weg 
bis zur Umsetzung auch noch so kleiner Forderungen scheint mühsam zu sein 
und dürfte sehr viel Aufklärungsarbeit erfordern. Beispielsweise werden Ver-
besserungen im Zusammenhang mit dem Recht auf Privatsphäre, wie das Be-
reitstellen absperrbarer Kästchen oder das Anbringen von Vorrichtungen, um 
die Zimmer von innen zusperren zu können, gegenüber dem NPM oft bereit-
willig zugesagt, aber dann nicht umgesetzt. Bei Folgebesuchen oder Besuchen 
in anderen WGs desselben privaten oder öffentlichen Trägers fanden die Kom-
missionen zwar die Kästchen oder Tresore vor, die Minderjährigen hatten aber 
entweder keine Schlüssel dazu oder es fehlte an den Batterien für die Tresore, 
sodass sie de facto nicht benutzbar waren. Der NPM wird auch in den nächs-
ten Jahren auf die Durchsetzung des Rechts auf Privatsphäre fremdbetreuter 
Kinder und Jugendlicher dringen. 

Die VA fand in einigen Heimen Alarmanlagen auf Gängen vor, die nach 
Auskunft des Personals täglich im Einsatz waren. Den generellen Einsatz der 
Alarmanlage beurteilte der NPM als einen unverhältnismäßigen Eingriff in 
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das Recht auf Privatsphäre der betreuten Kinder und Jugendlichen und for-
derte daher, diese nur im Bedarfsfall zu aktivieren. Von der Einrichtung wurde 
zugesichert, dass der Alarm nur mehr anlassbezogen in Fällen von begrün-
deter Sorge und nur für einen gewissen Zeitraum zum Schutz der Kinder und 
Jugendlichen aktiviert werden soll. 

In einer Einrichtung für betreutes Wohnen von jugendlichen Mädchen in Tirol 
wurden routinemäßig nächtliche Kontrollen unangekündigt und unter Ein-
satz von Taschenlampen durchgeführt. Dieses Vorgehen empfanden die Min-
derjährigen als belastend, sie fühlten sich auch in ihrer Nachtruhe gestört. 
Der NPM erachtete diese Vorgangsweise als unverhältnismäßigen Eingriff und 
nicht als gelindestes Mittel zum Schutz der Jugendlichen. Vom Kinder- und Ju-
gendhilfeträger und dem Träger der Einrichtung wurde inzwischen zugesagt, 
dass in Zukunft versucht werde, schonender vorzugehen. Es sei in letzter Zeit 
schon gelungen, keine Lichtquelle bei Betreten der Zimmer zu verwenden und 
Nachtkontrollen nur mehr in jenen Wohnungen durchzuführen, wo es erfor-
derlich schien. 

In einem Großheim in Linz mit angeschlossener Werkstätte und Schule er-
achtete die Kommission 2 schon 2012 vor allem die unzureichende personelle 
Ausstattung und die nicht kindgerechten pädagogischen Interventionen als 
menschenrechtsverletzend. Es wurde daraufhin in Zusammenarbeit mit der 
Fachaufsicht und dem NPM ein umfassender Monitoringprozess, der in 64 
Empfehlungen mündete, durchgeführt. Diese erwiesen sich als nicht umsetz-
bar. Im Frühjahr 2016 beschloss das Land OÖ die Schließung der Großein-
richtung und deren Ausgliederung in kleine Wohneinheiten. Wohngruppen, 
Werkstätten und Schule in einem geschlossenen System anzubieten, ist nach 
derzeitigem Stand der Pädagogik nicht mehr zeitgemäß. Die Entscheidung 
war vom NPM deshalb zu begrüßen. Zudem betonte der NPM aber die Not-
wendigkeit, alle Jugendlichen in den Entscheidungsprozess über ihren zukünf-
tigen Aufenthaltsort partizipativ einzubeziehen. 

Mehr Problembewusstsein scheint langsam in Bezug auf die Verabreichung 
von verschreibungspflichtigen Medikamenten durch Sozialpädagoginnen 
und Sozialpädagogen zu entstehen. Der NPM hatte Kritik an der in sozialpäd-
agogischen Einrichtungen gängigen Praxis geübt, dass medizinisch nicht qua-
lifiziertes Personal Aufgaben übernimmt, die entsprechendes medizinisches 
Fachwissen erfordern. Wenn in den ärztlichen Verordnungen – wie das häufig 
bei den von den Kommissionen eingesehenen Verordnungen der Fall war – die 
Parameter des Bedarfsfalls und die Dosierung nicht klar umschrieben sind, 
trifft das pädagogische Personal die Entscheidung, ob der Bedarfsfall vorliegt. 

Das Land NÖ reagierte auf die Kritik des NPM mit einer Anweisung an die 
Einrichtungen, dass Pädagoginnen und Pädagogen keine Bedarfsmedikation 
verabreichen dürfen. Das Land OÖ sandte an alle Betreiber die Information 
aus, dass auf eine lückenlose und nachvollziehbare Dokumentation aller Me-
dikamentenverabreichungen zu achten ist und die Ärztinnen und Ärzte bei 
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Bedarfsmedikamenten um konkrete Anweisungen und Verschreibungen hin-

sichtlich des Bedarfsfalls ersucht werden sollen. 

Nach wie vor stellen allerdings die Kommissionen der VA verschiedenste 

Mängel in der Medikamentengebarung fest, weshalb aus Sicht des NPM die 

Einführung von verpflichtenden Fortbildungen für das pädagogische Perso-

nal notwendig wäre. Die VA wandte sich mit dieser Anregung anlassbezogen 

auch bereits an einige Länder. Außerdem wurde eine Anfrage an das BMFJ ge-

richtet, welches bestätigte, dass zur Frage der Abgabe von Medikamenten an 

Kinder und Jugendliche durch das Fachpersonal in sozialpädagogischen Ein-

richtungen ein entsprechendes Problembewusstsein bestehe. Außerdem werde 

es bei der nächsten Vollversammlung der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und 

Jugendhilfe einen Informationsaustausch zu diesem Thema geben. 

Auf Hilfen für junge Erwachsene gibt es, wie von der VA mehrfach kritisiert 

wurde, auch nach dem B-KJHG keinen Rechtsanspruch, allerdings wurden 

damit die Voraussetzungen für die Ermessensleistungen konkretisiert. Das 

Ziel der Hilfen für junge Erwachsene ist in erster Linie die Unterstützung des 

Verselbstständigungsprozesses, welcher auch die Beendigung einer Berufsaus-

bildung miteinschließt. Primär orientiert sich die Dauer dieser Hilfen am in-

dividuellen Bedarf der jungen Menschen und ist mit der Vollendung des 21. 

Lebensjahres begrenzt. 

Bei Besuchen in den Einrichtungen wird den Kommissionen häufig berichtet, 

dass die Verlängerung der Maßnahmen über die Volljährigkeit hinaus immer 

schwieriger wird. Einrichtungen berichteten, dass manche Bundesländer nur 

mehr für den Zeitraum von sechs Monaten bewilligen, was zu einer enormen 

Unsicherheit bei den jungen Erwachsenen führt. Viele beginnen daher schon 

als Minderjährige keine höhere Schulausbildung, da sie befürchten, diese nicht 

beenden zu können. Aber selbst während der Lehrzeit werden manche Jugend-

liche aus der Betreuung der Kinder- und Jugendhilfe entlassen. Oft behalten 

die Einrichtungen die jungen Leute weiter und finanzieren die Kosten mithilfe 

von Spendengeldern. Der NPM fordert daher, dass die Maßnahmen von den 

Kinder- und Jugendhilfeträgern für die gesamte Dauer der Ausbildung bewil-

ligt werden. Die Entscheidung für die Weitergewährung sollte schon vor Errei-

chen der Volljährigkeit getroffen werden, damit es für die Jugendlichen und 

die Einrichtungen möglich ist, zu planen.

Der NPM kontrolliert in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe vermehrt 

auch, ob Barrierefreiheit gewährleistet ist. Dies bewirkt einen Umdenkprozess 

bei den verantwortlichen Trägern. Bei Umbauten und beim Anmieten neuer 

Objekte wurde zunehmend auf Barrierefreiheit geachtet. Von vielen Einrich-

tungen wurde auf Anfragen der VA zu diesem Thema geantwortet, dass über-

prüft werde, ob Umbauten möglich wären.
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3.3.2 

 X Das Angebot an sozialtherapeutischen Wohnplätzen für Kinder und Jugendliche ist  
 auszubauen.

 X Krisenabklärungsplätze müssen dem Bedarf entsprechen.

 X Der NPM fordert die Einführung von leistungsbezogenen Tagsätzen und regelmäßige  
 Anpassungen.

 X Hilfen für junge Erwachsene müssen für die gesamte Ausbildungsdauer gewährt werden.

Prüfschwerpunkt Prävention von sexueller und allen  
 anderen Formen von Gewalt

Immer wieder finden die Kommissionen in den Einrichtungen sehr gute Kon-
zepte mit einem Schwerpunkt auf Gewaltprävention vor, deren Inhalt den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern allerdings nicht bekannt ist. In einer Ein-
richtung in OÖ stellte sich bei Nachfrage durch die VA heraus, dass alle Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter das Präventionskonzept bei der Einstellung lesen 
und unterzeichnen müssen. Es wurde zugesagt, dass das Personal die entspre-
chenden Informationen noch einmal erhält und so der Wissensstand aufge-
frischt werden soll. Auch in einer WG in Wien gab es eine Nachschulung zum 
Inhalt des Konzepts. 

Nach wie vor berichten die Kommissionen allerdings, dass viele Einrichtungen 
kein sexualpädagogisches Konzept haben. Es wird daher bei den Besuchen auf 
dessen Wichtigkeit hingewiesen. Durch gemeinsame Erarbeitung von Stan-
dards soll die Sensibilität für dieses Thema beim Personal erhöht werden. So-
zialpädagoginnen und Sozialpädagogen sollen angeleitet werden, grenzüber-
schreitende Dynamiken zu erkennen und die notwendigen Schritte zu setzen. 
Einige Einrichtungen erklärten sich auf Aufforderung der VA bereit, sexualpä-
dagogische Inhalte in ihre bestehenden Konzepte einzuarbeiten. 

Gemäß § 12 B-KJHG sind die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nach 
fachlich anerkannten Standards sowie dem aktuellen Stand der Wissenschaft 
zu erbringen. Nach den Ausführungsgesetzen der Länder ist bei der Eignungs-
feststellung von Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen zu prüfen, ob die Ein-
richtung ein fachlich fundiertes sozialpädagogisches Konzept hat. In der zum 
WKJHG ergangenen Verordnung betreffend sozialpädagogische Einrichtun-
gen wurde festgelegt, dass in den Konzepten auf Aspekte der Gewaltpräven-
tion sowie der Sexualpädagogik einzugehen ist. Die Länder als Kinder- und 
Jugendhilfeträger sind daher angehalten, für die Entwicklung und Einführung 
sexualpädagogischer Konzepte in sämtlichen Einrichtungen Sorge zu tragen. 
Die VA empfiehlt, vor der Bewilligung von Einrichtungen die Vorlage eines 
sexualpädagogischen Konzepts zu verlangen. 

Die Abteilung Kinder- und Jugendhilfe des Landes OÖ hat die Thematik auf-
gegriffen und eine Fortbildungsreihe zum Thema Sexualpädagogik über die 
FH gestartet. Vorgetragen wird vom Österreichischen Institut für Sexualpäda-
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gogik. Die VA begrüßt diese Initiative und fordert gleichartige Fortbildungen 
in ganz Österreich. Die Einrichtungen sollten dafür Sorge tragen, dass ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an derartigen Schulungen teilnehmen.

Einzelfälle:

 X Das Vorhandensein eines sexualpädagogischen Konzeptes sollte als Bewilligungsvorausset- 
 zung angesehen werden. 

 X Fortbildungsreihen zum Thema Sexualpädagogik sollten in ganz Österreich veranstaltet  
 werden. 

 VA-OÖ-SOZ/0033-A/1/2016, OÖ-SOZ/0034-A/1/2016, OÖ-
SOZ/0016-A/1/2016, W-SOZ/0006-A/1/20016, W-SOZ/0095-A/1/2016 u.a.

3.3.3 Bedenkliche Personalsituation in WGs und Heimen

Große Probleme scheint zurzeit vielen Einrichtungen eine hohe Personalfluk-
tuation zu bereiten. Damit verbunden sind laufende Beziehungsabbrüche, die 
von den Kindern als sehr belastend erlebt werden. Bei den Besuchen wird von 
den Minderjährigen auf die Frage, was negativ in der WG sei, spontan der 
Verlust von Betreuerinnen und Betreuern genannt. 

Die Personalfluktuation ist zum einen die Ursache für schlechte Arbeitsbedin-
gungen, andererseits aber auch die Konsequenz davon. Dadurch werden die 
Arbeitsbedingungen für die verbleibenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
noch belastender, da sie zusätzliche Dienste übernehmen müssen. Wegen der 
angespannten Personalsituation unterbleiben auch vielfach Einschulungen 
neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Diese werden viel zu schnell mit der 
Verantwortung alleine gelassen und übernehmen schon nach wenigen Wo-
chen Nachtdienste ohne Begleitung, oft – wie in einem Heim in NÖ – sogar für 
mehrere Gruppen. Neue und anfangs sehr engagierte junge Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mit wenig Berufserfahrung können dieser hohen Belastung 
nicht standhalten. Anlässlich der Kritik der Kommission 1 an der personellen 
Situation und der Anregung, das Personal aufzustocken, wurde von einem 
privaten Träger berichtet, er sei vom Land bei den laufenden Verhandlungen 
über die Tagsätze darauf hingewiesen worden, schon zu viel Personal zu be-
schäftigen.

In Einrichtungen, in denen von den Kommissionen derartige Probleme in den 
Vorjahren aufgezeigt wurden, zeigte sich bei Folgebesuchen keine Besserung 
der angespannten Situation, sondern häufig sogar eine Verschlechterung. 
Aus diesem Teufelskreis scheinen die Einrichtungen kaum mehr herauszu-
kommen. Wenn Einrichtungen in der Branche wegen ständiger personeller 
Engpässe bereits einen schlechten Ruf haben, gibt es kaum Bewerbungen auf 
offene Stellen. Das erschwert rasche Nachbesetzungen. 

Der häufige Wechsel der Betreuungspersonen in der Fremdunterbringung wird 
aber vor allem aufgrund bindungstheoretischer Überlegungen von Expertin-
nen und Experten höchst kritisch gesehen. Es wird davon ausgegangen, dass 
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Kinder keine sichere Basis, die eines der Hauptmerkmale sicherer Bindung 
darstellt, entwickeln können, wenn sie von häufig wechselnden Personen ver-
sorgt werden. Gerade in der Fremdunterbringung haben die meisten Kinder 
und Jugendlichen Bindungsstörungen. Wenn sie häufige Beziehungsabbrüche 
erleben müssen, besteht die Gefahr, dass sie retraumatisiert und noch verhal-
tensauffälliger werden. Der oftmalige Wechsel des Personals ist ein Belastungs-
faktor für bindungstraumatiserte Kinder, was am hohen Anteil von Kindern 
und Jugendlichen in diesen Einrichtungen, die regelmäßig Psychopharmaka 
nehmen und an die Kinder- und Jugendpsychiatrie angebunden sind, zu se-
hen ist.  

Deutlich erkennbar ist, dass es in Einrichtungen mit angespannter Personal-
situation und einer großen Fluktuation immer auch andere Missstände gibt. 
Die Beziehungsabbrüche wirken sich spürbar auf das Klima unter den Kindern 
und dem Personal aus. 

Die VA sieht einen dringenden Handlungsbedarf der Kinder- und Jugendhilfe-
träger, in den betroffenen Einrichtungen für Vollbesetzung zu sorgen und die 
Arbeitsbedingungen für das sozialpädagogische Personal zu verbessern.

Einzelfälle: V

 X Lösungen zur Vermeidung einer hohen Personalfluktuation müssen gefunden werden, um  
 den für das Kindeswohl abträglichen häufigen Wechsel an Bezugspersonen zu vermeiden.

 X Für eine Vollbesetzung der Stellen ist durch eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen zu  
 sorgen.

A-NÖ-SOZ/0190-A/1/2016, ST-SOZ/0003-A/1/2017, W-SOZ/0213-
A/1/2016, W-SOZ/0164-A/1/2016, W-SOZ/0328-A/1/2016 u.a.

3.3.4 Abrupte Beziehungsabbrüche nach Aufenthalten in  
 psychiatrischen Krankenhäusern

Bei Einsichtnahme in die Dokumentation fand die Kommission 1 in mehreren 
Tiroler Einrichtungen Eintragungen, in denen Betreuungswechsel nach Auf-
enthalten in Psychiatrien beschrieben wurden. Da sich die Einrichtung nach 
Entlassung der Minderjährigen weigerte, die Jugendlichen wieder aufzuneh-
men, mussten sie in anderen Einrichtungen untergebracht werden. Durch je-
den Beziehungsabbruch verschlechtert sich nach Meinung von Expertinnen 
und Experten die Situation des Kindes oder Jugendlichen noch mehr. Die nicht 
bewältigten Probleme tauchen nach geraumer Zeit verstärkt im nächsten Hil-
fesystem wieder auf. 

Aus diesem Grund haben Einrichtungen, in denen durchwegs schwer trau-
matisierte Kinder und Jugendliche leben, Konzepte zum Krisenmanagement 
erarbeitet. Dadurch soll vermieden werden, dass die Situation eskaliert und es 
danach weder für die betroffenen Jugendlichen noch das sozialpädagogische 
Personal ein Zurück gibt. Die Konzepte basieren auf der Idee der Bindungsthe-
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orie und sehen eine Kooperation mit einer Notschlafstelle, einer Partner-WG 
oder der Psychiatrie vor. Die Partnereinrichtung übernimmt für kurze Zeit die 
Minderjährigen. Durch diese Änderung des Settings kann ein Verlust des WG-
Platzes vermieden werden, wenn der Kontakt zum Kind in dieser Zeit nicht 
abbricht. Zugrunde liegt diesen Modellen die Erkenntnis, dass in der Partner-
einrichtung zwischen den Betreuerinnen und den Betreuern und dem Kind 
oder Jugendlichen noch keine Bindung hergestellt wurde und es dadurch auch 
zu keiner Eskalation während der Phase der Scheinanpassung kommt. Wenn 
die Bezugsbetreuerin oder der Bezugsbetreuer gleichzeitig Kontakt zum Kind 
hält, ist eine Rückführung des Kindes in die Stammeinrichtung wieder mög-
lich, sobald die krisenhafte Situation nicht mehr gegeben ist. 2016 wurde eine 
Einrichtung im Bgld von der Kommission 6 besucht, die mit großem Erfolg 
dieses Modell umsetzt. 

In NÖ wurde vor drei Jahren ein aus der Schweiz bekanntes und dort schon 
seit Jahren praktiziertes Modell mit professionellen Pflegefamilien übernom-
men und an österreichische Bedürfnisse angepasst. Jugendliche, die bereits 
viele Einrichtungen verlassen mussten, werden für eine Krisenzeit in einer WG 
betreut. Dort leben maximal vier Jugendliche, die mit einem sehr hohen Per-
sonalschlüssel betreut werden. Das Land muss zwar für einige Zeit einen weit-
aus höheren Tagsatz zahlen; letztendlich macht sich das aber bezahlt, da es 
das Ziel ist, die Kinder und Jugendlichen nach Hause zurückzuführen. Ist das 
nicht möglich, werden sie bei professionellen Pflegefamilien untergebracht, 
die intensiv mit der WG zusammenarbeiten. Kommt es in dieser Pflegefamilie 
zu einer Krise, gibt es die Möglichkeit, dass Minderjährige für kurze Zeit wie-
der in die WG zurückkehren. Die von der Kommission 5 besuchte Einrichtung 
sieht sich damit auch als Stützpunkt und Drehscheibe für die Pflegefamilien. 
Sie sind für die Familien und die Kinder quasi ein sicherer Ort, falls die Betreu-
ung nicht optimal verläuft. Manche Jugendliche können aus dieser WG in die 
Selbstständigkeit entlassen werden, haben aber auch die Möglichkeit, immer 
wieder in diese zurückzukehren. 

Einzelfälle: 

 X Der NPM empfiehlt Konzepte, die ein Krisenmanagement zur Vermeidung von Beziehungs- 
 abbrüchen vorsehen.

 X Modelle mit Auszeit-WGs sind zu entwickeln.

 X Alle Länder als Kinder- und Jugendhilfeträger sollten Einrichtungen für Krisenzeiten mit  
 einem höheren Personalschlüssel und einer geringen Kinderanzahl schaffen. 

VA-T-SOZ/0027-A/1/2016, T-SOZ/0008-A/1/2016, T-SOZ/0009-
A/1/2016, NÖ-SOZ/0128-A/1/2016, B-SOZ/000

3.3.5 Partizipation

Hausparlamente, Kinderteams, Kindervertretungen und Beschwerdebriefkäs-
ten sollten Instrumente sein, die eine Beteiligung der Kinder und Jugendlichen 
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auch im Rahmen institutioneller Betreuung sicherstellen. Die Interviews, die 
Kommissionen mit Kindern und Jugendlichen bei den Besuchen führen, zielen 
auch darauf ab, Erkenntnisse darüber zu gewinnen, ob durch die Einführung 
dieser partizipativen Maßnahmen mehr Mitsprache- und Mitbestimmungs-
möglichkeiten bestehen. Die Antworten waren eher ernüchternd. In vielen 
Einrichtungen werden die Kinderteams inzwischen gar nicht mehr oder nur 
mehr in sehr großen Intervallen abgehalten. Aber auch dort, wo sie stattfin-
den, werde nach Aussagen der Kinder und Jugendlichen letztendlich doch wie-
der von den Erwachsenen entschieden, dass man Wünsche nicht berücksichti-
gen könne. Protokolle über Inhalte von Kinderteamsitzungen gibt es vielfach 
nicht oder sie verschwinden in den Schubladen. 

Partizipation, wie sie die UN-KRK und das BVG Kinderrechte vorsieht, ist mehr 
als nur das Recht, angehört zu werden. Es ist eine Grundhaltung, die in allen 
Bereichen der Maßnahme der Fremdunterbringung vom Entscheidungs- und 
Aufnahmeprozess über die Betreuungszeit bis zum abschließenden Verselbst-
ständigungsprozess Auswirkungen hat. Nach den Quality4Children-Stan-
dards, die im Auftrag des Europarats für die außerfamiliäre Betreuung von 
Kindern und jungen Erwachsenen in Europa auf Grundlage der UN-KRK er-
arbeitet wurden, wird das Kind als Experte für sein eigenes Leben anerkannt. 
Dazu muss es informiert, gehört und ernst genommen werden und soll seine 
Resilienz als großes Potenzial anerkannt werden.  

Obwohl in den Kinder- und Jugendhilfegesetzen der Länder und im B-KJHG 
die Beteiligungsrechte verankert sind, erzählten einige befragte Kinder und Ju-
gendliche, dass sie zwar zu den Hilfeplangesprächen geholt werden, allerdings 
erst nachdem die Erwachsenen bereits alle Entscheidungen getroffen hätten. 
Es reicht nicht, wenn Beteiligungsrechte nur gesetzlich verankert sind, diese 
müssen in der täglichen Praxis tatsächlich gelebt werden.

In Deutschland gibt es Einrichtungen, allen voran das Kinderhaus in Berlin, 
die schon seit 30 Jahren partizipativ geführt werden. Dort sind Kinder und 
Jugendliche sogar in Entscheidungen über die Verwendung von Fördergeldern 
und Personalfragen eingebunden. Gezeigt hat sich in diesen Einrichtungen, 
dass Entscheidungen, die unter Beteiligung der Kinder und Jugendlichen ge-
troffen werden, besser akzeptiert, mitgetragen und letztlich umgesetzt werden. 
Gerade Regeln und Konsequenzen bei Regelverstößen müssen gemeinsam mit 
den untergebrachten Kindern und Jugendlichen erarbeitet und regelmäßig 
angepasst werden, damit sie von den Minderjährigen auch eingehalten wer-
den. 

Natürlich gibt es auch in Österreich Einrichtungen, die diese Erfahrungen 
und Erkenntnisse bereits umsetzen, indem sie vermehrt die Kinder in Ent-
scheidungsprozesse einbinden und gute Erfolge damit erzielen. In WGs eines 
Wiener Vereins wurden Kindervertretungen gewählt und institutionalisiert, 
die Wünsche und Beschwerden an das Betreuerteam und die pädagogische 
Leitung herantragen und sich auch untereinander treffen. Auf Wunsch der 
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Kindervertretung wurden sogar ein Willkommensfolder für Neuzugänge sowie 
ein umfangreicher Kinderleitfaden entworfen. 

Die Einbindung von Kindern und Jugendlichen in verschiedene Projekte führt 
dazu, dass sie sich mit diesen auch identifizieren und sie daher besser umset-
zen. Gerade in der Fremdunterbringung ist die Beteiligung von besonderer Be-
deutung, da Kinder und Jugendliche oft erst lernen müssen, eigene Wünsche 
und Interessen mitzuteilen. Partizipation kann nur dann funktionieren, wenn 
sowohl die Leitung einer Einrichtung als auch das Personal dem Thema posi-
tiv gegenüberstehen. Auffällig ist, dass Partizipation der Kinder und Jugend-
lichen nur in Einrichtungen stattfindet, in denen auch die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in die Entscheidungsprozesse der Einrichtung eingebunden 
sind. Eine besonders wichtige Voraussetzung für Partizipation ist, dass die Kin-
der und Jugendlichen positive Ergebnisse und Entwicklungen erkennen und 
erreichen können, weil ihnen nur so bewusst wird, dass sich ihr Engagement 
gelohnt hat. 

Einzelfälle:

 X Der NPM empfiehlt Hausparlamente, Kinderteams oder Kindervertretungen, um die Beteili- 
 gung der Kinder und Jugendlichen im Rahmen institutioneller Betreuung sicherzustellen  
 und diese in der Praxis auch zu leben.

 X Über diese Sitzungen sind Protokolle anzufertigen und beschlossene Entscheidungen sind  
 umzusetzen.

 VA-W-SOZ/0006-A/1/2016, W-SOZ/0331-A/172016, NÖ-SOZ/0067-
A/1/2016, NÖ-SOZ/0190-A/1/2016 u.a.

3.3.6 Zentrum für Essstörungen mit bedenklichen  
 Behandlungsmethoden 

Bei mehreren unangemeldeten Besuchen in einem Therapiezentrum für Pa-
tientinnen und Patienten mit Essstörungen in Ktn stellte die Kommission 3 
gravierende Missstände fest. Die VA wandte sich an das Land Ktn als Auf-
sichtsbehörde und an das BMGF. Menschenrechtlich besonders heikel sind Rol-
lenvermischungen, die dadurch entstehen, dass die Leiterin des Zentrums und 
ihre Stellvertreterin selbst die sozialpädagogische Betreuung übernehmen und 
Psychotherapien anbieten. 

Da bereits bei der Unterfertigung des Aufnahmevertrages Formblätter für eine 
Therapievereinbarung ausgegeben werden, gibt es für Minderjährige keine 
Möglichkeit, Therapeutinnen und Therapeuten frei zu wählen. Therapiestun-
den werden ohne vorherigen Therapieplan festgesetzt, sodass nicht klar er-
kennbar ist, wann eine Betreuungsleistung erbracht oder eine Therapiestunde 
angeboten wird. Außerdem fiel auf, dass die Leiterin Behandlungsverträge 
über kostenpflichtige Therapiesitzungen quasi mit sich selbst vereinbarte, da 
sie für einige der betreuten Jugendlichen nicht nur die Pflege und Erziehung, 
sondern auch die Obsorge innehatte. 
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Bei den Besuchen der Kommission 3 wurde eine völlig fehlende professionel-
le Distanz wahrgenommen, was emotionale Verstrickungen Minderjähriger 
begünstigt und gegen den Berufskodex für Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten verstößt. Besonders bedenklich erachtete die Kommission 3 
täglich stattfindende Übungen mit unmittelbarem Körperkontakt, bei denen 
Pubertierende den Kopf auf die Brust der Betreuerin legen müssen und ihnen 
Fläschchen und Schnuller in regressiven Phasen angeboten werden. 

Die Ktn LReg kündigte 2015 in Bezug auf einige Kritikpunkte sofortige Maß-
nahmen an, während zur Klärung anderer Punkte ein Sachverständigengut-
achten in Auftrag gegeben wurde. Bei einem Folgebesuch der Kommission 3 
im Mai 2016 stellte sich heraus, dass die Betreuungssituation für die Bewoh-
nerinnen und Bewohner beinahe unverändert war und kaum Verbesserungen 
festgestellt werden konnten. Neuerlich wurden die Feststellungen der Kommis-
sion von der VA an die LReg und das BMGF herangetragen und die Behebung 
von Missständen eingefordert. 

Im Dezember 2016 bestätigte das von der Aufsichtsbehörde beauftragte Sach-
verständigengutachten die vom NPM beanstandeten Missstände vollinhalt-
lich. Es gibt in der Zwischenzeit wieder Zusagen des Kinder- und Jugendhil-
feträgers, der Einrichtung weitere Auflagen vorzuschreiben bzw. bestehende 
Auflagen zu präzisieren, damit fachliche Standards nicht weiter umgangen 
werden können. Gegenüber dem NPM kündigte die Aufsichtsbehörde an, in 
den nächsten zwei Jahren halbjährlich unter Beiziehung externer Sachver-
ständiger Kontrollen vornehmen zu wollen. Auch vom BMGF wurde angekün-
digt, die notwendigen Schritte unverzüglich zu setzen.

Einzelfälle: 

 X Die Einhaltung von behördlichen Auflagen muss in Problemeinrichtungen engmaschig  
 überwacht werden. 

VA-K-SOZ/0042-A/1/2015; K-SOZ/0032-A/1/2016

3.3.7 Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge

Durch den enormen Anstieg dieser Gruppe von Asylwerbenden im Jahr 2015 
mussten in kurzer Zeit zahlreiche neue Quartiere geschaffen werden. 2016 ver-
ringerte sich die Zahl der neuen Anträge von unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen (UMF) um die Hälfte. 

Die VA führte ein amtswegiges Prüfungsverfahren in allen Bundesländern au-
ßer Vbg durch, um herauszufinden, in welchen Unterkünften UMF unterge-
bracht sind. Dieses ergab, dass alle Länder Minderjährige bis 14 Jahre in Kin-
der- und Jugendhilfeeinrichtungen unterbringen. Die Altersgruppe der über 
14-Jährigen wird in der Regel in Grundversorgungseinrichtungen betreut. Seit 
der Erhöhung der Tagsätze für Wohngruppen auf 95 Euro gibt es große Un-
terschiede bei den finanziellen Möglichkeiten der einzelnen Einrichtungsty-
pen, da für Wohnheime 63,50 Euro und für Unterbringungen im Betreuten 
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Wohnen nur 41,50 Euro bezahlt werden. In der Betreuung unterscheiden sie 
sich dadurch, dass eine Betreuerin bzw. ein Betreuer für 10, 15 oder 20 Min-
derjährige zuständig ist. Da die Minderjährigen nach dem Zufallsprinzip von 
der Erstaufnahmestelle zu den Quartieren ohne vorheriges Clearing zugeteilt 
werden, sind die Plätze nicht auf den Bedarf der einzelnen Minderjährigen 
ausgerichtet. 

In Ktn, Tirol und dem Bgld gibt es nur Wohngruppen. Auch in NÖ und OÖ 
werden UMF bis auf wenige Ausnahmen in Wohngruppen versorgt. In Sbg 
werden die über 14-Jährigen zuerst in Wohngruppen untergebracht. Wenn 
die betreuende Stelle einen reduzierten Betreuungsaufwand feststellt, werden 
sie anderen Unterbringungsformen zugeteilt. In Wien werden seit 2015 nur 
mehr Sozialpädagogische Wohngruppen bewilligt. 60 Betreuungsplätze gibt 
es noch für UMF mit niedrigerem Betreuungsaufwand. Nur in der Stmk gibt 
es überhaupt keine Wohngruppen für UMF. Alle Minderjährigen über 14 wer-
den in Wohnheimen oder im Betreuten Wohnen betreut. Die VA kritisiert die 
Situation in der Stmk und empfiehlt, in Zukunft nur mehr Wohngruppen zu 
bewilligen. 

Auch wenn sich diese Einrichtungen der Grundversorgung sehr bemühen, 
eine bestmögliche Betreuung für die Minderjährigen zu leisten, ist es auch mit 
dem höchsten Tagsatz nicht möglich, den gleichen Qualitätsstandard wie Kin-
der- und Jugendhilfeeinrichtungen zu leisten. Eine Gleichstellung mit anderen 
in Österreich untergebrachten Kindern und Jugendlichen ist also nicht einmal 
in Wohngruppen gegeben. Doppelbesetzungen, selbst wenn sie pädagogisch 
erforderlich wären, sind ebenso wenig möglich wie Freizeitaktivitäten, die ge-
rade bei nicht mehr schulpflichtigen Jugendlichen, die keiner Beschäftigung 
nachgehen können und auf Kursmaßnahmen warten, besonders wichtig wä-
ren.  

Noch schwieriger wird es für Flüchtlinge nach Erreichen der Volljährigkeit, 
wenn sie in Erwachsenenquartiere ohne weitere Betreuung kommen. Nur sehr 
wenige schaffen es, eine vor der Volljährigkeit begonnene Ausbildung zu been-
den. Manche Einrichtungen, vor allem solche, die von NGOs geführt werden, 
betreuen die Jugendlichen mit dem geringeren Tagsatz für Erwachsene weiter 
und versuchen, ihnen mit Hilfe von Spendengeldern den Schulabschluss zu 
ermöglichen. Sbg hat die Möglichkeit geschaffen, junge Erwachsene in be-
sonderen Härtefällen, wie bei kurz bevorstehendem Schulabschluss, über das 
18. Lebensjahr hinaus in Unterkünften für UMF zu belassen. In Wien gibt es 
170 Nachbetreuungsplätze, die die spezifische Betreuung von jungen Erwach-
senen gewährleisten sollen, weitere 60 sind in Planung. Der FSW unterstützt 
die Finanzierung von Schulgeld und Fahrtkosten bis zum 26. Geburtstag bei 
Bildungsmaßnahmen in Erwachsenenbildungseinrichtungen. In Tirol betreut 
ein mobiles Team der Landesregierung UMF beim Auszug und danach, wenn 
es fachlich notwendig erscheint. Ohne diese Leistungen schmälern zu wollen, 
reichen sie aber längst nicht aus, um zu verhindern, dass die Jugendlichen 
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die Ausbildung vorzeitig abbrechen müssen und sämtliche Bemühungen der 
Einrichtungen auf Integration damit wirkungslos werden. Die Erarbeitung ge-
meinsamer Lösungen für ganz Österreich ist daher notwendig. 

Vor allem für schwer traumatisierte UMF oder UMF mit besonderen Bedürf-
nissen gibt es noch sehr wenige spezielle Einrichtungen. Derzeit gibt es nur in 
Wien für sechs und in NÖ für zehn Personen derartige Betreuungsangebote, 
die aber längst nicht ausreichen. In einer Einrichtung, die einen besonders 
hohen Anteil an UMF mit erhöhtem Betreuungsaufwand betreut, wurde der 
Kommission berichtet, dass das Land NÖ nicht einmal für psychisch kranke 
minderjährige Flüchtlinge zusätzliche finanzielle Mittel bereitstelle. Die VA er-
hielt die Antwort, dass ohnehin mit dem seit Juli 2016 rückwirkend ausbezahl-
ten höheren Tagsatz alle Mehrkosten abgedeckt seien. Die Landesflüchtings-
referentInnen-Konferenz erarbeitete einen Forderungskatalog, in dem unter 
anderem eine Erhöhung der Tagsätze bis 150 Euro bei erhöhtem Betreuungs-
bedarf enthalten ist. Die VA unterstützt diese Forderung.

Der Ausbau von Pflegeplätzen wird in sämtlichen Bundesländern forciert. Al-
lerdings ist der Anteil der in Pflegefamilien untergebrachten Minderjährigen 
sehr gering.

Probleme mit der Übernahme von Fahrtkosten für UMF gibt es in ganz Ös-
terreich. Eine pauschale Abrechnung wird von einigen Bundesländern ge-
wünscht, da dadurch der hohe Verwaltungsaufwand bei der Abrechnung für 
die Einrichtungen wegfallen würde und die Jugendlichen mobiler wären. Bis-
her gibt es dazu aber noch keine Einigung mit dem Bund. Es besteht auch 
kein Zugang zum Top-Jugendticket für UMF, die keine Schule besuchen. Oft 
können Kursangebote nicht wahrgenommen werden, da die Fahrtkosten nicht 
finanzierbar sind. 

Einige Probleme gab es aufgrund des gestiegenen Bedarfs an Schulplätzen zu 
Beginn des Jahres in Wien. Zwischen dem FSW und dem Wiener Stadtschulrat 
gibt es inzwischen einen intensiven Datenabgleich bezüglich der Schulplätze, 
sodass im Herbst für jeden schulpflichtigen UMF ein Schulplatz zur Verfügung 
stand. 

Schulpflichtige minderjährige Flüchtlinge beim Spracherwerb zu unterstüt-
zen, bereitet allerdings noch größere Probleme, da die Angebote an Kursen 
nicht ausreichen. Einige Bundesländer haben den Start von Basisbildungsan-
geboten und Spracherwerbsmaßnahmen angekündigt. In Wien startete im 
Herbst 2016 das Jugendcollege mit 1.000 Kursplätzen. Da diese Plätze allen 
jugendlichen Zuwanderinnen und Zuwanderern zwischen 15 und 21 Jahren 
offenstehen und junge Menschen, die schon länger in Wien leben, vorgezogen 
wurden, reichen sie allerdings bei Weitem nicht aus. In NÖ soll im Frühling 
2017 in Kooperation mit dem AMS mit Maßnahmen für 15- bis 24-Jährige 
begonnen werden, die nach einer Clearingphase Spracherwerbsmaßnahmen, 
Pflichtschulabschlüsse und Einstiege in Lehrberufe ermöglichen sollen. Auch 
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die Stmk hat im Herbst 2016 das Basisbildungsangebot ausgebaut und bietet 
Spracherwerbsmaßnahmen an. Der NPM fordert einen „bundesweiten Mas-
terplan“ zur flächendeckenden Bereitstellung von Deutschkursen. 

In Wien wurde ein Pilotbetrieb für Videodolmetschen mit einem privaten 
Anbieter begonnen. Außerdem bietet die Caritas seit kurzem ein Dolmetsch-
service für ärztliche Termine an. Wien bezahlt 30 Euro pro Einheit, wenn di-
plomierte Dolmetscherinnen und Dolmetscher die Jugendlichen zu Therapie-
sitzungen begleiten. Die VA begrüßt derartige Initiativen und empfiehlt einen 
Ausbau dieser Projekte in ganz Österreich. 

Auch in diesem Jahr richtete der NPM bei der Besuchstätigkeit seinen Fokus 
wieder verstärkt auf Einrichtungen für UMF. Vor allem wurden viele der neu 
entstandenen Einrichtungen kontrolliert. Trotz der merkbaren Bemühungen 
des Personals waren häufig hygienische Missstände, knappe Personalressour-
cen, Lärmbelästigungen durch nicht abgeschlossene Bauarbeiten etc. zu be-
anstanden. Durch die hohe Nachfrage und den Mangel an Plätzen für UMF 
waren manche Einrichtungen schon vor Abschluss der notwendigen Umbau-
arbeiten bezogen worden. In einer Einrichtung in Wien wurden die Arbeiten 
nach dem Besuch der Kommission rasch abgeschlossen und die hygienischen 
Mängel beseitigt. In einem Haus in NÖ wurden die Feuchtigkeitsschäden be-
hoben und eine Wirtschaftshelferin angestellt, die mit den 50 Jugendlichen 
gemeinsam die Räume reinigt. 

In anderen Fällen führte die Kritik der VA ebenfalls zu raschen Behebungen. 
In einer Einrichtung in Wien waren der UMF-Trakt und der Erwachsenentrakt 
miteinander verbunden. Die VA erreichte die Trennung der Bereiche, sodass 
Bewohner des Erwachsenenbereiches nur mehr nach Anmeldung Angehörige 
oder Freunde bei den Minderjährigen besuchen können. Außerdem wurde er-
reicht, dass der unkontrollierte Zugang in das Haus über Notausgänge nicht 
mehr möglich ist und damit das Risiko von Diebstählen verringert wurde. 

Eine WG für schwer traumatisierte Jugendliche in Wien erhielt auf Anregung 
der VA einen Verbindungsdienst mit zwei Fachärztinnen für Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie. Probleme im Zusammenhang mit Arztbesuchen konnten in 
den Griff bekommen werden. Ein Arzt verweigerte die Behandlung, da der 
Asylwerber noch keine E-Card hatte. Mittlerweile rufen die Betreuerinnen und 
Betreuer in der Ordination an, um den Besuch anzukündigen, wenn noch 
keine E-Card vorhanden ist. Inzwischen bekommen alle Asylwerberinnen und 
Asylwerber in Wien die E-Card innerhalb von zwei Wochen. 

Aufgrund von Beanstandungen wegen sehr schlechter hygienischer Bedin-
gungen in der Küche und den Sanitäranlagen wurde in einer Einrichtung in 
der Stmk vom Land ein Aufsichtsbesuch durchgeführt und danach berichtet, 
dass die von der Kommission beanstandeten Mängel behoben wurden. Beim 
nächsten Besuch der Kommission waren die Medikamentengebarung erneut 
mangelhaft und die Sanitärbereiche nach wie vor desolat; es gab nur teilwei-
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se funktionierende Duschen, defekte Spülkästen und fehlende Klobrillen. Der 
Gang im Parterre war videoüberwacht. Der VA wurde zugesichert, dass künftig 
wöchentliche Wartungen der Sanitäranlagen durchgeführt, Medikamente ver-
sperrt aufbewahrt und eine Gesundheitsdokumentation geführt werden. Die 
Videoüberwachung wurde sofort eingestellt und ein Belohnungssystem auf 
Empfehlung der VA eingeführt. 

Einzelfälle: 

 X Der NPM fordert die ausschließliche Unterbringung von UMF in Wohngruppen. 

 X Spezielle Betreuungsplätze für mehrfach und schwer traumatisierte minderjährige  
 Flüchtlinge müssen geschaffen werden. 

 X Die Betreuung von volljährigen Flüchtlingen in Ausbildung muss intensiviert werden. 

 X Die VA fordert einen bundesweiten Masterplan zur flächendeckenden Bereitstellung von  
 Angeboten des Spracherwerbs, insbesondere für minderjährige Flüchtlinge. 

VA-BD-JF/0164-A/1/2016, NÖ-SOZ/0055-A/1/2016, NÖ-SOZ/0124-
A/1/2016, ST-SOZ/0083-A/1/2016, W-SOZ/0194-A/1/2016, W-SOZ/0071-
A/1/2016, W-SOZ/0194-A/1/2016, W-SOZ/0057-A/1/2016, T-SOZ/0030-
A/1/2016 u.a.

3.3.8 Positive Wahrnehmungen

In einer Einrichtung für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (UMF) in Tirol 
konnten nach einem Wechsel der Einrichtungsleitung gravierende Verbesse-
rungen festgestellt werden. Durch die räumliche Neugestaltung wirkten die 
Gänge, Aufenthaltsbereiche und Zimmer viel freundlicher und wohnlicher. 
Die Jugendlichen zeigten sich bei diesem Besuch offen und fröhlich, selbst-
ständig und interessiert und hatten keine Scheu, ihre Wünsche und Fragen 
gegenüber dem Betreuungsteam vorzubringen. Durch besondere schulische 
Förderung konnten einige der Jugendlichen Gymnasien besuchen. Durch ein 
neues Konzept und dessen kindgerechte Umsetzung ist es der WG auf sehr 
kreative Art gelungen, von einer Problemeinrichtung zu einer Vorzeigewohn-
gruppe zu werden. 

In zwei anderen UMF-Einrichtungen in NÖ konnte beim Zweitbesuch eben-
falls festgestellt werden, dass sämtliche Vorschläge der Kommission umgesetzt 
worden waren. Besonders positiv bewertet wurde, dass eine muttersprachliche 
Betreuung in allen notwendigen Sprachen möglich ist. 

In einer sozialtherapeutischen WG im Bgld sind alle Beschäftigten bereits 
länger als elf Jahre tätig. Dadurch ist die Bindung zu den Betreuungsperso-
nen so stark, dass junge Erwachsene auch noch nach dem Auszug intensiven 
Kontakt zur WG halten und zum Essen kommen, bei Festen und Ausflügen 
mithelfen und Jüngeren gegenüber Vorbild sind. Es gibt einen sehr hohen Per-
sonalschlüssel, sodass in der WG gleichzeitig drei Pädagoginnen oder Pädago-
gen und ein Zivildiener tagsüber im Dienst sind. In der Nacht gibt es neben 
dem Hauptdienst einen zusätzlichen Bereitschaftsdienst. Das Personal ist sehr 
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gut ausgebildet und nimmt regelmäßig an Fortbildungen teil. Sogar die zwei 
Küchenhelferinnen haben eine pädagogische Ausbildung. Psychiatrieaufent-
halte waren bei den Kindern und Jugendlichen, die aus schwierigsten Fami-
lienverhältnissen kommen und dort schwerste Traumata erlitten hatten, seit 
vielen Jahren nicht mehr notwendig. 

Einzelfälle: VA-T-SOZ/0030-A/1/2016, NÖ-SOZ/0023-A/1/2016, B-SOZ/0003-
A/1/2017
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3.4 Einrichtungen für Menschen mit Behinderung

3.4.1 Einleitung

Die Kommissionen der VA besuchten im Berichtsjahr 76 Einrichtungen, die 
ausschließlich Menschen mit Behinderung gewidmet sind. 

Wie bereits in den Jahren zuvor wurden auch im Jahr 2016 öffentliche und pri-
vate Träger geprüft, darunter Heime, Wohngruppen, Tagesbetreuungszentren, 
Werkstätten sowie Rehabilitationseinrichtungen.  

Der NPM hat 2016 die Bemühungen um eine stärkere Einbeziehung von 
Selbstvertreterinnen und Selbstvertretern in den Monitoringprozess erhöht. 
Insbesondere aufgrund der Einschulungen durch die Kommission 3 kann der 
NPM auf eine Reihe von externen Expertinnen und Experten mit unterschied-
lichsten Beeinträchtigungen, die zum Teil selbst von persönlichen Assisten-
tinnen und Assistenten unterstützt werden, zurückgreifen. Die Notwendigkeit 
der Berücksichtigung unterschiedlichster Erfahrungen und Bedürfnisse kann 
so insbesondere gegenüber Einrichtungen sehr lebensnahe vermittelt werden. 

Vom Ziel der UN-BRK, Menschen mit Behinderung ein selbstbestimmtes Leben 
in Würde und voller gesellschaftlicher Teilhabe zu ermöglichen, ist Österreich 
trotz langsamer Fortschritte noch weit entfernt. Ein positives Signal ist der dem 
Parlament inzwischen zugeleitete Entwurf eines 2. Erwachsenenschutzgeset-
zes, welcher in Übereinstimmung mit Art. 12 UN-BRK anstelle stellvertretender 
Fremdbestimmung durch Sachwalterinnen und Sachwalter abgestufte Model-
le einer unterstützten Entscheidungsfindung zur Ausübung von Geschäftsfä-
higkeit vorsieht. Das Gesetz soll im Juli 2018 in Kraft treten. Der NPM geht 
davon aus, dass diese Novelle auch die Aufnahmeprozesse und den Umgang 
mit Menschen mit Behinderung in Einrichtungen maßgeblich verändern wird, 
weil Fremdbestimmung rechtlich zumindest erschwert wird. Es bleibt auch da-
rüber hinaus noch viel zu tun.

Auf Anregung des NPM und unterstützt durch den MRB war im Ministerialent-
wurf des 2. Erwachsenenschutzgesetzes noch geplant, den Anwendungsbereich 
des HeimAufG auf Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, die Minderjäh-
rige mit Behinderung betreuen, auszuweiten. Damit sollte der Rechtsschutz für 
Minderjährige im Zusammenhang mit freiheitsbeschränkenden Maßnahmen 
auch in diesen Einrichtungen gestärkt werden. In der Regierungsvorlage ist 
dies nicht mehr vorgesehen, obwohl sich unter anderem alle Kinder- und Ju-
gendanwaltschaften Österreichs im Begutachtungsverfahren zum Ministerial-
entwurf positiv dazu äußerten. Die VA wird sich im Gesetzgebungsverfahren 
nochmals positionieren und versuchen, parlamentarische Überzeugungsar-
beit für eine menschenrechtlich gebotene Änderung des HeimAufG zu leisten.

Wie schon in den Berichten der Vorjahre festgehalten wurde, gibt es keine 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden abgestimmten Initiativen und Fi-
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nanzierungsgrundlagen, um die im Nationalen Aktionsplan Behinderung 
2012–2020 enthaltenen Maßnahmen möglichst rasch umzusetzen. Es gibt 
auch nach wie vor keine zwischen Bund, Ländern und Gemeinden akkordier-
te Vereinbarung, den in der UN-BRK geforderten Paradigmenwechsel – vom 
medizinischen zum sozialen Modell von Behinderung – zur Grundlage staat-
lichen Handelns auf allen Ebenen zu machen und den 2013 erteilten Empfeh-
lungen des CRDP-Ausschusses damit gerecht zu werden.

Am 3. NGO-Forum der VA, welches am 4. Juli 2016 stattfand, nahmen ca. 110 
Vertreterinnen und Vertreter menschenrechtlicher NGOs sowie der Bundesmi-
nisterien und Länder teil. Im Zentrum der Debatten standen unter anderem 
die Themen „Behinderung und Armut“, „Behinderung und Wohnen/Arbei-
ten“. 

Die UN-BRK versteht das Recht auf Selbstbestimmung nicht nur als Abwehr-
recht, sondern auch als Anspruch auf Unterstützung. Inklusion kann nicht 
funktionieren, wenn Stereotype und Vorurteile das Bild von Menschen mit Be-
hinderung prägen, deren Lebenslagen bestenfalls als Randgruppenphänome-
ne wahrgenommen werden. Die UN-BRK fordert in aller Deutlichkeit eine Ab-
kehr von Rollenklischees und einer einseitigen, diskriminierenden sowie rea-
litätsverzerrenden Darstellung von Menschen mit Behinderung. Nicht nur die 
Politik, sondern auch die Medien tragen Verantwortung, wie die Gesellschaft 
im Umgang mit Menschen mit Behinderung informiert wird. 

Die VA hat sich für das Zustandekommen der Jahresstudie 2015/2016 „Men-
schen mit Behinderung in österreichischen Massenmedien“ engagiert und 
sich daran auch finanziell beteiligt, um einen Diskussionsprozess auf breiterer 
Basis einzuleiten. Diese Initiative steht auch im Einklang mit der Empfehlung 
des CRDP-Komitees, „Initiativen zur Bewusstseinsbildung zu ergreifen, um das 
veraltete Wohltätigkeitsmodell im Bereich Behinderung und die Wahrneh-
mung, dass Personen mit Behinderungen des Schutzes bedürfen, wirksam zu 
verändern“. 

Die Ergebnisse der seit Jänner 2017 vorliegenden Medienanalyse sind insge-
samt ernüchternd: Die mediale Darstellung von Menschen mit Behinderungen 
bewegt sich zwischen Mitleid, Bewunderung und Ignoranz. Menschen mit Be-
hinderung sind in Massenmedien stark unterrepräsentiert. Nur ein Prozent der 
Berichterstattung widmet sich behinderungspolitischen Themen. Die VA und 
ihre Kooperation mit dem ORF stellen eine Ausnahme dar; unter der allgemei-
nen Wahrnehmungsgrenze werden von den Massenmedien zentrale Themen 
wie Fremdbestimmung durch Sachwalterschaft oder persönliche Assistenz als 
Alternative zu Unterbringungen in Einrichtungen aufgegriffen. Auch Fragen 
rund um die finanzielle Absicherung und leistbares barrierefreies Wohnen, die 
für Menschen mit Behinderung von großer Relevanz sind, werden in den Me-
dien nicht behandelt. Es wird insgesamt noch vieler Anstrengungen bedürfen, 
um auf die vielfältigen Diskriminierungen von Menschen mit Behinderung 
aufmerksam zu machen. Der NPM wird dazu seinen Beitrag leisten.
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Wie schon in den Vorjahren besuchten die Kommissionen auch 2016 Einrich-
tungen für Menschen mit Behinderung, bei denen die mangelnde Barriere-
freiheit zu beanstanden war. Es liegt auf der Hand, dass sich daraus massive 
Einschränkungen der Selbstständigkeit ergeben und das Angewiesensein auf 
Dritte unnötig verfestigt wird. Beanstandet wurden nicht zugängliche Außen-
bereiche über nicht oder kaum zu öffnende Haus- und Zimmertüren, steile 
Rampen und fehlende Lifte, nicht rollstuhlgerechte zu kleine Sanitäranlagen, 
zu hoch angebrachte Waschtische, Spiegel oder Garderoben, nicht gekenn-
zeichnete Stufen, fehlende Handläufe, nicht erreichbare Lichtschalter, schlech-
te Beleuchtung und fehlende Piktogramme und Leitsysteme zur Orientierung. 
Viele Barrieren ergeben sich ferner bei der Gestaltung von Informationen, 
Hausregeln etc. In einzelnen Einrichtungen sind die baulichen Unzulänglich-
keiten so groß, dass Kommissionen deren Eignung bezweifelten und in Frage 
stellten, ob im Brandfall eine schnelle Evakuierung der Bewohnerinnen und 
Bewohner möglich wäre. 

Dem NPM liegen zahlreiche Zusagen vor, bauliche Defizite beheben oder den 
Umzug in barrierefreie Objekte planen zu wollen. Die Realisierung kostenin-
tensiverer Sanierungen dauert allerdings meistens sehr lange. Die Aufsichts-
behörden werden einmal mehr auch an dieser Stelle aufgerufen, bei ihren 
Kontrollen auf die umfassende Sicherstellung der Barrierefreiheit zu achten. 
Die Duldung von baulichen Freiheitsbeschränkungen ist unakzeptabel.

Fakt ist auch, dass nach wie vor bei der Einschätzung des Grades der Behinde-
rung das medizinische Modell angewandt wird, indem überprüft wird, welche 
Defizite bei der Person vorliegen. Danach bestimmen sich derzeit vor allem 
auch die Möglichkeiten zur Teilnahme an Schul- und Berufsausbildungen 
bzw. Teilqualifizierungen. Dies gilt auch in Bezug auf Therapieeinrichtun-
gen, die sich der Rehabilitation und Integration von Menschen mit Suchter-
krankungen und psychiatrischen Diagnosen widmen. Die Prioritäten müssen 
verschoben werden: weg von der Förderung von Sonderstrukturen, hin zum 
Ausbau inklusiver Bildungs-und Beschäftigungsmodelle. Solange Menschen 
mit Behinderung in gesonderten Werkstätten oder auf Dauerrehabilitations-
plätzen zwar unter anderem auch für externe Firmen arbeiten, auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt aber keine Chancen haben, kann von einer vollen 
Verwirklichung des Rechts auf Arbeit und Beschäftigung im Sinne der UN-BRK 
nicht die Rede sein.

Kommissionsprotokolle der letzten Jahre belegen eindrucksvoll, dass ein 
zentrales Anliegen von insgesamt ca. 22.000 Nutzerinnen und Nutzern von 
Werkstätten darin besteht, dass sie ihren Neigungen entsprechend eingesetzt 
werden; insbesondere möchten sie ihre Tätigkeit als Arbeit anerkannt wissen 
und nicht bloß ein geringes Taschengeld dafür erhalten. Teilweise gewannen 
Kommissionen bei Interviews auch den Eindruck, dass Nutzerinnen und Nut-
zer fallweise lieber mehr Zeit in ihren WGs verbringen würden, aber den Druck 
verspüren, Werkstätten besuchen zu müssen. Eine grundlegende Reform dieser 
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Sondereinrichtungen bedürfte einer konstruktiven Kooperation von Bundes- 
und Landesgesetzgebern, um innerhalb der bestehenden Kompetenzvertei-
lung eine sinnvolle Neuordnung zu erzielen. Aus einer Reihe gerichtlicher 
Entscheidungen geht hervor, dass die Beschäftigung von Menschen mit Be-
hinderung in Werkstätten nicht als Arbeitsverhältnis anzusehen sei und der 
„Erziehung und Behandlung“ diene. Wie schon der MRB in seiner 2014 veröf-
fentlichten Stellungnahme ausführte, stehen derartige Ausführungen, mögen 
sie auch der geltenden nationalen Rechtslage geschuldet sein, im Widerspruch 
zu Art. 27 UN-BRK. Werkstätten aber auch Therapieeinrichtungen für Sucht-
kranke kooperieren vielfach mit privaten Auftraggebern und erwirtschaften 
daraus Gewinne. Klientinnen und Klienten profitieren davon in der Regel 
nicht. Wenn Menschen mit Behinderung in Projekten dazu angeleitet und an-
gehalten werden, Gebäude von Trägereinrichtungen zu sanieren oder in deren 
Betrieben andere Aufgaben zu übernehmen, ohne dass sie einen geldwerten 
Vorteil haben und Verdienste ansparen dürfen, fühlen sie sich zu Recht aus-
genutzt. 

Für den NPM steht außer Frage, dass im Sinne inklusiver Unterstützungsstruk-
turen zur Förderung beruflicher Teilhabe neue Modelle der Durchlässigkeit 
von Berufsaus-, Fort- und Weiterbildungen entwickelt werden müssen. Ge-
währleistet werden muss, dass Menschen mit Behinderungen bei größtmögli-
cher Wahrung ihrer Entscheidungsfreiheit durch Einkommensersatzleistungen 
schrittweise ins Erwerbsleben finden. Nach dem Arbeitsprogramm der Bundes-
regierung 2013 – 2018 soll die eigenständige soziale Absicherung bei Tätigkei-
ten in Werkstätten gestärkt, die Durchlässigkeit zwischen erstem und dritten 
Arbeitsmarkt erhöht sowie die Arbeitskräfteüberlassung aus Werkstätten in 
den ersten Arbeitsmarkt forciert werden. Geschehen ist dies bislang nicht.

Nach Wahrnehmung der Kommissionen haben Klientinnen und Klienten mit 
Lernbehinderung oder psychischen Erkrankungen oft eine Scheu davor, sich 
zu beschweren. Häufige Gründe sind die Sorge um mögliche negative Auswir-
kungen oder die Scheu vor Auseinandersetzungen. Dies wird in Interviews mit 
Kommissionen deutlich. Für jede Klientin und jeden Klienten sollte es daher 
die Möglichkeit geben, sich anonym beschweren zu können. Es liegt an der 
Leitung, dem Personal auf allen Ebenen zu verdeutlichen, dass auch anonyme 
Beschwerden und Anregungen erwünscht sind und ernst genommen werden. 

3.4.2 Ursachen und Formen von Freiheitsbeschränkungen und  
 Gewalt

Obwohl die moderne Behindertenpädagogik sehr auf Selbstbestimmung, Em-
powerment und ein Leben nach dem Normalisierungsprinzip ausgerichtet ist, 
finden Freiheitsbeschränkungen auch in Wohneinrichtungen und Werkstät-
ten statt. Bauliche Barrieren, aber auch der Einsatz von mechanischen, elek-
tronischen oder medikamentösen Freiheitsbeschränkungen werden in Kom-
missionsprotokollen immer wieder thematisiert. 
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Die Dokumentation der Freiheitsbeschränkungen ist oft mangelhaft. Die ge-
setzlich vorgeschriebenen Meldungen an die Bewohnervertretung werden 
häufig unterlassen bzw. weisen eine unterschiedliche Qualität auf: Teilweise 
sind sie sorgfältig und nachvollziehbar ausgefüllt, teilweise wird auf schonen-
dere Maßnahmen gar nicht eingegangen. Unterschriften der anordnenden 
Ärztinnen und Ärzte bei medikamentösen Freiheitsbeschränkungen fehlen 
häufig. Der NPM sieht seine Aufgabe vor allem darin, die Leitung und das Per-
sonal für den Schutz des Rechtes auf persönliche Freiheit zu sensibilisieren und 
auf die Meldeverpflichtungen nach dem HeimAufG zu verweisen. Empfohlen 
werden entsprechende Schulungen bzw. die Kontaktnahme mit der Bewohner-
vertretung sowie Maßnahmen zur Sicherstellung der Nachvollziehbarkeit der 
Pflegedokumentation. Den schriftlichen Reaktionen ist zu entnehmen, dass 
man die Kritik ernst nimmt und sich damit auseinandersetzt; die Probleme in 
der Praxis sind aber meist sehr komplex, insbesondere im Hinblick auf poten-
zielle medikamentöse Freiheitsbeschränkungen.

Auszugehen ist von einem Bedarf an spezifischer psychiatrischer Hilfe bei 
Menschen, die in ihrer Autonomie und in ihrer Teilhabe am Leben der Gesell-
schaft schwer behindert sind. Mit schweren Behinderungen gehen häufiger als 
in der nichtbehinderten Bevölkerung psychische Störungen und Kommunika-
tionsbarrieren einher. Für die Einschätzung der psychiatrischen Symptomatik 
sind aber die spezifischen Lebensbedingungen in besonderem Maße zu be-
rücksichtigen, weil Menschen mit Schwerstmehrfachbehinderungen deutlich 
geringere Möglichkeiten haben, basale Aspekte der Lebensgestaltung selbst zu 
kontrollieren. Psychiatrisches Fachwissen ist deshalb bei der Indikations- und 
Diagnosestellung erforderlich. Die erhöhte Empfindlichkeit von Menschen mit 
hirnorganischen Störungen gegenüber Nebenwirkungen und deren Maskie-
rung als „psychische Störungen“ setzen gerade bei dieser vulnerablen Perso-
nengruppe Erfahrungen und Kenntnisse im Umgang mit der Verschreibung 
von Psychopharmaka voraus. Diese sollten daher nach Ansicht des NPM nicht 
durch Hausärztinnen und Hausärzte erfolgen.

Kommissionen nehmen des Öfteren wahr, dass die Behandlung mit Psycho-
pharmaka unzureichend evaluiert wird. Fachärztliche Behandlungspläne mit 
expliziten Therapiezielen liegen nicht auf, nachvollziehbare Dokumentatio-
nen des Therapieverlaufs fehlen. In Tagesdokumentationen werden die Wir-
kungen und Nebenwirkungen der Psychopharmaka höchstens thematisiert, 
wenn es zu erwähnenswerten Verhaltensauffälligkeiten kommt. Klientinnen 
und Klienten, die durch Toben, Schreien, Treten und Schlagen anderer auffal-
len, sich selbst immer wieder verletzen, Sachen umwerfen oder zerstören, Me-
dikamente ausspucken und pädagogische Anweisungen ignorieren, werden 
üblicherweise als schwierig, aggressiv und dissozial erlebt und eingeschätzt. 
Diese Übertragung des Krankheitsverständnisses in den Bereich des pädagogi-
schen Handelns hat weitreichende Wirkung. Viele Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in Wohneinrichtungen erleben die Bewohnerinnen und Bewohner oft 
nur unter dem Einfluss von Psychopharmaka, sehen darin aber problemlö-
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sende Allheilmittel. Sie sind als Angehörige nicht-medizinischer Berufe weder 
befugt noch in der Lage, Vor- und Nachteile, Wirkungen und Nebenwirkun-
gen von Medikamenten zu beurteilen. So können zwischen den behandelnden 
Ärztinnen und Ärzten und den Einrichtungen faktische Grauzonen entstehen, 
wer Entscheidungen darüber zu treffen hat, ob – und wenn ja – welche Maß-
nahmen konkret eingeleitet werden sollten.

Leitprinzipien wie Normalisierung, Integration und Selbstbestimmung hän-
gen auch vom Verhalten bzw. vom Interesse der sozialen Umwelt ab, welches 
sich (mit-)verändern muss, wenn psychosoziale Auffälligkeiten abgebaut bzw. 
aufgelöst werden sollen. Multimodale Therapiekonzepte erfordern deshalb 
die Abstimmung von pädagogischer, therapeutischer und medikamentöser 
Therapie auf die jeweiligen Klientinnen und Klienten. Dem NPM erscheint 
das Vorliegen eines pädagogischen Rahmenkonzepts, innerhalb dessen die 
fachärztliche Behandlung und therapeutische Unterstützung stattfindet, eine 
Voraussetzung für den Einsatz von Psychopharmaka bei Menschen mit Be-
hinderung zu sein. Es muss – in enger Kooperation mit den behandelnden 
Fachärztinnen und Fachärzten – deutlich werden, wie die Medikamentenwir-
kungen zur Verbesserung der pädagogischen Umgangsstrategien im Alltag 
und der heilpädagogisch-psychologischen Primärtherapien genutzt werden 
sollen bzw. welche alltagspädagogischen, heilpädagogisch-psychologischen 
Umgangsstrategien zur Unterstützung eingesetzt werden können.

Immer wieder schildern Kommissionen auch Probleme mit potenziell frei-
heitsbeschränkender Bedarfsmedikation ohne ausreichende ärztliche Indi-
kationsbeschreibungen. Problematisch erscheint der Einsatz insbesondere 
von Neuroleptika dann, wenn sie nur „symptomorientiert“ zur Reduzierung 
„störender“ Verhaltensweisen abgegeben werden sollen (bei „Unruhe“, bei 
„Umtriebigkeit“ etc.). Das Risiko des unangemessenen Einsatzes wie auch 
des Missbrauchs ist evident. Wohngruppenmitarbeiterinnen und -mitarbeiter 
übernehmen in diesen Fällen eine Verantwortung, die sie nicht übernehmen 
dürften. Einrichtungsleitungen haben die Verpflichtung, bei Ärztinnen und 
Ärzten entsprechende Korrekturen der unzureichenden ärztlichen Verordnun-
gen einzufordern. Ein weiterer Hinweis auf rechtlich hoch problematische 
Verantwortungsübernahmen zeigt sich auch in der Art und Weise, wie mit 
der Verweigerung der Medikamenteneinnahme umgegangen wird. Ärztinnen 
und Ärzte werden deswegen kaum kontaktiert; wenn es nicht anders geht und 
„Zureden nichts nützt“, werden Medikamente in Einzelfällen gemörsert und 
dem Essen beigemischt.

Es ist aus der Sicht des NPM jedenfalls davon auszugehen, dass vielfach äu-
ßere Faktoren und nicht bloß ein als potenziell selbst- oder fremdgefährliches 
Verhalten mitursächlich dafür sind, welche Alternativen zu Freiheitsbeschrän-
kungen wahrgenommen werden. 

Von den Kommissionen werden folgende Risikofaktoren für Freiheitsbeschrän-
kungen genannt: Personalknappheit und/oder hohe Personalfluktuation, die 
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Größe von Einrichtungen, fehlende Unterstützung des pädagogischen Perso-
nals durch ergänzende Fachdienste oder externe Expertise, prekäre bauliche 
Gegebenheiten, wenig Rückzugsmöglichkeiten, mangelnde Versorgung mit 
adäquaten Hilfsmitteln, mangelnde psychiatrische Abklärung auffälligen Ver-
haltens, veraltete oder nicht individualisierte Betreuungskonzepte, fehlende 
Beschäftigungs- und Therapiemöglichkeiten sowie mangelnde Kommunikati-
on. Manchmal sind es auch Irritationen, wie der Weggang des bisherigen Be-
zugsbetreuers, neue Mitbewohnerinnen und Mitbewohner, ein Zimmerwech-
sel oder somatische Beschwerden, die zu Verhaltensauffälligkeiten beitragen 
und zu Aggressionen führen. Die Rechtfertigung, dass Freiheitsbeschränkun-
gen immer nur zum Schutz der Betroffenen gesetzt würden, verdeckt manch-
mal den Blick darauf, dass gestaltbare Rahmenbedingungen und selbst die 
unzureichende Ressourcenausstattung keinen Eingriff in fundamentale Frei-
heitsrechte gestatten.

In der Arbeit mit Menschen mit Mehrfachbehinderungen kann es zu massi-
ven Überforderungen kommen. Im Vorfeld solcher krisenhafter Situationen 
kann ein gut geschultes und funktionierendes Team deeskalierend eingreifen. 
Es fehlen aber manchmal tragfähige Arbeitsbündnisse, um der Frage nach-
zugehen, welche innerpsychischen Prozesse fremd- oder selbstgefährliches 
Verhalten auslösen. Mitunter fehlt auch das Wissen über Alternativen und 
Methoden, um in belastenden Situationen selbst anders reagieren zu können. 
Heilpädagogische Prozesse können nur wirken, wenn die pädagogische Un-
terstützung am aktuellen Entwicklungs- und Handlungsniveau anknüpft und 
die Gestaltung des Lebensalltags individuell „passend“ geplant und mit akti-
vierenden Maßnahmen systematisch umgesetzt wird. 

Es gibt aber darüber hinaus strukturelle Probleme bei der Versorgung von 
Menschen mit komplexem Hilfsbedarf, intellektueller Beeinträchtigung sowie 
komplexen psychischen Erkrankungen. Menschenrechtlich hoch problemati-
sche Betreuungssituationen können über längere Zeiträume andauern. Die 
Kommission 6 hat z.B. in NÖ eine Wohneinrichtung besucht, in der es trotz 
verschiedenster Bemühungen bei drei Bewohnern immer wieder zu teils un-
vermittelten Gewaltausbrüchen kommt. Sowohl tätliche Übergriffe auf Mit-
bewohnerinnen und Mitbewohner als auch Attacken gegen das Personal ge-
hören dort inzwischen zum Alltag. Dem privaten Träger und dem Personal 
ist es hoch anzurechnen, dass man sich der Betreuung schwieriger und hoch 
vulnerabler Klientinnen und Klienten, deren Aufnahme andere Einrichtungen 
ablehnten, annimmt. Von Strafanzeigen gegen die Nichtschuldfähigen wird 
bewusst abgesehen, um eine drohende gerichtliche Einweisung in eine Anstalt 
für geistig abnorme Rechtsbrecher oder in eine forensische Station im Rahmen 
des Maßnahmenvollzugs zu verhindern. Auf Wunsch der Kommission 6 wird 
der MRB mit der Problematik befasst.

Nur wenn es gelingt, mit Bewohnerinnen und Bewohnern stärker in Bezie-
hung zu treten und die individualisierte Betreuung auch zu geänderten Hal-
tungen und Techniken im Umgang mit Impulsdurchbrüchen und herausfor-
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derndem Verhalten führt, können Freiheitsrechte gewahrt werden und kann 
das Personal sich und andere Beteiligte besser schützen. Es genügt allerdings 
nicht, die Alltagsarbeit nur unter einem „verhaltenstherapeutischen Setting“ 
zu konzipieren. Ebenso unzureichend ist es, ein „Pflegemodell“ einseitig zu 
priorisieren. So wichtig eine qualifizierte und gesundheitsfördernde Pflege von 
Menschen mit Behinderung ist, sie kann den Zugang zu Bildung, Arbeit, Frei-
zeit und zwischenmenschlichen Begegnungen nicht leisten.

Medienöffentlich machte der NPM in Absprache mit der Bewohnervertretung 
die prekäre Betreuungssituation in einer Einrichtung des Landes Sbg bekannt, 
nachdem es zuvor nicht gelungen war, konkrete Zusagen für Veränderungs-
prozesse zu erhalten. In der Einrichtung werden 35 Menschen mit Mehrfach-
behinderungen unterschiedlichster Altersgruppen betreut. In mehreren Ver-
fahren nach dem HeimAufG wurden medikamentöse Freiheitsbeschränkun-
gen als nicht zulässig erachtet, aber keine Konsequenzen daraus gezogen. 
Zum Zeitpunkt des ersten Kommissionsbesuches im Oktober 2015 konnten 
keine Entwicklungsstandsfeststellungen und kein einziger Entwicklungs- und 
Förderplan vorgelegt werden. Personalnot, fehlende basale Stimulationen und 
Kommunikationstechniken, fehlende therapeutische Interventionen, völlig 
unzureichende beengende bauliche Gegebenheiten und eine fehlende Privat- 
und Intimsphäre beschreiben nur einige der gravierendsten von der Kommis-
sion 2 detailliert festgestellten Mängel. Diese waren auch beim Folgebesuch 
im März 2016 im Wesentlichen noch gegeben; allerdings war der Einrichtung 
durch externe Begleitung eine Hilfestellung bei der Neuausrichtung interner 
Prozesse zur Seite gestellt, eine interimistische pädagogische Leitung einge-
setzt und Schulungen in unterstützter Kommunikation und Deeskalation in 
die Wege geleitet worden.

Stellt ein Gericht rechtskräftig fest, dass eine Freiheitsbeschränkung ungerecht-
fertigt angewandt wurde, weil es dazu Alternativen gibt, sind Einrichtungen 
und deren Träger aufgefordert, die Empfehlungen und Vorschläge der gericht-
lichen Sachverständigen aufzugreifen und diese zeitnahe umzusetzen. An den 
daraus resultierenden Kosten entzündete sich eine Debatte zwischen der LReg 
und dem NPM. Der Sozial- und Gesundheitsausschuss räumte in der Folge 
auch dem Leiter der Kommission 2 die Möglichkeit ein, zu Wahrnehmungen 
und Empfehlungen diese Einrichtung betreffend Stellung zu nehmen. Der Sbg 
Landtag stellte im Mai 2016 die Weichen für einen Neubau von WGs mit da-
von getrennter Tagesstruktur und forderte die beteiligten Regierungsmitglieder 
auf, bis zum Bezug derselben (voraussichtlich 2019) alle notwendigen Schritte 
zu setzen, um die bestmögliche Betreuung der Bewohnerinnen und Bewohner 
sicherzustellen. Ende Mai 2016 erfolgte eine Aufstockung des Personals um 
zwei Vollzeitstellen und eine Vereinbarung über die raschere Nachbesetzung 
vakanter Stellen. An individuellen Entwicklungs- und Förderplänen und deren 
Umsetzung wird gearbeitet. Ob die eingeleiteten Maßnahmen ausreichen, um 
die Anzahl von Freiheitsbeschränkungen zu senken, werden Folgebesuche der 
Kommission 2 zeigen.
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Einzelfälle:

 X Psychopharmakotherapien setzen eine nachvollziehbare pädagogisch-psychologische und  
 psychiatrische Diagnostik und eine begründete Indikationsstellung voraus. Einrichtungen  
 haben darauf zu achten, dass Therapieziele nachvollziehbar ausgeführt und regelmäßig  
 evaluiert werden. 

 X Heilpädagogische Prozesse sind so auszurichten, dass die pädagogische Unterstützung am  
 aktuellen Entwicklungs- und Handlungsniveau anknüpft und der Alltag in einem multimo- 
 dalen Therapiekonzept individuell „passend“ geplant wird. 

 VA-NÖ-SOZ/0126-A/1/2016, NÖ-SOZ/0235-A/1/2016, VA-S-SOZ/0025-
A/1/2016, OÖ-SOZ/0067/2015, OÖ-SOZ/0066-A/1/2015, OÖ-SOZ/0042-A1/2015, T-
SOZ/0032-A/1/2016, T-SOZ/0025-A/1/2016, T-SOZ/0032-A/1/2016, K-SOZ/0020-
A/1/2015,

3.4.3 Unterstützte Kommunikation

Zehntausende Menschen mit körperlichen, geistigen oder mehrfachen Behin-
derungen in Österreich haben Probleme, sich lautsprachlich zu verständigen. 
Menschen ohne (ausreichende) Lautsprache stoßen deshalb öfter an die Gren-
zen ihrer Handlungsmöglichkeiten und ihrer interaktiven und kommunika-
tiven Kompetenz und besitzen dementsprechend weniger Möglichkeiten der 
Selbstdarstellung. Kommunikative Beeinträchtigungen behindern stets alle 
beteiligten Gesprächspartner. Im Mittelpunkt der sogenannten Unterstützten 
Kommunikation (UK) steht deshalb das Bestreben, Kindern, Jugendlichen oder 
Erwachsenen mit unzureichender oder fehlender Lautsprache so früh und so 
oft wie möglich zu erfolgreichen Kommunikationserfahrungen zu verhelfen. 
Dabei werden körpereigene Kommunikationsmöglichkeiten und elektronische 
bzw. nichtelektronische Kommunikationshilfen genutzt. Im internationalen 
Sprachgebrauch ist dafür die Bezeichnung Augmentative and Alternative 
Communication (AAC) üblich.

Die Umsetzung des Rechts auf Selbstbestimmung, auf unabhängige Lebens-
führung, Gleichberechtigung, Bildung und volle Teilhabe am politischen und 
öffentlichen Leben sind ohne die Möglichkeit des persönlichen Ausdrucks bzw. 
ohne Kommunikation undenkbar. Es gibt in Österreich Einrichtungen für 
Menschen mit Behinderung, die hervorragende Arbeit auf diesem Gebiet leis-
ten und UK in allen Lebensbereichen vielfältig einsetzen. Umso befremdlicher 
sind Wahrnehmungen der Kommissionen, dass UK in zahlreichen Einrichtun-
gen für Menschen mit Behinderung gar nicht bzw. ungenügend angewandt 
wird und selbst die bestehenden Kommunikationsmöglichkeiten von Men-
schen mit Mehrfachbehinderungen – wie Gesten, Blickbewegungen, Mimik 
oder Laute – übergangen oder fehlinterpretiert werden. Nicht direkt eine Folge, 
sondern eher eine Voraussetzung für eine beeinträchtigte Kommunikations-
entwicklung ist die Tatsache, dass Kinder, bei denen die Diagnose einer (geisti-
gen) Behinderung gestellt wurde, in vielen Fällen von klein auf auch weniger 
sprachliche Zuwendung erfahren haben. Man traut ihnen in der Regel weni-
ger zu und unterschätzt ihre Fähigkeiten.
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Dadurch werden nicht nur wesentliche Grundsätze der UN-BRK missachtet, 
sondern vor allem die Fremdbestimmung in Betreuungssituationen verfestigt. 
Fremdbestimmung ist ein bedeutender Risikofaktor für Gewalt oder erniedri-
gende Behandlung (vgl. PB 2015, Band „Präventive Menschenrechtskontrolle, 
S. 78). Dieses Risiko besteht immer, wenn Emotionen nicht verbalisiert werden 
können. Für die betroffene Person bedeuten solche Situationen, dass sie sich 
nicht ernst genommen und nicht verstanden fühlt. Wiederholte Erfahrungen 
der Abhängigkeit und das Gefühl, in diesem Prozess kein gleichwertiger Part-
ner zu sein, können zu Passivität und Resignation führen, ein Zustandsbild, 
das häufig auch als gelernte Hilflosigkeit bezeichnet wird. Wehr- und Hilflo-
sigkeit können aber zu Aggressionen und „Verhaltensauffälligkeiten“ führen 
und in weiterer Folge zu Freiheitsbeschränkungen oder sozialer Isolierung.

Der Begriff UK ist eine Sammelbezeichnung für unterschiedliche Methoden, 
Ansätze oder Konzepte, die darauf abzielen, die individuellen Ausdrucks- und 
Verständigungsmöglichkeiten zu verbessern, zu erweitern oder zu ersetzen. 
Gerade in der Kommunikation wird deutlich, dass es nicht genügt, einseiti-
ge Maßnahmen zu treffen. Auch nichtbehinderte Gesprächspartner müssen 
einen Beitrag leisten, wenn eine Intervention in der UK erfolgreich verlaufen 
soll. Jede Intervention der UK hat mit einer umfassenden Diagnostik und Be-
standsaufnahme der kommunikativen Kompetenzen zu beginnen. Dazu zäh-
len das Sammeln von Befunden der verschiedenen Fachdisziplinen, direkte 
und indirekte Beobachtungen sowie deren Aufzeichnungen durch Bezugsper-
sonen und Fachkräfte.

Die aktuellen und individuellen Kompetenzen der Betroffenen sind der Aus-
gangspunkt für sämtliche Förderschritte. Als Werkzeuge können Objekte, Ge-
bärden, grafische Symbole oder technische Hilfen eingesetzt werden. 

Im Kontakt mit kommunikationsbeeinträchtigten Menschen haben sich ei-
nige grundlegende Interaktionsregeln und Strategien der Gesprächsführung 
als besonders förderlich erwiesen: Alle kommunikativen Signale sollten beant-
wortet werden, eine unmittelbare und direkte Rückmeldung ist erforderlich. 
Die Aufmerksamkeit der nichtsprechenden Person muss beobachtet werden, 
eigene Beobachtungen und Vermutungen sollen formuliert werden; der nicht-
sprechenden Person sollte im Kontakt aber so weit wie möglich die Führung 
überlassen werden. Für eine Reaktion oder Antwort sollte ausreichend Zeit ge-
lassen werden. 

Der Einsatz von Sprachausgabegeräten unterscheidet sich von den natürli-
chen und körpereigenen Kommunikationsformen und muss in der Regel erst 
erlernt werden. Mitunter dauert es Monate, bis sich ein spontaner Gebrauch 
zeigt. Aufgabe des Umfeldes ist es daher, Situationen zu schaffen, in denen der 
Umgang mit den Kommunikationshilfen geübt werden kann.

Das Fehlen eines UK-Angebots führt zu einer sekundären Behinderung der 
Betroffenen. Einerseits erhöht sich für die Betroffenen das Risiko, Opfer von 

UK fördert  
Selbstbestimmung und 

Partizipation

Körpereigene kommu-
nikative Signale müs-
sen Beachtung finden

UK braucht Übung

Fehlen von UK bringt 
sekundäre Behinde-

rung

Einrichtungen für Menschen mit Behinderung



97

physischer oder psychischer Gewalt zu werden und andererseits ist das Ver-
sagen von elementaren Unterstützungsmaßnahmen per se als erniedrigende 
Behandlung zu qualifizieren.

In der gewaltpräventiven Arbeit kommt der UK deshalb eine große Bedeutung 
zu. Bei der Analyse, welche Maßnahmen dafür notwendig sind, ist zunächst 
der Begriff der Kommunikation zu definieren. Kommunikation im Sinn der 
UN-BRK ist weit zu sehen und umfasst neben Sprache auch Textdarstellung, 
Brailleschrift, taktile Kommunikation und Ähnliches. Dementsprechend un-
terschiedlich können auch die Maßnahmen für UK sein. Körpereigene Kom-
munikationsformen, Mappen mit Bildsymbolen, ICH-Bücher mit Fotos und 
Symbolen, Sprachtrainings, Emotionskärtchen oder elektronische Kommuni-
kationshilfen können je nach Bedarf zum Einsatz kommen. 

Doch selbst wenn verschiedene Werkzeuge zur Verfügung stehen sollten, be-
darf es für deren Anwendung spezifischer Schulungen und Kenntnisse. Diese 
fehlen vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Bereich der Behinderten-
betreuung. Dabei ist von Bedeutung, dass nicht nur alternative Kommunika-
tionsmethoden gelehrt werden, sondern das Personal in Einrichtungen auch 
direkte Kommunikationspartner sind. Je nach Unterstützungsbedarf müssen 
Betreuerinnen und Betreuer die kommunikativen Möglichkeiten für die einzel-
nen Betroffenen herausfinden und im Rahmen eines Entwicklungsplanes die 
Klientinnen und Klienten bei der Umsetzung einbeziehen. 

Eine wirksame UK setzt deshalb die Schulung der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in deren Methodik und Umsetzung voraus sowie individuell passende 
Hilfsmittel, um mit Klientinnen und Klienten zielgerichtet arbeiten zu können. 
In einigen Einrichtungen ist UK ein Schwerpunkt der Arbeit und es wurden 
eigene Beauftragte für UK bestellt. Diese achten darauf, dass Gebärden, Laute, 
Bilder, Symbole, Bewegungen oder Geräusche für beteiligte Kommunikations-
partner eine gemeinsame Bedeutung erlangen. Ein gutes Beispiel für eine per-
sonenzentrierte, individuelle Herangehensweise konnte in einer Einrichtung 
wahrgenommen werden: Weil ein Bewohner mit Schwerstmehrfachbehinde-
rung gebräuchliche Emotionskärtchen nicht verwenden wollte, er sich aber 
sehr für Fotos interessierte, wurde ihm eine Mappe mit Abbildungen von sich 
selbst zusammengestellt. Auf diesen war er in verschiedenen Situationen und 
Stimmungslagen zu sehen. Durch die Auswahl passender Fotos ist er jetzt in 
der Lage, sich verständlich zu machen.

In vielen Einrichtungen fehlten diesbezügliche Voraussetzungen, obwohl ge-
rade das Angebot von UK ein Ausdruck der Personenzentrierung in der Arbeit 
mit Menschen mit Behinderung und damit nach den Maßstäben der UN-BRK 
ein grundlegender Standard ist. 

Wie schon im PB 2015 (Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 80) 
ausgeführt wurde, genügen „ein guter Wille“ oder „gute Intentionen“ nicht für 
einen wirksamen Folter- bzw. Gewaltschutz. In vielen Einrichtungen begegne-
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ten die Kommissionen sehr engagierten und sehr bemühten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern. Aber solange Empowerment-Prinzipien nicht ausreichend 
in die Arbeit für Menschen mit Behinderung einfließen, wird die Betreuung 
zwangsläufig zu Abhängigkeitsverhältnissen führen. 

In Einrichtungen, in denen von den Kommissionen Gewalt in der Pflege, grobe 
Verstöße gegen die Intimsphäre der Klientinnen und Klienten oder generell ein 
respektloser Umgang mit Menschen mit Mehrfachbehinderungen beobachtet 
werden konnte, fehlten auch die Voraussetzungen für eine adäquate UK. Dies 
bedeutet im Umkehrschluss nicht zwingend, dass bei Fehlen von UK von Ge-
walt ausgegangen werden muss. Eine Korrelation kann nach den Wahrneh-
mungen des NPM aber nicht ausgeschlossen werden.

Einzelfälle:

 X Der NPM empfiehlt, dass Menschen ohne oder eingeschränkte Lautsprache individuelle, auf  
 ihre Fähigkeiten abgestimmte Kommunikationsmöglichkeiten durch Unterstützte  
 Kommunikation (UK) eröffnet werden.

 X UK hat auch eine gewaltpräventive Funktion; zu deren Gewährleistung sind Kenntnisse der  
 Methodik, entsprechende Ausbildungen und eine ausreichende Ressourcenausstattung  
 erforderlich. 

 VA-NÖ-SOZ/0167-A/1/2015, OÖ-SOZ/0067-A/1/2015, T-SOZ/0025-
A/1/2016, B-SOZ/0007-A/1/2016, NÖ-SOZ/0158-A/1/2015, S-SOZ/0028-
A/1/2016, S-SOZ/0025-A/1/2016, NÖ-SOZ/0197-A/1/2016, NÖ-SOZ/0151-
A/1/2016, W-SOZ/0293-A/1/2016, ST-SOZ/0040-A/1/2016, NÖ-SOZ/0191-
A/1/2016, NÖ-SOZ/0126-A/1/2016, NÖ-SOZ/0115-A/1/2015, T-SOZ/0032-
A/1/2015, W-SOZ/0368-A/1/2015, W-SOZ/0018-A/1/2016, W-SOZ/0296-
A/1/2016, NÖ-SOZ/0006-A/1/2016, W-SOZ/0210-A/1/2015, NÖ-SOZ/0126-
A/1/2015, W-SOZ/0105-A/1/2016, OÖ-SOZ/0069-A/1/2016, OÖ-SOZ/0072-
A/1/2016, W-SOZ/0251-A/1/2015, NÖ-SOZ/0121-A/1/2016, W-SOZ/0347-
A/1/2016

3.4.4 Entwicklungsplanung und Zielvereinbarungen

Die Entwicklungsdiagnostik sowie die Förderung von individuellen Fähigkei-
ten und von Selbstständigkeit sind die Grundpfeiler einer modernen Behinder-
tenarbeit auf Basis der UN-BRK. Das Erstellen von Entwicklungsplänen ist da-
für ein wichtiges Instrument. Realistische Ziele, ausgehend von den Wünschen 
und Bedürfnissen der Betroffenen, müssen identifiziert und anvisiert werden.

Einer Zielvereinbarung liegt immer auch eine Zielformulierung zugrunde. 
Diese dient dazu, die Planung und Umsetzung zu vereinfachen. Es gibt Ziele 
des Erreichens, Wiedererlangens und Erhaltens. Angestrebt werden können Er-
weiterungen fachlicher, sozialer und lebenspraktischer Kompetenzen zur Be-
wältigung des Alltags, Emanzipation und Autonomiegewinn, die Entwicklung 
der Individualität und Identität sowie der Beziehungsfähigkeit, die Stärkung 
des Selbstbewusstseins, der Abbau von Ängsten, Beziehungsaufnahmen nach 
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außen, wie die Integration in örtliche Vereine etc. Die Ergebnisse und Ver-
einbarungen sind zu dokumentieren und nach Möglichkeit von beiden Sei-
ten zu unterzeichnen. Vereinbarungen dieser Art sollten als Arbeitsauftrag an 
Betreuerinnen und Betreuer gesehen werden, Menschen mit Behinderung bei 
ihrer Erreichung zu unterstützen. Dieser Prozess muss von den Beteiligten spä-
ter ausführlich evaluiert werden, woraus sich wieder neue Zielvereinbarungen 
entwickeln können. 

Die Kommissionen berichteten der VA von zahlreichen Einrichtungen, in de-
nen keine oder zu oberflächliche Zielvereinbarungen abgeschlossen wurden. 
Kleinere Teilziele und Maßnahmenbeschreibungen, wie diese Ziele konkret 
erreicht werden sollten bzw. woran man deren Erreichung festmachen kann, 
fehlten gänzlich. Wiederkehrende „Formeln“, wonach eine „größere Verselbst-
ständigung“ angestrebt werde, sind wirkungslos, wenn keine passenden Maß-
nahmen gesetzt werden.  

Der NPM gewinnt auf Basis solcher Fortschreibungen den Eindruck, dass die 
dauerhafte Versorgung unter Sicherheitsaspekten im Vordergrund steht und 
Klientinnen und Klienten von Einrichtungen nicht ausreichend unterstützt 
werden, um individuelle Potenziale zu entfalten. Begleitung und entwick-
lungsfördernde Unterstützung bzw. die Achtung der Selbstbestimmung und 
der persönlichen Integrität erfordern einen beständigen Dialog. Es geht da-
rum, Menschen mit Behinderung mittels Zielplanungen Entwicklungsmög-
lichkeiten zu eröffnen, aus denen Lebensperspektiven und -pläne entstehen 
können.

Die Unterstützung bei der Förderung der eigenen Potenziale und Fähigkeiten 
ist auf Basis der UN-BRK ein Recht aller Menschen. Deshalb genügt es nicht 
mehr, Klientinnen und Klienten nur gut zu „versorgen”. Eine sinnvolle Betä-
tigung ist eine der Grundvoraussetzungen für ein erfülltes Leben. Auch für 
Menschen mit intensivem Unterstützungsbedarf in basalen Gruppen könnten 
Möglichkeiten zum Austausch insbesondere mit Werkstättengruppen ange-
boten werden (z.B. übergreifende Aktivitäten, gemeinsame Arbeit an spezifi-
schen Produkten, Projekte etc.).

Einzelfälle: 

XX DieXFörderungXeigenerXPotenzialeXistXeinXMenschenrechtXundXistXdaherXvonXdenXEinrichtung-X
X enXzuXgewährleisten.XKonkreteXundXmessbareXZiel-XundXMaßnahmenvereinbarungenXsindXX
X dafürXessentiell.

XX BedürfnisseXundXWünscheXderXBetroffenenXmüssenXdabeiXimXVordergrundXstehen.

VA-W-SOZ/0038-A/1/2016, S-SOZ/0025-A/1/2016, ST-SOZ/0040-
A/1/2016, K-GES/0010-A/1/2016, K-GES/0011-A/1/2016, W-SOZ/0209-
A/1/2016, W-SOZ/0230-A/1/2016, W-SOZ/0308-A/1/2016, NÖ-SOZ/0115-
A/1/2015, W-SOZ/0368-A/1/2015, NÖ-SOZ/0024-A/1/2016, W-SOZ/0018-
A/1/2016, W-SOZ/0019-A/1/2016, NÖ-SOZ/0006-A/1/2016, W-SOZ/0295-
A/1/2015, OÖ-SOZ/0042-A/1/2015, NÖ-SOZ/0126-A/1/2015, W-SOZ/0105-
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A/1/2016, OÖ-SOZ/0069-A/1/2016, OÖ-SOZ/0086-A/1/2015, OÖ-SOZ/0072-
A/1/2016, NÖ-SOZ/0084-A/1/2015, W-SOZ/0251-A/1/2015, W-SOZ/0235-
A/1/2015, W-SOZ/0250-A/1/2015, OÖ-SOZ/021-A/1/2016, NÖ-SOZ/0121-
A/1/2016, W-SOZ/0347-A/1/2016, B-SOZ/0007-A/1/2016, 

3.4.5 Erniedrigende Behandlung durch Unachtsamkeit und  
 unzureichende Konzepte

Die vordringliche Aufgabe des NPM ist es, Strukturen und Faktoren zu identi-
fizieren, die zu Folter, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe führen können. 

Jedoch zeigt sich in der Arbeit der Kommissionen, dass diese auch mit Hand-
lungen oder Unterlassungen konfrontiert sind, die bereits unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe darstellen. Bei der Priorisierung von 
Empfehlungen des NPM macht es dann einen Unterschied, ob Maßnahmen 
präventiv empfohlen werden oder Reaktionen auf bestehende Menschen-
rechtsverletzungen geboten sind. Ab wann allerdings diesbezügliche Gren-
zen überschritten sind und Menschenrechtsverletzungen manifestiert sind, ist 
nicht immer zweifelsfrei geklärt.

Beispielsweise machte die Kommission 2 im Zuge eines Besuchs in Sbg ver-
schiedene besorgniserregende Feststellungen. In der Einrichtung für Jugend-
liche und junge Erwachsene mit psychischen Erkrankungen wurde trotz su-
izidaler Handlungen auf Psychoedukation oder Medikamententraining von 
Seiten der Einrichtung verzichtet. Den Bewohnerinnen und Bewohnern blieb 
damit eine Voraussetzung für einen selbstverantwortlichen Umgang mit der 
psychischen Erkrankung und ihrer Bewältigung verwehrt. Eine professionelle 
Suizidabklärung fand nicht statt.  

Gleichzeitig beklagten Klientinnen und Klienten, dass sie mit abfälligen Be-
merkungen konfrontiert seien. Ein Klient fühlte sich durch Aussagen, dass er 
„nichts könne und auch nichts schaffe”, verletzt. Eine junge Klientin, die Heim-
weh verspürte und mit ihren Eltern telefonieren wollte, wurde als „Mamaplär-
rerin” bezeichnet. Eine weitere Klientin wurde als „Nymphomanin, die wenn 
es ginge, mit jedem Mann im Ort Geschlechtsverkehr haben würde” beschrie-
ben. Bewohnerinnen und Bewohner hatten keine Mitsprache und kaum Ge-
staltungsspielraum bei den Freizeitaktivitäten. Beschwerden über strenge Dis-
ziplinarmaßnahmen wie Besuchsverbote und Ähnliches wurden der Kommis-
sion in vertraulich geführten Gesprächen zur Kenntnis gebracht. Beanstandet 
wurden von der Kommission auch die fehlende Sensibilisierung hinsichtlich 
potenzieller Freiheitsbeschränkungen, die unzureichend präzisierte Anord-
nung von Bedarfsmedikation, Dokumentationsmängel und das Fehlen jeg-
licher Zielvereinbarungen. Nach mehreren aufsichtsbehördlichen Kontrollen 
und Gesprächen mit der Trägereinrichtung wurden von der Fachaufsicht Auf-
lagen zur Überarbeitung des Betriebskonzeptes und der Hausordnung erteilt 
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sowie extern begleitete Workshops zur Behebung bestehender Mängel initiiert 
(Regeln im Haus, Privatsphäre, Freizeitangebote, Partizipation, Beschwerde-
möglichkeiten usw.) und die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme von 
Supervision geschaffen. Mit der Bewohnervertretung wurde hinsichtlich mög-
licher medikamentöser Freiheitsbeschränkungen Kontakt aufgenommen und 
Einvernehmen hinsichtlich der zu erstattenden Meldungen erzielt. Gegenüber 
der VA sicherte die LReg zu, dass 2017 auch ein begleitender fachlicher Dienst 
im Ausmaß von 0,5 Vollzeitäquivalenten zur Stärkung der psychologischen 
bzw. therapeutischen Betreuung in der Einrichtung etabliert werden soll. 

Ob Handlungen oder Unterlassungen als erniedrigende Behandlung zu qua-
lifizieren sind, muss gemäß Art. 16 UN-CAT sowie ergänzend gemäß Art. 3 
EMRK beurteilt werden. 

Eine erniedrigende Behandlung oder Strafe ist geeignet, beim Opfer Gefühle 
der Angst, des Leides und der Unterlegenheit hervorzurufen, dieses zu demüti-
gen und zu erniedrigen und seinen physischen oder moralischen Widerstand 
zu brechen oder das Opfer dahingehend anzutreiben, gegen seinen Willen 
oder sein Gewissen zu handeln. Der Grad der Demütigung muss ein gewisses 
Mindestmaß an Schwere erreichen. Das Erreichen dieses Ausmaßes ist relativ 
und hängt immer von den Gegebenheiten des Einzelfalls ab. Auch ohne ver-
folgte Absicht kann eine Menschenrechtsverletzung im Sinne einer erniedri-
genden Behandlung nicht ausgeschlossen werden. 

Davon ist jedenfalls auszugehen, wenn Eingriffe in die Intimsphäre zum All-
tag gehören. So konnten Mitglieder der Kommission 5 zufällig beobachten, 
wie das Duschen in einer Einrichtung für mehrfachbehinderte Menschen in 
NÖ konkret vor sich ging. Vor den Augen der Kommission wurde ein Bewoh-
ner nackt mit dem Hebelift aus dem Badezimmer über den Gang in sein Zim-
mer geschoben. Anschließend wurde ein Bewohner zum Duschen geschickt, 
während im Bad noch eine Bewohnerin nackt auf der Toilette saß. Die Türe 
zum Badezimmer stand über einen Zeitraum von drei Stunden häufig weit 
offen und bot allen, die vorbeigingen, ungehinderte Einblicke auf duschende 
Bewohnerinnen und Bewohner. Zu diesen Praktiken befragt verwiesen Betreu-
erinnen und Betreuer auf den bestehenden Zeitdruck. Die vom Personal er-
zwungene Nacktheit vor anderen stellt eine massive menschenrechtswidrige 
Grenzverletzung dar. Dem NPM wurde vom Einrichtungsträger zugesichert, 
dass die Praxis des nicht einvernehmlichen gemeinsamen Duschens von Män-
nern und Frauen unverzüglich beendet wird.

Eine Behandlung ist nach der Rechtsprechung des EGMR dann erniedrigend, 
wenn sie den Betroffenen in seiner Würde verletzt. Besonders gefährdet sind 
Personengruppen, die regelmäßig oder unter besonderen Umständen beson-
ders schutzbedürftig sind. Dies trifft auf Menschen mit Behinderungen regel-
mäßig zu; besonders gefährdet sind Personen mit Mehrfachschwerstbehinde-
rungen, aber auch Personen, bei denen zu einer Lernbehinderung eine psychi-
atrische Störung hinzutritt.
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Die Kommission 2 besuchte in OÖ eine Einrichtung im Rahmen des „teilbe-
treuten Wohnens”, die einer 63-jährigen Frau und einem 62-jährigen Mann 
mit schweren psychischen Beeinträchtigungen in einem 300 Jahre alten Klein-
bauernhaus bzw. einem daneben aufgestellten Baucontainer Unterkunft bot. 
Seitens der Einrichtung war zu hören, dass dieses entlegene Objekt 2012 spezi-
ell für Frau N.N. bezogen wurde. Die Abgelegenheit erschien insoweit förder-
lich, als sie wegen des bestehenden Messie-Syndroms keine Chance habe, ihrer 
Kauf- und Sammelsucht nachzukommen. Herr N.N. ist 2015 in den eigens 
für ihn aufgestellten Baucontainer zugezogen. Er hatte zuvor in jahrzehn-
telanger Einsamkeit ohne Wasser und Strom gelebt. Ein State of the Art-Be-
treuungskonzept mit abgestimmten pädagogischen, medizinischen und the-
rapeutischen Maßnahmen, die bei Personen mit chronifizierten psychischen 
Erkrankungen jedenfalls angezeigt wäre, wurde für beide nicht erstellt und die 
Betreuung war wochentags auf die Zeit von 7.00 bis 13.30 Uhr begrenzt. Dar-
über hinaus blieben beide sich selbst überlassen und waren nach Ansicht der  
Kommission 2 der Verwahrlosung ausgesetzt und seelisch nicht stabil genug, 
um sich im Notfall selbst zu helfen bzw. Hilfe organisieren zu können. 

Es existierten auch keinerlei Förder- oder Betreuungspläne, die individuelle 
Entwicklungsprozesse in zentralen Betreuungs- und Versorgungsbereichen 
(Alltag, medizinisch, sozialintegrativ usw.) dokumentiert hätten. Erst auf Be-
treiben der VA wurde die Einrichtung im Mai 2016 geschlossen.

Die Kommission 3 besuchte in der Stmk eine Einrichtung, die Mädchen und 
Frauen im Alter von 16 bis 23 Jahren betreut. Bei allen Bewohnerinnen wa-
ren schwere psychiatrische Erkrankungsbilder (Substanzabhängigkeit, Schi-
zophrenie, Persönlichkeitsstörungen, posttraumatische Belastungsstörungen) 
ursächlich für Schulabbrüche und standen einer Integration in den Arbeits-
markt entgegen. Der Kommission erschien das Rehabilitationskonzept, das 
Grundlage der pädagogischen Interventionen war, gänzlich ungenügend und 
menschenrechtlich bedenklich. Die Klientinnen durften in den ersten Mona-
ten nach Aufnahme keinen Kontakt nach außen haben und durften auch 
nicht ihr Handy benutzen. Die Hausregeln verwiesen zwar auf den Stmk Be-
hindertenanwalt, jedoch wurde jeglicher telefonischer und brieflicher Kontakt 
über Monate hinweg kontrolliert. Eine Möglichkeit zur Beschwerde gab es da-
durch nicht. Starre Regeln griffen in Persönlichkeitsrechte der Klientinnen ein: 
Das Betreuungspersonal bestimmte die Angemessenheit der Bekleidung. Wer 
unerlaubt außerhalb festgelegter Essenszeiten Nahrung zu sich nahm, wurde 
dafür bestraft. Als menschenrechtlich unzulässig wurden auch Kollektivstra-
fen erachtet. Formulierte Therapieziele, wie zum Beispiel „keine Suchtrück-
fälle“ sind nach Einschätzung der Kommission 3 nicht umsetzbar, da Rück-
fälle ein integraler Teil des Erkrankungsbildes der Substanzabhängigkeit sind 
und therapeutisch über Jahre eine Herausforderung darstellen, denen man 
mit Verboten alleine nicht begegnen kann. Unvertretbar war auch der Ansatz, 
dass Klientinnen mit Borderline-Störungen, die sich selbst verletzten, blutende 
Wunden eigenständig versorgen mussten und dafür benötigte Plaster und Ver-
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bandsmaterial von ihrem Taschengeld zu bezahlen hatten. Eine Klientin wur-
de auf Ersuchen der Kommission 3 noch am Besuchstag in ein Krankenhaus 
gebracht, da sie über sehr starke Schmerzen klagte. Psychotherapeutische An-
gebote und engmaschige psychiatrische Kontrollen fehlten in der Einrichtung 
gänzlich. Über Veranlassung der Stmk Aufsichtsbehörde wurden inzwischen 
das Betreuungskonzept und die Hausordnung überarbeitet sowie für eine mul-
tiprofessionelle Zusammensetzung des Betreuungsteams Sorge getragen. 

Aus Sicht des NPM sind massive Einschränkungen der Selbstbestimmtheit und 
Privatsphäre, der wiederholte Gebrauch einer herabwürdigenden Sprache, ein 
Sanktionensystem mit dem Ziel absoluter Gefügigmachung, aber auch die so-
ziale Isolierung von Menschen mit Behinderung sowie Bedingungen, die einer 
Verwahrlosung nicht entgegenwirken, Formen erniedrigender Behandlung. 

Dies sollte allen Einrichtungen, aber auch den Aufsichtsbehörden bewusst 
sein und entsprechend beachtet werden. In Übereinstimmung mit der UN-BRK 
müsste der Grundmaßstab sein, dass die Autonomie und Selbstbestimmung 
von Bewohnerinnen und Bewohnern in allen Bereichen bestmöglich gestärkt 
wird. Bei der Frage, ob eine einschränkende Maßnahme gerechtfertigt ist oder 
nicht, könnte es eine einfache Beurteilungsregel geben: Alles, was keinem the-
rapeutischen – oder im Fall von Minderjährigen gerechtfertigten erzieherischen 
– Ziel dient, ist als Maßnahme prinzipiell abzulehnen. Das würde bedeuten, 
dass es zu einer Beweislastumkehr zu Lasten der Einrichtungen kommt. Die 
Beurteilung im Einzelfall wird dennoch immer notwendig sein.

Zur näheren Erörterung dieser Fragen wurde der MRB um eine Stellungnahme 
gebeten, die derzeit in Ausarbeitung ist.

Einzelfälle:

 X Bei der Betreuung von Menschen mit Behinderung oder einer psychiatrischen Erkrankung  
 müssen Einrichtungen besonders darauf achten, dass die betreuten Personen keiner  
 erniedrigenden Behandlung ausgesetzt sind. 

 X Gesundheitsförderung durch Therapieangebote hat auf fachlich anerkannten Konzepten zu  
 basieren, die den Menschen ein möglichst hohes Maß an Selbstbestimmung in allen  
 Bereichen ermöglichen.

 VA-S-SOZ/0010-A/1/2016, NÖ-SOZ/0126-A/1/2016, OÖ-SOZ/0021-
A/1/2016, ST-SOZ/0097-A/1/2015 

3.4.6 Kritik an Kärntner Zentren für psychosoziale Rehabilitation

Nach Auflösung psychiatrischer Langzeitpflegestationen übernehmen Zent-
ren für psychosoziale Rehabilitation in Kärnten die Betreuung sowie die Pfle-
ge von chronisch psychisch kranken Menschen. In Ktn gibt es insgesamt 31 
Zentren für psychosoziale Rehabilitation mit 762 Betreuungsplätzen, davon 
sind allein 16 Betriebe mit 321 Plätzen im Bezirk St. Veit an der Glan (Quelle: 
Regionaler Strukturplan Gesundheit – Kärnten 2020, S. 70). 

Darunter befinden sich Einrichtungen mit nur sehr wenigen zu betreuenden 
Personen, aber auch Einrichtungen für 40 bis 80 Klientinnen und Klienten. 

Bauernhöfe als  
Rehabilitationszentren?
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Der überwiegende Anteil dieser Zentren sind landwirtschaftliche Betriebe, 
meist entlegene Bauernhöfe, die Leben und Arbeit im bäuerlichen Verband 
gegen geringes Taschengeld bieten und teils unter Einsatz der zu Betreuenden 
baulich saniert wurden. Perspektiven, jemals ein eigenständigeres Leben zu 
führen, eine eigene Wohnung zu beziehen, eine Ausbildung zu beginnen, in 
den Erwerbsprozess einzusteigen oder eine Familie zu gründen, gab es unter 
diesen Rahmenbedingungen nicht.

Der Zugang zu professioneller beruflicher und sozialer Rehabilitation und the-
rapeutischer Unterstützung bleibt aber auch den Bewohnerinnen und Bewoh-
nern größerer Wohnheime verwehrt. 2015 und 2016 führte die Kommission 3 
in einer seit Jahrzehnten betriebenen Einrichtung, in der 70 Menschen zwi-
schen 35 und 70 Jahren leben, Kontrollbesuche durch. Bewohnerinnen und 
Bewohner berichteten im Vorjahr, dass nachts keine Pflegeperson zur Verfü-
gung stehe, sie fast nie Besuch bekämen und sie kaum Kontakte zur Ortsbe-
völkerung hätten. Beklagt wurden die fehlende Kontrolle über das verwaltete 
Taschengeld, die unangemeldeten Zimmerkontrollen und der rüde Umgangs-
ton. Der Umgang mit den Bewohnerinnen und Bewohnern hat sich – wie die 
Kommission beim zweiten Besuch feststellen konnte – zwar nach dem Ein-
schreiten des NPM verbessert und es werden nun auch nächtliche Hilfestel-
lungen gewährt. Das ändert aber nichts daran, dass faktisch nur pflegerische 
Grundversorgung (Betreuungsschlüssel 1:9) und ärztliche Hilfe gewährleistet 
sind. Psychosoziale Betreuung ist mit den Tagsätzen nach dem K-MSG nicht 
verbunden. 

Psychosozial ausgebildetes Personal ist – entgegen der Bewilligungsbescheide 
– auch in anderen von der Kommission 3 besuchten Zentren für psychosoziale 
Rehabilitation nicht tätig. In keiner der besuchten Einrichtungen gab es die 
seit 2005 gesetzlich vorgeschriebenen Heimverträge.

Das geltende K-ChG enthält einen nicht der UN-BRK entsprechenden ein-
schränkenden Behindertenbegriff, der chronisch bzw. psychiatrisch Kranke 
und ältere Menschen ausdrücklich von Teilhabeansprüchen und psychosozia-
ler Betreuung und Rehabilitation ausschließt. Dies stellt eine krasse Diskrimi-
nierung psychisch (chronisch) Kranker dar.

Dass eine Einbeziehung dieser Personengruppe in das K-ChG zwingend not-
wendig ist, hat die VA gegenüber der Ktn LReg mehrfach schriftlich mitgeteilt 
und in einem Gespräch mit dem zuständigen Regierungsmitglied im Herbst 
2016 nochmals betont. Der legistische Änderungsbedarf wurde auch in der 
Debatte im Ktn Landtag seitens der VA im Jänner 2017 dargelegt. Dem NPM 
wurde von der Ktn LReg inzwischen mitgeteilt, dass eine Gleichstellung Mehr-
kosten in Höhe von 14 Millionen Euro verursachen würde. 

Außerhalb der Zentren für psychosoziale Rehabilitation gibt es in Ktn bislang 
nur zwei betreute Wohnformen für psychisch kranke Menschen in der Alters-
klasse zwischen 18 und 50 Jahren.

Einrichtungen für Menschen mit Behinderung
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3.5 Justizanstalten

3.5.1 Einleitung

Mit folgender überblicksartiger Darstellung sollen die vom NPM im Berichts-
jahr wahrgenommenen Kritikpunkte und ergangenen Empfehlungen zum 
Straf- und Maßnahmenvollzug aufgezeigt werden. Insgesamt wurden 37 Be-
suche in JA und 4 Besuche in Einrichtungen für Maßnahmenpatienten absol-
viert. Die Ergebnisse dieser präventiven Menschenrechtsarbeit sind in sieben 
Kapiteln unterteilt. Die Untergliederung orientiert sich wie auch im Vorjahres-
bericht an der Gliederung der Berichtsprotokolle des NPM.

Insbesondere im Bereich der medizinischen Versorgung bestehen nach wie vor 
Defizite. Daher war das „Gesundheitswesen“ im Vollzug auch dieses Jahr ein 
Schwerpunktthema des NPM. Das erste Kapitel (3.5.2.) ist den umfangreichen 
Erhebungen zum Gesundheitswesen gewidmet. Daran anschließend werden 
die Erkenntnisse und Empfehlungen des NPM zum Themenbereich „Personal“ 
(3.5.3.) aufgezeigt. Neben dem Personalmangel in der Justizwache sowie im 
medizinischen Bereich hat sich der NPM auch mit der Thematik befasst, ob 
Bedienstete der Justizwache ein Namensschild sichtbar tragen sollen. Hierzu 
hat der NPM eine entsprechende Empfehlung beschlossen.

Die Einschlusszeiten und das Beschäftigungsangebot in Vollzugseinrichtun-
gen werden ebenso wie der Schwerpunkt „Frauen im Vollzug“ im Kapitel „Le-
bens- und Aufenthaltsbedingungen“ (3.5.4.) dargestellt. Das vierte Kapitel 
befasst sich mit dem „Zugang zu Informationen“ (3.5.5.), wobei insbesonde-
re der hohe Ausländeranteil nicht Deutsch sprechender Inhaftierter und die 
daher bestehende Sprachenvielfalt im Vollzugsalltag eine Herausforderung 
darstellen. Die Wahrnehmungen des NPM betreffend den „Kontakt nach au-
ßen“ (3.5.6.) werden im fünften Kapitel exemplarisch dargelegt. Im sechsten 
Kapitel „Bauliche Ausstattung“ (3.5.7.) werden unter anderem die Fortschritte 
zur Barrierefreiheit sowie die kollegiale Empfehlung zu versperrbaren Spinden 
thematisiert.

Das letzte Kapitel (3.5.8) ist dem „Maßnahmenvollzug und den Nachsorge-
einrichtungen“ gewidmet. Der NPM hat sich im vergangenen Jahr vermehrt 
stationären Betreuungseinrichtungen zugewandt, in denen Maßnahmenpa-
tientinnen und Maßnahmenpatienten sowie aus dem Maßnahmenvollzug 
bedingt entlassene Insassinnen oder Insassen untergebracht sind.

3.5.2 Gesundheitswesen 

Anwesenheit von exekutivem Personal während medizinischer  
Untersuchungen

Der NPM befasste sich im Berichtsjahr intensiv mit der Frage, unter welchen 
Voraussetzungen in den österreichischen JA die Anwesenheit von Bediensteten 

Ordination und Kran-
kenabteilungen
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der Justizwache während einer medizinischen Untersuchung oder Behandlung 
geboten ist. Bereits in den Vorjahresberichten (PB 2015, Band „Präventive Men-
schenrechtskontrolle“, S. 100; PB 2014, Band „Präventive Menschenrechtskon-
trolle“, S. 152 f.) zeigte der NPM auf, dass Justizwachebedienstete während 
medizinischer oder pflegerischer Interventionen in den Behandlungsräumen 
anwesend sind, selbst wenn kein Sicherheitsrisiko besteht. Diese Praxis wurde 
im Berichtsjahr im Zuge von Besuchen verschiedener JA (wie beispielsweise in 
den JA Innsbruck, Wiener Neustadt, Wien-Favoriten, Stein und Leoben) erneut 
wahrgenommen.

Konkret wurde erhoben, dass in den Krankenabteilungen neben den Ärztin-
nen und Ärzten auch diplomiertes Pflegepersonal sowie Bedienstete der Justiz-
wache beschäftigt sind. Dieses – exekutive oder nicht exekutive – Hilfspersonal 
führt unterstützende Tätigkeiten durch.  

Aus Sicht des BMJ obliegt es der behandelnden Ärztin bzw. dem behandelnden 
Arzt im Einzelfall, das fachlich erforderliche Hilfspersonal festzulegen. Das an-
staltsärztliche Hilfspersonal ist laut BMJ von der ärztlichen Verschwiegenheits-
verpflichtung umfasst. Dadurch werde die Vertraulichkeit des medizinischen 
Kontaktes gewahrt.

Nach Ansicht des NPM steht die Anwesenheit von Bediensteten der Justizwa-
che in den Behandlungsräumen während einer medizinischen Behandlung im 
Spannungsfeld zur gebotenen Wahrung der Intimität und Vertraulichkeit. Die 
Achtung der Privatsphäre und der Vertraulichkeit sind grundlegende Rechte 
des Einzelnen und sind wesentlich für die vertrauensvolle Atmosphäre, welche 
wiederum ein notwendiger Bestandteil des Arzt-Patienten-Behandlungsver-
hältnisses ist. Insbesondere in JA, wo die Inhaftierten sich die Ärztin bzw. den 
Arzt nicht frei aussuchen können, gilt es, diese Rechte zu wahren [CPT/Inf/E 
(2002) 1 – Rev. 2010, Deutsch, S. 35].

Auch das CPT legt in seinen Standards fest, dass jede ärztliche Untersuchung 
von Gefangenen außer Hörweite und – wenn die betroffene Ärztin bzw. der be-
troffene Arzt nichts anderes verlangt – außer Sicht der Gefängnisbediensteten 
durchgeführt werden soll. Ebenso soll die Führung der Patientenakten in der 
alleinigen Verantwortung der Ärztin bzw. des Arztes liegen [CPT/Inf/E (2002) 
1 – Rev. 2010, Deutsch, S. 36].

Im Bericht des CPT an die österreichische Regierung über seinen Besuch in Ös-
terreich im Herbst 2014 [CPT/Inf (2015) 34, Deutsch, S. 39] wird die starke Be-
sorgnis über die fehlende bzw. unzureichende medizinische Vertraulichkeit in 
allen besuchten Einrichtungen zum Ausdruck gebracht: „In jedem Gefängnis 
wurden verschiedene Aufgaben in Zusammenhang mit medizinischer Versor-
gung, die normalerweise diplomierten Krankenpflegern vorbehalten sind, von 
Sanitätsbeamten, d.h. Vollzugsbeamten mit nur grundlegender medizinischer 
Ausbildung ausgeführt. Diese Sanitätsbeamten waren gewöhnlich bei medizi-
nischen Konsultationen anwesend, hatten Zugang zu den Krankenakten (ein-
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schließlich der elektronischen Datenbank) und waren für die Verteilung der 
verschriebenen Medikamente verantwortlich. Gleichzeitig führten sie weiter-
hin ihre Aufsichtsfunktionen durch. Diese Vorgehensweise ist eine Verletzung 
des Prinzips der medizinischen Vertraulichkeit und gefährdet die Wahrneh-
mung der professionellen Unabhängigkeit des für medizinische Versorgung 
zuständigen Gefängnispersonals.“

Das CPT empfahl den österreichischen Behörden, „in allen JA in Österreich 
die Abschaffung der Vorgehensweise, Vollzugsbeamte in die Ausübung me-
dizinischer Aufgaben einzubinden, in die Wege zu leiten. Dadurch wird sich 
unweigerlich der Umfang des Pflegepersonals erhöhen.“ Ferner empfahl das 
CPT, dass „unmittelbare Schritte unternommen werden, um sicherzustellen, 
dass Sanitätsbeamte in allen JA keine Aufsichtsfunktionen mehr ausüben“.

Der NPM schließt sich der Überlegung des CPT an und richtete Anfang 2017 
eine Empfehlung an den Bundesminister für Justiz. Darin wird gefordert, dass 
zur Wahrung des Grundsatzes der ärztlichen Vertraulichkeit auf den Kran-
kenabteilungen und in den Ordinationen der JA ausschließlich ausgebildetes 
Kranken- und Pflegepersonal Dienst versieht. Dies soll durch entsprechende 
organisatorische Maßnahmen sukzessiv gewährleistet werden. Das Kranken- 
und Pflegepersonal darf keine Aufsichtsfunktionen ausüben.

Der NPM verkennt nicht, dass im Interesse des Rechts auf Sicherheit des ärztli-
chen und pflegerischen Personals mögliche Gefährdungen zu vermeiden sind. 
Dieses Recht wird dadurch gewahrt, dass ausnahmsweise über Verlangen der 
Ärztin bzw. des Arztes exekutive Strafvollzugsbedienstete beigezogen werden. 
Die Entscheidung obliegt der Ärztin bzw. dem Arzt. Als Hilfestellung wird von 
der Vollzugsverwaltung eine Gefährlichkeitseinschätzung der vorgeführten 
Patientin bzw. des vorgeführten Patienten vorgenommen.

Die Anwesenheit eines exekutiven Strafvollzugsbediensteten soll daher die 
Ausnahme sein. Auch in diesen Fällen ist aber darauf zu achten, dass die Ver-
traulichkeit weitestgehend durch technische bzw. bauliche Vorkehrungen (z.B. 
Paravent, Glastrennwand, Kopfhörer) gewahrt bleibt.

Nach Ansicht des NPM kann dem Sicherheitsbedürfnis des ärztlichen und pfle-
gerischen Personals zusätzlich dadurch Rechnung getragen werden, dass die 
Untersuchungsräumlichkeiten in den JA mit einem Notrufsystem (z.B. Not-
rufklingel) ausgestattet sind. Der NPM empfahl daher, dafür Sorge zu tragen, 
dass die Untersuchungsräumlichkeiten in den JA mit einem Notrufsystem aus-
gestattet sind. 

Vorgreifend der Reaktion des BMJ kann aus der JA Wien-Favoriten berichtet 
werden, dass sich in Zukunft Justizwachebedienstete während der Untersu-
chungen nicht mehr im Behandlungsraum aufhalten werden, sofern nicht 
ein besonderer Sicherheitsbedarf besteht bzw. dies nicht vom medizinischen 
bzw. pflegerischen Personal ausdrücklich gewünscht wird.
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Einzelfälle: 

 X Auf Krankenabteilungen und in Ordinationen hat ausschließlich ausgebildetes Gesundheits-  
 und Krankenpflegepersonal Dienst zu versehen. Dieses darf keine Aufsichtsfunktionen  
 ausüben.

 X Eine Beiziehung von Strafvollzugsbediensteten der Justizwache darf nur ausnahmsweise auf- 
 grund einer Gefährlichkeitsprognose über Verlangen der Ärztin bzw. des Arztes erfolgen.

 X Die Untersuchungsräumlichkeiten in den JA müssen mit einem Notrufsystem ausgestattet  
 sein.

VA-BD-J/0738-B/1/2015, J/0145-B/1/2016, J/0099-B/1/2016, 
J/0608-B/1/2015, J/0037-B/1/2016, J/0188-B/1/2016, J/0242-B/1/2016

Zugangsuntersuchung

Ein weiteres Schwerpunktthema im Gesundheitswesen war auch in diesem 
Berichtsjahr die Zugangsuntersuchung in JA. Wie bereits im Vorjahresbericht 
dargelegt (PB 2015, Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 98 f.) wa-
ren zwei zentrale Fragestellungen von besonderem Interesse für den NPM: Was 
umfasst die Zugangsuntersuchung und wann findet sie statt?

Umfang der Zugangsuntersuchung

Der Zweck der Zugangsuntersuchung ist einerseits Fremd- und Selbstschutz. 
Das bedeutet, dass der gesundheitliche Zustand einer Person erhoben werden 
soll, bevor er unter staatlicher Obhut in einer freiheitsentziehenden Einrich-
tung angehalten wird. Damit soll die Ausbreitung übertragbarer Krankhei-
ten verhindert und eine adäquate medizinische Versorgung der betroffenen 
Person sichergestellt werden. Anderseits hat die Zugangsuntersuchung auch 
die Funktion, dass allfällige Misshandlungsspuren entdeckt und medizinisch 
abgeklärt werden. Dazu ist es notwendig, dass zusätzlich zu einem Anamne-
segespräch auch eine körperliche Begutachtung der inhaftierten Person statt-
findet.

Bedauerlicherweise konnten die Erhebungen des NPM nicht bestätigen, dass 
die seitens des BMJ dargelegten Standards bei Zugangsuntersuchungen (PB 
2015, Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 99 f.) tatsächlich flä-
chendeckend in allen österreichischen JA erfüllt werden. 

Der NPM musste insbesondere feststellen, dass die Zugangsuntersuchung kei-
ne Ganzkörperuntersuchung umfasst, sondern ausschließlich aus einem Ana-
mnesegespräch besteht. Dies wurde beispielsweise in den JA Wiener Neustadt, 
Innsbruck, Feldkirch, Wien-Favoriten und Wien-Simmering erhoben. Anstelle 
einer Untersuchung werden lediglich das Befinden, die Vorgeschichte und die 
eingenommenen Medikamente abgefragt. Teilweise wird zusätzlich zum Ana-
mnesegespräch der Blutdruck gemessen. Gewichtskontrollen erfolgen nach 
den Erhebungen des NPM in aller Regel nur bei sehr stark über- oder unterge-
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wichtigen Personen, ansonsten wird das Körpergewicht regelmäßig erfragt. In 
der JA Stein gaben Inhaftierte und Bedienstete hingegen an, dass zusätzlich 
eine Blutabnahme und ein Elektrokardiogramm gemacht werden.

Der NPM forderte bundeseinheitliche Standards zur Festlegung des Umfangs 
der Zugangsuntersuchung. Außerdem wurde angeregt, dass die Inhaftierten 
neben einem Anamnesegespräch auch einer körperlichen Untersuchung (in-
klusive Entblößung) zu unterziehen sind. Nur so kann nach Ansicht des NPM 
der Zweck der Zugangsuntersuchung (Fremd- und Selbstschutz und Entde-
ckung von Misshandlungen) erfüllt werden.

Im August 2016 wurden mit einem Erlass des BMJ bundesweit Standards zum 
Umfang der Zugangsuntersuchung eingeführt (Erlass BMJ-GD42708/0002-II 
3/2016). Demnach wird die Zugangsuntersuchung mit Hilfe eines in der IVV-
Med abrufbaren Untersuchungsbogens durchgeführt. Der Standard-Anam-
nesebogen ist den allgemeinen Untersuchungsbögen in der Aufnahme eines 
Krankenhauses nachgebildet. 

Laut Erlass sind Blutuntersuchungen nur dann anzuordnen, wenn dies medi-
zinisch indiziert ist. Gleichzeitig ist im Erlass festgelegt, dass jedenfalls vor der 
Übernahme in Strafhaft eine generelle Blutuntersuchung erfolgen sollte. Der 
NPM sieht die bundesweite Einführung von routinemäßigen Blutabnahmen 
sowie Laboruntersuchungen bei Neuaufnahme von Inhaftierten positiv.

Der NPM hegt allerdings Bedenken, dass – wiewohl laut Mitteilung des BMJ 
Elektrokardiogramm-Untersuchungen bei Einnahme von bestimmten Medi-
kamenten nunmehr zwingend durchzuführen sind – diese Regelung nicht in 
den Erlass aufgenommen wurde.

Für den NPM ist überdies noch ungeklärt, warum der Erlass nicht auch vor-
sieht, dass im Zuge von Zugangsuntersuchungen der Körper zu entblößen ist. 
Die seitens des BMJ zum Ausdruck gebrachte Begründung wird als unbefrie-
digend angesehen: Das BMJ argumentiert, dass beim Erstkontakt mit einer 
kurzen Inspektion des Oberkörpers (durch einen Bediensteten der Justizwache) 
das Auslangen gefunden werden könne, um mögliche Verletzungen zu erken-
nen. Es darf nicht außer Acht gelassen werden, dass Sinn und Zweck einer Zu-
gangsuntersuchung auch die Diagnose von Verletzungen bzw. das Erkennen 
von Misshandlungsspuren ist. Auch die Richtlinien des UN-Istanbul-Protokolls 
(Manual on the Effective Investigation and Documentation of Torture and 
Other Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or Punishment) verlangen als 
standardisierte Verletzungsdokumentation eine Erhebung und detaillierte Be-
schreibung allfälliger Verletzungen. Dafür ist selbstverständlich eine Ganzkör-
peruntersuchung (inklusive Entblößung) erforderlich.

Ob die erlassmäßig geregelten Standards zum Umfang der Zugangsuntersu-
chung ausreichen oder ob Ergänzungen und eine Überarbeitung des Erlasses 
anzuregen sind, wird einer näheren Prüfung durch den NPM unterzogen.
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Zeitpunkt der Zugangsuntersuchung

Betreffend den Zeitpunkt der Zugangsuntersuchung besagen die CPT-Stan-
dards, dass alle neu angekommenen Gefangenen so bald wie möglich durch 
eine Ärztin bzw. einen Arzt ordnungsgemäß befragt und körperlich untersucht 
werden sollen [CPT/Inf/E (2002) 1 – Rev. 2010, Deutsch, S. 32]. Liegen keine 
außergewöhnlichen Umstände vor, sollte die Befragung und Untersuchung 
am Tag der Ankunft durchgeführt werden, insbesondere wenn Untersuchungs-
haftanstalten betroffen sind.

Weiters hat das CPT in seinem Bericht über den Besuch in Österreich im Febru-
ar 2009 [CPT/Inf (2010) 5, Deutsch, S. 39] empfohlen, dass neu ankommende 
Häftlinge so bald wie möglich nach ihrer Einlieferung von einer Ärztin bzw. 
einem Arzt (oder von einer vollqualifizierten Pflegekraft, die an die Ärztin bzw. 
den Arzt berichtet) untersucht werden und – außer in Ausnahmefällen – die 
Befragung und Untersuchung am Einlieferungstag durchgeführt werden soll.

Wie bereits im Vorjahresbericht dargestellt, vertritt das BMJ die Auffassung, 
dass durch die Polizei eingelieferte oder aus einer anderen JA überstellte Perso-
nen nur dann unmittelbar einer Ärztin bzw. einem Arzt zur Erstuntersuchung 
vorgestellt werden, wenn die Zielanstalt über eine eigene Sonderkrankenan-
stalt verfügt. Handelt es sich um eine JA ohne angeschlossene Sonderkranken-
anstalt, kann es laut BMJ bis zu (maximal) vier Tage dauern, bis eine Erstun-
tersuchung durchgeführt wird. Sollte eine Insassin oder ein Insasse über akute 
Beschwerden klagen, erfolgt eine sofortige Ausführung in das nächstgelegene 
Krankenhaus (PB 2015, Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 99).

Die Erhebungen des NPM zeigten, dass die Durchführung der Zugangsunter-
suchung in der vom CPT geforderten Zeitspanne innerhalb von 24 Stunden im 
Hinblick auf die personelle Situation in den Vollzugseinrichtungen oft nicht 
gewährleistet wird. Besonders kritikwürdig war jedoch, dass selbst die vom 
BMJ angegebene Zeitspanne von maximal vier Tagen in einigen JA nicht ein-
gehalten wurde. 

Beispielhaft zu erwähnen ist, dass im gerichtlichen Gefangenenhaus JA Wie-
ner Neustadt die Zugangsuntersuchung bis Sommer 2016 lediglich einmal in 
der Woche stattfand. Auch im landesgerichtlichen Gefangenenhaus der JA 
Krems werden Häftlinge lediglich binnen sieben Tagen einer Zugangsuntersu-
chung unterzogen. Im landesgerichtlichen Gefangenenhaus JA Feldkirch fin-
det die Zugangsuntersuchung hingegen zweimal und im landesgerichtlichen 
Gefangenenhaus JA Innsbruck dreimal in der Woche statt. 

Das BMJ merkte dazu an, dass der Zeitpunkt der Zugangsuntersuchung je 
nach Einrichtung differenziert zu betrachten ist: In der JA Wien-Favoriten wer-
den etwa grundsätzlich nur Strafgefangene angehalten, die von anderen JA 
dorthin überstellt werden und daher in der vorherigen JA bereits einer Zu-
gangsuntersuchung unterzogen wurden. 

Befragung und Unter-
suchung am Tag der 

Einlieferung
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Dem ist aus Sicht des NPM entgegenzuhalten, dass die Situation in landesge-
richtlichen Gefangenenhäusern anders ist. Dort werden neben Strafgefange-
nen auch die durch die Polizei eingelieferten Untersuchungshäftlinge ange-
halten; sie treten mit ihrer Einlieferung in den Vollzug ein. Ihr Gesundheitszu-
stand wurde bislang noch nicht erhoben.

Zweifelsohne sind alle Inhaftierten, die in eine JA aufgenommen werden, 
auch in Fällen der Überstellung oder Vollzugsortsänderung einer Zugangsun-
tersuchung bei der Anstaltsärztin bzw. dem Anstaltsarzt zu unterziehen (vgl. 
auch Erlass des BMJ, BMJ-VD52201/0007-VD 2/2011). 

Der NPM wird sich im kommenden Arbeitsjahr mit der Frage befassen, ob bei 
einer Vollzugsortsänderung oder einer Überstellung die Zugangsuntersuchung 
innerhalb desselben Zeitraums (binnen 24 Stunden) wie bei der Ersteinliefe-
rung bzw. beim Strafantritt durchgeführt werden soll. 

Einzelfälle:

XX DerXUmfangXderXZugangsuntersuchungXmussXimXSinneXeinerXbundesweitXeinheitlichenXX
X VorgangsweiseXstandardisiertXwerden.

XX ImXInteresseXdesXFremd-XundXSelbstschutzesXsowieXdesXErkennensXvonXMisshandlungsspurenXX
X bedarfXesXimXRahmenXderXZugangsuntersuchungXnebenXeinemXAnamnesegesprächXauchXX
X einerXkörperlichenXUntersuchung.X

XX DieXGewährleistungXderXGesundheitsfürsorgeXerfordertXeineXmöglichstXrascheXZugangsunter-X
X suchung.XNeuXeingetroffeneXHäftlingeXsindXehestmöglichXnachXihrerXAufnahmeXeinerXX
X medizinischenXUntersuchungXdurchXeineXÄrztinXbzw.XeinenXArztXzuXunterziehen.X

 VA-BD-J/0084-B/1/2015, J/0738-B/1/2015, J/0188-B/1/2016, 
J/0099-B/1/2016, J/0145-B/1/2016, J/0608-B/1/2015, J/0720-B/1/2015, J/0037-
B/1/2016, J/0653-B/1/2015, J/0900-B/1/2016 

Keine ärztlichen Experimente an Inhaftierten

Bei einem seiner Besuche der JA Wien-Mittersteig wurde der NPM auf ein For-
schungsprojekt aufmerksam, dessen erste Ergebnisse in medizinischen Fach-
zeitschriften veröffentlicht wurden. An diesem Forschungsprojekt wirkten lei-
tende Bedienstete der JA Wien-Mittersteig mit; sie scheinen als Mitautoren der 
Publikationen auf.

Bei dieser Studie wurde den Probanden – es handelte sich dabei um Inhaftierte 
des Maßnahmenvollzuges – Tropicamid in die Augenlider bzw. auf die Pupille 
geträufelt, um anschließend mit Hilfe eines computergesteuerten TV-Pupillo-
meters ihre Reaktion auf bestimmte Verhaltensmuster festzustellen.

Die Methode „Pupillometrie“ misst Veränderungen des Pupillendurchmessers. 
Sie gehört zu den physiologischen Messverfahren mentaler oder kognitiver Be-
anspruchung. Die Pupillometrie basiert auf der Reaktion der Pupille auf men-
tale Beanspruchung. Diese Reaktion wird gemessen und als Indikator für den 
Grad der Beanspruchung interpretiert.

Inhaftierte als Proban-
den herangezogen

„Pupillometrie“: Erhe-
bung der Veränderun-
gen des Pupillendurch-
messers

Justizanstalten
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Tropicamid ist ein synthetischer pupillenerweiternder Arzneistoff (Mydriati-
kum), der in der Form von Augentropfen zur Diagnostik in der Augenheilkun-
de eingesetzt wird. Tropicamid hemmt das parasympathische Nervensystem, 
indem es bestimmte Rezeptoren blockiert. Dadurch wird der pupillenveren-
gende Muskel entspannt, es kommt zur Weitstellung der Pupille.

Tropicamid ist ein Medikament, das nur aufgrund einer ärztlichen Verschrei-
bung abgegeben werden darf.

Mag auch das Einträufeln von Augentropfen keine nach dem ÄrzteG den Ärz-
tinnen und Ärzten vorbehaltene Tätigkeit sein, so kommt die Entscheidung, 
ob die Patientin bzw. der Patient mit einem Mydriatikum behandelt werden 
darf, einer Ärztin bzw. einem Arzt zu. 

Die Publikation aus dem Jahr 2015 erwähnt 139 Probanden. Eine der stichpro-
benartig ausgehobenen Einverständniserklärungen trägt die Ordnungsnum-
mer 53, sodass (zumindest) diese Zahl an Testpersonen als gesichert angenom-
men werden muss.

Nach dem StVG ist die Vornahme eines ärztlichen Experimentes an Strafge-
fangenen auch dann unzulässig, wenn diese ihre Einwilligung erteilen. Wie 
der NPM zudem erheben musste, fand vor der Eingabe der Augentropfen keine 
fachärztliche Untersuchung der Probanden statt.

Der NPM empfahl dem BMJ, umgehend jede weitere Verabreichung von Tro-
picamid zu Forschungszwecken an Inhaftierten des Straf- und Maßnahmen-
vollzuges zu unterbinden.

Mit dem Ausspruch der Empfehlung ging die Forderung einher, dass sich Be-
dienstete der JA Wien-Mittersteig, die Anordnungsbefugnisse gegenüber den 
Inhaftierten haben und über die Vollzugslockerung entscheiden, mit sofortiger 
Wirkung aus dem Forschungsprojekt zurückziehen.

Das BMJ hat der Empfehlung entsprochen. Eine Weiterführung des Forschungs-
projektes über den 1. Juli 2016 hinaus wurde nicht genehmigt.

Einzelfall:

 X Ärztliche Experimente an Inhaftierten sind gesetzlich verboten. Das Verbot ist ein absolutes.  
 Unerheblich ist, ob bei einem invasiven Eingriff eine Beeinträchtigung zu erwarten ist.

 VA-BD-J/0636-B/1/2015

Bundesweite mangelhafte psychiatrische Versorgung Jugendlicher

Allgemein anerkannt ist, dass psychisch kranke Jugendliche einer anderen 
Behandlung bedürfen als psychische kranke Erwachsene. Minderjährige, die 
einer psychiatrischen Versorgung bedürfen, sind daher von einer Fachärztin 
bzw. einem Facharzt für Kinder- und Jugendpsychiatrie zu behandeln.

Die Unterschiede zwischen Erwachsenen und Jugendlichen werden in der täg-
lichen psychiatrischen Arbeit von „Allgemeinpsychiaterinnen und -psychia-

Einsatz rezeptpflichtiger 
Augentropfen

Vielzahl an Probanden

Verbot ärztlicher  
Experimente

Studie eingestellt

Justizanstalten
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tern“ oft nicht entsprechend berücksichtigt: Das zeigt sich etwa darin, dass die 
Gespräche mit Minderjährigen nicht anders geführt werden als mit Erwachse-
nen oder dass beide Gruppen psychopharmakologisch gleich behandelt wer-
den. Kinder und Jugendliche sollten durch spezialisierte Fachärztinnen und 
Fachärzte behandelt werden, die in der Lage sind, auf die Spezifika dieser Al-
tersgruppe einzugehen. Deshalb wurde vor zehn Jahren (Anfang 2007) das 
Sonderfach Kinder- und Jugendpsychiatrie geschaffen. 

Der NPM kritisierte bereits in den vergangenen Jahren wiederholt die fehlen-
de jugendpsychiatrische Versorgung der minderjährigen Inhaftierten in der 
JA Innsbruck. Die Leitung der JA und das BMJ versicherten, dass sich die JA 
bereits seit 2015 um eine Zusammenarbeit bzw. einen Vertragsabschluss mit 
der Universitätsklinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie Innsbruck bemüht. 
Bedauerlicherweise blieben diese Bemühungen bisher ohne Erfolg, sodass eine 
Verbesserung der Situation nach wie vor nicht erreicht werden konnte.

In weiterer Folge erhob der NPM die jugendpsychiatrische Versorgung in der 
JA Gerasdorf, einer Sonderanstalt für den Vollzug von Freiheitsstrafen bzw. 
Untersuchungshaft an Jugendlichen. Auch hier zeigte sich, dass die Sonder-
anstalt über keine Jugendpsychiaterin bzw. keinen Jugendpsychiater verfügt 
und die Jugendlichen auch nicht zu einer entsprechenden fachärztlichen Un-
tersuchung bzw. Behandlung ausgeführt werden. Das CPT kritisierte bereits im 
Jahr 2009 bei seinem Besuch in Österreich, dass die JA Gerasdorf von keinem 
Spezialisten für Kinder- und Jugendpsychiatrie betreut wird, und bezeichnete 
diese Situation als besorgniserregend [Bericht des CPT an die österreichische 
Regierung über seinen Besuch in Österreich vom 15. bis 25. Februar 2009, 
CPT/Inf (2010) 5, Deutsch, S. 37]. Der NPM muss sich der Kritik des CPT sieben 
Jahre später nach wie vor anschließen.

In der JA Feldkirch wurde im Zuge eines Besuches im August 2016 wahrge-
nommen, dass die angehaltenen Jugendlichen dringend einer jugendpsychia-
trischen Fachexpertise bedurft hätten. So hat es etwa bei einem Jugendlichen 
zahlreiche Hinweise dafür gegeben, dass möglicherweise ein Aufmerksam-
keits- und Hyperaktivitäts-Syndrom (ADHS) vorliegt. Dennoch wurde er kei-
ner Fachärztin bzw. keinem Facharzt für Jugendpsychiatrie vorgestellt. Ebenso 
mangelte es bei einem jugendlichen Untersuchungshäftling an einer spezia-
lisierten Betreuung, obgleich aufgrund des ihm zur Last gelegten Delikts eine 
solche dringend indiziert gewesen wäre. 

Wahrnehmungen im Rahmen eines Besuches der JA Innsbruck bekräftigen 
die Ansicht des NPM, dass der Bedarf an Fachärztinnen bzw. Fachärzten für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie bei Vorliegen einer Suchterkrankung von Ju-
gendlichen besonders dringlich ist. Für die spezielle Diagnose „Suchtkrankheit 
bei Minderjährigen“ ist eine besondere Expertise notwendig. Dies bezieht sich 
sowohl auf die Frage der Indikation (z.B. abstinenzorientierte Therapie versus 
Substitutionstherapie) als auch auf die Wahl des geeigneten Substitutionsmit-
tels, wenn eine Substitutionstherapie sinnvoll erscheint.

JA Innsbruck

JA Gerasdorf: CPT übte 
bereits 2009 Kritik

JA Feldkirch

Besondere Expertise 
bei suchtkranken Min-
derjährigen notwendig
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Aufgrund der ausgeführten Feststellungen empfahl der NPM, alle Anstren-
gungen zu unternehmen, um ehestens sicherzustellen, dass die psychiatrische 
Versorgung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen in Untersuchungshaft 
und im Straf- und Maßnahmenvollzug von Fachärztinnen und Fachärzten für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie erfolgt. Diese Forderung des NPM entspricht 
nicht zuletzt auch Art. 24 der UN-KRK.

Das BMJ versichert, dass die Strafvollzugsverwaltung bundesweit bemüht ist, 
eine adäquate psychiatrische Versorgung der minderjährigen Inhaftierten zu 
gewährleisten. Gleichzeitig wird darauf verwiesen, dass bekanntermaßen in 
ganz Österreich ein eklatanter Mangel an (insbesondere) forensischen Jugend-
psychiaterinnen und Jugendpsychiatern besteht. Der NPM verkennt nicht, 
dass dieser Umstand die Beauftragung weiterer Facharztstunden für die Be-
treuung (jugendlicher) Inhaftierter zusätzlich erschwert.

Das BMJ versichert, weiterhin bemüht zu sein, die bestehende Lücke an Fach-
ärztinnen und Fachärzten durch persönliche Kontakte und Kooperationsver-
einbarungen zu schließen. Gleichzeitig wird jedoch auch ins Treffen geführt, 
dass Jugendliche von einer Erwachsenenpsychiaterin bzw. einem Erwachse-
nenpsychiater untersucht, diagnostiziert und behandelt werden dürfen. Ob-
gleich dies zutreffend ist, vertreten die Fachexpertinnen und Fachexperten des 
NPM die einhellige Ansicht, dass die psychiatrische Behandlung minderjähri-
ger Inhaftierter aus oben dargelegten Gründen stets durch spezialisiertes Per-
sonal stattfinden sollte. 

Erfreulich ist, dass in der JA Gerasdorf ein Facharzt für Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie im Ausmaß von fünf Wochenstunden verpflichtet wurde. Der NPM 
empfiehlt weiterhin, alle Anstrengungen zu unternehmen, um eine adäquate 
psychiatrische Behandlung aller minderjährigen Inhaftierten und jungen Er-
wachsenen in Österreich zu gewährleisten. 

Einzelfälle: 

 X Die psychiatrische Versorgung Jugendlicher und junger Erwachsener in Österreichs JA hat  
 durch Fachärztinnen und Fachärzte der Kinder- und Jugendpsychiatrie zu erfolgen.

 X Es sind alle Anstrengungen zu unternehmen, um ehestens sicherzustellen, dass die  
 psychiatrische Versorgung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen in Untersuchungshaft  
 und im Straf- und Maßnahmenvollzug von Fachärztinnen und Fachärzten für Kinder- und  
 Jugendpsychiatrie erfolgt.

 X Zur Durchführung der Substitutionsbehandlung als auch zur Indikationsstellung der Substi- 
 tutionstherapie bei minderjährigen Inhaftierten ist jedenfalls die Expertise einer Fachärztin  
 bzw. eines Facharztes für Kinder- und Jugendpsychiatrie einzuholen. 

VA-BD-J/0345-B/1/2016, J/0188-B/1/2016, J/0900-B/1/2016, 
J/0181-B/1/2016, J/0795-B/1/2015
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Zu wenig Fachärztinnen und Fachärzte für Psychiatrie –  
JA Innsbruck und Stein 

Bedauerlicherweise besteht nicht nur ein Mangel an Fachärztinnen bzw. Fach-
ärzten für Jugendpsychiatrie. Vielmehr fehlt es auch an Allgemeinpsychiate-
rinnen bzw. Allgemeinpsychiatern zur Versorgung der Inhaftierten. Das lan-
desgerichtliche Gefangenenhaus Innsbruck, mit einer Belagsfähigkeit von 495 
Haftplätzen, verfügte beispielsweise im November 2015 lediglich über eine 
psychiatrische Versorgung im Ausmaß von 20 Wochenstunden. Auf Empfeh-
lung des NPM erfolgte zwar eine Erhöhung auf 25 Wochenstunden, damit 
kann aber nicht das Auslangen gefunden werden, zumal in der JA Innsbruck 
eine gesonderte Maßnahmenabteilung für entwöhnungsbedürfte männliche 
Rechtsbrecher eingerichtet ist. Diese Insassen bedürfen in einem besonderen 
Ausmaß psychiatrischer Betreuung. 

Auch in der JA Stein wurde im Februar 2016 neuerlich ein Mangel an Fach-
ärztinnen und Fachärzten für Psychiatrie festgestellt. In der psychiatrischen 
Ambulanz der JA Stein ist lediglich eine vollbeschäftigte Psychiaterin (40 Wo-
chenstunden) angestellt, welche von einer zweiten Psychiaterin (9 Wochen-
stunden) unterstützt wird. Bereits seit dem Jahr 2013 wird nach einer Fachärz-
tin bzw. einem Facharzt für Psychiatrie mit einem Beschäftigungsausmaß von 
20 Wochenstunden gesucht. Die Gesamtbelagsfähigkeit der JA Stein beträgt 
817 Haftplätze. Zudem sind in der JA Stein Maßnahmenabteilungen für ent-
wöhnungsbedürftige Rechtsbrecher und geistig abnorme zurechnungsfähige 
Täter eingerichtet.

Der Mangel an Fachärztinnen und Fachärzten der Psychiatrie ist eklatant. In 
Anbetracht der Größe der Anstalten sowie der Anzahl der Maßnahmeninsas-
sen (in der JA Stein zum Besuchszeitpunkt etwa 86 Untergebrachte gemäß § 21 
Abs. 2 StGB) stellt dies eine medizinische Unterversorgung dar. Damit werden 
gesundheitliche Risiken in Kauf genommen.

Der NPM anerkennt die bisherigen Bemühungen des BMJ. Gleichzeitig wird 
abermals eine ehestmögliche personelle Aufstockung des psychiatrischen 
Dienstes gefordert. Es ist langfristig eine Strategie zu erarbeiten, um Medizi-
nerinnen und Mediziner verstärkt für eine Tätigkeit in der Justiz zu gewinnen. 
Die bisher ergriffenen Bemühungen sind zu intensivieren, um eine grund-
rechtskonforme Gesundheitsversorgung zu gewährleisten.

Einzelfälle: 

 X Es bedarf einer weiteren Aufstockung des psychiatrischen Personals in JA zur adäquaten  
 Betreuung der Inhaftierten. Der bundesweit bestehende eklatante Mangel an Fachärztinnen  
 und Fachärzten der Psychiatrie stellt eine medizinische Unterversorgung dar, mit der  
 gesundheitliche Risiken in Kauf genommen werden. 

VA-BD-J/0188-B/1/2016, J/0037-B/1/2016

JA Innsbruck

JA Stein
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Ärztemangel – JA Wiener Neustadt und Graz-Jakomini 

Im Berichtsjahr wurde neben dem Mangel an Fachärztinnen und Fachärzten 
für Psychiatrie festgestellt, dass auch die Neubesetzung der Stellen von Allge-
meinmedizinerinnen bzw. Allgemeinmedizinern eine besondere Herausforde-
rung darstellt. In der JA Wiener Neustadt konnte beispielsweise eine ausge-
schriebene Stelle einer Allgemeinmedizinerin bzw. eines Allgemeinmediziners 
erst nach einem Jahr nachbesetzt werden. Eine entsprechende medizinische 
Versorgung der Inhaftierten konnte während dieser Zeitspanne nicht sicher-
gestellt werden. Die JA behalf sich mit Ausführungen in öffentliche Kranken-
häuser.

Auch in der JA Graz-Jakomini wurde der NPM auf eine unbefriedigende Situa-
tion der Gesundheitsversorgung aufmerksam. Wie in der JA Wiener Neustadt 
musste auch hier nach dem Ausscheiden der bisherigen Anstaltsärztin auf 
externe Ärztinnen bzw. Ärzte zurückgegriffen werden. Die Sofortversorgung 
war nicht gewährleistet. Häufig war die Inanspruchnahme des Notarztes und 
der Rettung notwendig.

Positiv ist, dass das BMJ Gespräche mit dem BMLVS führt, um im Bedarfsfall 
künftig im Rahmen einer Kooperationsvereinbarung auch auf die medizini-
schen Kapazitäten des Bundesheeres zurückgreifen zu können.

Neuerlich gefordert wird, dass der Gesundheitsdienst in einer JA in der Lage 
sein soll, eine medizinische und pflegerische Behandlung unter vergleichba-
ren Bedingungen zur Verfügung zu stellen, wie sie Patientinnen und Patienten 
in Freiheit genießen [CPT/Inf/E (2002) 1 – Rev. 2010, Deutsch, S. 33].

Einzelfälle: VA-BD-J/0608-B/1/2015, J/0467-B/1/2015

Mangelhafte Suizidprävention – JA Linz

Suizide sind vielerorts die häufigste Todesursache in Haftanstalten. Bekann-
termaßen sind Haftanstalten Auffangbecken für gefährdete Gruppen, die von 
jeher Hochrisikogruppen für Selbsttötungen darstellen. Der Gefangenensuizid 
ist ein belastendes Ereignis sowohl für die Bediensteten als auch für die Mitge-
fangenen. 

Die Leitung hat das Verfahren der Zuweisung zu Ärzten klar zu definieren 
und Richtlinien zu erarbeiten, die die fortlaufende Beobachtung und psycho-
logisch-psychiatrische Intervention von Risikogefangenen regeln. Nur so kann 
suizidales Verhalten identifiziert, eingeschätzt und behandelt werden (Suizid-
prävention – Ein Leitfaden für Mitarbeiter des Justizvollzugsdienstes, WHO-
Department of Mental Health and Substance Abuse, Genf 2007).

Besonders kritikwürdig ist es daher, dass von 21 Inhaftierten der JA Linz, wel-
che (im Dezember 2015) im VISCI (Viennese Instrument for Suicidality in Cor-
rectional Institutions)-System auf Rot gestellt waren, nur eine Person der Psy-
chiaterin vorgestellt wurde.

Einjährige Vakanz einer 
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Aus der Sicht des NPM ist es zwingend erforderlich, dass die Suizidalität bei 
Personen, die im VISCI-System auf Rot geschaltet sind, nicht nur durch den 
Psychologischen Dienst, sondern auch durch eine psychiatrische Fachexperti-
se eingeschätzt wird. 

Seitens der Justizverwaltung ist sicherzustellen, dass jene Häftlinge, die im  
VISCI-System auf Rot geschaltet sind, zu einem ehestmöglichen Zeitpunkt 
dem psychiatrischen Fachdienst zur Erstellung eines ärztlichen Fachbefundes 
und Therapievorschlages vorgestellt werden.

Ebenfalls kritisch zu betrachten ist, dass in der JA Linz nicht alle Häftlinge, die 
in ihrer Krankheitsanamnese psychiatrische Erkrankungen aufweisen, zeit-
nahe einer fachspezifischen Untersuchung durch eine Fachärztin oder einen 
Facharzt für Psychiatrie zugeführt werden.

Ein Aufenthalt in einer Haftanstalt stellt für die meisten Menschen ein schwie-
riges Ereignis dar, das häufig mit Stress verbunden ist. Empirisch belegt ist, 
dass sich diese Belastung auf psychische Erkrankungen auswirkt und die Er-
krankung in unterschiedlicher Stärke beeinflusst, oft auch eine neue Episode 
auslösen kann. Aus diesen Gründen sollten Inhaftierte, die an einer psychia-
trischen Vorerkrankung leiden, zeitnahe nach der Einlieferung in die JA einer 
Fachärztin oder einem Facharzt für Psychiatrie vorgestellt werden. Es sollte 
eine Fachexpertise – allenfalls auch zur Überprüfung der medikamentösen 
Therapie – eingeholt werden.

Der NPM fordert, dass eine psychiatrische Expertise bei jenen Häftlingen zeit-
nah einzuholen ist, die mit einer psychiatrischen Erkrankung die Haft antre-
ten. Inhaftierte, die in den Aufnahmeuntersuchungen psychiatrische Vorer-
krankungen angeben, sind zudem durch regelmäßige Kontakte psychiatrisch 
zu begleiten.

Einzelfälle: 

 X Es ist zwingend erforderlich, dass die Suizidalität bei Personen, die im VISCI-System auf Rot  
 geschaltet sind, nicht nur durch eine psychologische, sondern auch durch eine psychi- 
 atrische Fachexpertise eingeschätzt wird.

 X Inhaftierte, die im VISCI-System auf Rot geschaltet sind, sind zu einem ehestmöglichen Zeit- 
 punkt dem Psychiatrischen Fachdienst zur Erstellung eines ärztlichen Fachbefundes und  
 Therapievorschlages vorzustellen.

 X Inhaftierte, die an einer psychiatrischen (Vor-)Erkrankung leiden, sind zeitnahe nach der  
 Einlieferung in eine JA einer Fachärztin bzw. einem Facharzt für Psychiatrie vorzustellen.

 X Inhaftierte mit psychiatrischen (Vor-)Erkrankungen sind durch regelmäßige Kontakte  
 psychiatrisch zu begleiten.

VA-BD-J/0296-B/1/2016

Videoüberwachung ist kein Mittel der Suizidprävention – JA Korneuburg

In der JA Korneuburg wurden dem NPM zwei neue Hafträume mit Echtzeitvi-
deoüberwachung präsentiert, welche zusätzlich der Suizidprävention dienen 
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sollen. Diese Hafträume sind für suizidgefährdete Inhaftierte gedacht, die auf-
grund ihres Sozialverhaltens nicht mit anderen Inhaftierten untergebracht 
werden können und daher nicht für einen Listener-Einsatz in Frage kommen.

Listener sind Gefangene, die Neuzugängen als Zuhörer und Gesprächspartner 
zur Verfügung stehen. Diese Personen müssen geschult und intensiv begleitet 
werden. Durch ihren Einsatz haben sich schon viele Suizid(versuch)e verhin-
dern lassen.

Der NPM betont, dass eine längerfristige Videoüberwachung als Mittel der 
Suizidprävention nicht akzeptabel ist. Lediglich im Akutfall, wenn überdies 
auch Fremdgefährdung gegeben ist, kann eine derartige Einzelunterbringung 
sinnvoll sein. Auch in einem derartigen Fall ist die Absonderung so kurz wie 
erforderlich zu halten und sollte zeitnah eine Beurteilung durch eine Fachärz-
tin oder einen Facharzt erfolgen. 

Einzelfall: 

 X Eine längerfristige Unterbringung von suizidgefährdeten Inhaftierten in einem Einzel- 
 haftraum ist nicht zulässig. Eine Einzelunterbringung kann nur im Ausnahmefall und  
 dann nur zeitlich beschränkt erfolgen.

VA-BD-J/0753-B/1/2016

3.5.3 Personal 

Bedienstete der Justizwache sollen ein Namensschild sichtbar tragen

Der NPM hat sich im Berichtsjahr intensiv mit der Fragestellung befasst, ob Be-
dienstete der Justizwache ein Namensschild tragen sollen. Festgestellt wurde, 
dass Häftlinge vielfach die Namen der Justizwachebediensteten nicht kennen, 
da diese kein Namensschild auf der Uniform haben. 

Bedienstete der Justizwache haben – wie es das Gesetz vorsieht – Inhaftierte 
mit ihrem Namen und mit „Herr“ und „Frau“ sowie mit „Sie“ anzusprechen. 
Für den NPM ist es nicht nachvollziehbar, weshalb nicht auch Justizwachebe-
dienstete von Inhaftierten mit ihrem Namen angesprochen werden können. 
Dem Resozialisierungsgedanken entspräche es, die Anrede zwischen Häftlin-
gen und Justizwache dem Alltag außerhalb der JA anzugleichen.

Justizwachebedienstete erfüllen neben einer Sicherheitsfunktion primär eine 
Betreuungs- und Beziehungsfunktion. Die erzieherische Beeinflussung der 
Strafgefangenen ist ein wesentlicher Inhalt ihrer Tätigkeit. Die Tätigkeit einer 
oder eines Strafvollzugsbediensteten erfordert Geschick und Einfühlungsver-
mögen im Umgang mit Menschen. 

Die Bediensteten der Justizwache sind in den Betrieben und Werkstätten, aber 
auch auf den Abteilungen oft Bezugspersonen der Inhaftierten. Sie begleiten 
die Inhaftierten zumeist über mehrere Monate, wenn nicht sogar über vie-
le Jahre. Die namentliche Individualisierung der Bediensteten bestärkt eine 
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kommunikative und beziehungsorientierte Organisationskultur, die aus men-
schenrechtlicher Sicht einer „anonymisierten“ Organisationskultur vorzuzie-
hen ist. Sie ist Teil der Beziehungskultur zwischen den Inhaftierten und den 
Bediensteten.

Das sichtbare Tragen von Namensschildern ist nach Ansicht des NPM ein ge-
eignetes Mittel, um das Vertrauen in die Bediensteten des Strafvollzugs zu erhö-
hen. Die Identifizierung von Personen ist außerdem von Bedeutung, um eine 
größere Transparenz zu schaffen, Gewalt vorzubeugen und um ein etwaiges 
Fehlverhalten von Justizwachebediensteten effektiv und lückenlos aufklären 
zu können. Die mangelnde Kenntnis der Identität der oder des Bediensteten 
kann ein Hindernis für effektive Beschwerden darstellen. Zudem vermag eine 
Identifizierung der Bediensteten auch ungerechtfertigten Vorwürfen vorzubeu-
gen.

Der NPM verkennt jedoch nicht, dass in Ausnahmefällen ein besonderes 
Schutzbedürfnis der Bediensteten der Justizwache bestehen kann. Ist eine be-
sondere Gefährdungssituation gegeben, wie beispielsweise beim Dienst in der 
Einsatzgruppe oder bei der Zuteilung zum Hochsicherheitstrakt, soll daher 
anstelle des Namensschildes eine Nummer die Identifizierung ermöglichen. 
Besteht hingegen kein spezielles Gefährdungspotenzial, ist das Namensschild 
gegenüber einer Nummer vorzuziehen.

Der NPM empfahl dem Bundesminister für Justiz Anfang 2017, dafür zu sor-
gen, dass die Justizwachebediensteten ein gut lesbares Namensschild auf der 
Uniform tragen. Im Fall einer besonderen Gefahrensituation kann anstelle des 
Namensschildes ein anderes Identifizierungsmerkmal (z.B. Personalnummer) 
sichtbar angebracht werden. 

Einzelfall: 

 X Es ist grundsätzlich dafür zu sorgen, dass Justizwachebedienstete, die in Dienstkleidung  
 (Uniform) Dienst versehen, zur Identifizierung sichtbar ein Namensschild tragen. Im Fall  
 einer besonderen Gefahrensituation kann anstelle des Namensschildes ein anderes  
 Identifizierungsmerkmal (z.B. Personalnummer) sichtbar angebracht werden.

VA-BD-J/0025-B/1/2015 

Neue Dienstzeit wegen angespannter Personalsituation –  
JA Wien-Josefstadt

In der JA Wien-Josefstadt liegt ein akuter Personalmangel vor. Die angespann-
te Personalsituation stellt das größte strukturelle Hindernis der JA dar und 
wirkt sich negativ auf das Haftregime, aber auch auf das Personal aus. Die 
diesbezügliche Frustration war bei den Besuchen im landesgerichtlichen Ge-
fangenenhaus im vergangenen Berichtsjahr deutlich wahrnehmbar.

Trotz der wiederholten Problematisierung der angespannten Personalsituati-
on und der dadurch entstehenden negativen Effekte für die Inhaftierten und 
das Personal wurden seitens des BMJ bisher lediglich unzureichende Maßnah-
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men ergriffen. Die über die Justizbetreuungsagentur zugekauften 4,5 Vollzeit-
beschäftigungen für die Bereiche des Psychologischen und Sozialen Dienstes 
sowie der sozialpädagogischen Betreuung werden seitens des NPM positiv be-
wertet. Ebenso positiv ist, dass der JA Wien-Josefstadt im September 2016 acht 
zusätzliche Exekutivdienstplanstellen zugewiesen wurden. Diese Maßnahmen 
reichen jedoch nicht aus, um die angespannte Personalsituation nachhaltig 
zu verbessern.

Zur Entspannung der Personalsituation wurden in der JA Wien-Josefstadt die 
Dienstzeiten geändert, zunächst in einem Probebetrieb. Im Juli 2016 ging die 
Dienstplanänderung in den Echtbetrieb über. Diese Änderungen verkürzen 
den Tagdienst an Samstagen, Sonn- und Feiertagen in der Zeit von 7 bis 13 
Uhr (statt bisher 7 bis 15 Uhr). Davon betroffen sind alle Abteilungen der JA 
Wien-Josefstadt mit Ausnahme des Jugendvollzugs und der Sonderkranken-
anstalt. 

Als Gründe für die Dienstplanänderung wird der unverändert akute Personal-
mangel bei der Justizwache während des Tagdienstes von Montag bis Freitag 
im Exekutivbereich angeführt. Es mussten laufend bis zu 25 Justizwachebe-
dienstete aus den Betrieben und der Verwaltung abberufen werden. Zum Teil 
musste Personal auf den Abteilungen während des Tagdienstes reduziert wer-
den, was zur Folge hatte, dass Betreuungsaufgaben nicht mehr im bisherigen 
Ausmaß wahrgenommen werden konnten. Die laufende Mehrbelastung und 
Betrauung mit zusätzlichen Aufgaben waren auch ein wesentlicher Grund für 
die Unzufriedenheit des Personals.

Mit der Dienstplanänderung wurde das Ziel verfolgt, den Tagdienst von Mon-
tag bis Freitag zu stärken. Da an Samstagen, Sonn- und Feiertagen in den 
Abteilungen in der Zeit von 13 bis 15 Uhr keine gezielten Betreuungsmaß-
nahmen stattfinden (in der Regel Einschluss), wurden die Einschlusszeiten in 
diesem Zeitraum verlängert.

Grundsätzlich ist die Stärkung des Tagdiensts von Montag bis Freitag posi-
tiv, da dadurch eine bessere Betreuung auf den Abteilungen und eine ver-
mehrte Besetzung der Betriebe gewährleistet werden kann. Dies soll wiederum 
die Beschäftigungssituation verbessern. Dennoch kann es nicht gutgeheißen 
werden, wenn eine Verbesserung der Tagesstruktur an Wochentagen zu einer 
Verschlechterung des Haftregimes an Wochenenden und Feiertagen führt. Der 
NPM empfiehlt, den akuten Personalmangel der Justizwache in der JA Wien-
Josefstadt zu beheben, sodass die Tagesstruktur an Wochentagen verbessert 
werden kann, ohne die Einschlusszeiten am Wochenende zu erhöhen. Eine 
weitere Verlängerung der ohnehin schon langen Einschlusszeiten an Wochen-
enden ist jedenfalls zu vermeiden. 

Der NPM empfiehlt, eine Aufstockung des Exekutiv- und Betreuungspersonals 
in der JA Wien-Josefstadt vorzunehmen, um die Einschlusszeiten an Wochen-
enden wieder zur reduzieren. 
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Einzelfall: 

 X Die Einschlusszeiten (insbesondere am Wochenende und an Feiertagen) sind zu reduzieren.  
 Eine weitere Verlängerung der ohnehin schon langen Einschlusszeiten an Wochenenden ist  
 jedenfalls zu vermeiden.

VA-BD-J/0537-B/1/2015

Personalengpass im Jugenddepartment – JA Wien-Josefstadt

Die angespannte Personalsituation hat auch negative Auswirkungen auf die 
Jugendabteilung der JA Wien-Josefstadt. Bereits in der Vergangenheit wurde 
betont, dass die besondere Vulnerabilität und die speziellen Bedürfnisse der 
Jugendlichen in Haft ausreichend Berücksichtigung finden müssen. Dazu ge-
hört unter anderem, auf Jugendabteilungen nur Bedienstete einzusetzen, die 
im Umgang mit Jugendlichen geschult und erfahren sind. Diese Bedienste-
ten sollten über pädagogische Kenntnisse verfügen [CPT/Inf/E (2002) 1 – Rev. 
2010, Deutsch, S. 86].

Der NPM empfiehlt, dass sowohl der Tages- als auch der Nachtdienst aus-
schließlich durch Bedienstete des Jugenddepartments besetzt werden. Zudem 
ist der autonome Mitarbeiterpool an eigens für den Jugendvollzug geschulten 
Bediensteten zu erweitern. Diese sollten ein besonderes Interesse am Jugend-
vollzug haben und das Ausbildungsprogramm „Arbeitsfeld Jugendvollzug“ 
absolvieren.

Im Rahmen des Folgebesuchs der Jugendabteilung im Mai 2016 berichten 
Jugendliche erneut von negativen Erfahrungen mit stockwerksfremden Be-
amtinnen und Beamten der Justizwache. Insbesondere erscheint die unter-
schiedliche Handhabung von Regeln durch das Abteilungsteam und abtei-
lungsfremde Bedienstete problematisch. Mit den dauerhaft auf dem Jugend-
department zugewiesenen Bediensteten scheinen die Jugendlichen hingegen 
ein gutes Einvernehmen und einen freundschaftlichen Umgang zu pflegen. 
Sehr positiv wahrgenommen wurde zudem, dass unter Tags zur Betreuung 
der Jugendlichen nunmehr zwei Sozialpädagoginnen (im Ausmaß von je 29 
Wochenstunden) in der Jugendabteilung beschäftigt sind. 

Die eingesehenen Unterlagen zeigen, dass Bedienstete, die keine Mitarbeite-
rinnen bzw. Mitarbeiter des Jugenddepartments sind und auch nicht eigens für 
den Umgang mit Jugendlichen geschult sind, regelmäßig zum Nachtdienst im 
Jugenddepartment eingeteilt werden. Dies ist zu kritisieren. 

Betreffend die Kritik an abteilungsfremden Bediensteten versichert das BMJ, 
dass zwischenzeitig neue, gut funktionierende Kommunikationsstrukturen für 
das Jugenddepartment sowie für stockfremde Beamtinnen und Beamte imple-
mentiert wurden. Sowohl die allgemeinen als auch die individuellen Regeln 
werden schriftlich durch Eintragung in das Dienstbuch der Abteilung doku-
mentiert und auch mündlich kommuniziert. 
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Positiv hervorzuheben ist, dass eine qualitative Verbesserung der Leistung je-
ner Bediensteten feststellbar ist, die im Jugendstrafvollzug eingesetzt werden. 
Ebenso erfreulich ist die Zusammenarbeit mit externen Fachexpertinnen und 
Fachexperten im Rahmen des Lehrgangs „Jugendvollzug“. In diesem Lehr-
gang werden Themenangebote, wie beispielsweise psychologische Aspekte 
im Jugendalter, pädagogische altersspezifische Interventionen, Konfliktma-
nagement, Gewalt und Jugendkulturen, psychiatrische Krankheitsbilder und 
Suchtproblematik bei Jugendlichen, mit den Bediensteten der Justizwache er-
arbeitet. Zudem haben sich laut BMJ neun weitere Bedienstete für den Lehr-
gang „Jugendvollzug“ angemeldet, welcher im Herbst 2016 begonnen hat.

Ein Fortschritt ist auch, dass dem Jugenddepartment im September 2016 vier 
zusätzliche Exekutivdienstplanstellen zugewiesen wurden. Was die wiederholt 
problematisierte Besetzungsstärke des Nachtdienstes des Jugenddepartments 
anlangt, bleibt das Ergebnis der bundesweiten Evaluierung der Nachtdienst-
stärken abzuwarten. Damit ist voraussichtlich im ersten Halbjahr des Jahres 
2017 zu rechnen.

Aus Sicht des NPM ist die erforderliche Anzahl von Bediensteten während des 
Nachtdienstes sicherzustellen, damit es zu keinen längeren Abwesenheiten 
vom Beobachtungsstützpunkt kommt. Der NPM sieht es mit Besorgnis, dass 
Ereignisse in den Hafträumen von den diensthabenden Justizwachebeamtin-
nen und -beamten nicht jederzeit wahrgenommen werden können.

Einzelfälle: 

 X Es ist sicherzustellen, dass Jugendliche in Haft von speziell auf deren Bedürfnisse und  
 Anforderungen geschultem Personal betreut werden. 

 X Den Jugendabteilungen soll ein autonomer Personalpool an Mitarbeiterinnen und Mitarbei- 
 tern zur Verfügung stehen. Diese Bediensteten sollen ein besonderes Interesse am Jugendvoll- 
 zug aufweisen und das Ausbildungsprogramm „Arbeitsfeld Jugendvollzug“ absolviert  
 haben.

 X Die Nachtdienstposten sollen mit ausreichend Personal besetzt werden, um sicherzustellen,  
 dass etwaige Ereignisse in den Hafträumen jederzeit wahrgenommen werden können.

VA-BD-J/0326-B/1/2016, J/0634-B/1/2015, J/0537-B/1/2015

Jugendvollzug: Dienstposten für Sozialpädagogik

Der NPM befürwortet, dass im vergangenen Jahr verstärkt damit begonnen 
wurde, sozialpädagogisches Personal für die Betreuung von Jugendlichen zu 
beschäftigen. Die Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen stellen wichtige 
Bezugs- und Vertrauenspersonen für die Jugendlichen dar. Sowohl in der JA 
Linz als auch in der JA Wien-Josefstadt wurden die Dienstposten für Sozialpä-
dagogik im Berichtsjahr weiter ausgebaut.

Nicht zuletzt aufgrund der Beschäftigung der Sozialpädagoginnen konnten in 
der JA Wien-Josefstadt die Haftraumöffnungszeiten am Nachmittag ausgewei-
tet werden. Ebenso erfreulich ist, dass die Hafträume der Jugendlichen in der 
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JA Linz nunmehr wochentags bis 18.45 Uhr geöffnet sind. Am Wochenende 
war im vergangenen Jahr weder in der JA Linz noch in der JA Wien-Josefstadt 
sozialpädagogisches oder psychologisches Personal vor Ort. Daher muss der 
Wochenenddienst von den Bediensteten der Justizwache alleine bestritten wer-
den. Der NPM regt an, dies zu ändern. 

Erfreulich ist, dass künftig in der JA Linz Sozialpädagoginnen und Sozialpäd-
agogen auch am Wochenende Dienst versehen werden. Dadurch können die 
Haftraumöffnungszeiten der Jugendabteilung am Wochenende und an Fei-
ertagen bis 17 Uhr erweitert werden. Dem Konzept des sozialpädagogischen 
Dienstes entsprechend soll Jugendlichen und jungen Erwachsenen im Rah-
men der Freizeitgestaltung z.B. Volleyball, Tischtennis und Krafttraining an-
geboten werden. Ebenso positiv ist, dass von der JA Wien-Josefstadt ein dritter 
Dienstposten für Sozialpädagogik beantragt wurde, um ebenso an Wochen-
enden eine ausreichende Betreuung der Jugendlichen durch den Fachdienst 
sicherstellen zu können.

Einzelfälle: VA-BD-J/0326-B/1/2016, J/0296-B/1/2016

Ausführungen von Jugendlichen in Uniform – JA Wien-Josefstadt

Der NPM erhob, dass Justizwachebedienstete der JA Wien-Josefstadt bei Aus-
führungen von Jugendlichen keine zivile Kleidung, sondern stets ihre Uniform 
trugen. Der NPM mahnte die Einhaltung der Bestimmung des JGG ein. Diese 
besagt, dass bei Ausführungen und Überstellungen von Jugendlichen darauf 
Bedacht zu nehmen ist, dass die oder der jugendliche Strafgefangene mög-
lichst nicht in der Öffentlichkeit bloßgestellt wird. Wenn nicht im einzelnen 
Fall Bedenken bestehen, sind daher Ausführungen und Überstellungen von 
Beamtinnen und Beamten in Zivilkleidung durchzuführen. 

Aus Anlass der Kritik wurde den Bediensteten von der Anstaltsleitung der JA 
Wien-Josefstadt die entsprechende gesetzliche Bestimmung in Erinnerung ge-
rufen.

Einzelfall: 

 X Ausführungen von Jugendlichen sind (außer bei Bedenken im Einzelfall) in Zivilkleidung  
 durchzuführen.  Dies ist von den Justizwachebediensteten zu beachten.

VA-BD-J/0326-B/1/2016

3.5.4 Lebens- und Aufenthaltsbedingungen

Zu lange Verschlusszeiten und zu geringes Beschäftigungsausmaß

Bereits seit Beginn der Tätigkeit des NPM im Juli 2012 werden die bundesweit 
bestehenden strukturellen Probleme in den Vollzugsanstalten hinsichtlich der 
überlangen Einschlusszeiten und des unzureichenden Beschäftigungsange-
bots für Inhaftierte unermüdlich aufgezeigt (PB 2012, S. 49; PB 2013, S. 73 f.; 
PB 2014, Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 86 f. sowie PB 2015, 
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Band „Präventive Menschenrechtskontrolle, S. 113 f.). Der NPM hat auch 
in diesem Berichtsjahr in zahlreichen JA das Fehlen von Ausbildungs- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten kritisiert und den Ausbau von Aktivitätenpro-
grammen gefordert.

Es zeigte sich, wie bereits in der Vergangenheit auch, dass die strukturellen De-
fizite hinsichtlich des Beschäftigungsangebots und des Aktivitätenprogramms 
primär auf mangelnde Personalressourcen im Justizwachedienst zurückzu-
führen sind. Oftmals bleiben Werkstätten und Betriebe geschlossen, weil es 
an Personal fehlt, das die Inhaftierten während der Arbeit beaufsichtigt und 
anleitet. 

In der JA Graz-Jakomini waren beispielsweise aufgrund des Personalmangels 
in der Justizwache im Zeitraum von Anfang bis Mitte 2015 etwa 31 Schließ-
tage zu verzeichnen. Letztlich ging nicht einmal die Hälfte der Inhaftierten 
der JA Graz-Jakomini einer Arbeit nach und blieben etwa 50 Arbeitsplätze 
ungenutzt.

Auch in der JA St. Pölten waren Betriebe wie beispielsweise die Tischlerei trotz 
sehr guter technischer Ausstattung mangels Fachkräften nur wenig ausgelas-
tet. Im April 2016 war daher etwa ein Drittel der Inhaftierten unbeschäftigt. 

In der JA Linz waren im Dezember 2015 nur 25 % der Inhaftierten in einem 
Beschäftigungsverhältnis. Es standen lediglich 74 Arbeitsplätze bei einer ma-
ximalen Belagskapazität von 222 Personen zur Verfügung. Dies ist jedenfalls 
unzureichend. 

In der JA Feldkirch zeigte sich, dass neben dem Personalmangel in der Justiz-
wache auch die begrenzte räumliche Situation ein Hindernis für den Ausbau 
von Beschäftigungsmöglichkeiten darstellt. Abhilfe könnte nur ein Zu- bzw. 
Neubau schaffen. Hinzu kommt, dass auch in dieser JA aufgrund der perso-
nellen Situation Schließtage der Betriebe zu verzeichnen sind.

Bereits vor sieben Jahren hat auch das CPT mit Sorge auf die langen Ein-
schlusszeiten hingewiesen [Bericht des CPT über seinen Besuch in Österreich 
vom 15. bis 25. Februar 2009, CPT/Inf (2010) 5, Deutsch, S. 30]. Besonders 
kritikwürdig ist, dass unbeschäftigte Inhaftierte oftmals die überwiegende Zeit 
des Tages (23 Stunden) eingeschlossen sind. Auch bei einem Folgebesuch im 
Jahr 2014 wurde seitens des CPT neuerlich zum Ausdruck gebracht, dass ernst-
hafte Betroffenheit besteht, „… dass trotz einer konkreten Empfehlung nach 
dem Besuch im Jahr 2009 abermals maßgebliche Personalknappheit in den 
besuchten Gefängnissen festgestellt wurde, was unausweichlich eine negative 
Auswirkung auf den Zugang der Häftlinge zu Aktivitäten außerhalb ihrer Zel-
le hatte“ [Bericht des CPT über seinen Besuch in Österreich vom 22. September 
bis 1. Oktober 2014, CPT/Inf (2015) 34, Deutsch, S. 7 und S. 33]. Insbesondere 
in den JA Graz-Karlau und Graz-Jakomini waren die verfügbaren Werkstätten 
und andere Einrichtungen aufgrund von personeller Unterbesetzung größten-
teils unausgelastet.
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Der NPM verkennt nicht, dass die Organisation eines angemessenen Aktivi-
tätenprogramms, insbesondere für Anstalten mit rasch wechselnden Inhaf-
tierten, wie gerichtliche Gefangenenhäuser, durchaus schwierig sein kann. 
Dennoch muss betont werden, dass Gefangene unabhängig davon, ob sie 
Straf- oder Untersuchungshäftlinge sind, nicht 23 Stunden am Tag beschäfti-
gungslos in ihren Hafträumen einsperrt werden sollen. Neben der Ausweitung 
der Arbeitsmöglichkeiten ist daher die Verkürzung der Verschlusszeiten bei 
nicht beschäftigten Häftlingen ein zentrales Anliegen des NPM. Insbesondere 
sollten Schritte unternommen werden, um den Häftlingen mehr Zeit für Ak-
tivitäten außerhalb der Zelle, einschließlich an Freitagen und Wochenenden, 
zu bieten [CPT/Inf (2015) 34, Deutsch, S. 36].

Unbestritten ist, dass sinnvolle Beschäftigungsmöglichkeiten durch Arbeit, Be-
wegung und Ausbildung unerlässlich sind und einen enormen Einfluss auf 
die Lebensqualität in den JA haben [CPT/Inf/E (2002) 1 – Rev. 2010, Deutsch, 
S. 17  f.]. Das Fehlen von Beschäftigungsmöglichkeiten in Kumulation mit 
anderen negativen Faktoren kann eine wesentliche Verschlechterung der Le-
benssituation hervorrufen, die zu unmenschlichen und erniedrigenden Haft-
bedingungen führen können. Die Justizverwaltung hat nach den gesetzlichen 
Bestimmungen vorzusorgen, dass jeder Strafgefangene nützliche Arbeit ver-
richten kann. 

Das Fehlen sinnvoller Aktivitäten ist zweifelsfrei für jede bzw. jeden Gefan-
genen nachteilig. Es wirkt sich jedoch besonders gravierend für Jugendliche 
aus, die ein besonderes Bedürfnis nach körperlichen Aktivitäten und intellek-
tueller Anregung haben. Jugendlichen, denen die Freiheit entzogen ist, sollte 
ein umfassendes Programm von Erziehung, Sport, Berufsbildung, Freizeit und 
anderen sinnvollen Aktivitäten angeboten werden. Leibeserziehung sollte ei-
nen wichtigen Teil dieses Programmes bilden [CPT/Inf/E (2002) 1 – Rev. 2010, 
Deutsch, S. 85 ff.).

Es sind weitere Bemühungen anzustellen, um die Beschäftigungsquote öster-
reichweit anzuheben. Dass im Rahmen der budgetären Situation nicht allen 
JA externes handwerkliches Personal im Wege der Justizbetreuungsagentur 
zur Verfügung gestellt werden kann, reicht als Rechtfertigung für Schließtage 
von Betrieben und das geringe Beschäftigungsangebot nicht aus.

Abschließend ist jedoch positiv zu erwähnen, dass in manchen JA durchaus 
Maßnahmen ergriffen werden, um die Öffnungszeiten der Hafträume unter 
der Woche zu verlängern. Beispielsweise sind nunmehr in der Frauenabtei-
lung sowie in der Abteilung Parterre und in der Krankenabteilung der JA Linz 
die Haftraumtüren ab Vormittag bis 15 Uhr geöffnet. Zudem werden gewisse 
Abteilungsabschnitte künftig in der Vollzugsform „gelockerter Vollzug – ohne 
Verschließung der Haftraumtüren während des Tagdienstes“ – geführt.
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Einzelfälle: 

 X Es ist dafür Vorsorge zu treffen, dass jede und jeder Strafgefangene eine nützliche Arbeit  
 verrichten kann. Es ist eine Ausweitung des Beschäftigungsangebots zu betreiben, um die  
 Beschäftigungsquote anzuheben.

 X Es sollen Schritte unternommen werden, um den Häftlingen mehr Zeit für Aktivitäten außer- 
 halb des Haftraumes, einschließlich an Freitagen und Wochenenden, zu bieten. Die Ver- 
 schlusszeiten insbesondere bei nicht beschäftigten Häftlingen sind zu verkürzen.  
 Einschlusszeiten von 23 Stunden täglich sind unhaltbar. 

 X Personen, denen die Freiheit entzogen ist, sollen sinnvolle Aktivitäten angeboten werden,  
 dies gilt insbesondere für Jugendliche. Neben Erziehung sowie Schul- bzw. Berufsbildung soll  
 auch die sportliche Betätigung einen wichtigen Teil dieses Programmes bilden.

VA-BD-J/0758-B/1/2015, J/0467-B/1/2015, J/0511-B/1/2016, 
J/0296-B/1/2016, J/0431-B/1/2015, J/0161-B/1/2015, J/0900-B/1/2016

Zu geringer Lebensraum – zu dichte Belegung von Hafträumen 

Den Staat trifft im Falle der Durchführung von freiheitsentziehenden Maß-
nahmen eine besondere Fürsorgepflicht. Darunter fällt auch, dafür Vorsorge 
zu treffen, dass den Inhaftierten ausreichend individueller Lebensraum ge-
währt wird. Hafträume müssen so gelegen und eingerichtet sein, dass Häftlin-
ge menschenwürdig untergebracht und gesundheitliche Gefährdungen ver-
mieden werden. Um einer Verletzung des Art. 3 EMRK vorzubeugen, müssen 
geeignete Maßnahmen gesetzt werden, die der Problematik der Überbelegung 
entgegenwirken.

Bereits im Vorjahresbericht (PB 2015, Band „Präventive Menschenrechtskont-
rolle“, S. 111 f.) wurde dargelegt, dass eine Überbelegung für sich genommen 
aus physischer Sicht unmenschlich oder erniedrigend sein kann. Wenn es not-
wendig ist, mehr Inhaftierte als ursprünglich geplant zu versorgen, werden 
alle Dienste und Aktivitäten in einer JA nachteilig beeinflusst. Die gesamte 
Lebensqualität in der Einrichtung kann sich möglicherweise in signifikantem 
Maße verschlechtern. Eine adäquate Belegung von Hafträumen ist ein wichti-
ger Faktor für das Vollzugsklima der Inhaftierten untereinander sowie gegen-
über dem Justizwachepersonal.

In der JA Feldkirch steht den Inhaftierten in den Ein- bis Zwei-Personen-
Hafträumen nur sehr wenig Lebensraum zur Verfügung. Zudem wurde in den 
Sechs-Personen-Hafträumen wahrgenommen, dass keinerlei Rückzugsmög-
lichkeiten vorhanden sind. Insbesondere in Anbetracht der langen Einschluss-
zeiten (von bis zu 23 Stunden täglich) soll nach Ansicht des NPM zum Schutz 
der Privatsphäre die Möglichkeit gegeben sein, sich aus der Gemeinschaft zu-
rückzuziehen. 

Der NPM hat in der Vergangenheit auch betreffend die JA Suben festgestellt, 
dass Häftlinge wegen einer Doppelbelegung in zu kleinen Hafträumen unter-
gebracht sind. Insbesondere aufgrund der langen Einschlusszeiten stellt dies 
eine enorme psychische Belastung dar. Gefordert wurde, diese Räume nur 
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mehr mit einer Person zu belegen. Dieser Forderung wurde bedauerlicherweise 
nur teilweise entsprochen. Die Doppelbelegung eines kleinen Haftraums – un-
ter Berücksichtigung der rigiden Einschlusszeiten – kann geeignet sein, eine 
Verletzung des Art. 3 EMRK herbeizuführen. 

Rauchen in JA

Teil der Fürsorgepflicht ist nicht nur, dass allen Angehaltenen ausreichend 
Lebensraum zur Verfügung steht. Der Staat hat auch zu gewährleisten, dass 
sich Insassinnen und Insassen durch ein Konsumverhalten nicht an ihrer Ge-
sundheit schädigen. Raucherinnen und Raucher wie Nichtraucherinnen und 
Nichtraucher sind gleichermaßen vor der Einwirkung von Tabakrauch zu 
schützen. Der Umstand, dass Insassinnen und Insassen in den nikotinbelas-
teten Hafträumen auch schlafen, führt zu Haftbedingungen, die gesundheits-
schädlich sind. Der NPM wird sich dem Thema des Schutzes vor der karzino-
genen Wirkung von Tabakrauch bei seinen Besuchen im Jahr 2017 besonders 
annehmen.

Einzelfälle: 

 X Den Staat trifft im Falle der Durchführung von freiheitsentziehenden Maßnahmen eine  
 besondere Fürsorgepflicht, darunter fällt auch dafür Vorsorge zu treffen, dass den Inhaftier- 
 ten ausreichend individueller Lebensraum gewährt wird und dass sie sich nicht wechselseitig  
 durch Tabakkonsum schädigen.

VA-BD-J/0599-B/1/2016, J/0900-B/1/2016, J/0775-B/1/2015

Entwicklungen im Frauenvollzug

In den vergangenen drei Jahren wurde die Situation weiblicher Insassen in 
den JA erhoben. Der NPM hat auch im vergangenen Arbeitsjahr einen Fokus 
auf diese besonders schutzbedürftige Personengruppe gelegt. Die Bedürfnisse 
von weiblichen Jugendstraftätern verdienen besondere Aufmerksamkeit. Sie 
dürfen keinesfalls weniger Betreuung, Behandlung und Ausbildung erfahren 
als männliche Jugendstraftäter. Eine Gleichbehandlung ist zu gewährleisten 
(vgl. A/RES/40/33, 29. November 1985, Rahmenbestimmungen der Vereinten 
Nationen für die Jugendgerichtsbarkeit [„Beijing-Regeln“] Regel 26.4, S. 20).

In der Vergangenheit wurden Benachteiligungen im Bereich der Arbeit wie 
auch der Freizeitbeschäftigung vor allem in den gerichtlichen Gefangenen-
häusern festgestellt (PB 2015, Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, 
S. 116 f.) Auch im Berichtsjahr musste eine Schlechterstellung weiblicher Ge-
fangener festgestellt werden. In der JA Wien-Josefstadt werden beispielsweise 
weibliche Jugendliche länger in ihren Hafträumen eingeschlossen, auch ste-
hen ihnen weniger Lern- und Freizeitangebote zur Verfügung als den männli-
chen Inhaftierten.

Seitens des NPM wurde gefordert, dass jugendliche weibliche Gefangene den 
gleichen Zugang zu einer Schul- und Berufsausbildung haben wie jugendli-
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che männliche Gefangene (A/RES/65/229, 21. Dezember 2010, Grundsätze 
der Vereinten Nationen für die Behandlung weiblicher Gefangener und für 
nicht freiheitsentziehende Maßnahmen für weibliche Straffällige [„Bangkok-
Regeln“], Grundsatz 37).

Aufgrund der Kritik des NPM wurden zusätzliche Lern- und Freizeitangebote 
für weibliche Jugendliche in der JA Wien-Josefstadt implementiert. Weiblichen 
Jugendlichen wird nunmehr auch ermöglicht, gemeinsam mit den männli-
chen Jugendlichen am Schulunterricht teilzunehmen. Weiters wurden die Ein-
schlusszeiten an einem Nachmittag reduziert. 

Das BMJ hat in der Vergangenheit darauf hingewiesen, dass die Anzahl der 
jungen weiblichen Inhaftierten gering ist und sich teilweise auch gar keine 
weiblichen Jugendlichen in Haft befinden. Dies führt unter anderem dazu, 
dass eigens für weibliche Jugendliche geschaffene Angebote sehr personalin-
tensiv sind und teilweise ungenützt bleiben. 

Obgleich die Problematik nachvollziehbar ist, kann die geringe Anzahl an 
weiblichen Jugendlichen in Haft keine Rechtfertigung für die rigiden Ein-
schlusszeiten und die mangelnde Tagesstruktur sein. Seitens des NPM wurde, 
zur Vermeidung einer künftigen Schlechterstellung junger Frauen in Haft, eine 
verstärkte Zusammenlegung von Ausbildungs- und Beschäftigungsmöglich-
keiten von jugendlichen Männern und Frauen angeregt. 

Umso erfreulicher ist, dass im Frühling 2016 vom BMJ die „Mindeststandards 
für den Frauenvollzug in österreichischen Justizanstalten“ erlassen wurden, 
welche nun von den einzelnen JA umgesetzt werden müssen.

Der Erlass besagt unter anderem, dass der Frauenvollzug grundsätzlich als 
Wohngruppenvollzug zu führen ist. Dies bedeutet, dass die Hafträume offen 
sind. Die Insassinnen sollen so in ein Leben in sozialer Verantwortung zurück-
geführt werden. 

Ein Screening zu Beginn des Vollzugs soll klären, für welche Beschäftigung 
die Insassinnen geeignet scheinen und welche Vorkenntnisse sie mitbringen. 
Besonders positiv wertet der NPM, dass laut Erlass eine gemischte Beschäfti-
gung von Frauen und Männern in den Betrieben ausdrücklich anzustreben ist. 
Zu hoffen ist, dass dadurch die Beschäftigungsquote von weiblichen Insassen 
erhöht wird. Durch Jobrotation soll den weiblichen Insassen die Möglichkeit 
geboten werden, verschiedene Beschäftigungen kennenzulernen. 

Eine weitere Forderung des NPM, nämlich die verpflichtende Aus- und Weiter-
bildung für die auf den Frauenabteilungen tätigen Justizwachebediensteten, 
ist im Erlass nun vorgeschrieben.

Die einzelnen JA waren aufgerufen, entsprechende Vorschläge auszuarbeiten, 
wie diese Mindeststandards in ihrer JA umgesetzt werden sollen. Die Konzepte 
sind teilweise vielversprechend und ambitioniert. Der NPM wird die Entwick-
lung im kommenden Arbeitsjahr weiterverfolgen. 
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Einzelfälle: 

 X Weibliche Insassen dürfen nicht aufgrund ihres Geschlechts benachteiligt werden. 

 X Die geringe Anzahl an weiblichen Jugendlichen in Haft kann keine Rechtfertigung für  
 schlechtere Haftbedingungen sein. 

 X Die neu geschaffenen Mindeststandards für den Frauenvollzug müssen so rasch wie möglich  
 umgesetzt werden.

VA-BD-J/0326-B/1/2016, J/0537-B/1/2015, J/0128-B/1/2016

Zu geringe Kapazität des muslimischen Gebetsraumes –  
JA Wien-Josefstadt

Muslimische Inhaftierte der JA Wien-Josefstadt beklagten wiederholt, dass es 
nicht möglich sei, das Freitagsgebet zu besuchen. Ein Insasse schilderte, dass 
er bereits seit zehn Monaten in Haft sei und noch kein einziges Mal seinen 
religiösen Verpflichtungen habe nachkommen können.

Das Gesetz statuiert, dass jede bzw. jeder Gefangene das Recht hat, in der An-
stalt am gemeinschaftlichen Gottesdienst teilzunehmen, soweit keine Sicher-
heitsbedenken dagegen sprechen. Die JA Wien-Josefstadt stellt für das Frei-
tagsgebet einen Raum zur Verfügung, welcher lediglich über eine Kapazität 
für rund 30 Personen verfügt. Damit kann jedenfalls nicht das Auslangen ge-
funden werden, da sich im März 2016 insgesamt 277 der Inhaftierten der JA 
Wien-Josefstadt zum muslimischen Glauben bekannten.  

Der NPM regte wiederholt an, einen größeren oder einen zweiten Raum für 
den muslimischen Gottesdienst zur Verfügung zu stellen. Laut BMJ sei dies 
schwierig zu bewerkstelligen, da in unmittelbarer Nähe zum Gebetsraum 
auch die Vornahme der rituellen Waschung möglich sein muss. Ein zweiter 
Gebetsraum würde derzeit auch keine Besserung der Situation bewirken, da 
die Islamische Glaubensgemeinschaft in Österreich (IGGiÖ) nur einen islami-
schen Seelsorger in die JA Wien-Josefstadt entsendet. Dieser könne wegen an-
derer Verpflichtungen den Gottesdienst nicht jeden Freitag abhalten und stehe 
nur in beschränktem Ausmaß für Einzelgespräche zur Verfügung.

Durch die derzeitige Situation wird das Recht auf Teilnahme am gemein-
schaftlichen Gottesdienst und an gemeinsamen religiösen Veranstaltungen 
sowie ganz allgemein das Grundrecht auf Religionsfreiheit verletzt. Bedauer-
licherweise werden dennoch keine Maßnahmen ergriffen, um einen größeren 
Raum als Gebetsraum umzufunktionieren. Vielmehr gibt das BMJ an, dass die 
Kritik des NPM mangels Alternativen derzeit lediglich zur Kenntnis genom-
men werden kann. 

Der NPM empfiehlt, allen Inhaftierten die Möglichkeit zu geben, an gemein-
schaftlichen Gottesdiensten teilzunehmen, soweit keine Sicherheitsbedenken 
dagegen sprechen. Allen Inhaftierten sollte gestattet werden, den Bedürfnissen 
ihres religiösen und geistlichen Lebens zu entsprechen, insbesondere durch 
den Besuch von Gottesdiensten. 
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Einzelfall:

 X Inhaftierten muss ermöglicht werden, an gemeinschaftlichen Gottesdiensten teilzunehmen,  
 soweit keine Sicherheitsbedenken dagegen sprechen.

 X Jeder und jedem Inhaftierten ist zu gestatteten, den Bedürfnissen seines religiösen und  
 geistlichen Lebens zu entsprechen, insbesondere durch den Besuch der Gottesdienste oder  
 Zusammenkünfte in der Haftanstalt.

 VA-BD-J/0537-B/1/2015

Problematische hygienische Verhältnisse in der ehemaligen  
Sonderkrankenanstalt – JA Stein

Als problematisch erachtet wurden die hygienischen Verhältnisse in der ehe-
maligen Sonderkrankenanstalt, nunmehrigen Krankenabteilung der JA Stein. 
Beispielsweise wurde ein Patient in schmutziger Kleidung vorgefunden – in 
einem verschmutzten Haftraum mit stark verschmutzten Sanitäranlagen. Der 
Patient war aufgrund seines Gesundheitszustandes nicht in der Lage, seinen 
Haftraum selbstständig zu reinigen. Es sei ihm Unterstützung bei der Reini-
gung seines Haftraumes zugesagt worden, aber diese sei davon abhängig, ob 
der Hausarbeiter Zeit habe.

Weiters wurde wahrgenommen, dass ein Leintuch in einem Haftraum nicht 
die ganze Matratze abdeckte und die Decke (unter dem Überzug) nicht ge-
reinigt war. Eine neue Decke und einen neuen Polster habe der Patient trotz 
Ansuchen nicht erhalten. In Ermangelung eines Kühlschranks in den Kran-
kenhafträumen wurden außerdem Lebensmittel unsachgemäß verwahrt.

Der NPM regte an, die Matratzen, Pölster und Decken sowie die Sanitäranla-
gen in den Hafträumen der Sonderkrankenanstalt auf ihren hygienischen Zu-
stand zu prüfen und gegebenenfalls Abhilfe zu schaffen. Bei jenen Inhaftier-
ten, die aufgrund körperlicher oder geistiger Gebrechen nicht in der Lage sind, 
die Hafträume selbstständig zu reinigen, ist für eine entsprechende Haftraum-
hygiene Sorge zu tragen.

Aufgrund der Kritik des NPM werden die abwaschbaren und urinbeständigen 
Matratzen sowie Decken und Pölster nunmehr in einem regelmäßigen Zyk-
lus gereinigt. Laut BMJ werden sämtliche Matratzen, Pölster und Decken aller 
Insassen der nunmehrigen Krankenabteilung darüber hinaus monatlich auf 
ihren hygienischen Zustand überprüft und bei Bedarf ersetzt.

Das BMJ führte dazu aus, dass die Reinigung sowie die Durchführung der not-
wendigen hygienischen Maßnahmen in der Krankenabteilung von einer ex-
ternen Fachkraft bzw. einem Diplomkrankenpfleger mit zusätzlicher Hygiene-
ausbildung besorgt werden. Letztgenannter kontrolliert sowohl die Bettensta-
tion als auch den Ambulanzbereich in regelmäßigen Abständen und gibt ge-
gebenenfalls Empfehlungen an den betreffenden Abteilungskommandanten. 
Außerdem bestehe neben dem allgemeinen Reinigungsplan ein gesonderter 
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Reinigungs- bzw. Arbeitsplan für die Hafträume pflegebedürftiger Insassen. 
Für den NPM ist besonders bedauerlich, dass trotz dieser Maßnahmen derarti-
ge Defizite in der Bettenstation festgestellt werden mussten.

Bundesweit hat eine beinahe zweijährige Evaluierungsphase der Hygienestan-
dards laut BMJ lediglich zu dem Ergebnis geführt, dass diese in den JA un-
terschiedlich ausfallen. Zur Erzielung einheitlicher Standards wurde von der 
Chefärztin in der Generaldirektion für den Strafvollzug und den Vollzug frei-
heitsentziehender Maßnahmen ein Hygieneskriptum („Allgemeine Hygiene-
richtlinie für Justizanstalten“) erarbeitet. Seit Herbst 2016 finden Hygieneschu-
lungen statt, die auch 2017 fortgeführt werden. Es bleibt abzuwarten, ob durch 
diese Maßnahmen eine Verbesserung der Hygienestandards bewirkt wird. 

Einzelfälle: V

 X Sämtliche Matratzen, Decken und Pölster der Krankenhafträume müssen monatlich auf  
 ihren hygienischen Zustand überprüft, in regelmäßigen Abständen gereinigt und bei Bedarf  
 ersetzt werden.

 X Es ist dafür Sorge zu tragen, dass pflegebedürftige Patientinnen und Patienten, die nicht in  
 der Lage sind, ihren Haftraum selbständig zu reinigen und einer angemessenen  
 Körperhygiene nachzukommen, ausreichend Unterstützung erhalten.

A-BD-J/0037-B/1/2016, J/0180-B/1/2016

3.5.5 Zugang zu Informationen 

Herausforderung Sprachenvielfalt – Videodolmetsch 

Im Vorjahresbericht (PB 2015, Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, 
S. 103 f.) wurde über die besondere Herausforderung der Sprachenvielfalt und 
über das erfolgreiche Pilotprojekt „Videodolmetschen in JA“ berichtet. Erfreu-
lich ist, dass in der Zwischenzeit Videodolmetsch in acht JA und Außenstellen 
(Eisenstadt, Wiener Neustadt, Korneuburg, Graz-Jakomini, Innsbruck, Suben, 
Wien-Josefstadt und ihrer Außenstelle Wilhelmshöhe) im medizinischen Be-
reich eingeführt wurde. In diesen Einrichtungen können somit erstmals profes-
sionelle Videodolmetsch-Leistungen im Strafvollzug abgerufen werden.

Dolmetscherinnen bzw. Dolmetscher stehen dem medizinischen Personal 
werktags in der Zeit von 7 bis 18 Uhr für die gängigsten Sprachen (20 Haupt- 
und 50 Nebensprachen sowie für die Gebärdensprache) innerhalb von 120 
Sekunden (ohne Voranmeldung) zur Verfügung. Die Rückmeldungen der Be-
diensteten und der Inhaftierten waren gleichermaßen sehr positiv. Ein flä-
chendeckender Einsatz von Videodolmetsch in allen österreichischen JA im 
Bereich der medizinischen Versorgung ist laut BMJ für Anfang 2017 geplant.

Dort, wo Videodolmetsch noch nicht implementiert wurde, stellt die Sprachen-
vielfalt weiterhin ein Hindernis im Vollzugsalltag dar. Besonders bedenklich 
ist es, dass in zahlreichen JA (z.B. JA Stein, Korneuburg und Feldkirch) bei 
medizinischen Interventionen oder Befundbesprechungen im Fall von Ver-
ständigungsschwierigkeiten keine Dolmetscherinnen bzw. Dolmetscher beige-
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zogen werden. Ebenso scheint es unverändert gängige Praxis zu sein, dass bei 
Verständigungsschwierigkeiten auf die Übersetzungshilfe durch Mithäftlinge 
zurückgegriffen wird. 

In der JA Korneuburg musste der NPM im August 2016 – nach der Einführung 
von Videodolmetsch in der JA Korneuburg – feststellen, dass das System von 
den Bediensteten nicht angewandt wird. Unverändert wurden bei Sprachbarri-
eren Mithäftlinge zur Übersetzung herangezogen. Aufgrund der Kritik des NPM 
wurde die Anstalt durch das BMJ angewiesen, das Videodolmetsch-System zu 
nutzen und Übersetzungleistungen im medizinischen Bereich ausschließlich 
über die per Video zugeschalteten Dolmetscherinnen und Dolmetscher in An-
spruch zu nehmen.

Besonders in sensiblen Bereichen, wie bei Arztgesprächen, geht es nicht an, 
dass Mithäftlinge für Übersetzungen zugezogen werden. Sowohl im medizini-
schen Bereich als auch in anderen persönlichen Angelegenheiten gebietet es 
der verfassungsgesetzlich verankerte Schutz des Privatlebens, dass Mithäftlin-
ge keine Kenntnis von sensiblen Daten erlangen. Insassinnen und Insassen 
sind daher nicht für Übersetzungen heranzuziehen. Darüber hinaus bedarf es 
im Zuge medizinischer Mitteilungen der Ärztin bzw. des Arztes an die Inhaf-
tierten grundsätzlich einer adäquaten Form der Informationsweitergabe, die 
für die Betroffenen nachvollziehbar und verständlich ist.

Der NPM empfiehlt erneut, die flächendeckende Einführung von Videodol-
metsch in allen österreichischen JA ehestmöglich zu realisieren. Bis zur bun-
desweiten Implementierung sind entsprechende Vorkehrungen zu treffen, um 
die dargelegten Defizite umgehend zu beheben. Bei Verständigungsschwierig-
keiten in der medizinischen Versorgung ist eine Dolmetscherin bzw. ein Dol-
metscher beizuziehen. Inhaftierte sind nicht für Übersetzungsdienste heran-
zuziehen. Medizinische Aufklärung und gesundheitliche Versorgung dürfen 
nicht an Sprachbarrieren scheitern.

Erweiterung von Videodolmetsch auf andere Fachbereiche

Wie bereits im Vorjahresbericht dargelegt, hat der NPM eine Erweiterung von 
Videodolmetsch auf andere Fachbereiche und die Bereiche Aufnahme und 
Ordnungsstrafreferat angeregt. Ende August 2016 wurde der Betrieb des Pilot-
projektes Videodolmetschen in den Bereichen Ordnungsstrafverfahren sowie 
Jugenddepartment der JA Wien-Josefstadt aufgenommen. Der Pilotzeitraum 
wurde für ein Jahr festgelegt. Damit wurde der Empfehlung des NPM, pro-
fessionelle Videodolmetsch-Lösungen neben dem medizinischen Bereich auf 
andere Fachbereiche zu erweitern, zumindest teilweise entsprochen. 

Seitens des BMJ wird betont, dass die bisherigen Erfahrungsberichte des Ord-
nungsstrafreferates der JA Wien-Josefstadt überaus positiv sind. Die Dolmet-
scherinnen und Dolmetscher könnten demnach Sachverhalte sehr gut ver-
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mitteln und Laien komplizierte rechtliche Bestimmungen umfassend und 
verständlich erklären. Die ständige Verfügbarkeit bedeute einen erheblichen 
Zeitgewinn. Die Professionalität der Übersetzungsleistungen schafft zudem für 
alle Beteiligten Rechtsklarheit und Rechtssicherheit.

In der Jugendabteilung gelangt Videodolmetsch vorrangig bei Explorations- 
und Betreuungsgesprächen der Fachdienste sowie psychologischen Krisenin-
terventionen zur Anwendung. Da psychologische Krisenintervention vorwie-
gend auf der Sprachebene erfolgt und psychische Krisen nur rasches und für In-
haftierte klar verständliches verbales Eingreifen erfordern, ist Videodolmetsch 
ein essentielles Hilfsmittel in der Betreuungsarbeit. Im Jugenddepartment der 
JA Wien-Josefstadt wird darüber hinaus vor allem hervorgehoben, dass damit 
die Möglichkeit gegeben ist, auch seltene Dialekte diverser Sprachen zu über-
setzen und zu verstehen.

Einzelfälle: 

 X Bei Verständigungsschwierigkeiten im medizinischen Bereich oder bei Ordnungsstrafverfah- 
 ren sind ausgebildete Dolmetscherinnen bzw. Dolmetscher beizuziehen. 

 X Medizinische Aufklärung und gesundheitliche Versorgung im Straf- und Maßnahmenvollzug  
 dürfen nicht an Sprachbarrieren scheitern.

 X Videodolmetsch ist ehestmöglich flächendeckend in allen Einrichtungen des Straf- und Maß- 
 nahmenvollzugs zur Verfügung zu stellen. Wenn Videodolmetsch bereits angeboten wird, ist  
 das System auch zu verwenden.

 X Videodolmetsch ist auf die übrigen Fachdienste (z.B. Psychologischer Dienst, Sozialer Dienst)  
 und auf die Bereiche Aufnahme und Ordnungsstrafreferat auszuweiten.

 X Inhaftierte sind nicht für Übersetzungsdienste heranzuziehen.

VA-BD-J/0105-B/1/2016, J/0760-B/1/2014, J/0326-B/1/2016, 
J/0452-B/1/2015, J/0599-B/1/2016, J/0753-B/1/2016, J/0431-B/1/2015, J/0161-
B/1/2015, J/0900-B/1/2016

3.5.6 Kontakt nach außen 

Pilotprojekt Internettelefonie

Erfreulich ist, dass die Kosten für Telefongespräche im Inland durch die Neu-
vergabe der Insassentelefonie und durch die Einführung eines neuen Telefon-
systems (Firma PKE) reduziert wurden. Die Telefonkosten für Gespräche ins 
Ausland sind jedoch bedauerlicherweise nach wie vor sehr hoch. Der NPM reg-
te daher an, Internettelefonie als kostengünstige Alternative zu ermöglichen.

Das BMJ berichtet, dass im ersten Quartal 2017 ein einjähriger Pilotbetrieb 
zur Internettelefonie starten wird. Bisher wurde Internettelefonie nur in der 
JA Graz-Karlau eingesetzt. In der Zwischenzeit wurden auch die JA Stein und 
Garsten als Standorte zur Durchführung des Pilotbetriebes festgelegt. Geplant 
ist, den Testbetrieb sowohl in den Besuchsbereichen als auch den Insassenab-
teilungen der jeweiligen JA durchzuführen.
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Der NPM regt eine Erweiterung des Probebetriebes auf andere JA an. Empfoh-
len wird, Internettelefonie bundesweit anzubieten.

Einzelfälle: 

 X Internettelefonie ist in allen JA als günstige Alternative für die Kontaktaufnahme mit  
 Angehörigen im Ausland zu ermöglichen.

 X Eine entsprechende Erweiterung des Probebetriebes des Internettelefonierens ist auch in  
 anderen JA zielstrebig voranzutreiben.

VA-BD-J/0967-B/1/2016, J/0537-B/1/2015 

Lebensfremde Besuchszeiten

In der JA Ried im Innkreis können am Freitag und am Wochenende keine Be-
suche empfangen werden. Der NPM erachtet dies als unzureichend. Empfoh-
len wurde, Besuchszeiten am Wochenende einzuräumen, sodass sie auch von 
Berufstätigen wahrgenommen werden können.

Betreffend die JA Suben wurde ebenfalls eine Erweiterung der Besuchsmög-
lichkeiten angeregt. Besuche sollen auch am Nachmittag bzw. frühen Abend 
empfangen werden können. Bedauerlicherweise zeigte ein Folgebesuch im Ap-
ril 2016, dass der Empfehlung nicht entsprochen wurde. 

Der NPM kritisierte bereits im letzten Bericht (PB 2015, Band „Präventive Men-
schenrechtskontrolle“, S. 117 f.) die Besuchszeiten in der JA Klagenfurt und im 
Jugendstrafvollzug der JA Innsbruck, da sie nicht der Lebensrealität von arbei-
tenden Menschen entsprechen, insbesondere dann nicht, wenn Anreisezeiten 
nötig sind.

Im Sinne einer Resozialisierung und der Aufrechterhaltung von familiären 
Beziehungen erachtet es der NPM auch in den JA Ried im Innkreis und Suben 
für notwendig, dass Häftlinge Besuche zumindest an einem Werktag sowie am 
Wochenende auch nachmittags bzw. am frühen Abend empfangen können. 
Die Besuchsmöglichkeiten sollten jedenfalls auch Berufstätigen die Möglich-
keit bieten, Inhaftierte zu besuchen, weil regelmäßige Kontakte mit der Au-
ßenwelt für die Aufrechterhaltung sozialer Beziehungen entscheidend sind.

Selbstverständlich ist dem NPM bewusst, dass nach dem Gesetz die Besuchszei-
ten vom Anstaltsleiter an vier Wochentagen festzusetzen sind, davon wenigs-
tens einmal am Abend oder am Wochenende. Die Leitung der JA hat dem-
nach die Wahl, Besuche in den Abendstunden oder an den Wochenenden zu 
ermöglichen.

Dass nach dem Gesetz entweder ein Abendbesuch oder eine Besuchsmöglich-
keit am Wochenende vorgesehen ist, stellt – für den NPM – jedoch lediglich 
ein Mindestmaß dar. Unter Hinweis auf die CPT-Standards ist hervorzuheben, 
dass die Förderung des Kontakts mit der Außenwelt das Leitprinzip sein sollte 
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[CPT/Inf/E (2002) 1 – Rev. 2010, Deutsch, S. 18]. Es muss den Inhaftierten er-
möglicht werden, die Beziehungen zur Familie und den engen Freunden auf-
recht zu erhalten und angemessenen Kontakt zur Außenwelt zu haben.

Es ist daher erneut hervorzuheben, dass sich berufstätige Personen unter die-
sen Umständen an Werktagen Urlaub für einen Besuch eines Inhaftierten neh-
men müssen. Im Sinne einer Resozialisierung bleibt die Empfehlung aufrecht, 
die Besuchszeiten dahingehend zu ändern, dass Besuch zumindest an einem 
Werktag auch nachmittags bzw. am frühen Abend oder an Sonntagen emp-
fangen werden kann. 

Das BMJ erwidert, dass eine Ausweitung der Besuchszeiten aufgrund der ange-
spannten Personalsituation nicht möglich ist bzw. nur zulasten anderer Ange-
bote (z.B. Gruppenausgänge) durchgeführt werden könnte. Sollte eine Erwei-
terung einstweilen nicht möglich sein, so wäre zumindest als Zwischenlösung 
eine Änderung der Besuchszeiten dahingehend vorzunehmen, dass zumindest 
an einem Wochentag oder am Wochenende am Nachmittag bzw. am Abend 
Besuch empfangen werden kann.

Einzelfälle: 

 X Die Besuchsmöglichkeiten sind derart zu gestalten, dass sie auch von Berufstätigen  
 wahrgenommen werden können.

 X Besuche sollten zumindest an einem Werktag auch nachmittags bzw. am frühen Abend oder  
 auch an Wochenenden möglich sein.

VA-BD-J/0745-B/1/2015, J/0599-B/1/2016

3.5.7 Bauliche Ausstattung

Absperrbare Kästen in Mehrpersonenhafträumen gefordert

Der NPM hat im Frühjahr 2016 empfohlen, Mehrpersonenhafträume mit 
versperrbaren Spinden auszustatten. Das BMJ wollte dieser Empfehlung des 
NPM einstweilen nicht Rechnung tragen. Es wurde jedoch beschlossen, einen 
einjährigen Probebetrieb in den JA Salzburg und Suben durchzuführen. Ein 
Zwischenbericht nach einem halben Jahr zeigt, dass die Insassen zufrieden 
sind und es in beiden Anstalten zu keinen Problemen kam. Die endgültige 
Entscheidung, ob eine bundesweite Ausweitung stattfindet, soll erst nach ent-
sprechender Evaluierung des Probebetriebes erfolgen.

Entsprechend der Empfehlung des NPM wurde auch in der ehemaligen Son-
derkrankenanstalt, nunmehrigen Krankenabteilung der JA Stein die Anschaf-
fung von versperrbaren Spinden gefordert. Absperrbare Kästen sollten insbe-
sondere dort zur Verfügung stehen, wo aufgrund einer großen Fluktuation pri-
vates Eigentum besonders gefährdet ist. Typischerweise ist dies in Mehrperso-
nenhafträumen der Fall. Daraus resultiert die Forderung, dass die Inhaftierten 
Gelegenheit haben sollen, persönliche Gegenstände zu versperren.
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Erfreulich ist die Nachricht des BMJ, dass seit Juli 2016 jedem Inhaftierten der 
Krankenabteilung der JA Stein ein versperrbarer Spind zur Verfügung steht.

Einzelfälle: 

 X Alle Mehrpersonenhafträume sind mit versperrbaren Spinden auszustatten. 

VA-BD-J/0337-B/1/2014, J/0037-B/1/2016

Barrierefreiheit: Weiterhin großer Nachholbedarf 

Bereits in den vergangenen Jahren hat der NPM aufgezeigt, dass viele JA noch 
nicht barrierefrei sind. Beispielsweise verfügten von 40 JA und ihren Außen-
stellen im Jahr 2014 lediglich 16 über einen oder mehrere Hafträume für Men-
schen mit Behinderung (PB 2014, Band „Präventive Menschenrechtskontrol-
le“, S. 99). Gefordert wurde, dass bauliche Adaptierungen zur behindertenge-
rechten Ausstattung der JA Vorrang haben sollten.

Erfreulich ist, dass die neu errichtete JA Puch/Urstein alle infrastrukturellen 
Voraussetzungen eines modernen Strafvollzuges bietet (PB 2015, Band „Prä-
ventive Menschenrechtskontrolle“, S. 128). Ebenso wurde Ende Mai 2015 die 
Erweiterung des Forensischen Zentrums Asten abgeschlossen. Das BMJ versi-
chert, dass das Bauvorhaben entsprechend den Erfordernissen der Barriere-
freiheit ausgeführt wurde. Weiters ist derzeit der Ausbau der JA Gerasdorf zu 
einem Jugendkompetenzzentrum in den Jahren 2017 bis 2019 geplant. Die 
Barrierefreiheit wird auch hier in der Planung mitberücksichtigt werden.

Der NPM drängte schon in den vergangenen Jahren unter Hinweis auf Art. 14 
Abs. 2 der UN-BRK darauf, dass Menschen mit Behinderung, denen aufgrund 
eines Verfahrens die Freiheit entzogen wurde, dieselben Lebens- und Auf-
enthaltsbedingungen eingeräumt werden wie den übrigen Insassinnen und 
Insassen. Bekanntermaßen verpflichtet die Konvention die Vertragsstaaten, 
geeignete Maßnahmen zu treffen, um Menschen mit Behinderungen einen 
gleichberechtigten Zugang zur physischen Umwelt, zu Transportmitteln, In-
formation und Kommunikation zu gewährleisten sowie den Zugang zu ande-
ren Einrichtungen und Diensten sicherzustellen, die der Öffentlichkeit offen-
stehen oder für sie bereitgestellt werden.

Seitens des NPM wird auch weiterhin gefordert, dass die bestehende Bausub-
stanz ehestens barrierefrei zu adaptieren ist; Um- und Zubauten sind mög-
lichst rasch in Angriff zu nehmen. Bauliche Anlagen, technische Gebrauchs-
gegenstände, Systeme der Informationsverarbeitung sowie andere gestaltete 
Lebensbereiche sind als barrierefrei definiert, wenn sie für Menschen mit Be-
hinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernisse 
und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind.

Der NPM hat auch im vergangenen Jahr die Realisierung der angekündigten 
Umbauarbeiten in einzelnen JA unter Hinzuziehung von Experten zur Bar-
rierefreiheit einer Überprüfung unterzogen. Im Fall der JA Graz-Karlau hat 
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das BMJ beispielsweise mitgeteilt, dass der Neubau des Besucherzentrums, der 
Ende September 2014 fertiggestellt wurde, entsprechend den Erfordernissen 
der Barrierefreiheit ausgeführt wurde. Bedauerlicherweise konnte dies seitens 
des Fachexperten nicht bestätigt werden. Das BMJ wurde mit umfangreichen 
Anregungen zur Verbesserung bzw. Herstellung der Barrierefreiheit des Besu-
cherzentrums konfrontiert. Ebenso hat der NPM hinsichtlich der Seniorenab-
teilung der JA Suben einige Kritikpunkte und Verbesserungsvorschläge betref-
fend die Barrierefreiheit aufgezeigt.

Der NPM wird auf die Einhaltung dieser Zusagen auch im kommenden Jahr 
achten. Zudem ist nochmals auf den vorrangigen Bedarf an barrierefreien 
Räumlichkeiten in den südlichen Bundesländern hinzuweisen. Jede lediglich 
aus diesem Grund vorgenommene Verlegung eines Inhaftierten reißt diesen 
aus seinem sozialen Umfeld. Derartige Maßnahmen stehen einer Resozialisie-
rung entgegen.

Einzelfälle: 

 X Die bestehende Bausubstanz ist ehestens barrierefrei zu adaptieren. Um- und Zubauten sind  
 so rasch wie möglich in Angriff zu nehmen.

 X Die Einrichtungen des Straf- und Maßnahmenvollzugs sollen für Menschen mit Behinderun- 
 gen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernisse und grundsätzlich ohne  
 fremde Hilfe zugänglich sein.

VA-BD-J/0053-B/1/2015, J/0604-B/1/2016, J/0599-B/1/2016

3.5.8 Maßnahmenvollzug und Nachsorgeeinrichtungen

Maßnahmenvollzug – strukturelle Schwächen

Erneut hat der NPM Kritik am Maßnahmenvollzug zu äußern. Zwar wurden 
bis zum Neubau von therapeutischen Zentren in den JA Stein, Garsten und 
Graz-Karlau die dort bestehenden Abteilungen für Maßnahmenpatienten 
in „Departments“ überführt. An den strukturellen Schwächen hat sich aber 
nichts geändert. Das geht aus der Begutachtung der Inhaftierten hervor und 
zeigt sich an dem Mangel an Fachkräften, insbesondere Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten, und dem Fehlen einer der Patientenanwaltschaft 
vergleichbaren Einrichtung. Dies gilt auch für Nachsorgeeinrichtungen, die 
zum Teil ungeeignet sind, wie Lage und Ausstattung des Hauses der Forensi-
schen Wohngemeinschaft in Liebenfels in Kärnten zeigten, oder die nicht über 
das entsprechende Therapieangebot verfügen, wie dies in Pölfing-Brunn in der 
Steiermark festgestellt werden musste. 

Viele Anregungen decken sich dabei mit Verbesserungsvorschlägen, die sich 
im Bericht der Arbeitsgruppe, der dem BMJ im Jänner 2015 übergeben wurde, 
finden. Dem Vernehmen nach soll ein Großteil der dem BMJ unterbreiteten 
Empfehlungen in einem Entwurf zu einem „Strafrechtlichen Unterbringungs-
gesetz“ umgesetzt werden. Näheres wird sich ab Kenntnis des Textes sagen 
lassen, dessen Gesetzwerdung und Inkrafttreten abzuwarten bleibt.
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Multipler Verbesserungsbedarf in einer Nachsorgeeinrichtung

Ende Jänner 2016 besichtigte der NPM eine Wiener Nachsorgeeinrichtung. 
Beim Rundgang durch das Haus fielen zahlreiche bauliche Mängel auf: aus-
gebrochene Fliesen, fehlende Spiegel in den Badezimmern, fehlende Wasser-
zufuhr in einem Klientenzimmer, ein faustgroßes Loch in einer Mauer sowie 
herausstehende Kabel.

Die Sauberkeit in den Einzelzimmern und Gemeinschaftsbereichen erschien 
ebenfalls sehr verbesserungswürdig. Die Reinigung wurde bis zum Zeitpunkt 
des Besuches ausschließlich durch die Klienten vorgenommen. Böden waren 
verschmutzt, auf den Küchenmöbeln fanden sich Schlieren. 

Der NPM bezweifelt, dass die zum Teil psychisch stark beeinträchtigten Kli-
enten in der Lage sind, für einen angemessenen hygienischen Standard in 
der Einrichtung zu sorgen. Als Reaktion auf diese Kritik arbeitete die Leitung 
der Einrichtung einen Leitfaden für die Reinigung der unterschiedlichen Berei-
che aus. Das Betreuungspersonal wurde angewiesen, die Klienten anzuleiten 
und bei der Hausarbeit zu unterstützen. Zudem wurde eine professionelle Rei-
nigungsfirma beauftragt, quartalsweise eine Grundreinigung des gesamten 
Hauses durchzuführen. Diese umfasst die Klientenzimmer sowie sämtliche Ge-
meinschaftsräume und -flächen. 

Aufgegriffen wurde auch die Anregung des NPM, die Klienten mehr einzube-
ziehen. So gibt es künftig einmal wöchentlich eine Wohnhausbesprechung im 
Rahmen der einzelnen Wohngruppen. Dabei können Anliegen und Wünsche 
der Klientinnen und Klienten (auch bezüglich Freizeitgestaltung, gemeinsame 
Planung von Aktivitäten und Programmen) besprochen, aber auch Beschwer-
den vorgebracht werden. Beschwerden können auch anonym in einem Brief-
kasten deponiert werden. 

Einzelfall: 

 X Personen mit psychischen Beeinträchtigungen sind bei der Reinigung ihres Ess- und Wohnbe- 
 reiches professionell zu unterstützen. Ein sauberes Umfeld führt ebenso wie die Einbeziehung  
 in die Freizeitgestaltung zu einem Gefühl der Wertschätzung und Geborgenheit. Beides wirkt  
 sich positiv auf eine weitere Genesung aus. 

VA-BD-J/0314-B/1/2016

Bedürfnisgerechte, integrative Betreuung in einem Sozialzentrum

„Ein Begegnungsort für Alt und Jung“. So sieht sich ein Sozialzentrum selbst. 
Die Einrichtung wurde 2013 eröffnet und ist für 92 Bewohnerinnen und Be-
wohner ausgerichtet. 14 Plätze stehen forensischen Patientinnen und Patien-
ten zur Verfügung, vor und nach der bedingten Entlassung.

Bei seinem Besuch fand der NPM ein neues, modern konzipiertes Gebäude vor, 
das architektonisch anspruchsvoll gestaltet ist und über einen weitläufigen 
Garten verfügt.
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Man betritt das Haus durch den Haupteingang auf der Höhe des ersten Ge-
schoßes. Im darunter liegenden Geschoß befindet sich die Wohngruppe für 
Bewohnerinnen und Bewohner mit dementieller Veränderung, die jederzeit 
ebenerdig in den Garten hinausgehen können. 

Dank der Gebäudestruktur haben auch Menschen mit dementieller Verände-
rung, mit Verlust des Orientierungssinnes und erhöhtem Bewegungsdrang, 
ausreichende Bewegungsmöglichkeiten, die gefahrlos genutzt werden können.

Einer Ghettoisierung wird durch die Cafeteria im Eingangsbereich vorgebeugt, 
die auch von Schülerinnen und Schülern der nahen Neuen Mittelschule be-
sucht wird. Sie nehmen mit den Bewohnerinnen und Bewohnern des Pflege-
heimes auch gemeinsam das Mittagessen ein. Dadurch wird ermöglicht, dass 
sich die Generationen zwanglos begegnen können.

Auch wenn der Kontakt manchmal konfliktträchtig ist, wird damit einem 
Prinzip der Integration Rechnung getragen.

Einzelfall: VA-BD-J/0639-B/1/2016
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3.6 Polizeianhaltezentren

3.6.1 Einleitung

Im Berichtsjahr führten die Kommissionen 21 Besuche in PAZ, im AHZ Vor-
dernberg und in der Familienunterbringung (FamU) Zinnergasse durch. Die 
Arbeitsgruppen mit dem BMI zu den Themen „Anhaltung in PAZen und AHZ“ 
und „Suizidprävention“ wurden fortgeführt.

Die Erfahrung der vergangenen Jahre zeigt, dass das BMI den Empfehlungen 
des NPM durchaus positiv gegenübersteht. Tiefergreifende Maßnahmen, die 
etwa auch bauliche Veränderungen erfordern, lassen jedoch sehr lange auf 
ihre Umsetzung warten. Besuchsdelegationen beanstanden daher bei Folgebe-
suchen oft Mängel, die bereits früher, mitunter mehrmals, thematisiert wur-
den.

3.6.2 Arbeitsgruppe Anhaltebedingungen in  
 Polizeianhaltezentren

Die Arbeitsgruppe „Gesamtkonzept Schubhaft“ hat sich zunächst vor allem 
der Situation von Schubhäftlingen gewidmet. Zunehmend beschäftigt sich 
die Arbeitsgruppe jedoch mit Themen, die auf eine Verbesserung der Lebens- 
und Anhaltebedingungen aller in PAZ angehaltenen Personen abzielen. Die 
Arbeitsgruppe hat daher im April 2016 ihre Bezeichnung in „Arbeitsgruppe 
Anhaltung in PAZen und AHZ“ geändert. Auch 2016 hielt die Arbeitsgruppe 
regelmäßig Sitzungen ab. 

Im PB 2015 (Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 131 ff.) berich-
tete der NPM über die Festlegung von Rahmenbedingungen zu drei Themen: 
Die Anhaltung in Einzelhafträumen inklusive besonders gesicherter Zellen, 
die Praxis des Schubhaftvollzugs in Form des offenen Vollzugs sowie die Ver-
besserung der Besuchszeiten und Besuchsmodalitäten. Zur Umsetzung dieser 
Standards bedarf es Erlässen des BMI, faktischer Maßnahmen (z.B. bauliche 
Adaptierungen) bzw. der mittelfristig vom BMI in Aussicht gestellten Novellie-
rung der AnhO.

Der NPM hat daher im Mai 2016 dem BMI empfohlen, die Standards für die 
Anhaltung in PAZ so rasch wie möglich umzusetzen. In einer ersten Reaktion 
begrüßte das BMI im Juli 2016 diese Empfehlung und befürwortete die ge-
meinsam mit dem NPM erarbeiteten Standards. Das BMI teilte auch mit, den 
vereinbarten Vollzug der Schubhaft in Form des offenen Vollzugs bereits mit 
Erlass vom 7. Mai 2015 umgesetzt zu haben. Dieser Erlass enthält auch Rege-
lungen zum Hungerstreikmanagement, die allerdings nach Wahrnehmung 
der Kommissionen bisher nicht umgesetzt wurden.

Für die Umsetzung der Standards von Einzelhafträumen einschließlich beson-
ders gesicherter Hafträume, Besuchszeiten sowie Besuchsmodalitäten bedürfe 
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es der Anpassung der Richtlinie für Arbeitsstätten (RLfAS). Zur Aktualisierung 
der RLfAS habe das Ressort im März 2016 eine interne Arbeitsgruppe einge-
setzt. Auf Basis der adaptierten Richtlinie könnten in weiterer Folge faktische 
Erhebungen zur Umsetzung der Empfehlungen stattfinden. Das BMI stellte in 
Aussicht, die Anpassung der RLfAS Ende November 2016 abzuschließen. Da-
nach werde die Umsetzung der baulichen, organisatorischen und personellen 
Maßnahmen geplant.

Zuletzt teilte das BMI mit, alle baulichen Standards in einen Anhang zur 
RLfAS einzuarbeiten. Damit diese Vorgaben künftig im Rahmen von Neu-, 
Zu- oder Umbauten von Anhalteräumlichkeiten bzw. PAZ Berücksichtigung 
finden könnten, sei ein Erlass geplant, der alle sich aus den Standards erge-
benden baulichen Anforderungen zusammenfasse. Noch vor Abschluss der 
Überarbeitung der RLfAS sollen die Standards mit einfachem Erlass an die LPD 
umgesetzt werden.

Das BMI will weiters einen Erlass verabschieden, um Tischbesuche (vgl. PB 
2015, Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 131), also Besuche ohne 
Zwischenwände oder an freistehenden Tischen, zu ermöglichen. Ebenso sehe 
dieser Erlass die Erhöhung der Besuchsanzahl pro Woche auf mindestens zwei, 
jeweils halbstündige Besuche vor. Die Umsetzung von Tischbesuchen werde 
sofort erfolgen, sofern dies die verfügbaren Räumlichkeiten und die Erforder-
nisse des Dienstbetriebs zulassen. Anderenfalls würde darauf im Raumkon-
zept im Zuge von Neu-, Zu- oder Umbauten Bedacht genommen werden.

Durch Erlass will das BMI auch die Standards zur Ausgestaltung von Einzel-
hafträumen einschließlich besonders gesicherter Hafträume (vgl. PB 2014, 
Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 122) umsetzen. Dadurch 
soll sichergestellt sein, dass die Videoüberwachung in PAZ künftig lichtquel-
lenunabhängig mittels Infrarotkameras und undeutlicher Übertragung der 
Toilettenbereiche erfolgen wird. Darüber hinaus versicherte das BMI, dass im 
Rahmen von Neu-, Zu- und Umbauten künftig jedes PAZ entsprechend den 
räumlichen Möglichkeiten über alle drei Arten von Einzelhafträumen (d.h. 
gepolsterte bzw. gummierte Sicherungszellen, geflieste Sicherungszellen und 
sonstige Einzelzellen) verfügen werde.  

Mit Erlass vom Mai 2015 setzte das BMI bereits die vereinbarte Vorgabe um, 
dass bundesweit die Schubhaft in Form des offenen Vollzugs (tagsüber geöff-
nete Zellen) vollzogen werden soll. Die Anhaltung von Schubhäftlingen darf 
daher nur bei Vorliegen bestimmter Ausschlusskriterien in geschlossenen Zel-
len erfolgen.

Im PB 2015 (Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 130) konnte der 
NPM noch positiv über diese Einigung berichten. Anlässlich eines Besuches im 
PAZ Hernalser Gürtel im Juli 2016 stellte der NPM jedoch fest, dass die folgen-
de Vorgabe dieses Erlasses außer Acht gelassen wurde: „Die Zellentüren sind 
im Bereich des offenen Vollzugs von 8 bis 21 Uhr offen zu halten.“
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Nach mehreren Konflikten zwischen Schubhäftlingen aus unterschiedlichen 
Herkunftsregionen fand einige Wochen vor dem NPM-Besuch ein Raufhandel 
unter einigen Insassen statt. Aus diesem Anlass beschloss die PAZ-Leitung, 
alle Schubhäftlinge im offenen Vollzug bereits um 17.30 Uhr in den Zellen 
einzuschließen.

Der NPM sah dieses erlasswidrige Vorgehen als bedenklich an. Daran änderte 
auch der Umstand nichts, dass gleichzeitig mit dieser Maßnahme jede Zelle 
im offenen Vollzug mit einem Fernsehgerät ausgestattet wurde. Insbesonde-
re stand die zeitlich unbefristete Abweichung von der erlasskonformen Rege-
lung in keinem ausgewogenen Verhältnis zum Anlass. Überdies waren zum 
Zeitpunkt des NPM-Besuches alle am Raufhandel beteiligten Häftlinge längst 
nicht mehr im PAZ inhaftiert. Der NPM regte daher den erlasskonformen Voll-
zug der Einschlusszeiten im PAZ an.

Im Rahmen einer Arbeitsgruppensitzung hielt der NPM fest, dass das BMI die 
Schwierigkeiten bei der Umsetzung des offenen Vollzugs von Schubhäftlingen 
nicht aktiv angesprochen hatte und die Delegation bei einem Besuch zufällig 
darauf aufmerksam wurde. Die Vertreter des BMI begründeten die erlasswidrig 
geübte Praxis mit notwendigen Deeskalationsmaßnahmen. Der Erlass werde 
überarbeitet. Abweichungen vom vereinbarten Standard des offenen Vollzugs 
müssten künftig sowohl dem Ressort gemeldet als auch dem NPM zur Kenntnis 
gebracht werden. Im Falle länger andauernder Abweichungen erfolge künftig 
monatlich eine Meldung samt Begründung.

Von diesen Irritationen abgesehen konnte die Arbeitsgruppe im Berichtsjahr 
die Ausarbeitung von Standards zu den Beschäftigungs- und Freizeitmög-
lichkeiten Angehaltener (PB 2015, „Präventive Menschenrechtskontrolle“, 
S. 132 f.) abschließen. Sie konnte Einigkeit darüber erzielen, dass die verein-
barten Standards auf Verwaltungsstrafhäftlinge und Schubhäftlinge Anwen-
dung finden sollen. 

Um Angehaltenen Zugang zu Informationen der Außenwelt zu bieten, ist 
künftig die Möglichkeit des Erwerbs von fremdsprachigen Printmedien sicher-
zustellen. Zusätzlich sind Radio- und TV-Geräte in den Aufenthaltsräumen 
bereitzustellen. Den Angehaltenen ist, nach vorangegangener Kontrolle, auch 
die Benützung eigener Radio- und TV-Geräte in allen Zellen, außer in beson-
ders gesicherten Zellen, zu ermöglichen. Die Stromversorgung und die An-
schlüsse für den Empfang von mehrsprachigen Radio- und TV-Programmen in 
den Aufenthaltsräumen und allen Zellen (außer besonders gesicherten Zellen) 
sind spätestens im Zuge von Neu-, Zu- und Umbauten herzustellen. Die Zellen 
sind mit je einer von außen schaltbaren Steckdose auszustatten.

Um die Sozialkontakte zwischen den Angehaltenen zu unterstützen, ist ent-
sprechend dem Einvernehmen der Arbeitsgruppe sicherzustellen, dass sie Auf-
enthaltsräume nützen können und Gesellschaftsspiele zur Verfügung stehen.
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Die Arbeitsgruppe konnte auch Einigkeit über die bereits im PB 2015 (Band 
„Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 133) dargestellten Kernaussagen zu 
den Möglichkeiten der körperlichen Bewegung von Angehaltenen erzielen. 
Diesen ist künftig Gelegenheit zu geben, sich täglich mindestens eine Stunde 
im Freien zu bewegen. Falls dies witterungsbedingt nicht möglich sein sollte, 
ist die Gelegenheit zur körperlichen Bewegung auf andere Weise zu gewähr-
leisten. In den PAZ sind künftig folgende (Sport-)Geräte in ausreichender Zahl 
und in funktionstüchtigem Zustand zur Verfügung zu stellen: Basketballkörbe, 
Bälle, Tischfußballtische, kleine Sportmatten (z.B. für Yoga), nach räumlicher 
Möglichkeit eine Tischtennisausstattung sowie Therabänder, die allerdings 
vorher noch auf ihre Einsatztauglichkeit geprüft werden sollen. 

Die Arbeitsgruppe widmete sich 2016 dem Kontakt Angehaltener mit der 
Außenwelt via Telefon. § 19 Abs. 1 AnhO sieht vor, dass Häftlingen in be-
gründeten Fällen das Führen von Telefongesprächen auf eigene Kosten unter 
Aufsicht möglich sein muss. Schubhäftlingen ist, – soweit dies organisatorisch 
keinen unvertretbaren Aufwand verursacht, den vorgesehenen Tagesablauf 
nicht stört und sofern in der AnhO nicht anderes vorgesehen ist – das Telefo-
nieren auf eigene Kosten grundsätzlich ohne Aufsicht zu ermöglichen. Zu die-
sem Zweck können auch Mobiltelefone für die Dauer eines Telefongesprächs 
ausgehändigt werden. Schon der frühere MRB beim BMI hatte vorgeschlagen, 
eine Einschränkung der elektronischen Kommunikation von Schubhäftlingen 
nur vorzunehmen, wenn der Zweck der Schubhaft dies im Einzelfall erfordert.

Der NPM pflichtet dem Vorschlag bei. Zudem registrierte der NPM seit längerer 
Zeit eine in den PAZ unterschiedliche – teils restriktive, teils sehr tolerante – 
Praxis der Ausfolgung eigener Mobiltelefone an die Angehaltenen. Auch die 
Bereitstellung von Wertkarten-Telefonapparaten in den PAZ stellt sich als sehr 
uneinheitlich dar. Darüber hinaus gestaltet sich die Regelung, zu welchem 
Zeitpunkt Schubhäftlinge telefonieren können, in den einzelnen PAZ je nach 
Insassenanzahl mehr oder weniger flexibel. 

Die Arbeitsgruppe einigte sich darauf, dass alle in PAZ Angehaltenen die Mög-
lichkeit haben sollen, Telefongespräche auf eigene Kosten, unter Wahrung der 
Privatsphäre und grundsätzlich unbeaufsichtigt zu führen. Die Arbeitsgruppe 
beabsichtigte zunächst, die Installierung von einheitlichen Wertkarten-Telefon- 
apparaten in allen PAZ vorzuschreiben. Da der Hersteller der Wertkarten-Te-
lefonapparate jedoch die Produktion einstellen wird, nahm die Arbeitsgruppe 
davon Abstand, eine bestimmte Art von Telefongerät vorzuschreiben. An allen 
Anhalteorten sind daher barrierefrei zugängliche Telefoniermöglichkeiten be-
reitzustellen. Bei Bedarf ist eine barrierefreie Benutzung z.B. für schwerhörige 
Häftlinge zu ermöglichen. Einschränkungen sollen nur unter den gesetzlichen 
Bedingungen (insbesondere der StPO) zulässig sein und dokumentiert werden.

In allen PAZ ist auch dafür Sorge zu tragen, dass Angehaltene in einer dem 
Zweck des Telefongesprächs entsprechenden Dauer, in ausreichendem Aus-
maß sowie mehrmals wöchentlich telefonieren können. Zur Herstellung des 
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Erstkontakts (§ 19 Abs. 2 AnhO) ist außerdem in begründeten Einzelfällen das 
Führen von Telefonaten außerhalb der gewöhnlichen Zeiten zu ermöglichen. 

Wegen der fortschreitenden Verbreitung von Mobiltelefonen mit Foto- bzw. Vi-
deofunktion (insbesondere Smartphones mit Internetzugang) war sich die Ar-
beitsgruppe einig, Sicherheitsaspekten und der Wahrung der Privatsphäre der 
Angehaltenen Rechnung zu tragen. Die Nutzung eigener Mobiltelefone soll 
daher nicht die Regel sein. Sofern nicht für die Angehaltenen günstigere Re-
gelungen am Anhalteort bestehen, ist die Ausgabe und Nutzung von eigenen 
Mobiltelefonen aber sicherzustellen, um Telefonnummern abzurufen und Mit-
tellosen, die noch über ein Guthaben verfügen, ein Gespräch zu ermöglichen.

Das BMI informierte den NPM über den Plan, Anfang 2017 ein Pilotprojekt zur 
Verwendung der Videotelefonie via Internet („Skype“) im PAZ Hernalser Gür-
tel zu starten. Der NPM wird die Fortschritte verfolgen und darüber berichten.

Aufgrund der in den letzten Jahren vor allem im PAZ Hernalser Gürtel wieder-
holt festgestellten schlechten Hygienezustände konfrontierte der NPM das BMI 
mit diesem Thema auch in der Arbeitsgruppe. Die Kommission kritisierte die 
mangelhafte Versorgung der Häftlinge mit ausreichend großen Hand- bzw. 
Geschirrtüchern, die Ausgabe von nicht vollständig gereinigter bzw. abgenutz-
ter Bettwäsche und Leintüchern, die Ausstattung der Hafträume mit desola-
ten Matratzen bzw. verschmutzten Kopfpölstern und regte eine regelmäßige 
Grundreinigung der Hafträume an. Das BMI stellte Maßnahmen zur Verbes-
serung der Reinigung bzw. des Austauschs von desolaten Ausstattungsgegen-
ständen in Aussicht. Es bleibt abzuwarten, ob durch Veranlassungen, wie z.B. 
die Verwendung von Bettüberzügen anstelle von Leintüchern, künftig die Hy-
gienemängel dauerhaft behoben werden können.

Die Arbeitsgruppe sah in Anbetracht der unterschiedlichen Ausgestaltung der 
Duschmöglichkeiten die Notwendigkeit, einheitliche Regelungen zu schaffen. 
Besonders wichtig war dem NPM dabei, einen jederzeit möglichen Zugang zu 
hygienisch einwandfreien sanitären Einrichtungen sicherzustellen, die war-
mes Wasser bieten und die Wahrung der Intimsphäre der Häftlinge gewähr-
leisten.

Das BMI verwies auf die „Hygienerichtlinien für das Polizeianhaltezentrum“ 
und stellte eine Überarbeitung durch den chefärztlichen Dienst mit folgenden 
Zielen in Aussicht:

Angehaltene sind künftig über die Duschmöglichkeiten zu informieren. Aus 
hygienischer Sicht wünschenswert sind häufige Duschbäder, zumindest zwei-
mal pro Woche. Jedenfalls soll eine tägliche Dusche für Frauen während der 
Menstruation und in der Menopause vorgesehen sein. Darüber hinaus sind 
Frauen Hygieneartikel wie Binden und Tampons bei Bedarf zur Verfügung zu 
stellen. 

Außerdem sollen Schamwände in Mehrpersonen-Duschräumen als Sicht-
schutz angebracht werden. Eine Einzelbenützung der Duschräume soll eben-
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falls möglich sein. Nach wiederholter Kritik an der nicht vollständigen bau-
lichen Abtrennung der WC-Bereiche in Mehrpersonenzellen (PB 2015, Band 
„Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 142 f.) einigte sich die Arbeitsgrup-
pe auf das Ergebnis, dass die Toiletten in Mehrpersonenzellen vollständig ab-
gemauert sein sollen. 

Die Arbeitsgruppe erweiterte 2016 ihre Agenda um mehrere Aufgaben. Fol-
gende Themen sind für die weitere Tätigkeit vorgesehen: Vorschläge des NPM 
zur Änderung der AnhO, elektronisch kontrollierter Internetzugang, Video-
telefonie, Überwindung von Sprachbarrieren (Dolmetsch, Videodolmetsch, 
medizinischer Bereich, sonstige Bereiche), Berücksichtigung der besonderen 
Bedürfnisse von LGBT Personen (Lesbian, Gay, Bisexual und Transgender), 
offener Vollzug für Verwaltungsstrafhäftlinge, Beleuchtung der Zellen wäh-
rend der Nachtruhe, Trennung von kurativer und begutachtender Tätigkeit 
der Ärzte, Definition des Begriffs „Haftfähigkeit“ sowie Nikotinkonsum bzw. 
Nikotinentwöhnung während der Anhaltung.

In Anbetracht der vorher berichteten Verzögerungen sollen die bisher entwi-
ckelten Standards möglichst rasch durch Erlässe, eine Änderung der AnhO 
oder konkrete Maßnahmen (z.B. bauliche Adaptierungen) umgesetzt werden.

Einzelfall: VA-BD-I/0510-C/1/2012, BMI LR2240/0435-III/10/2016, BMI-
LR1600/0170-III/10/2016

3.6.3 Arbeitsgruppe Suizidprävention 

Der NPM stellte bereits im PB 2015 (Band „Präventive Menschenrechtskontrol-
le“, S. 133 ff.) die Gründe für die Einrichtung der Arbeitsgruppe sowie die Ziele 
dar. Die Arbeitsgruppe setzte ihre Tätigkeit 2016 fort und hielt insgesamt sechs 
Sitzungen ab, um bundesweit einheitliche Richtlinien für die Suizidprävention 
in der Polizeianhaltung zu formulieren.

Als Erstes konnte die Arbeitsgruppe die Überarbeitung des Anamnesebogens 
erfolgreich abschließen. Der neue Fragebogen „Gesundheitsbefragung“ soll 
künftig im Zuge der ärztlichen Aufnahmeuntersuchung an alle festgenomme-
nen Personen in der jeweiligen Sprache ausgeteilt werden. Die Informationen 
sollen dem ärztlichen Personal dazu dienen, möglichst kurz nach der Festnah-
me den Gesundheitszustand der Person zu erheben und eine Entscheidung 
über dringende suizidpräventive Maßnahmen treffen zu können.

In diesem Zusammenhang unterstrich der NPM wiederholt die Bedeutung ei-
ner ausreichend guten sprachlichen Verständigung zwischen den Häftlingen 
und dem ärztlichen Personal. Um die Defizite zu beheben, startete das BMI im 
Februar 2016 den testweisen Einsatz eines Videodolmetsch-Systems im medizi-
nischen Bereich. Diese auf die Bundesländer Bgld, Tirol und Wien beschränkte 
einjährige Evaluierungsphase dauerte zu Redaktionsschluss noch an. 
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Der Einsatz von Videodolmetsch stellt aus Sicht des NPM ein nützliches Hilfs-
mittel dar, Sprachbarrieren zwischen Angehaltenen und dem (ärztlichen) 
PAZ-Personal zu überwinden. Das im AHZ Vordernberg bereits verwendete 
Videodolmetsch-System im medizinischen Bereich hat sich bewährt. Der NPM 
hält die Ausweitung des Einsatzes von Videodolmetsch-Leistungen auf das ge-
samte Bundesgebiet und auf alle Bereiche für wünschenswert. Die Ergebnisse 
der Testphase sind jedoch noch abzuwarten. 

Die Arbeitsgruppe führte Erhebungen zu den Standards des BMJ für die Su-
izidprävention im Straf- und Maßnahmenvollzug durch. Die Arbeitsgruppe 
verwendete diese Standards als Leitfaden für die Erörterung der Themen Schu-
lung, Aus- und Fortbildung des Personals, Abwicklung von Neuaufnahmen, 
Rückkehr von externen Terminen, Überstellungen von Insassen, Verfahrens-
weise bei festgestelltem Suizidrisiko, Gewährleistung einer suizidpräventiven 
Umgebung, Dokumentation und Verwertung von Informationen, Vorgehens-
weise nach einem Suizid sowie Suizidreflexion vor Ort.

Einigkeit herrschte in der Arbeitsgruppe darüber, dass vor allem die Sensibili-
sierung des ärztlichen Personals und des Wachpersonals in Schulungen sowie 
Aus- und Fortbildungen wichtig ist. Im neuen, ab 1. Dezember 2016 gültigen 
Grundausbildungslehrplan sind insgesamt 48 Unterrichtseinheiten zum The-
ma „angewandte Psychologie“ vorgesehen. Davon widmen sich 28 Einheiten 
der Hilfe für psychisch Kranke und Angehörige, der Suizidprävention sowie 
dem Umgang mit psychisch Kranken. Darüber hinaus können die Exekutiv-
bediensteten im Rahmen der berufsbegleitenden Fortbildung freiwillig drei zu-
sätzliche Seminare zum Umgang mit psychisch Kranken absolvieren.

Die Verfügbarkeit von (Amts-)Ärztinnen und (Amts-)Ärzten stellt ein grund-
sätzliches Problem dar. Wie schon im PB 2015 (Band „Präventive Menschen-
rechtskontrolle“, S. 137) ausgeführt, ist Wien durch die Kooperation mit dem 
Verein Dialog privilegiert. Auch Vbg hat eine gute Lösung geschaffen. Das 
BMI beabsichtigt, mit dem BMGF einen Arbeitszirkel zu gründen, um dem 
Ärztemangel in den Bundesländern entgegenzuwirken.

Auf Basis der durchgeführten Erhebungen begann die Arbeitsgruppe gegen 
Ende des Berichtsjahrs, konkrete Standards zur Suizidprävention zu formu-
lieren. Bei Erarbeitung dieser Standards fanden die Vorgaben des CPT zum 
Umgang mit suizidgefährdeten Personen besondere Berücksichtigung [CPT/
Inf/E (2002) 1 – Rev. 2010, Deutsch, S. 38]. Insbesondere soll bei Aufnahme 
des Häftlings eine eingehende Begutachtung, während der Haft ein laufendes 
Monitoring und im Zuge der Entlassung aus der Haft ein weiteres Screening 
erfolgen.

Schulungen sollen das Thema Suizidprävention im Anhaltevollzug und in 
fremdenrechtlichen Verfahren bewusst machen. Die erstmalige Vermittlung 
des Wissens erfolgt in der Grundausbildung aller Exekutivbediensteten. Eine 
Wiederholung soll das Erlernte festigen und eine nachhaltige Wirkung ge-

Mangel an ärztlichem 
Personal 

Schulung des Personals

Polizeianhaltezentren



147

währleisten. Daher sollen Schulungen auch im Rahmen der berufsbegleiten-
den Fortbildung stattfinden. 

Die Schulungen sollen grundlegende Informationen über die Risikogruppen 
und Risikofaktoren (Persönlichkeitsprofil des Häftlings, familiärer bzw. sozi-
aler Hintergrund, psychische Erkrankungen), Hinweise auf eine suizidale Ge-
fährdung und den Umgang mit suizidalen Krisen sowie mit eigenen Empfin-
dungen (Psychohygiene) vermitteln. 

Der Fragebogen „Gesundheitsbefragung“ (Anamnesebogen) soll im Zuge der 
Aufnahme eingesetzt werden. Die Übergabe des Anamnesebogens an den 
Angehaltenen in einer ihm verständlichen Sprache hat zeitnah durch Exe-
kutivbedienstete zu erfolgen. Die ausgefüllte Gesundheitsbefragung dient als 
Grundlage für die nachfolgende medizinische Untersuchung durch das poli-
zeiamtsärztliche Personal. 

Bei Verdacht auf Suizidgefahr soll rasch eine ärztliche Abklärung eingeleitet 
werden. Bis dahin ist der Häftling zu überwachen. Der Zugang zu gefährli-
chen Gegenständen (z.B. zerbrochenes Glas, Gürtel, Krawatten, Fenstergitter 
etc.) soll verhindert werden. Je nach Ergebnis der ärztlichen Untersuchung ist 
die geeignete Form der Anhaltung des Häftlings (in Einzelzelle oder Gemein-
schaftszelle) und gegebenenfalls eine fachärztlich-psychiatrische Stellungnah-
me zu veranlassen. Sollte eine Fachärztin bzw. ein Facharzt für Psychiatrie wei-
tere suizidpräventive Maßnahmen empfehlen, hat das amtsärztliche Personal 
diese Empfehlungen im Rahmen der Folgeuntersuchung miteinzubeziehen. 

Die Arbeitsgruppe wird sich auch den folgenden Themen widmen: Dokumen-
tation und Weiterleitung von Informationen bei Vorliegen eines konkreten 
Suizidrisikos, Vorgehen nach einem Suizid(versuch) sowie Suizidreflexion vor 
Ort. Zudem sollen Maßnahmen zur Sicherstellung eines Informationsflusses 
zwischen dem BMI und dem BMJ erörtert werden, da Häftlinge von JA in PAZ 
(und umgekehrt) überstellt werden. Dabei werden auch datenschutzrechtliche 
Aspekte Berücksichtigung finden.

Darüber hinaus sind folgende Themen vorgesehen: Möglichkeiten der medi-
zinischen Wertung von angedrohten Suiziden, Vorschläge des NPM zur Ände-
rung des Formulars „Zurechnungsfähigkeit Polizeiamtsärztliches Gutachten“, 
Umgang mit substanzbeeinträchtigten Personen sowie Diskussion über die 
Haftfähigkeit angehaltener Personen.

Einzelfall: VA-BD-I/0815-C/1/2016

3.6.4 Brandschutz in der Polizeianhaltung

Im PB 2015 (Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 144 f.) berichtete 
der NPM über einen Todesfall im PAZ Villach. Ein Angehaltener kam durch 
Rauchgase ums Leben, nachdem er die Matratze in seinem Haftraum an die 
offene Zellentür gelehnt und angezündet hatte.
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Die Vermutung lag nahe, dass keine allgemeinen Regelungen bestehen, wel-
che die brandschutztechnischen Einrichtungen in PAZ bundesweit regeln. 
Daher sah der NPM es als zweckmäßig an, das Brandschutzniveau in PAZ 
einheitlich zu gestalten und an den für JA geltenden Maßstab anzupassen. 
In den JA gelten seit 2011 die „Technischen Richtlinien Vorbeugender Brand-
schutz“ (TRVB) 160 N „JA – Baulicher und Technischer Brandschutz“. Der NPM 
ersuchte deshalb das BMI ergänzend um Mitteilung, ob beabsichtigt ist, die 
sinngemäße Anwendbarkeit im Erlassweg vorzusehen oder einheitliche Min-
destanforderungen für den Brandschutz in PAZ festzulegen.

Das BMI teilte mit, dass Sicherheitssysteme und eine Brandschutzkonzeption 
bestünden. Häftlinge hätten die Möglichkeit, bei einem Zellenbrand Alarm zu 
geben, Brandmeldeeinrichtungen könnten im Zuge von Neu-, Zu- sowie Um-
bauten und zur technischen bzw. baulichen Nachrüstung alter Bausubstanzen 
installiert werden (vgl. PB 2015, Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, 
S. 144).

Die größte Gefahrenquelle sei aber nicht die Baulichkeit selbst, sondern das 
vorsätzliche bzw. fahrlässige Handeln von Angehaltenen, der nicht bestim-
mungsgemäße Gebrauch von Gegenständen sowie Unfälle. Der überwiegende 
Teil aller Brandopfer seien Personen, welche durch den Rauch ums Leben kom-
men. Daher konzipiere das BMI bereits bauseits technische Brandgasabfüh-
rungen. Im Erlassweg sollen dennoch einheitliche Vorgaben festgelegt werden.

Auch das Zivilgesellschaftliche Dialoggremium des BMI („Polizei.Macht.Men-
schen.Rechte“) befasst sich mit dem Thema „Brandschutz in Schubhaft“. Im 
Juni 2016 beschloss dieses Gremium die Einrichtung eines Fachzirkels unter 
Einbeziehung eines Vertreters des NPM. Aufgabe des Fachzirkels ist es, Maß-
nahmen zu formulieren, durch die künftig das In-Brand-Setzen von Anhal-
teräumen mit offenem Feuer oder Glut verhindert werden soll. Zudem soll 
der Fachzirkel anlagentechnische Maßnahmen erörtern, welche die Löschung 
eines Brandes bzw. die rechtzeitige und verlässliche Anzeige der Brandausbrei-
tung durch Alarmanlagen gewährleisten.

Der NPM konnte anlässlich eines Folgebesuchs des PAZ Villach feststellen, 
dass zwischenzeitlich alle Zellen mit neuen, nicht entflammbaren Matratzen 
ausgestattet wurden.

Einzelfälle: 

 X Vorgaben für brandschutztechnische Einrichtungen in der Polizeianhaltung sind bundesweit  
 einheitlich zu gestalten und das Brandschutzniveau ist mindestens an den für JA geltenden  
 Maßstab anzupassen.

VA-BD-I/0661-C/1/2015, BMI-LR1600/0149-III/10/2015; VA-BD-
I/0014/C/1/2017
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3.6.5 Abtrennung der WC-Bereiche in Mehrpersonenzellen

Der NPM beschäftigte sich bereits in den Jahren 2014 und 2015 mit der un-
zureichenden Abtrennung von WC-Bereichen in Mehrpersonenzellen (vgl. PB 
2014, Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 125 ff. und PB 2015, 
Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 142 ff.). 

Vor allem in Bezug auf das PAZ Graz berichtete der NPM über die wiederholte 
Kritik an der mangelhaften Abtrennung von Toiletten in Mehrpersonenzellen 
vom restlichen Haftraum. Gleichzeitig wies der NPM auf die geplanten Um-
baumaßnahmen der Nasszellen in Mehrpersonenzellen hin, welche die PAZ-
Leitung mit der Kommission näher erörtert hatte. In der Folge war jedoch zu 
klären, ob die bauliche Abtrennung der WC-Bereiche mit einem 10 cm breiten 
Spalt zur Zellendecke oder ohne Spalt erfolgen soll.

Im Rahmen der letzten Sitzung der Arbeitsgruppe „Anhaltung in PAZen und 
AHZ“ hielt das BMI nach kurzer Diskussion dieser Fragestellung fest, die Ab-
trennung der WC-Bereiche in den Mehrpersonenzellen des PAZ Graz nunmehr 
vollständig (ohne Spalt) durchführen zu wollen. Der NPM wird die Umsetzung 
der Umbauten weiter verfolgen und hofft, dass das BMI in Kürze auch im Hin-
blick auf die anderen PAZ derartige Adaptierungen in Aussicht stellt.

Einzelfall:

 X Die Toiletten in Mehrpersonenzellen sind zum Schutz der Intimsphäre und aus hygienischen 
 Gründen vollständig abzumauern.

 VA-BD-I/0615-C/1/2015

3.6.6 Inadäquater Umgangston von Bediensteten 

Im Rahmen eines Besuchs im PAZ Graz Anfang November 2015 nahm die 
Kommission wahr, dass ein Exekutivbeamter einen Häftling auf dem Gang 
duzte. Der NPM ersuchte das BMI, die im PAZ eingesetzten Bediensteten da-
rauf hinzuweisen, dass ein angemessener Umgangston einzuhalten und das 
Duzen von Angehaltenen zu unterlassen ist. 

Das BMI führte aus, dass ein adäquater Umgangston sowie die Einhaltung 
der Richtlinienverordnung regelmäßig geschult würden. PAZ-Bedienstete sei-
en daher sensibilisiert. Das BMI nahm dennoch die Kritik zum Anlass, einen 
PAZ-Bediensteten auf seine Verpflichtungen im Umgang mit Angehaltenen 
nachdrücklich hinzuweisen.

Die Kommission wollte auch Auskünfte zur Krankengeschichte eines Angehal-
tenen und diese einsehen. Dies verwehrte ein Beamter unter Hinweis auf die 
Abwesenheit der Chefärztin des PAZ. Ein anderer Beamter wollte ein vertrau-
liches Gespräch mit einem Häftling nur nach Genehmigung der StA ermögli-
chen. Der NPM kritisierte, dass seine Arbeit behindert wurde. Das BMI teilte in 
der Folge mit, das PAZ-Personal eingehend über die Rechte des NPM informiert 
zu haben.

Vollständige bauliche 
Trennung geplant

Duzen von Häftlingen

Polizeianhaltezentren



150 

Im Zuge eines Folgebesuches im PAZ Graz Ende März 2016 berichteten vier In-
sassen, dass manche PAZ-Bedienstete sie öfters duzen bzw. Drogenkranke als 
„Giftler“ bezeichnen würden. Der dazu befragte diensthabende Beamte teilte 
unter anderem mit, dass sich am Duzen und am saloppen Umgangston nichts 
ändern werde, da sich dieses Verhalten gegenüber Insassen „manchmal so er-
gebe“. Der NPM musste beim BMI daher neuerlich die Pflege eines adäquaten 
Umgangstons einfordern.  

Das BMI teilte zur wiederholten Kritik des NPM mit, dass die LPD Stmk orga-
nisationsrechtlich Maßnahmen getroffen habe, um ähnliche Vorkommnisse 
künftig zu vermeiden. Zudem habe die vorgesetzte Dienststelle den Beamten 
nachdrücklich darauf hingewiesen, die im Umgang mit Angehaltenen maß-
geblichen Verhaltensregeln einzuhalten. 

Die Problematik zeigt, wie wichtig ein regelmäßiges Monitoring durch den 
NPM ist. Ob Zusagen des BMI tatsächlich eingehalten werden bzw. Maßnah-
men in der Dienststelle nachhaltig Wirkung zeigen, kann nur im Wege von 
Folgebesuchen überprüft werden.

Einzelfälle: 

 X Die in PAZ tätigen Exekutivbediensteten haben Angehaltene per Sie anzusprechen, einen  
 adäquaten Umgangston mit den Angehaltenen zu pflegen und die Vorgaben der Richtlinien- 
 verordnung einzuhalten.

VA-BD-I/1244C/1/2015, BMI-LR1600/0152-III/10/2015; VA-BD-
I/0430-C/1/2016, BMI-LR1600/0127-III/10/2016

3.6.7 Beschränkung des Rechts auf Seelsorge

Bei einem Besuch des PAZ Salzburg im November 2015 stellte die Kommission 
fest, dass ab Oktober 2015 keine Besuche der Seelsorge stattgefunden hatten. 
Wie sich im Zuge der Erhebungen herausstellte, hatten die PAZ-Bediensteten 
wegen ihrer erhöhten Inanspruchnahme infolge des Flüchtlingsstroms die 
Seelsorger „weggeschickt“.

Der NPM nahm diesen Vorfall zum Anlass, das BMI auf die Regelungen des 
§ 11 AnhO hinzuweisen. Darin ist festgelegt, dass den Angehaltenen, auch 
jenen in Einzelhaft, auf Verlangen der Besuch durch einen Seelsorger nicht nur 
während der Besuchszeiten, sondern jederzeit zu ermöglichen ist. Der NPM be-
tonte zudem, dass das Unterbinden des Rechts auf Seelsorge in keinem ausge-
glichenen Verhältnis zu den Gründen dieser Maßnahme (Sicherheitsbedenken 
und Überlastung des PAZ-Personals) stand.

Der NPM forderte das BMI auf, organisatorische und personelle Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, um die künftige Ausübung des Rechts der Angehaltenen 
auf Seelsorge sicherzustellen. Das BMI teilte dazu mit, dass nach unverzüglich 
erfolgten organisatorischen Maßnahmen im Zusammenhang mit der Erledi-
gung von Asylanträgen eine regelmäßige Seelsorge wieder gewährleistet sei.
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Einzelfall:

 X Angehaltenen ist auf Ersuchen der Besuch durch einen Seelsorger zu ermöglichen. Die  
 Beschränkung des Rechts auf regelmäßige Seelsorge muss in einem ausgeglichen Verhältnis  
 zum Grund der Beschränkung stehen.

 VA-BD-I/1320-C/1/2015, BMI-LR1600/0155-III/10/2015

3.6.8 Anhaltezentrum Vordernberg 

Anlässlich eines Besuchs des AHZ Vordernberg Ende Februar 2016 erfuhr die 
Kommission, dass die Unterbringung zweier hungerstreikender Schubhäftlin-
ge nicht im offenen Vollzug, sondern in versperrten Einzelzimmern erfolgte. 
Als Grund für diese Maßnahme gab ein Beamter an, dass nur auf diese Weise 
überprüfbar sei, ob ein Häftling Nahrung zu sich nehme oder nicht.  

Der NPM beanstandete gegenüber dem BMI, dass diese Vorgehensweise nicht 
dem Erlass des BMI betreffend den Umgang mit hungerstreikenden Schub-
häftlingen entspricht. Diesem Erlass nach darf der Ausschluss eines Häftlings 
aus der offenen Station bei Hungerstreik nur zur notwendigen medizinischen 
Überwachung bzw. zur Ermöglichung einer speziellen Betreuung erfolgen, 
falls diese nicht auf der offenen Station realisierbar ist. Das BMI griff diese 
Kritik auf und teilte mit, einen Dienstbefehl zur Regelung des erlasskonformen 
Umgangs mit hungerstreikenden Personen erteilt zu haben und in Zukunft 
auf die Einhaltung der Vorgaben zu achten.

Zur Kritik des NPM über fehlende Sichtschutz-Einrichtungen zwischen zwei 
Wohngruppen sowie fehlende Vorhänge in allen Wohngruppen teilte das BMI 
mit, dass die Anbringung des Sichtschutzes und der Vorhänge mangels bud-
getärer Deckung bis April 2016 nicht erfolgt sei. Das BMI stellte in Aussicht, 
für eine möglichst zeitnahe, jedoch aufgrund der angespannten budgetären 
Situation reduzierte Ausstattung der Wohngruppen zu sorgen.

Die Delegation nahm im Zuge des Besuchs im Juli 2016 unerträglich hohe 
Temperaturen in mehreren, meist auf der Sonnenseite gelegenen Räumen des 
AHZ wahr. Besonders kritisch beurteilte sie dies in den Räumen des Ambu-
lanzbereichs, welche über keine Klimaanlage verfügen. Die Kommission regte 
Maßnahmen an, um für ein adäquates Raumklima in den vor allem in den 
Sommermonaten von starker Sonneneinstrahlung betroffenen Bereichen der 
Einrichtung zu sorgen.

Mitte Juli 2016 besuchte eine Delegation erneut das AHZ und nahm Mängel 
wahr. Dazu zählten unter anderem Defizite hinsichtlich des Krisenmanage-
ments, da ein Insasse nach einem Fluchtversuch in einer besonders gesicher-
ten Zelle ohne formelle Begründung untergebracht wurde. Weder eine Dol-
metscherin bzw. ein Dolmetscher noch eine Ärztin oder ein Arzt wurden bei-
gezogen. Die Kommission ortete auch Defizite beim Zugang zu Informationen 
über die Anhaltung, bei der Rechtsberatung und der Information über die 
Rechte in verständlicher Sprache.
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Der NPM ersuchte um Bekanntgabe von Maßnahmen, um die Qualität der 
Rückkehr- bzw. Rechtsberatung zu überprüfen und sicherzustellen. Auch die 
spärlichen Beschäftigungsmöglichkeiten, die Tagesstruktur und das Kiosk-
Angebot wurden thematisiert. Ebenso regte der NPM die Installierung von 
Schutzvorrichtungen gegen die im Sommer sehr starke Sonneneinstrahlung 
in Teilbereichen des AHZ an. Kritisiert wurde auch, dass die für die kurative 
medizinische Betreuung vorgesehenen Räume durch das polizeiamtsärztliche 
Personal benützt werden. 

Der NPM ersuchte das BMI weiters um Mitteilung beabsichtigter Maßnahmen, 
um die Qualität der Gesundheitsversorgung zu überprüfen bzw. sicherzustel-
len. Die Kommission hatte Defizite in der Leistung der Gesundheitsfürsorge 
durch das damit beauftragte Unternehmen wahrgenommen. Eine Stellung-
nahme des BMI lag zu Redaktionsschluss noch nicht vor.

Im November 2016 besuchte das Committe on Migration, Refugees and Dis-
placed Persons der Parlamentarischen Versammlung des Europarates (Parlia-
mentary Assembly of the Council of Europe – PACE) unter Beiziehung des APT 
und des NPM das AHZ. Neben positiven Feststellungen unter anderem zur 
Handhabung des offenen Vollzugs und zur architektonischen Gestaltung regte 
die PACE-Delegation in einem dem NPM vorliegenden Schreiben an die PAZ-
Leitung mehrere Verbesserungen an. Insbesondere hielt die Delegation fest, 
dass das Wachpersonal von Ermüdungserscheinungen infolge der steigenden 
Belagszahl der Einrichtung berichtet hatte. Die Delegation regte daher eine 
entsprechende Erhöhung des Wachpersonals an.

Einige Häftlinge berichteten davon, keine Kenntnis vom Grund für ihre Anhal-
tung bzw. von deren Dauer zu haben. Die Delegation regte daher die Verbes-
serung des Zugangs zu Informationen an. Ebenso schlug die Delegation den 
Abbau von Sprachbarrieren im Zusammenhang mit dem Bedienungsmenü 
der Informationsterminals (Startbildschirm nur in deutscher bzw. englischer 
Sprache) vor. Die Delegation wies auch darauf hin, dass die zuletzt im Jahr 
2014 adaptierte „Zusatzinformation für Schubhäftlinge – AHZ Vordernberg“ 
nicht zweifelsfrei das Recht auf Rechtsberatung erläutert. Auch schien die In-
formation, dass diese Beratung durch beauftragte NGOs erfolgt, nicht klar 
dargelegt. Die Delegation schlug daher die Überarbeitung dieser Informati-
onsbroschüre vor.

Der NPM nahm die Ausführungen der PACE-Delegation zum Anlass, ein amts-
wegiges Prüfverfahren einzuleiten und das BMI um Stellungnahme zu diesen 
Kritikpunkten zu ersuchen. Zu Redaktionsschluss lag diese noch nicht vor.

Einzelfälle: VA-BD-I/0359-C/1/2016, BMI-LR1600/0051-III/10/2015; VA-BD-
I/1444-C/1/2016, VA-BD-I/2106-C/1/2016
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3.6.9 Positive Wahrnehmungen

Die Handhabung des offenen Vollzugs der Schubhaft im PAZ Wiener Neu-
stadt ist als Good-Practice-Beispiel hervorzuheben. Insbesondere dürfen die 
Angehaltenen den Spazierhof ohne zeitliche Einschränkung zwischen 7 und 
22 Uhr benützen und dort auch ihre Mobiltelefone verwenden. Die Häftlinge 
können zahlreiche Sportgeräte, Gesellschaftsspiele und selbst mitgebrachte 
Spielekonsolen nutzen. Auch die Regelung der Besuchszeiten stellte sich als 
sehr entgegenkommend dar. Das PAZ Wiener Neustadt ist mittlerweile nicht 
mehr für den Schubhaftvollzug vorgesehen, sondern beherbergt überwiegend 
Verwaltungsstrafhäftlinge.

Im PAZ Steyr, das ausschließlich der Anhaltung von Verwaltungsstrafhäftlin-
gen dient, ist besonders positiv hervorzuheben, dass die Zellen untertags zwi-
schen 8 und 22 Uhr geöffnet sind. Dies ist deshalb bemerkenswert, weil der 
Haftvollzug in offenen Stationen grundsätzlich nur für Schubhäftlinge vorge-
sehen ist. Die Häftlinge können sich auch täglich duschen und jederzeit ihre 
Mobiltelefone oder Laptops verwenden. Auch der wertschätzende Umgang des 
PAZ-Personals mit den Häftlingen wurde von der Besuchsdelegation ausdrück-
lich hervorgehoben.

Einzelfall: VA-BD-I/1556-C/1/2016, BMI-LR1600/0161-III/10/2016; VA-BD-
I/2057-C/1/2016
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3.7 Polizeiinspektionen

3.7.1 Einleitung

Im Berichtsjahr führten die Kommissionen 47 Besuche in PI durch. Schwer-
punkte bei den Besuchen waren wie bereits in den Vorjahren die Ausstattung 
und Hygiene in den Anhalteräumen sowie die ordnungsgemäße Dokumenta-
tion freiheitsentziehender Maßnahmen. 

Da sich eine ungünstige und belastende Arbeitssituation in Form von über-
mäßigen Mehrdienstleistungen negativ auf die Situation der Angehaltenen 
auswirken kann, steht auch dieses Thema regelmäßig im Fokus der Besuchs-
delegationen.

Im Herbst 2016 ersuchte der NPM den MRB um Klärung folgender Fragen im 
Zusammenhang mit kurzfristigen Polizeianhaltungen: Mangelnde Verfügbar-
keit von (Amts-)Ärztinnen und (Amts-)Ärzten, mangelnde Intimität bei amts-
ärztlichen Untersuchungen sowie die Zulässigkeit von Hafträumen in Kellern. 
Zu Redaktionsschluss lag zum Thema Ärztemangel eine Stellungnahme des 
MRB vor (siehe Pkt. 3.7.3).

3.7.2 Erniedrigende Anhaltung

Anlässlich ihres Besuchs in der PI Traiskirchen Erstaufnahmestelle (EAST) be-
obachtete die Kommission im Sommer 2015, dass zehn Jugendliche in einem 
nur 10 m2 großen Anhalteraum über mehrere Stunden bei 50° C Raumtempe-
ratur festgehalten wurden. Die Kommission nahm einen unerträglichen Ge-
ruch und apathisch am Boden liegende Personen wahr.

Art. 3 EMRK verbietet unter anderem die erniedrigende Behandlung einer 
Person. Eine Behandlung ist erniedrigend, wenn damit die Menschenwürde 
gröblich missachtet wird (vgl. VfGH v. 6.10.1977, B 350/76). Nach den CPT-
Standards müssen einer kurzfristig angehaltenen Person in einer Polizeizel-
le zumindest 7 m2 zur Verfügung stehen [CPT/Inf/E (2002) 1 – Rev. 2010, 
Deutsch, S. 8, Rz 43]. Auch § 4 Abs. 1 und 1a AnhO sollen eine menschen-
würdige Anhaltung garantieren. Die Richtlinie für Arbeitsstätten (Erlass vom 
April 2013, BMI-OA1520/0008-II/10/c/2013) legt das Ausmaß eines Anhalte-
raumes, in dem mehrere Personen über einen kürzeren Zeitraum angehalten 
werden können, mit 20 m2 fest. Der Begriff „mehrere Personen“ ist nicht näher 
definiert.

Im Hinblick auf die Rechtsprechung des EGMR zu Art. 3 EMRK (siehe EGMR, 
15.7.2002, Nr. 47095/99) beanstandete der NPM die Anhaltung in der PI Trais-
kirchen EAST als erniedrigend. Das BMI stellte eine rasche Verbesserung der 
Anhaltebedingungen in Aussicht.

Beim Besuch der PI EAST West nahm die Kommission Einsicht in das Verwah-
rungsbuch. Daraus ging hervor, dass im 7,5 m2 großen Anhalteraum einmal 
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sechs Personen zwei Stunden und einmal zehn Personen dreieinhalb Stunden 
zeitgleich festgehalten wurden. 

Auch diese massiven Überbelegungen beanstandete der NPM als Missstand in 
der Verwaltung. Da das BMI keine räumliche Verbesserung in Aussicht stellen 
konnte, regte der NPM an, bei gleichzeitigen Festnahmen auch Räumlichkei-
ten nahe gelegener PI zu nutzen.

Einzelfälle: 

 X Anhalteräume dürfen nur entsprechend ihrer Größe belegt werden, von einer Überbelegung  
 ist auch bei dringendem Platzbedarf abzusehen. Bei drohender Überbelegung müssen die  
 Angehaltenen in andere Polizeidienststellen verlegt werden.

VA-BD-I/0907-C/1/2015, BMI-LR16000115-III/10/2015; VA-BD-
I/1071-C/1/2015, BMI-LR1600/0004-III/10/2016

3.7.3 Mangelnde Verfügbarkeit von (Amts-)Ärztinnen und  
 (Amts-)Ärzten

Zahlreiche Wahrnehmungen der Kommissionen zeigten, dass es in PI teilwei-
se zu sehr langen Wartezeiten kommt, ehe angehaltene Personen untersucht 
werden. Grund für diese Verzögerungen ist die mangelnde Verfügbarkeit von 
Ärztinnen und Ärzten. Die langen Wartezeiten auf Untersuchungen, deren 
Ergebnisse über die Haftfähigkeit oder eine Vorführung in eine psychiatrische 
Abteilung entscheiden, sehen die Kommissionen als besonders problematisch 
an.

Die VA erhob, dass derzeit kein koordiniertes Vorgehen für das gesamte Bun-
desgebiet besteht. Der Bundesländervergleich ergab, dass Vbg mit einer Kom-
bination aus einem Rufbereitschaftsmodell und einer Poolärzte-Lösung seit 
Dezember 2015 eine flächendeckende ärztliche Versorgung sicherstellt. Eine 
zuvor eingerichtete Projektarbeitsgruppe der LPD Vbg und des Landes Vbg be-
wirkte die Verbesserungen. Die Zusammenarbeit war nötig, da der Bereich des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes in Gesetzgebung und Vollzug den Ländern 
obliegt.

Das BMI hielt in mehreren Stellungnahmen fest, dass vor allem in ländlichen 
Regionen sowohl Amtsärztinnen und -ärzte als auch Gemeinde- und Sprengel-
ärztinnen und -ärzte fehlen (vgl. PB 2013, S. 104). Dies zeigte sich auch beim 
Besuch der Kommission in der PI Weitra. NÖ verfügt zwar über ein Rufbereit-
schaftsmodell, in abgelegenen Regionen beträgt jedoch allein die Anfahrtszeit 
zur PI bis zu eineinhalb Stunden.

Auch in Wien, wo die LPD über eine große Anzahl an Polizeiamtsärztinnen 
und -amtsärzten sowie einen Bereitschaftsdienst („Äskulapdienst“) verfügt 
und grundsätzlich eine gute ärztliche Versorgung gegeben ist, nahm eine 
Kommission lange Wartezeiten auf Untersuchungen in PI wahr. 

Im Bewusstsein, dass die mangelnde Verfügbarkeit von Ärztinnen und Ärzten 
in Österreich (Rückgang von Kassenärztinnen und -ärzten, geringe Attrakti-
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vität von vertraglichen Bindungen im sanitätspolizeilichen Bereich) ein be-
hördenübergreifendes Problem darstellt, befasste der NPM im September 2016 
den MRB.

In seiner Stellungnahme betonte der MRB, dass es aus menschenrechtlicher 
Sicht wünschenswert wäre, das Vorarlberger Modell in allen Regionen Öster-
reichs umzusetzen. Darüber hinaus könne eine bessere Bezahlung der Polizei- 
oder Amtsarzttätigkeit einen Anreiz schaffen. Mangels gesetzlicher Grundlage 
bestehe für das BMI keine Möglichkeit, angestellte oder freiberuflich tätige 
Ärztinnen und Ärzte für polizeiärztliche Agenden zu verpflichten. Aufgrund 
der Vielzahl an Entscheidungsträgern (Bundesländer, BMI, BMGF, Ärztekam-
mern) sei eine einheitliche Regelung unwahrscheinlich, wie der MRB ausführ-
te. Besonders im ländlichen Bereich sollte das BMI aus Sicht des NPM prüfen, 
ob das „Vorarlberger Modell“ in anderen Bundesländern umsetzbar ist, um 
einer Verlängerung des Freiheitsentzugs aus bloß organisatorischen Gründen 
entgegenzuwirken.

Einzelfälle:

 X Die Dauer des Freiheitsentzugs soll auf das unbedingt erforderliche Maß beschränkt werden.  
 Polizeiliche Anhaltungen dürfen nicht dadurch verlängert werden, dass Ärztinnen und Ärzte  
 nicht in vertretbarer Zeit greifbar sind. Das BMI hat daher entsprechende organisatorische  
 Maßnahmen zu setzen.

 VA-BD-I/0277-C/1/2016, BMI-LR1600/0060-III/10/2016; VA-BD-
I/0014-C/1/2015, BMI-LR1600/0038-III/10/2015; VA-BD-I/0392-C/1/2015, 
BMI-LR1600/0140-III/10/2015 VA-BD-I/0161-C/1/2016, BMI-LR1600/0050-
III/10/2016; VA-BD-I/0001-C/1/2016; VA-BD-I/0448-C/1/2016; VA-BD-I/0186-
C/1/2014, BMI-LR1600/0045-III/10/2016

3.7.4 Mangelhafte Dokumentation von Anhaltungen

Die Kommissionen nehmen bei ihren Besuchen routinemäßig Einsicht in die 
Verwahrungsbücher und Anhalteprotokolle der jeweiligen PI. Freiheitsentzüge 
stellen schwerwiegende Eingriffe dar, weshalb sie lückenlos dokumentiert wer-
den müssen. Auch in diesem Berichtsjahr nahmen die Kommissionen Mängel 
wahr.

Bereits im PB 2015 ( Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 149) ver-
wies der NPM darauf, dass angehaltene Personen Informations- und Verstän-
digungsrechte haben, die zu wahren sind. Andernfalls werde ihr verfassungs-
gesetzlich gewährleistetes Recht auf persönliche Freiheit verletzt. Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes müssen Angehaltene über ihre Rechte beleh-
ren und dies dokumentieren. Die angehaltene Person bestätigt den Erhalt, die 
Inanspruchnahme oder den Verzicht auf Informations- und Verständigungs-
rechte mit ihrer Unterschrift. Verweigert eine Person ihre Unterschrift, muss 
das Exekutivorgan dies im Protokoll vermerken. Besondere Maßnahmen wie 
der Beginn und das Ende des Anlegens von Handfesseln müssen lückenlos 
dokumentiert und z.B. bei langer Dauer einer Fesselung begründet werden.

Keine Lösung in Sicht

Information über Rech-
te und Dokumentation

Polizeiinspektionen



157

Mängel bei der Dokumentation von Anhaltungen stellten die Kommissionen, 
wie in den vergangenen Jahren (vgl. PB 2015, Band „Präventive Menschen-
rechtskontrolle“, S. 149), auch in diesem Berichtsjahr fest. Erneut beanstande-
te der NPM Dokumentationsmängel bei der Abnahme von Handfesseln und 
das Fehlen von Unterschriften angehaltener Personen auf Niederschriften und 
Protokollen. Auch fehlten Angaben zu Festnahmegründen und wurden An-
haltebücher unübersichtlich geführt.

Die Kommissionen versuchen üblicherweise im Zuge von Abschlussgesprä-
chen mit der Dienststellenleitung darauf hinzuwirken, dass Dokumentations-
mängel künftig vermieden werden. Von Seiten des BMI wurden in den be-
anstandeten Fällen umgehend Schulungs- und Sensibilisierungsmaßnahmen 
vorgenommen.

Erfreulicherweise kam das BMI der Anregung des NPM nach einer bundes-
weit einheitlichen Anhaltedokumentation (vgl. PB 2015, Band „Präventive 
Menschenrechtskontrolle“, S. 150) nach. Das BMI stellte die Neuauflage der 
früheren Drucksorte „Verwahrungsbuch“ und einen diesbezüglichen Erlass in 
Aussicht.

Einzelfälle: 

 X Anhaltungen in PI sind lückenlos und nachvollziehbar zu dokumentieren. Zur besseren  
 Handhabung soll bundesweit ein einheitliches Verwahrungsbuch verwendet werden.

VA-BD-I/0047-C/1/2016, BMI-LR1600/0034-III/10/2016; VA-BD-
I/0161-C/1/2016, BMI-LR1600/0050-III/10/2016; VA-BD-I/0301-C/1/2016, 
BMI-LR1600/0061-III/10/2016; VA-BD-I/0963-C/1/2016, BMI-LR1600/0129-
III/10/2016; VA-BD-I/1207-C/1/2016, BMI-LR1600/0132-III/10/2016; VA-BD-
I/1383-C/1/2016, BMI-LR1600/0158-III/10/2016; VA-BD-I/1298-C/1/2016, 
BMI-LR1600/0138-III/10/2016; VA-BD-I/1210-C/1/2016, BMI-LR1600/0134-
III/10/2016

3.7.5 Mangelhafte Ausstattung von Dienststellen

Die Kommissionen stellten in Gesprächen mit Bediensteten in vielen PI eine 
hohe Arbeitsbelastung aufgrund vieler geleisteter Überstunden fest. In den 
meisten Fällen war dies auf eine personelle Unterbesetzung der Dienststelle 
zurückzuführen. In der PI Reichenau waren vier Planstellen nicht besetzt und 
lag die Zahl der im Jahr 2015 geleisteten Überstunden zwei Drittel über dem 
Durchschnitt der LPD Tirol. In der PI Wals waren ebenfalls vier Stellen nicht 
besetzt.

Für den NPM ist nachvollziehbar, dass Krankenstände, Zuteilungen und Aus-
bildungen sowie Versetzungen und Ruhestände zu einem Personalstand füh-
ren können, der zeitweise unter dem organisatorisch vorgesehenen Dienst-
stand für die einzelne PI liegt. Überdurchschnittlich hohe Überstundenzahlen 
bei einzelnen PI sollten aber durch organisatorische Maßnahmen vermieden 
werden, da sich Stress und Überbelastung auch negativ auf angehaltene Per-
sonen auswirken können.

Einheitliches  
Verwahrungsbuch wird 
umgesetzt
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Das BMI ist sich der negativen Auswirkungen von Überbelastung bewusst. Seit 
Herbst 2016 wird daher die psychische Belastung am Arbeitsplatz flächende-
ckend evaluiert.

Bei baulichen Ausstattungsmängeln nutzen die Kommissionen meist das Ab-
schlussgespräch mit der Dienststellenleitung, um vor Ort Verbesserungen zu 
bewirken. Probleme, die nur mit erheblichem finanziellen Aufwand beseitigt 
werden können, kann die Dienststellenleitung vor Ort allerdings in der Regel 
nicht lösen, weshalb eine Kontaktaufnahme mit dem BMI notwendig ist.

Im Berichtszeitraum beanstandete der NPM die mangelhafte Raumpflege bzw. 
Hygiene, eine fehlende Sicherheitsschleuse, mangelhaft geheizte und beleuch-
tete Hafträume sowie fehlende Toiletten für weibliches Personal. Der NPM 
kritisierte eine als „Gummizelle“ bezeichnete besonders gesicherte Zelle, ver-
schmutzte Decken in Verwahrungsräumen und eine fehlende Klimaanlage. 
Zudem nahm das ausschließlich fleischhaltige Speiseangebot für angehaltene 
Personen in einer PI keine Rücksicht auf kulturelle und religiöse Erfordernisse. 
Erfreulicherweise behob das BMI viele der beanstandeten Mängel umgehend. 

Ein Kritikpunkt, der in der Regel nicht oder nicht rasch behoben werden kann, 
ist die mangelnde Barrierefreiheit. Im Etappenplan nach dem BGStG arbeitete 
das BMI aus, wann welche Dienststelle barrierefrei ausgestaltet sein soll. Bei 
rund 300 Dienststellen, die nicht im Etappenplan aufscheinen, kann die Bar-
rierefreiheit technisch nicht realisiert werden. Diese Dienststellen müssen bis 
Ende 2019 verlegt bzw. müssen andere organisatorische Lösungen gefunden 
werden. Der NPM drängte erneut darauf, PI so rasch wie möglich barrierefrei 
auszugestalten.

In einigen Fällen stellten die Kommissionen fest, dass PI fälschlicherweise als 
barrierefrei ausgewiesen waren. Das BMI stellte eine rasche Überprüfung des 
Etappenplans in Aussicht. Maßnahmen zur leichteren Erreichbarkeit einer 
Dienststelle (Bau einer Rampe, Versetzen der Sprechanlage) setzte das BMI 
rasch um. Auch Neuanmietungen wurden im Berichtszeitraum in Aussicht 
gestellt.

Einzelfälle: 

 X Der tatsächliche Personalstand in PI soll dem organisatorisch vorgesehenen entsprechen, um  
 Stress und Überbelastungen, die sich auch auf die Angehaltenen auswirken können, zu  
 vermeiden.

 X PI müssen hygienisch sein und über Eigensicherungssysteme sowie einen eigenen  
 Sanitärbereich für weibliches Personal verfügen. 

 X Hafträume in PI müssen ausreichend beleuchtet und beheizbar sein.

 X Für in PI angehaltene Personen müssen auch fleischlose Speisen bereitgehalten werden.

 X PI sollen barrierefrei sein, der bestehende Etappenplan nach dem BGStG muss eingehalten  
 werden. In dringenden Fällen muss bereits vorher Abhilfe geschaffen werden.

VA-BD-I/1383-C/1/2015, BMI-LR1600/0158-III/10/2016; VA-BD-I/1210-
C/1/2016, BMI-LR1600/0134-III/10/2016; VA-BD-I/0186-C/1/2014, BMI-LR1600/0045-
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III/10/2016; VA-BD-I/0534-C/1/2014, BMI-LR1600/0019-III/10/2015; VA-BD-I/0881-
C/1/2014, BMI-LR1600/0048-III/10/2015; VA-BD-I/0001-C/1/2016, BMI-LR1600/0026-
III/10/2016; VA-BD-I/0216-C/1/2016, BMI-LR1600/0036-III/10/2016; VA-BD-I/0448-
C/1/2016, BMI-LR1600/0068-III/10/2016; VA-BD-I/0063-C/1/2016, BMI-LR1600/0038-
III/10/2016; VA-BD-I/1298-C/1/2016, BMI-LR1600/0138-III/10/2016; VA-BD-I/1446-
C/1/2016, BMI-LR1600/0153-III/10/2016, VA-BD-I/0262-C/1/2015, BMI-LR1600/0062-
III/10/2015; VA-BD-I/0302-C/1/2016, BMI-LR1600/0062-III/10/2016; VA-BD-I/1446-
C/1/2016, BMI-LR1600/0153-III/10/2016

3.7.6 Abschaltbare Rufklingel in Anhalteraum

Bei einem Besuch in der PI Wals stellte die Kommission fest, dass die im An-
halteraum vorhandene Rufklingel leicht mit einem Lichtschalter verwechselt 
werden konnte. Zudem war das Rufklingelsystem deaktiviert. Auf Rückfrage 
teilte der Leiter der Dienststelle mit, dass dieses nur bei Belegung eingeschaltet 
werde.

Die AnhO sieht vor, dass Hafträume über geeignete Einrichtungen zur Ver-
ständigung der Aufsichtsorgane verfügen müssen. Durch den Einbau eines 
Rufklingelsystems wird diese Bestimmung üblicherweise erfüllt. Auch nach 
den CPT-Standards [CPT/Inf/E (2002) 1 – Rev. 2010, Deutsch, S. 16, Rz 48] 
müssen Personen in Polizeigewahrsam stets Kontakt mit dem Wachpersonal 
aufnehmen können.

Für den NPM ist nachvollziehbar, dass Angehaltene durch ununterbrochenes 
Betätigen der Rufklingel den Dienstbetrieb stören können. Die Möglichkeit, 
das Rufklingelsystem abzuschalten, lehnt der NPM jedoch ab: Nimmt man 
inhaftierten Personen dieses Verständigungsmittel, besteht die Gefahr, dass 
auf deren Bedürfnisse und auf eintretende Notsituationen nicht rechtzeitig re-
agiert werden kann. Zusätzlich besteht die Gefahr, dass auf das Aktivieren des 
Rufklingelsystems vergessen wird.

Die LPD Salzburg behob den Mangel umgehend. Der Rufklingelschalter ist 
nun gekennzeichnet, das Rufklingelsystem bleibt permanent eingeschaltet.

Einzelfall: 

 X Damit Personen in Polizeigewahrsam stets Kontakt zum Wachpersonal aufnehmen können,  
 soll das Rufklingelsystem permanent aktiviert und der Rufklingelschalter klar erkennbar  
 sein.

VA-BD-I/1210-C71/2016, BMI- LR1600/0134-III/10/2016

3.7.7 Verwahrungsräume in Kellergeschoßen von  
 Polizeiinspektionen

Immer wieder kritisieren die Kommissionen Hafträume in Kellern von PI (vgl. 
PB 2013, S. 103). In der PI St. Johann im Pongau stellte die Kommission fest, 
dass die Einzelhafträume im Keller zwar mit einer Rufglocke und einer Gegen-
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sprechanlage ausgestattet waren, jedoch zwei Etagen unter der Dienststelle 
lagen. Der NPM beanstandete die räumliche Distanz zum Journaldienstraum 
und die mögliche Gefährdung, wenn z.B. substanzbeeinträchtigte Angehal-
tene über die steile und enge Treppe zu den Hafträumen geführt werden. Er-
schwerend kam hinzu, dass in den Einzelhafträumen, wenn auch nur selten 
und für kurze Zeit, mehrere Personen angehalten wurden.

Auch in der PI Kufstein kritisierte der NPM im Keller gelegene Hafträume. Eine 
der Zellen war nicht vandalensicher ausgeführt. Die Beleuchtung der Hafträu-
me war unzureichend. Aus der Anhaltedokumentation ging hervor, dass es 
in den Hafträumen der PI zu Exzessen gekommen war. Bedauerlicherweise 
lehnte das BMI in beiden Fällen ab, die Hafträume zu verlegen.

In der PI Völkermarkt stellte die Delegation fest, dass die Anhalteräume nur 
über eine enge, steile Stiege in das Kellergeschoß zugänglich sind, die sie als 
potenzielle Gefahrenquelle sowohl für angehaltene Personen als auch für 
amtshandelnde Exekutivbedienstete beurteilte. In diesem Fall sollte allerdings 
das Problem in absehbarer Zeit gelöst werden, da die Dienststellenleitung vor 
Ort mitteilte, dass die Übersiedlung der PI in einen Neubau vorgesehen sei.

Die abgeschiedene Lage von Hafträumen in Kellern kann eine psychisch labi-
le Situation von Angehaltenen verschärfen. Belastend ist die mitunter schlech-
te Beleuchtung und Belüftung in Kellerräumlichkeiten. Darüber hinaus sind 
im Keller befindliche Zellen oft nur schwer zugänglich und befinden sich weit 
von den Arbeitsplätzen der Exekutivbediensteten entfernt.

Aus diesen Gründen befasste der NPM den MRB mit der Frage der Zulässigkeit 
von Polizeihafträumen in Kellern. Zu Redaktionsschluss lag der VA noch keine 
Stellungnahme des MRB vor.

Einzelfälle: VA-BD-I/0262-C/1/2015, BMI-LR1600/0062-III/10/2015; VA-BD-
I/0997-C/1/2015, BMI-LR1600/0039-III/10/2016; VA-BD-I/0804-C/1/2016, 
BMI-LR1600/0114-III/10/2016

3.7.8 Positive Wahrnehmungen

Bei jedem Besuch halten die Kommissionen ihre Beobachtungen in einem Be-
suchsprotokoll fest. Kommissionen nehmen auch positive Aspekte und Verbes-
serungen wahr und teilen sie im Abschlussgespräch mit. In mehreren Fällen 
ersuchten die Kommissionen darum, dass der NPM die positiven Feststellun-
gen auch dem BMI als oberstes Organ schriftlich zur Kenntnis bringt. Dies 
nahmen sowohl das BMI als auch die betroffenen Dienststellen anerkennend 
wahr.

Positiv fiel der Kommission 5 im Jänner 2016 die PI Kärntnertorpassage auf: 
Diese barrierefreie Dienststelle verfügt zum Schutz der Privatsphäre über einen 
eigenen Erstbehandlungsraum. Die Exekutivbediensteten klären obdachlose 
Menschen routinemäßig über geschützte Schlafplätze und die Grundversor-
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gung auf. Auch die mediale und kollegiale Vernetzung mit Bediensteten der 
Wiener Linien zur Täterauffindung lobte die Kommission.

Beim Besuch der PI Enkplatz im September 2016 hielt die Kommission 4 eben-
falls nur positive Eindrücke fest: Polizistinnen und Polizisten sind bei ärztlichen 
Untersuchungen prinzipiell nicht anwesend. Es gibt zwei eigens geschulte Exe-
kutivbedienstete, die bei Vorfällen von Gewalt in der Familie Gespräche mit 
allen Beteiligten anbieten. Auch die Personalführung ist richtungsweisend, da 
die Leitung Misshandlungsvorwürfe mit den betroffenen Bediensteten persön-
lich aufarbeitet.

In diesem Berichtsjahr stellten die Kommissionen bei einigen Besuchen die 
vorbildliche Kooperation, ein gutes Arbeitsklima sowie helle und freundlich 
gestaltete Dienststellen fest. Die Kommissionen hoben auch positiv hervor: 
die vollständige Dokumentation von freiheitsbeschränkenden Maßnahmen, 
das Bemühen, nur wenige Festnahmen vorzunehmen, und die sorgfältige 
Ablage von Akten. Ebenfalls anerkennenswert sind der Wissensstand und die 
Vortragstätigkeit von engagierten Exekutivbediensteten in Schulen sowie die 
angebotenen Fortbildungsprogramme. So dürfen die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der PI Krottenbachstraße einen Tag im Otto-Wagner-Spital hospi-
tieren, um ein besseres Verständnis für psychisch kranke Menschen entwickeln 
zu können.

Einzelfälle: VA-BD-I/0269-C/1/2016, BMI-LR1600/0049-III/10/2016; VA-BD-I/1705-
C/1/2016; VA-BD-I/1704-C/1/2016; VA-BD-I/0963-C/1/2016; VA-BD-I/0868-C/1/2016; 
VA-BD-I/0826-C/1/2016; VA-BD-I/0547-C/1/2016 BMI-LR1600/0071-III/10/2016; 
VA-BD-I/0302-C/1/2016; VA-BD-I/0299-C/1/2016; VA-BD-I/0275-C/1/2016; VA-
BD-I/0161-C/1/2016; VA-BD-I/0001-C/1/2016; VA-BD-I/0629-C/1/2016, BMI-
LR1600/0081-III/10/2016; VA-BD-I/1296-C/1/2016; VA-BD-I/0301-C/1/2016; VA-BD-
I/2058-C/1/2016; VA-BD-I/0216-C/1/2016, BMI-LR1600/0036-III/10/2016; VA-BD-
I/1553-C/1/2016; VA-BD-I/0047-C/1/2016; VA-BD-I/1801-C/1/2016; VA-BD-I/0951-
C/1/2016, BMI-LR1600/0136-III/10/2016
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3.8 Zwangsakte

3.8.1 Einleitung

Im Berichtsjahr 2016 beobachteten die Kommissionen insgesamt 43 Akte 
unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt. Darun-
ter fielen 8 Abschiebungen bzw. Rückführungen sowie 35 Demonstrationen, 
Grundversorgungskontrollen, Fußballspiele, Razzien und sonstige polizeiliche 
Großeinsätze.

Wie schon in den vergangenen Jahren gab es aus Sicht des NPM keine bzw. 
kaum Beanstandungen bei Polizeieinsätzen anlässlich von Fußballspielen 
und Schwerpunktaktionen. Großveranstaltungen waren oft Beispiele professi-
onellen Verhaltens durch die Exekutive. Lediglich im Zuge eines Fußballspiels 
im Wiener Allianz Stadion entstand der Eindruck, dass die Fangruppen sowohl 
innerhalb als auch außerhalb des Stadions nicht ausreichend getrennt werden 
konnten, zu Zwischenfällen kam es jedoch nicht. Die LPD Wien bestätigte dies, 
führte aber die Probleme vor allem auf die baulichen und veranstaltungs-
rechtlichen Gegebenheiten zurück. Sie sagte zu, in einen Dialog mit dem Ver-
anstalter zu treten (VA-BD-I/1103-C/1/2016; BMI-LR1600/0130-III/10/2016). 

Ein ambivalentes Bild zeigte sich hinsichtlich der Beobachtungen von De-
monstrationen und Abschiebungen (Verbringung in Drittstaaten) bzw. Rück-
führungen (Verbringung in EU-Staaten aufgrund der Dublin-VO) sowie hin-
sichtlich der Durchführung von Kontaktgesprächen im Vorfeld dieser Amts-
handlungen. Bei manchen Einsätzen, wie z.B. bei den Demonstrationen gegen 
den Wiener Akademikerball 2016, zeigte sich das Verhalten der Exekutive im 
Vergleich zu den Vorjahren stark verbessert, während andere Einsätze Anlass 
zu Kritik gaben.

Zum ersten Mal begleitete eine Delegation eine Rückführung von Personen im 
Flugzeug nach Kroatien. Gemeinsam mit dem BFA und dem BMI entwickelte 
der NPM vorher ein Prozedere, um künftige Beobachtungen solcher Flüge rei-
bungslos zu gewährleisten.

3.8.2 Menschenrechtsbeobachter bei Abschiebungen

Im PB 2015 (Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, S. 156) wurde be-
richtet, dass im Rahmen des Projektes „Forced Return Monitoring (FReM)“, das 
gemeinsam mit dem International Center for Migration Policy Development 
(ICMPD) durchgeführt wurde, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Vereins 
Menschenrechte Österreich (VMÖ) und des Vereins Menschen-Leben (VML) für 
die Tätigkeiten als Menschenrechtsbeobachter ausgebildet und mit der Beob-
achtungsaufgabe beauftragt wurden. 

Das BMI lud beide Vereine ein, Personen zu nominieren, die in Folge als Mo-
nitore ausgebildet wurden. Im Jahr 2016 wurden zehn Personen des VMÖ und 
eine Person des VML nominiert und ausgebildet. 
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Da dem NPM die Protokolle der Beobachtungen übermittelt werden, fiel auf, 
dass die Flüge stets von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des VMÖ begleitet 
wurden. Das BMI teilte dazu mit, dass die Mitarbeiterin des VML als Trainee 
am Charterflug in den Kosovo im April 2015 teilgenommen habe, danach 
jedoch bedauerlicherweise bei keinem weiteren Charterflug mehr mitgeflogen 
sei. Im Rahmen eines weiteren Projektes zwischen BMI und ICMPD, das Mitte 
November 2016 in Wien seine Eröffnungskonferenz hatte, soll der Pool an 
Menschenrechtsbeobachterinnen und -beobachtern ausgebaut werden.

3.8.3 Mangelhafte Dolmetschleistungen

Auch dieses Jahr stellte der NPM fest, dass sprachkundige Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des VMÖ, die keine Dolmetscherinnen bzw. Dolmetscher sind, 
bei Abschiebungen bzw. Rückführungen zu Dolmetschertätigkeiten herange-
zogen wurden (PB 2015, Präventive Menschenrechtskontrolle, S. 157 f.). Den 
Beobachtungen der Kommissionen zufolge tendierten die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des VMÖ dazu, Einfluss auf die Abzuschiebenden bzw. Rück-
zuführenden zu nehmen, indem sie diese davon „überzeugen“ wollten, mit 
den Beamtinnen und den Beamten zu kooperieren, keine Schwierigkeiten zu 
machen und sich nicht gegen die Abschiebung bzw. Rückführung zu wehren. 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des VMÖ mögen durchaus sprachkundig 
sein. Sie üben allerdings die Funktion einer Rückkehrberaterin bzw. eines 
Rückkehrberaters aus, die mit der Rolle professioneller Dolmetscherinnen bzw. 
Dolmetscher nicht vereinbar ist. Es kommt daher oftmals zu einem Interessen-
konflikt. Aus diesem Grund hat die VA schon im Jahr 2014 in einem amtswe-
gigen Akt sowie in vielen anderen Fällen die Praxis kritisiert, dass keine pro-
fessionellen Dolmetscherinnen und Dolmetscher eingesetzt, sondern Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des VMÖ für Übersetzungen herangezogen werden 
(vgl. dazu PB 2014, S. 144 f.). 

In einem Fall wurde eine Mitarbeiterin des VMÖ telefonisch beigezogen, um 
eine Abzuschiebende nach dem Grund zu befragen, warum sie im Anamne-
sebogen die Frage nach Selbstmordgedanken bejaht habe. Im telefonischen 
Gespräch mit der sprachkundigen Rückkehrberaterin widerrief die Abzuschie-
bende die Angaben im Anamnesebogen und gab an, die Frage falsch verstan-
den zu haben. Dies führte letztendlich dazu, dass die Angaben im Anamne-
sebogen geändert wurden. In weiterer Folge stand die Frau auch nicht unter 
ständiger Beobachtung, wie es bei selbstmordgefährdeten Personen während 
des Abschiebevorgangs notwendig und geboten ist.

Der NPM bezweifelt, ob eine nicht als Dolmetscherin ausgebildete sprachkun-
dige Rückkehrberaterin eine derart heikle Frage telefonisch abklären könne. 
Aus diesem Grund wies der NPM das BMI auf seine Verantwortung für Perso-
nen hin, die in staatlicher Obsorge bzw. in staatlichem Gewahrsam sind. Auch 
wenn es bei dieser Abschiebung zu keinem Zwischenfall kam, wäre das BMI 
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in einem ähnlich gelagerten Fall, in dem ein Suizid erfolgreich durchgeführt 
oder versucht worden wäre, durchaus in einen Erklärungsnotstand geraten.

In einem anderen Fall bedachten Beamte, die das Kontaktgespräch organsiert 
hatten, bei der Bestellung einer Dolmetscherin zu wenig die Sprache der Abzu-
schiebenden. Die abzuschiebende Frau konnte daher die Informationen, die 
sie von der Arabisch-Dolmetscherin erhalten hatte, nicht verstehen. Erst durch 
die telefonische Kontaktaufnahme mit einer kurdisch sprechenden Mitarbei-
terin des VMÖ konnte die Frau die nötigen Informationen erhalten. Das BMI 
sagte zu, künftig bei der Wahl geeigneter Dolmetscherinnen und Dolmetscher 
sorgsamer vorzugehen.

Zudem kritisierte der NPM anlässlich eines Falls, dass die Beamtinnen und 
Beamten den Dolmetscherinnen und Dolmetschern die Amtshandlung über-
ließen. Zunächst besprachen die Beamtinnen und Beamten die wichtigsten 
Punkte mit den Dolmetscherinnen und Dolmetschern, danach führten diese 
eigenständig das Gespräch. Der NPM wies darauf hin, dass professionelle Dol-
metscherinnen und Dolmetscher lediglich die Aufgabe haben, die Worte der 
gesprächsführenden Beamtinnen und Beamten zu übersetzen.

Der NPM kritisierte überdies auch, dass – mit Ausnahme einer Polizeibeam-
tin – alle anderen Beamtinnen und Beamten bei der Verhaftung einer Familie 
zum Zweck der Abschiebung Polizeiuniformen trugen. Dem steht ein interner 
Erlass des BMI entgegen, wonach die Beamtinnen und Beamten bei Abschie-
bungen von Familien Zivilkleidung zu tragen haben. Außerdem wurde bei der 
Verhaftung kein Arzt beigezogen, obwohl bekannt war, dass ein Kind unter 
Epilepsie litt.

Einzelfälle: 

 X Die Funktion der Rückkehrberaterin bzw. des Rückkehrberaters und der professionellen Dol- 
 metscherin bzw. des professionellen Dolmetschers ist bei Abschiebungen strikt zu trennen.

 X Bei den Amtshandlungen haben Polizeibedienstete dafür Sorge zu tragen, dass Amtshand- 
 lungen von ihnen und nicht von den Dolmetscherinnen und Dolmetschern vorgenommen  
 werden.

 X Ist der Anamnesebogen zur Erhebung gesundheitlicher Fragen nicht verständlich, ist eine  
 professionelle Dolmetscherin bzw. ein professioneller Dolmetscher einzuschalten, um die  
 offenen Fragen zu klären.

VA-BD-I/0460-C/1/2015, BMI-LR1600/0124-III/10/2015; VA-BD-
I/1047-C/1/2015, BMI-LR1600/0141-III/10/2015; VA-BD-I/0486-C/1/2016, 
BMI-LR1600/0070-III/10/2016

3.8.4 Teilnahme des NPM an einer Rückführung per Flugzeug

Wie bereits im PB 2015 ausgeführt (Band „Präventive Menschenrechtskontrol-
le“, S. 154 f.), stellte der MRB in einer Stellungnahme fest, dass Begleitungen 
von Abschiebungen und Rückführungen unter das NPM-Mandat fallen. Im 
Herbst 2015 fand eine Besprechung mit dem BMI statt, deren Ergebnisse 2016 
in einen Erlass über begleitete Abschiebungen mündeten.
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In weiteren Gesprächen mit Vertretern des BFA und Vertretern des Stadtpolizei-
kommandos Schwechat wurden Details über die Durchführung der Teilnahme 
geklärt. Ende des Jahres 2016 begleiteten zwei Kommissionsleiter eine Rück-
führung nach Kroatien.

Die Zusammenarbeit mit dem BFA und dem Stadtpolizeikommando Schwe-
chat funktionierte gut. Die Rückführung verlief problemlos, es handelte sich 
allerdings um keine „Risikorückführung“. Einige Fragen hinsichtlich der 
Übermittlung von Informationen an den NPM sind noch zu klären, allerdings 
konnte zu Redaktionsschluss noch keine Stellungnahme des BMI eingeholt 
werden.

Einzelfall: VA-BD-I/0967-C/1/2016

3.8.5 Sondertransit Schwechat

Im Jahr 2014 hatte sich eine Person, die im Sondertransit (SOT) Schwechat an-
gehalten wurde, zwei Mal die Lippen zugenäht, um nicht in ein anderes Dub-
lin-Land abgeschoben zu werden. Die zuständige Kommission besuchte die-
se Person zwei Mal und ersuchte um Einholung der Krankengeschichte beim 
BMI. Sie kritisierte, dass die Bescheide, die den Rückzuführenden zugestellt 
wurden, völlig unverständlich übersetzt wurden und keinen Sinn ergaben.

Das BMI gab zwar technische Probleme bei der Übersetzung zu und versicher-
te, dass es künftig diese technischen Probleme nicht mehr geben werde. Aller-
dings verweigerte das BMI die Übermittlung der Krankengeschichte mit dem 
Argument, dass der SOT im Flughafen Wien Schwechat kein Ort der Freiheits-
entziehung sei, weshalb die Bestimmungen des OPCAT keine Anwendung fin-
den würden. Dies hätte zur Folge, dass bestimmte Erlässe, die dem Schutz der 
Schubhäftlinge in PAZ dienen, für den SOT nicht gelten.

Der NPM ersuchte den MRB dazu um Stellungnahme. Dieser stellte fest, dass 
der Begriff „Ort der Freiheitsentziehung“ nach Art. 4 OPCAT im Einklang mit 
der internationalen Auslegungspraxis des OPCAT weit auszulegen sei. Da-
mit erstrecke sich der Anwendungsbereich des OPCAT auch auf den SOT des 
Flughafens Wien Schwechat. Dies selbst dann, wenn der Aufenthalt der bzw. 
des Fremden im SOT des Flughafens Wien Schwechat im konkreten Einzelfall 
nach der Judikatur des EGMR nicht als Festnahme oder Haft i.S.d. Art. 5 EMRK 
bzw. des PersFrBVG zu qualifizieren wäre.

Welche Erlässe für Personen im SOT gelten sollen, müsste für jeden einzelnen 
Erlass und für jede Richtlinie gesondert entschieden werden. 

Nach der Stellungnahme des MRB übermittelte das BMI die Krankengeschich-
te jenes Mannes, der sich seine Lippen zugenäht hatte. Daraufhin betonte 
die VA gegenüber dem BMI, dass damit auch bestimmte Erlässe des BMI, die 
für Schubhäftlinge in PAZ gelten und ihrem Schutz dienen, wie beispielweise 
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der Erlass über die Behandlung von Hungerstreikenden in Schubhaft, auch 
für Personen gelten sollen, die sich im SOT des Flughafens Wien Schwechat 
befinden.

Einzelfälle: 

XX DerXSondertransitXamXFlughafenXSchwechatXistXeinXOrtXderXFreiheitsentziehungXi.S.d.XOPCAT.XX
X AlleXmenschenrechtlichenXGrundsätze,XdieXfürXOrteXderXFreiheitsentziehungXgelten,XsindXX
X daherXauchXfürXSondertransiträumeXheranzuziehen.

VA-BD-I/0241-C/1/2014, I/258-C/1/2014, BMI-LR1600/0086-
III/10/2014 

3.8.6 Demonstrationen

Wie im letzten Jahr (PB 2015, Band „Präventive Menschenrechtskontrolle“, 
S. 163) gab es auch 2016 wieder Verbesserungen beim Einsatz zur Beobach-
tung der Demonstrationen gegen den Wiener Akademikerball. 

Die Exekutive war während der gesamten Dauer der Demonstration neben 
der allgemeinen Sicherung und der verstärkten Beobachtung des „Schwar-
zen Blocks“ um Besonnenheit und Deeskalation bemüht. Auch ließen sich 
die Beamtinnen und Beamten durch verschiedene Gruppen nicht provozieren. 
Dennoch kritisierten die Kommissionen, dass das Verhalten der Beamtinnen 
und Beamten bei einer Kontrolle von Demonstrantinnen und Demonstranten 
vereinzelt rau und provozierend gewesen sei.

In einem Fall ließ die Exekutive Personen, die vor dem Museumsquartier, Höhe 
Maria-Theresien-Platz, auf dem Boden saßen und Parolen riefen, gewähren. 
Die Beamtinnen und Beamten zogen ab, worauf sich in Folge auch die Sitz-
blockade ohne Einschreiten der Exekutive auflöste. Die Kommissionen berich-
teten auch davon, dass an vielen Absperrungen Beamtinnen und Beamte mit 
abgenommenen Helmen und abgestellten Schildern in lockerer Formation 
angetroffen worden seien, was ebenfalls zur Deeskalation beigetragen habe.

Der NPM empfahl, Hautrötungen in die Verletzungsdokumentation aufzuneh-
men, auch wenn diese nach Ansicht des BMI keine Verletzungen darstellen.

Andere Demonstrationen verliefen weniger positiv. Nicht nachvollziehbar 
war für den NPM beispielweise, warum beim Einsatz anlässlich der PEGIDA-
Demonstration im Februar 2016 in Wien ein Kessel gebildet wurde. Über 400 
Personen konnten dadurch über drei Stunden lang den Ort nicht verlassen. 
Das BMI begründete die Kesselbildung damit, dass drei Personen wegen des 
Verdachts des Verstoßes gegen § 285 StGB („Verhinderung oder Störung einer 
Versammlung“) zur Anzeige gebracht werden sollten. Unter Berücksichtigung 
des Gebots der Verhältnismäßigkeit und der Ökonomie war diese Vorgangs-
weise nicht nachvollziehbar.

Auch die Durchsagen der Polizei waren nur sehr schlecht zu verstehen. Diese 
technischen Probleme gab es zwar im Vergleich zu den Vorjahren seltener, sie 
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dürften allerdings noch nicht vollständig gelöst sein. Der NPM betonte, dass 
die mangelhafte Wahrnehmung auch rechtliche Probleme, etwa bei der An-
kündigung drohender Zwangsgewalt, zur Folge haben kann. Die technische 
Ausrüstung sollte daher so verbessert werden, dass akustische Durchsagen gut 
gehört und verstanden werden können.

In einem anderen Fall war die Ankündigung einer Versammlungsauflösung 
teilweise nicht zu verstehen. An manchen Orten war die Ankündigung zwar 
wahrnehmbar, es stand jedoch nicht genügend Zeit zur Verfügung, dem poli-
zeilichen Befehl Folge zu leisten und den Ort zu verlassen. Denn gleichzeitig 
mit der Aufforderung zum Verlassen des Ortes wurden Polizeikordone aufgezo-
gen und die Polizei begann mit der Kesselbildung. Friedliche Demonstrantin-
nen und Demonstranten konnten so nach Wahrnehmung der Delegation den 
Kessel nicht mehr verlassen.

Bei einer Demonstration Ende des Jahres 2015 kam es im Zuge der großen 
Flüchtlingsbewegung zu Ausschreitungen zwischen „linken“ und „rechten“ 
Demonstrantinnen und Demonstranten in Spielfeld. Den Beobachtungen der 
Kommission zufolge war dies darauf zurückzuführen, dass zu wenige Polizei-
bedienstete im Einsatz waren. Dies führte auch zu aggressivem Verhalten der 
Beamtinnen und Beamten gegenüber den demonstrierenden Personen. 

Das Argument des BMI, es sei zu Ausschreitungen gekommen, weil sich die 
Versammlungsteilnehmerinnen und -teilnehmer nicht an die vom Versamm-
lungsleiter angemeldeten und genehmigten Marschrouten gehalten hätten, 
kann diese Vorkommnisse nicht alleine erklären. Etliche Erfahrungen der 
Polizei in ähnlichen Fällen zeigten, dass nicht immer die angemeldeten und 
genehmigten Marschrouten eingehalten werden und sich Splittergruppen bil-
den. Dies war in diesem Fall besonders relevant, da im Zusammenhang mit 
der starken Flüchtlingsbewegung des Jahres 2015 die Demonstrationen und 
Gegendemonstrationen besonders emotional aufgeladen und konfliktbeladen 
waren. 

Der NPM konnte zwar das Argument des BMI nachvollziehen, dass es in länd-
lichen Gebieten durchaus schwieriger ist, Demonstrantinnen und Demons-
tranten zu kontrollieren. Der NPM regte dennoch an, künftig eine entspre-
chend große Anzahl an Beamtinnen und Beamten einzusetzen.

Einzelfälle: 

XX DieXPolizeiXistXtechnischXsoXauszustatten,XdassXAnkündigungenXfürXDemonstrantinnenXundXX
X DemonstrantenXverständlichXsindXundXihnenXdamitXdieXMöglichkeitXgegebenXist,XpolizeilichenXX
X BefehlenXFolgeXzuXleisten.

XX DieXPolizeiXhatXsorgfältigXabzuwägen,XobXeineXKesselbildungXnotwendig,XgerechtfertigtXundXX
X verhältnismäßigXist.XFriedlichenXDemonstrantinnenXundXDemonstrantenXsollXdieXMöglichkeitXX
X gegebenXwerden,XdenXOrtXrechtzeitigXzuXverlassen.

VA-BD-I/0300-C/1/2015, BMI-LR1600/0110-III/10/2016VA-BD-I/0064-
C/1/2016, BMI-LR1600/0120-III/10/2016; VA-BD-I/0298-C/1/2016, BMI-LR1600/0053-
III/10/2016; VA-BD-I/0484-C/1/2016, BMI-LR1600/0191-III/10/2016
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3.8.7 Schwerpunktkontrollen

Bei einer Grundversorgungskontrolle kritisierte die Kommission, dass das Vor-
gehen der Beamtinnen und Beamten sehr unterschiedlich war. Manche Be-
dienstete fragten höflich nach den Ausweisen und holten vor dem Betreten der 
Wohnungen die Zustimmung der Bewohnerinnen und Bewohner ein. Andere 
Beamtinnen und Beamte gingen hingegen sehr autoritär vor (laut und in Be-
fehlston, mit klar autoritärer Körperhaltung). Einige Beamtinnen und Beam-
ten trugen Uniformen, andere Zivilkleidung. Zudem beobachtete die Kommis-
sion, dass Wohnungen fallweise ohne Zustimmung der Betroffenen betreten 
sowie Schränke ohne Zustimmung geöffnet wurden.

Das BMI reagierte auf die Kritik und versicherte, dass auch künftig eine Sen-
sibilisierung der Beamtinnen und Beamten erfolgen werde, um ein korrektes 
und respektvolles Vorgehen sicherzustellen. 

Im Zuge einer Schwerpunktkontrolle in der Innsbrucker Innenstadt und in 
der Umgebung des Hauptbahnhofes wurde ein Mann wegen Drogenkonsums 
aufgegriffen und „freiwillig“ in die PI mitgenommen. Den Angaben der Kom-
mission nach war fraglich, ob dem Betroffenen die Freiwilligkeit tatsächlich 
bewusst war. 

Das BMI versicherte, dass der Führungsebene der LPD Tirol die Bewusstseins-
bildung der Exekutivbediensteten hinsichtlich des „schmalen Grates“ zwi-
schen Freiwilligkeit und maßhaltender Befehlsgewalt ein besonderes Anliegen 
sei. Die Anregung, eine diesbezügliche Sensibilisierung der Polizeibedienste-
ten durchzuführen, wurde seitens des BMI gerne aufgenommen. Das Büro für 
Rechtsangelegenheiten der LPD Tirol würde überdies erwägen, einen monatli-
chen „NPM-Kurzbeitrag“ in Form eines Newsletters einzuführen. Dabei könn-
te die breite Basis der Beamtinnen und Beamten nochmals informiert und 
sensibilisiert werden.

Bei einer Kontrolle im Zuge von Ausgleichsmaßnahmen Schengen (AGM) kri-
tisierte die Kommission, dass für die Auswahl der zu kontrollierenden Perso-
nen durchgängig die Hautfarbe der Reisenden ausschlaggebend gewesen sei. 
Dies ist aus menschenrechtlicher Sicht problematisch, da die Hautfarbe weder 
Gradmesser für die Nationalität noch für die Rechtmäßigkeit des Aufenthaltes 
ist. Auch darf die Hautfarbe nicht Verdachtsmoment für rechtswidriges Ver-
halten sein. Obgleich das BMI bestritt, Personen nach der Hautfarbe für Kon-
trollen auszuwählen, wies der NPM das BMI nochmals auf diese Problematik 
hin.
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Einzelfälle: 

 X Im Zuge von GVS-Kontrollen müssen alle Polizeibediensteten insbesondere bei Betreten von  
 Wohnungen, die ein höchstpersönlicher Bereich sind, respektvoll und höflich auftreten und  
 sollen Zivilkleidung tragen.

 X Die Unterschiede zwischen einer freiwilligen Begleitung von Polizeibediensteten und einer  
 Festnahme muss den Betroffenen genau erklärt werden. „Freiwilligkeit“ muss den  
 Betroffenen bewusst sein.

VA-BD-I/0425-C/1/2015, BMI-LR1600/0065-III/10/2015; VA-BD-
I/1219-C/1/2015, BMI-LR1600/0151-III/10/2015; VA-BD-I/1077-C/1/2015, 
BMI-LR-1600/0142-III/10/2015

3.8.8 Mangelhafte Verständigung über Polizeiaktionen

Die Kommission für Vbg hatte den Eindruck, kaum Informationen über Ab-
schiebungen, Großveranstaltungen und Demonstrationen zu erhalten. Dass 
der NPM über Polizeieinsätze zu verständigen ist, ist österreichweit per Erlass 
geregelt. Das BMI drückte sein Bedauern über die mangelhafte Verständigung 
der Kommission durch die LPD aus und versicherte, dass es sich um Einzelfälle 
gehandelt habe. Die LPD sei bemüht, künftig solche Vorfälle zu vermeiden. 
Die Verständigungspflichten wurden den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
im Rahmen von Schulungen in Erinnerung gerufen.

Einzelfall: VA-BD-I/1329-C/1/2015, BMI-LR1600/0006-III/10/2016

3.8.9 Positive Wahrnehmungen

In allen Bereichen polizeilicher Einsätze gab es viele positive Beobachtungen. 
In manchen Fällen reagierten die Beamtinnen und Beamten auch umgehend 
auf Kritik. 

So teilte das BMI in einem Fall mit, dass sie einer Empfehlung der Kommission 
unmittelbar entsprochen habe. Die Kommission hatte nämlich im Zuge eines 
Besuches angeregt, von der Praxis der Visitierung im Gesperre des PAZ Leoben 
abzugehen. Daraufhin gab die PAZ-Leitung bekannt, Visitierungen künftig in 
anderen Räumlichkeiten des PAZ durchzuführen. Das BMI griff auch den Vor-
schlag des NPM auf und ließ das Formular „Information für Festgenommene“ 
in die Sprache Somali übersetzen. 

Bei Demonstrationen konnten die Kommissionen in einigen Fällen sehr gut 
geplante sowie gut durchgeführte polizeiliche Einsätze beobachten. In diesen 
Fällen war die Polizei in angemessener Stärke vor Ort. Die Beamtinnen und 
Beamten hatten sich korrekt, höflich, aber auch klar und deutlich gegenüber 
den Demonstrantinnen und Demonstranten verhalten.

In anderen Fällen zeigte die Polizei in vorbildlicher Weise, wie die 3D-Strategie 
anzuwenden ist. Die Beamtinnen und Beamten blieben, solange dies mög-
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lich war, zum Großteil im Hintergrund und ließen sich auch nicht durch die 
Demonstrantinnen und Demonstranten provozieren. Die begleitenden Beam-
tinnen und Beamten waren in räumlicher Distanz zu den Demonstrantinnen 
und Demonstranten und trugen weder Helme noch Schilde.

Bei einer Demonstration vor der Flüchtlingsunterkunft Zeidlergasse in Wien 
stellte eine Kommission des NPM fest, dass die Beamtinnen und Beamten die 
Passantinnen und Passanten während ihres Einsatzes ruhig und höflich über 
die Situation aufklärten, wenn sie sich mit Fragen an die Einsatzkräfte wand-
ten. Die Trennung von Demonstrantinnen und Demonstranten sowie Gegen-
demonstrantinnen und -demonstranten durch die Bildung eines Korridors und 
eines Keils funktionierte vorbildlich.

Wenn Festnahmen im Zuge von Demonstrationen und Fußballspielen not-
wendig waren, führten die Beamtinnen und Beamten diese meist korrekt und 
maßhaltend durch.

Dass die Kommissionen wenige Fußballspiele beobachteten, ist darauf zurück-
zuführen, dass die Polizei in diesem Bereich seit Jahren professionell agiert. 
Wenn Fußballspiele mit Risikofangruppen beobachtet wurden, hatten die 
Kommissionen durchwegs einen positiven Eindruck. Dies betraf sowohl die 
Vorbereitung des Einsatzes und den Einsatzplan als auch die Vorgehensweise 
während des Spiels und das Verhalten der Beamtinnen und Beamten während 
des Abströmens der Fangruppen.

Positiv bewertete der NPM bei einer Identitätskontrolle im Asylzentrum Erd-
berg, dass die meisten Beamtinnen und Beamten zivile Kleidung trugen und 
die uniformierten Kolleginnen und Kollegen im Hintergrund blieben. Begleitet 
wurden die Beamtinnen und Beamten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
von Hilfsorganisationen, um den Kontrollierten die Angst zu nehmen. Der 
Kommission fielen die Beamtinnen und Beamten besonders durch ihren wert-
schätzenden und menschlichen Umgang mit den Asylwerbenden auf.

In einem Fall verhielt sich eine Beamtin im Zuge einer GVS-Kontrolle im Raum 
Klagenfurt-Land derart vorbildlich, dass die Kommission die hohe Sensibilität 
der Beamtin hinsichtlich der Situation der Bewohnerinnen und Bewohner aus-
drücklich im Protokoll erwähnte.

Auch sehr schwierige Einsätze, wie eine Suchtgiftkontrolle am Bahnhof Inns-
bruck, wurden nach Einschätzung der Kommission von den Beamtinnen und 
Beamten gut und professionell bewältigt. Die Anwendung von Körperkraft 
war nach Ansicht der Kommission angemessen und auf die Dauer des Angrif-
fes beschränkt.

In einem anderen Fall, bei der Beobachtung von Rotlichtlokalen und Bars im 
Bgld im August 2016, ersuchte die Kommission ausdrücklich, dass ihre posi-
tiven Beobachtungen dem BMI schriftlich zur Kenntnis gebracht werden, was 
der NPM gerne tat.
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Die Kooperation zwischen den einzelnen Delegationen der Kommissionen und 
den Einsatzkräften funktionierte in der Regel sehr gut. Allfällige Probleme bzw. 
Missverständnisse wurden zwischen der zuständigen Delegation und den Be-
amtinnen und Beamten in einem Abschlussgespräch nach dem Einsatz be-
sprochen und geklärt. 

Einzelfälle: VA-BD-I/0679-C/1/2014; I/1106-C/1/2015; I/0078-C/1/2016; 
I/0132-C/1/2016; I/0276-C/1/2016; I/0297-C/1/2016; I/0356-C/1/2016; 
I/0449-C/1/2016; I/0487-C/1/2016; I/0598-C/1/2016; I/0679-C/1/2016; I/0728-
C/1/2016; I/1555-C/1/2016;
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4 Empfehlungen der Volksanwaltschaft

4.1 Alten- und Pflegeheime

Lebens- und Aufenthaltsbedingungen

Alten- und Pflegeheime sind kein adäquater Lebensraum für junge Menschen mit Behinderung. 
(2013)

Unübliche Essens- und frühe Schlafenszeiten sind Ausdruck struktureller Gewalt und sind zu ver-
meiden. Eine Abendgestaltung für nicht schlafende und ruhelose demente Bewohnerinnen und 
Bewohner ist erforderlich. (2013, 2015)

Bei der Festlegung der Essenszeiten sollten Wünsche der Bewohnerinnen und Bewohner berück-
sichtigt und ernährungswissenschaftlichen Empfehlungen entsprochen werden. Dieser zufolge 
seien drei Haupt- und zwei Zwischenmahlzeiten bei einer Gemeinschaftsversorgung optimal. Die 
Zeitspanne zwischen den Mahlzeiten sollte dabei nicht mehr als fünf Stunden und zwischen dem 
Abendessen und dem Frühstück nicht länger als zwölf Stunden betragen. (2013)

Der Zugang ins Freie ist einmal am Tag sicherzustellen; dies insbesondere auch für nicht mobile 
Bewohnerinnen und Bewohner. (2015)

Die Privat- und Intimsphäre ist zu wahren. Das sowohl bei der Durchführung pflegebezogener Hil-
festellungen als auch bei der Gestaltung von Mehrbettzimmern (Sichtschutz durch Paravents etc.). 
(2013)

Nicht gewährleistete sichere und menschenwürdige Pflege muss zur Verlegung von Bewohnerinnen 
und Bewohnern führen. Aufsichtsbehörden sind zum raschen Handeln aufgerufen. (2014)

Bildungs-, Arbeits- und Beschäftigungsangebote

Die VA fordert untertags mehr Aktivierungs- und Beschäftigungsangebote sowie regelmäßigen Zu-
gang ins Freie, um das Wohlbefinden zu erhöhen und Komplikationen vorzubeugen. (2015)

Freiheitsbeschränkende Maßnahmen

Eine an der Menschenwürde und den Menschenrechten ausgerichtete Pflege ist ohne aktiven Schutz 
der persönlichen Freiheit undenkbar. Daher drängt dieser Achtungsanspruch darauf, dass Einrich-
tungen den Umgang mit freiheitsbeschränkenden Maßnahmen überdenken und die eigene Praxis 
ständig selbstkritisch überprüfen. (2014)

Freiheitsbeschränkungen werden oft bereits durch psychosoziale Interventionen, Zuwendung und 
Rücksicht auf individuelle Bedürfnisse überflüssig. (2014)

Eine zeitgemäße Ausstattung mit Pflegehilfsmitteln als Alternative zu freiheitsbeschränkenden 
Maßnahmen (Niederflurbetten, Betten mit geteilten Seitenteilen, Bettalarmierungssysteme, Sturz-
matten etc.) ist sicherzustellen. (2014)

Empfehlungen der VA
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Jede Zwangsmaßnahme ist unverhältnismäßig, wenn eine geeignete mildere Anordnung für den 
angestrebten Erfolg ausreicht. Eingriffe in das Recht auf persönliche Freiheit und andere Persönlich-
keitsrechte dürfen in sachlicher, räumlicher, zeitlicher und personeller Hinsicht nicht einschneiden-
der als notwendig sein. (2014)

Medikamentöse Freiheitsbeschränkungen unterliegen einer gerichtlichen Kontrolle und sind zur 
Durchsetzung des individuellen Rechtsschutzes von der Einrichtungsleitung an die Bewohnervertre-
tung zu melden. (2014)

Es wird empfohlen, Gurtfixierungen nur mit dafür zugelassenen Medizinprodukten vorzunehmen. 
(2015)

Die VA fordert die verpflichtende Einführung von Schulungen zur Sturzprävention sowie Betreu-
ungskonzepte für Demenzkranke, um freiheitsbeschränkende Maßnahmen zu vermeiden. (2015)

Gesundheitswesen

Orientierungstrainings, Körperübungen, Investitionen in Niederflurbetten, Betten-, Sessel- und 
Mattenalarme, individuell angepasste Hüftprotektoren, Seh- und Ganghilfen tragen zur Sturzver-
meidung bei. (2014)

Das individuelle Sturzrisiko von Bewohnerinnen und Bewohnern ist nicht nur bei Eintritt in eine 
Einrichtung, sondern regelmäßig, insbesondere bei Veränderungen des Gesundheitszustandes oder 
der Medikation zu erfassen. (2015)

Sturzereignisse müssen sorgfältig analysiert, zentral dokumentiert und evaluiert werden. (2015)

Ärztliches und pflegerisches Fachpersonal ist gefordert, stets zu versuchen, die Ursachen für Unru-
hezustände, Weglauftendenzen und potenzielle Sturzgefahren zu erkennen und nach Möglichkeit 
ohne Fixierungen zu beseitigen. (2015)

Freie Arztwahl ist auch in Einrichtungen für ältere Menschen sicherzustellen. (2014)

Eine Facharztversorgung muss uneingeschränkt gewährleistet sein. (2014)

Vor der Verschreibung von Medikamenten hat eine Aufklärung über Art, Umfang, Durchführung, 
zu erwartende Folgen und Risiken von medikamentösen Behandlungen zu erfolgen und es ist die 
Zustimmung dazu einzuholen (informed consent). Unzulässig ist es, Medikamente unauffällig mit 
Nahrungsmitteln zu verabreichen, ohne dass Betroffene eine Zustimmung erteilt haben. (2014)

Ausgangspunkt der Strategien zur Vermeidung einer unangemessenen Polypharmazie ist die bei 
geriatrischen Patientinnen und Patienten oft komplexe und zeitintensive Arzneimittelanamnese. 
Deren Angemessenheit ist im Einzelfall zu bewerten und gegebenenfalls eine Intervention im Sinne 
einer Medikamentenanpassung durchzuführen. Gleichzeitig gilt: Nach der Bewertung ist vor der 
Bewertung. In regelmäßigen Abständen muss eine erneute Bestandsaufnahme erfolgen. (2015)
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Das Verabreichen von Arzneimitteln stellt grundsätzlich eine ärztliche Tätigkeit dar, die im Rahmen 
des mitverantwortlichen Tätigkeitsbereichs an diplomiertes Pflegepersonal delegiert werden kann, 
wenn sowohl Menge, Dosis, Verabreichungsart als auch der Zeitpunkt der Verabreichung von den 
anordnungsberechtigten Ärztinnen und Ärzten schriftlich in der Patientendokumentation festge-
halten wurde. (2014)

Die Verabreichung von „Bedarfsmedikationen“ ist in Einzelfällen zulässig, wenn die Kriterien für 
die Beurteilung des Zeitpunkts und der Dosis des zu verabreichenden Arzneimittels nach ärztlichen 
Vorgaben eindeutig, zweifelsfrei und nachvollziehbar ist, ohne dass das Krankenpflegepersonal 
kompetenzüberscheitende und damit unzulässige diagnostische oder therapeutische Ermessensent-
scheidungen selbst trifft. (2014)

Nicht-medikamentöse Maßnahmen zur Minimierung von Schlafstörungen sollten systematisch an-
gewandt und dokumentiert werden. (2015)

Es ist regelmäßig notwendig, die Schmerzen von Bewohnerinnen und Bewohnern zu erkennen, ein-
zuschätzen und diesen durch Maßnahmen zur Schmerzlinderung zu begegnen. (2015)

Professionelle Schmerzbehandlung erfordert Zusammenarbeit zwischen Pflegepersonal und Ärzte-
schaft unter Einbeziehung der Betroffenen und ihrer Angehörigen. (2015)

Schulungen des gesamten Pflegepersonals bezüglich Schmerzerkennung und Schmerzeinschätzung 
kognitiv beeinträchtigter Personen sind unerlässlich. (2015)

Forschungsbedarf besteht in Bezug auf Arzneimittelsicherheit für hochbetagte Menschen in und 
außerhalb stationärer Langzeitpflege. (2014)

Personal

Personelle Ressourcen – insbesondere im Nachtdienst – müssen so ausreichend gegeben sein, dass 
die Sicherheit der Bewohnerinnen und Bewohner durchgehend gewährleistet ist. Betreuungsperso-
nal muss zeitnah in der Lage sein, unvorhersehbare Unterstützung und Hilfe zu leisten, Notfälle 
frühzeitig zu erkennen oder Hilferufe wahrzunehmen. (2014)

Für die Aufrechterhaltung bzw. Verbesserung der Arbeitsfähigkeit notwendig ist fachgerechte Super-
vision, die in der Dienstzeit mit externen Supervisoren, die Pflegeteams auswählen können, statt-
findet. Das dient der Psychohygiene und der Prävention von Burnout, Mobbing und Gewalt. (2013)

Spezifischere Ausbildung der Ärztinnen und Ärzte in Bezug auf die Pharmakotherapie älterer Pati-
entinnen und Patienten ist erforderlich. (2014)

Die Umsetzung pflegewissenschaftlicher Ergebnisse und die Anwendung verschiedener – auch aus 
Sicht präventiver menschenrechtlicher Kontrolle – wesentlicher Assessment-Instrumente (z.B. für 
die Risikoeinschätzung im Zusammenhang mit Sturzprophylaxe, Schmerz, Hygiene, Mangelernäh-
rung, Hautschäden) machen eine Neuausrichtung und Professionalisierung der Pflege erforderlich. 
(2014)
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4.2 Krankenhäuser und psychiatrische Kliniken

Bauliche Ausstattung

Die Gestaltung der räumlichen Bedingungen und der organisatorischen Abläufe in psychiatrischen 
Institutionen kann maßgeblich zur Vermeidung von Gewalt und Aggression beitragen. (2014)

Wohnungs- und Rehabilitationsangebote für chronisch psychisch Kranke müssen ausgebaut wer-
den, um Hospitalisierungseffekten vorzubeugen. (2014)

Lebens- und Aufenthaltsbedingungen

Kinder und Jugendliche dürfen nicht in der Erwachsenenpsychiatrie behandelt und untergebracht 
werden; das stellt auch nach Ansicht des CPT eine Verletzung präventiver menschenrechtlicher und 
fachlicher Standards dar. (2015)

Das psychiatrische Versorgungsangebot ist unter Bedachtnahme auf die regionalen Verhältnisse 
vorausschauend zu planen und flexibel anzupassen. (2014)

Die extramuralen Plätze für gerontopsychiatrische Patientinnen und Patienten sind zur Vermei-
dung medizinisch nicht mehr indizierter Spitalsaufenthalte zu erhöhen. (2015)

Der Schutz von Frauen und Mädchen vor Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch ist entsprechend 
völkerrechtlichen Vorgaben und innerstaatlichen Regelungen umfassend zu garantieren. (2015)

Freiheitsbeschränkende Maßnahmen

Krankenhausträger bzw. Psychiatrien müssen personell, konzeptuell und organisatorisch sicherstel-
len, dass es möglichst viele, hinsichtlich der Eingriffsintensität abgestufte Reaktionsmöglichkeiten 
gibt, bevor man Zwangsmaßnahmen setzt. (2014)

Deeskalationsmanagement und mehrdimensionale Gewalt- und Sturzprävention dienen der Ver-
meidung freiheitsbeschränkender Maßnahmen. (2014)

Einvernehmliche Behandlungsübereinkünfte eignen sich auch dazu, die Häufigkeit und Dauer von 
Zwangsmaßnahmen zu reduzieren. (2013)

Fixierungen und Isolierungen sind keine therapeutischen Interventionen, sondern reine Siche-
rungsmaßnahmen, die dann angewendet werden, wenn eine therapeutische Herangehensweise 
nicht möglich ist. Falls deren Anwendung unumgänglich erscheint, muss man die Menschenwürde 
wahren und Rechtssicherheit gewährleisten. Interventionen sind so kurz und so wenig eingreifend 
wie möglich zu halten. (2014)

Jede Zwangsmaßnahme ist unverhältnismäßig, wenn eine geeignete mildere Anordnung für den 
angestrebten Erfolg ausreicht. Eingriffe in das Recht auf persönliche Freiheit und andere Persönlich-
keitsrechte dürfen in sachlicher, räumlicher, zeitlicher und personeller Hinsicht nicht einschneiden-
der als notwendig sein. (2014)
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Werden Fixierungen als ultima ratio eingesetzt, dürfen diese von den Betroffenen nicht als Bedro-
hung empfunden werden bzw. Ohnmachtsgefühle und Angstzustände durch die Art, wie die Fixie-
rung vorgenommen wurde, nicht verstärken. (2013)

Die Betreuung und Fixierung von Patientinnen und Patienten in Gangbetten stellt eine inakzepta-
ble Verletzung ihrer Menschenwürde und elementarer Persönlichkeitsrechte dar. Fixierung haben 
außer Sichtweite Dritter zu geschehen, Fixierungen haben stets unter kontinuierlicher und direkter 
Überwachung in Form einer Sitzwache zu erfolgen. Fixiergurte an Betten dürfen nicht ständig sicht-
bar sein. (2014)

CPT-Empfehlungen aus dem Jahr 2015 zu Sitzwachen, Gangbetten und bezüglich der Einführung 
von Zentralregistern in psychiatrischen Anstalten sind umzusetzen. (2015)

Patientinnen und Patienten müssen nach erfolgten mechanischen Fixierungen mittels 1:1-Betreu-
ung „ständig, unmittelbar und persönlich“ überwacht werden, wie es das CPT seit Jahren fordert. 
(2014)

In Umsetzung einer Empfehlung des CPT sind in allen psychiatrischen Krankenanstalten und Sta-
tionen Zentralregister zur Erfassung freiheitsbeschränkender Maßnahmen einzurichten, um deren 
Anwendung und Häufigkeit auch außerhalb von Patientendokumentationen evaluieren zu kön-
nen. (2014)

Mehrtägige Fixierungen sind aus menschenrechtlicher Sicht äußerst bedenklich und grundsätzlich 
zu vermeiden. In speziellen Sonderfällen ist eine lückenlose Dokumentation und Kontrolle sicher-
zustellen. (2014)

Das Versperren von Stationstüren ist als freiheitsbeschränkende Maßnahme zu qualifizieren und 
darf nicht zu einer unzulässigen „De-facto-Unterbringung“ unbegleiteter Minderjähriger führen. 
(2015)

Potenzielle Überforderungen, die durch die gemeinsame Betreuung von zwangsweise und freiwillig 
untergebrachten Jugendlichen entstehen können, sind zu minimieren. (2015)

Deeskalation kann auf verschiedenen Ebenen stattfinden. Sie beginnt bei der Verhinderung der 
Entstehung von Aggression, in einem beruhigenden Gespräch mit angespannten Patienten, in der 
niederlagenlosen Konfliktlösung bis hin zu Fixierungen, welche würdewahrend und patientenscho-
nend durchgeführt werden müssen. (2014)

Bei Ablöse von Netzbetten müssen Alternativen zu freiheitsbeschränkenden Maßnahmen reflek-
tiert und realisiert werden. (2014)

Sicherungsmaßnahmen

Das der Anlegung von mechanischen Fixierungen vorangehende Festhalten von Kranken gehört 
bereits zur psychiatrischen Gesundheits- und Krankenpflege und ist damit dem Pflegepersonal nach 
den Regelungen des GuKG vorbehalten. Mangels gesetzlicher Grundlage dürfen von Krankenan-
stalten beauftragte Sicherheitsdienste keine Pflegemaßnahmen setzen und nicht an Fixierungen 
mitwirken. (2014)
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Gesundheitswesen

Sturzprävention: Alle Patientinnen und Patienten sollten bei der Aufnahme in ein Krankenhaus 
hinsichtlich Sturzrisikofaktoren beobachtet und befragt werden. Erhebungen häufiger Sturzursa-
chen sollen auf allen Stationen zur Risikominimierung regelmäßig erfolgen (feuchte oder rutschi-
ge Böden, schlechtes Licht, fehlende Haltegriffe, hohe Stufen etc.). Ein multiprofessionelles Team 
soll Maßnahmen planen, Informationen erteilen und therapeutische Interventionen veranlassen. 
(2014)

Orientierungstrainings, Körperübungen, Investitionen in Niederflurbetten, Betten-, Sessel- und 
Mattenalarme, individuell angepasste Hüftprotektoren, Seh- und Ganghilfen tragen zur Sturzver-
meidung bei. (2014)

Personal

Die Einbeziehung und Mitwirkung von gewerblichem Sicherheitspersonal an Pflegehandlungen 
ist unzulässig und hat zu unterbleiben. Vorkehrungen in Bezug auf persönlichkeitsrechtswahrende 
und das Personal sichernde Maßnahmen sind begleitend notwendig. (2014)

Fachkompetente Unterstützung potenzieller Opfer ist bereits im Rahmen der Verdachtsabklärung, 
aber auch darüber hinaus, zu gewährleisten, wenn sich Vorwürfe gegen Spitalspersonal richten. 
(2015)

Die Beweissicherung durch Medizinerinnen und Mediziner im Krankenhaus muss opfersensibel 
und umfassend erfolgen. (2015)

Handlungsleitend für professionelles Handeln müssen die Prinzipien der Freiwilligkeit, der (assis-
tierten) Selbstbestimmung, der partizipativen Entscheidungsfindung und intensive Betreuung und 
Beschäftigung – wenn in akuten Krisen notwendig auch im Verhältnis 1:1 – sein. Dies erfordert 
Ressourcen, Geduld und persönliche Zuwendung, Begegnung auf „Augenhöhe“, respektvolle Hal-
tungen gegenüber individuellen Lebensentwürfen sowie eine kontinuierliche Qualifizierung von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Umgang mit krisenhaften Situationen, Gewalt und Aggres-
sion. (2014)

Gerade gegenüber Kranken sind Aspekte wie Kommunikation, Information und Transparenz des 
Handelns bei Wahrung der Intimsphäre und der Selbstbestimmung von hoher Bedeutung. Ge-
schlechtsspezifische Belange und Verletzlichkeiten bedürfen stets besonderer Beachtung. (2014)

Mehr Ausbildungsmöglichkeiten für Fachärztinnen und Fachärzte im Fach Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie sind dringend erforderlich. (2014)

Bundesweite Leitlinien der psychiatrischen Fachgesellschaften sind im Sinne der Empfehlungen des 
CPT zu entwickeln. (2015)

Die VA ist überzeugt, dass die Implementierung des Istanbul-Protokolls in Krankenanstalten durch 
Ausbildung und Schulung unterstützt werden muss. (2015)
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4.3 Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe

Bauliche Ausstattung

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe müssen umfassend barrierefrei sein. (2014)

Verbesserungen in den Bereichen Privatsphäre und Partizipation sind umzusetzen. Versperrbare 
Kästen gehören dabei zur Minimalausstattung. (2015)

Lebens- und Aufenthaltsbedingungen

Die Unterbringung Minderjähriger sollte nahe dem Wohnort der Eltern erfolgen, wenn nicht päda-
gogische Gründe dagegen sprechen. (2014)

Haus- und Gruppenregeln müssen mit Minderjährigen partizipativ erarbeitet werden; Kinderparla-
mente etc. sind in allen Einrichtungen zu etablieren. (2014)

Rückzugsmöglichkeiten sind auch Minderjährigen zu eröffnen; Zimmertüren sollen zwar vom Per-
sonal zu öffnen, aber von innen versperrbar sein. (2015)

Veränderungen der umweltbezogenen Rahmenbedingungen, die sexuelle Gewalt begünstigen, 
müssen erfolgen. (2015)

Die Unterscheidung zwischen Kindern und Jugendlichen in voller Erziehung in und außerhalb der 
Grundversorgung widerspricht der UN-KRK und ist abzulehnen. Unbegleitete minderjährige Flücht-
linge unterstehen dem vollen Schutz des Kinder- und Jugendhilfeträgers und haben Anspruch auf 
ihren Bedürfnissen angemessene Betreuung am Stand der Pädagogik. Beschäftigungs- und Freizeit-
möglichkeiten in UMF-Einrichtungen sind auszubauen. Mehr Budgetmittel aus Grundversorgung 
sind erforderlich, um psychosoziale Versorgung und Integration zu erleichtern. Bundesweit einheit-
liche Mindeststandards für die UMF-Betreuung sind erforderlich. (2014)

Massenquartiere sind für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (UMF) und Asylwerbende unge-
eignet. Die VA empfiehlt daher eine entsprechende jugendgerechte Unterbringung von UMF. (2015)

Die VA empfiehlt die umgehende Obsorgeübernahme aller in Bundesbetreuungsstellen des Bundes 
befindlichen UMF sowie deren Überstellung in Grundversorgungsquartiere der Länder. (2015)

Aus Sicht der VA ist die Nachbetreuung junger Erwachsener zur Sicherung von Ausbildungserfolgen 
auch nach Erreichen der Volljährigkeit von UMF notwendig. (2015)

Alle Länder müssen ihrer Versorgungsverantwortung durch geeignete Einrichtungen selbst nach-
kommen, um nicht im Kindeswohl gelegene Beziehungsabbrüche zu vermeiden. (2014)

Gewaltschutzkonzepte müssen in allen Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe entwickelt und 
umgesetzt werden. (2015)

Spezielle Krisenunterbringung für Kinder und Jugendliche mit psychiatrischen Diagnosen sollten 
eingerichtet werden. (2015)
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Heimstrukturen erschweren eine den Erkenntnissen der Sozialpädagogik entsprechende Arbeit. Die 
Wirkung negativer Gruppendynamiken kann wesentlich stärker sein als jene der pädagogisch und 
therapeutischen Sozial- und Konflikttrainings sowie zusätzlicher Settings, welche Persönlichkeits-
entwicklung, Verhaltensänderungen sowie schulische und berufliche Integration fördern sollen. 
Kleinere regionale Betreuungseinrichtungen mit familiärem Charakter sollen Großheime ablösen. 
(2014)

Entwürdigende Strafen als pädagogische Maßnahmen in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhil-
fe sind i.S.d. Art. 3 EMRK verboten. (2015)

Reaktionen auf unerwünschtes Verhalten sollten in unmittelbar zeitlichem Zusammenhang mit 
diesem erfolgen und mit Minderjährigen besprochen werden. (2015)

Ein individueller Umgang mit Regelverstößen ist notwendig. (2015)

Wiedergutmachungsmodelle als Alternative zu Sanktionssystemen sind zu etablieren. (2015)

Bildungs-, Arbeits- und Beschäftigungsangebote

Die VA fordert die Implementierung von Fortbildungen für das Personal und Workshops für Kinder 
und Jugendliche als präventive Maßnahmen. (2015)

Sicherungsmaßnahmen

Eine gewaltfreie Erziehung für alle Minderjährigen muss umfassend sichergestellt werden. (2014)

Die Verhängung von Gruppenstrafen ist unzulässig. (2013)

Pädagogische Konsequenzen als Reaktion auf Fehlverhalten dürfen weder überschießend noch ent-
würdigend sein. (2013)

Gesundheitswesen

Besondere Vorsicht und Aufklärung bei Medikamenten im Off-Label-Use ist notwendig. (2014)

Eine Bedarfsmedikation darf nicht von pädagogischem Personal verabreicht werden. (2014)

Für eine lückenlose Dokumentation bei der Medikamentenabgabe ist zu sorgen. (2015)

Auf konkrete Anweisungen und Verschreibungen durch Ärztinnen und Ärzte ist hinzuwirken. (2015)

Die Verabreichung verschreibungspflichtiger Medikamenten wie Psychopharmaka im Bedarfsfall 
erfordert besondere Achtsamkeit auch in Bezug auf Neben- und Wechselwirkungen. (2015)
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Personal

Ergänzend zur Grundausbildung sind spezielle Kompetenzen des sozialpädagogischen Personals für 
den Umgang mit Gewalt in Krisensituationen notwendig. Verpflichtende Aus- und Fortbildung zu 
diesem Thema, die Aufnahme von Gewaltprävention in die institutionellen Leitbilder und Hand-
lungsanleitungen sowie die Bestellung einer bzw. eines Gewaltschutzbeauftragten sind präventiv 
zur Vermeidung von Gewalt unabdingbar. (2013)

Hilfeangebote sind auch im Rahmen der vollen Erziehung in Einrichtungen zu individualisieren. 
(2014)

Wissenschaftlich begleitete Kinder- und Jugendhilfeplanungen der Länder müssen Versorgungsde-
fizite und Maßnahmen zu deren Behebung erfassen. (2014)

Berufsrecht und Ausbildung von Sozialpädagoginnen und -pädagogen müssten bundeseinheitlich 
normiert werden (Art. 15 a B-VG-Vereinbarung) (2014)

Gewaltprävention, Sexualerziehung und Prävention von sexuellen Übergriffen ist unverzichtbar. 
Wirksame Prävention muss über die verschiedenen Arten von Grenzverletzungen aufklären, Kin-
dern und Jugendlichen Mut machen, sich Hilfe zu holen, sie auf ihre Rechte auf körperliche und 
sexuelle Selbstbestimmung hinweisen und Geschlechterrollenzuschreibungen hinterfragen. (2014)

Ein sexualpädagogisches Konzept muss erarbeitet und in sämtlichen Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe umgesetzt werden. (2015)

Ein Rechtsanspruch auf Hilfen für junge Erwachsene soll verankert und Case-Management verbes-
sert werden. (2014)

Kapazitäten für psychisch kranke Kinder und Jugendliche sind nach regelmäßigen Bedarfsana-
lysen aufzustocken. Die VA fordert die Implementierung von Fortbildungen für das Personal und 
Workshops für Kinder und Jugendliche als präventive Maßnahmen. (2015)

4.4 Einrichtungen für Menschen mit Behinderung

Bauliche Ausstattung

Bauliche Unzulänglichkeiten und fehlende umfassende Barrierefreiheit bedeuten eine Behinderung 
in der sozialen Entwicklung von Menschen mit Behinderungen und sind daher zu vermeiden. (2014)

Lebens- und Aufenthaltsbedingungen

Menschen mit Behinderung müssen in die Lage versetzt werden, ihren Alltag nach persönlichen 
Bedürfnissen zu gestalten und an der Gesellschaft teilzuhaben. Das Konzept der Sozialraumorien-
tierung sollte dabei zur Anwendung kommen. (2014)

Selbstvertretung ist unabhängig von der Form der Behinderung in institutionellen Betreuungsver-
hältnissen zu gewährleisten. Geeignete Unterstützungsmaßnahmen sind dafür notwendig. Peer-to-
Peer-Informationsaustausch soll gefördert werden. (2014)
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Wenn Trägerorganisationen sowohl Wohnplatz und Tagesstruktur zur Verfügung stellen, befinden 
sich die Betroffenen in einem de facto geschlossenen Kontrollsystem. Diese Verknüpfung von Ar-
beits- und Wohnbereich fördert Macht- und einseitige Abhängigkeitsverhältnisse und sollte auch 
laut UN-BRK vermieden werden. (2015)

Die VA fordert, dass die selbstbestimmte Lebensgestaltung auch für Menschen mit Behinderung 
im Alter möglich sein muss. Strikte Anwesenheitsvorgaben in Werkstätten stehen dem jedenfalls 
entgegen. (2015)

In Wohneinrichtungen für Menschen mit psychiatrischen Diagnosen und Suchterkrankungen müs-
sen Rehabilitation und Habilitation durch ausreichende Ressourcen ermöglicht werden. (2015)

Die Förderung der gleichberechtigten Teilnahme von Menschen mit psychischen Krankheiten oder 
seelischen Behinderungen ist besonders dringlich. (2015)

Der Behindertenrechtsausschuss der UN hat nach der österreichischen Staatenprüfung im Rahmen 
der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen zuletzt empfohlen, dass 
Österreich weitere Maßnahmen ergreifen soll, „um Frauen, Männer, Mädchen und Buben mit Be-
hinderungen vor Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu schützen“. Dies fordert auch der NPM 
ein. (2014)

Schutz vor menschenunwürdiger oder erniedrigender Behandlung muss rasch einsetzen, umfas-
send ausgestaltet und wirksam sein. (2015)

Es braucht entsprechend neue und flexiblere Strukturen für ältere Menschen mit Behinderung, ins-
besondere in Bezug auf Wohnen, Beschäftigung und Freizeit. (2015)

Der Abbau bestehender Großeinrichtungen sowie die konsequente Neuausrichtung von Hilfe-
stellungen im Sinne persönlicher Assistenz und sozialräumlicher Angebote ist das Herzstück men-
schenrechtskonformer Behindertenpolitik. (2014)

Die Orientierung an vorrangig beschützenden Haltungen zu Lasten einer eher ressourcen- und 
stärkenorientierten Haltung gegenüber Menschen mit Behinderung ist Großeinrichtungen imma-
nent. Aber auch persönliche Kontakte und stützende Beziehungen, die es im Nahraum möglicher-
weise gegeben hat, werden bei Übersiedlung in entferntere Heime zumindest erschwert. Die Größe 
von Einrichtungen bedingt, dass auf individuelle Bedürfnisse und Wünsche schlechter eingegangen 
werden kann. Verstärkte Anstrengungen, um Deinstitutionalisierungen voranzutreiben, sind not-
wendig. Umfassende Gesamtkonzepte fehlen und müssen ausgearbeitet werden. (2014)

Die VA fordert die Erstellung von in der UN-BRK vorgesehenen Notfallplänen für Menschen mit 
Behinderung auf der Flucht. (2015)

Bildungs-, Arbeits- und Beschäftigungsangebote

Die Integration in Normalarbeitsplätze muss ausreichend gefördert werden und der Lohn in Tages-
strukturen/Beschäftigungswerkstätten muss den Erwerb sozialversicherungsrechtlicher Ansprüche 
gewährleisten. (2014)
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Die Beschäftigung von Menschen mit Behinderung in Werkstätten in ihrer derzeitigen rechtlichen 
und faktischen Gestaltung entspricht nicht den Bestimmungen der UN-BRK – insbesondere Art. 27 
„Arbeit und Beschäftigung“. Dies insbesondere deswegen, weil die in diesen Einrichtungen täti-
gen Menschen mit Behinderung von der österreichischen Rechtsordnung ausnahmslos nicht als 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im arbeitsrechtlichen Sinne angesehen werden und über 
keine sozialversicherungsrechtliche Absicherung aus dieser Tätigkeit verfügen (von der gesetzlichen 
Unfallversicherung abgesehen). Die Sicherung des Lebensunterhaltes durch Arbeit für alle derzeit 
in Werkstätten beschäftigten Menschen mit Behinderung soll unabhängig von der individuellen 
Leistungsfähigkeit und außerhalb der jetzigen Sozialhilfe- und Mindestsicherungslogik gewährleis-
tet sein. (2014)

Beschwerdemanagement

Menschen mit Behinderung ist in allen Einrichtungen eine adäquate Möglichkeit zur Einbringung 
von Beschwerden zu geben. (2013)

Schriftliche Heimverträge für Menschen mit Behinderung sind Pflicht. Die Verträge müssen einfach 
und verständlich formuliert werden. Betroffene müssen den Inhalt verstehen und nachvollziehen 
können. (2014)

Freiheitsbeschränkende Maßnahmen

Freiheitsbeschränkende Maßnahmen, die eine fehlende Barrierefreiheit oder Raum- oder Perso-
nalengpässe ausgleichen sollen, sind ausnahmslos unzulässig und Ausdruck struktureller Gewalt. 
(2013)

Psychosozialen Interventionen und individueller Betreuung ist gegenüber Isolierungen und Frei-
heitsbeschränkungen immer der Vorzug zu geben. Die wegen Selbst- oder Fremdgefährdung ange-
ordnete Freiheitsbeschränkung muss sowohl das gelindeste Mittel als auch ultima ratio sein. (2014)

Minderjährige mit Lernbehinderungen oder psychischen Krankheiten dürfen keinen altersuntypi-
schen freiheitsbeschränkenden Maßnahmen ausgesetzt werden. Auf eine gerichtliche Überprüfung 
derselben haben auch sie – gleich wie Erwachsene – einen Rechtsanspruch. (2014)

Wenn Freiheitsbeschränkungen vermeintlich dem Schutz vor Selbst- oder Fremdgefährdung dienen, 
ist immer besondere Achtsamkeit und eine Prüfung von Alternativen notwendig. (2014)

Die Verwendung von Time-Out-Räumen darf nicht Folge mangelnder Betreuung, medizinischer 
oder psychiatrischer Unterversorgung bzw. unpassender Settings sein und setzt einen Kriseninter-
ventionsplan und Deeskalationstrainings des Personals voraus; dient ausschließlich dem vorüber-
gehenden Schutz Betroffener oder anderer Personen bei akut fremdaggressivem Verhalten und ist 
kein zulässiges Mittel der Disziplinierung oder Sanktionierung von Fehlverhalten; soll unter stän-
diger Beobachtung und der Möglichkeit beruhigender Gespräche so kurz wie möglich sein; muss 
in angstfreier, reizarmer und verletzungssicherer Umgebung erfolgen; muss dokumentiert und der 
Bewohnervertretung als freiheitsbeschränkende Maßnahme gemeldet werden; muss von Interakti-
onsbeobachtungen und -analysen begleitet sein, welche die Wechselwirkungen zwischen dem Ver-
halten Betroffener und Aktionen/Reaktionen des Betreuungspersonals oder Mitbewohnerinnen und 
-bewohner aufzeigen können. (2014)
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Gesundheitswesen

Menschen mit Behinderung haben ein Recht auf ein Höchstmaß an Gesundheit. Ein inklusiver Zu-
gang zur medizinischen Versorgung ist daher nach Ansicht des NPM auszubauen. (2015)

Assistierende Technologien (z.B. Apps für Ärztegespräche in Gebärdensprache) sollten weiterentwi-
ckelt und bundesweit zugänglich gemacht werden. (2015)

Komplexere Krankheitsbilder und Mehrfachbehinderungen erfordern oftmals eine speziell opti-
mierte Versorgung. Das darf keine Ressourcenfrage sein. Die Persönlichkeitsentwicklung psychisch 
oder körperlich schwer beeinträchtigter Kinder und Jugendlicher hängt maßgeblich davon ab, ob 
und wie sie dabei unterstützt werden, ihre Umgebung wahrzunehmen, sie im wahrsten Sinne des 
Wortes begreifen und selbst erkunden zu können.

Personal

Unzureichende Besetzungen im Tag- oder Nachtdienst, schlecht angepasste Hilfsmittel oder Förde-
rungen geistiger oder lebenspraktischer Fähigkeiten für Menschen mit Behinderung einzuschrän-
ken, bedeuten eine Behinderung der sozialen Entwicklung und sind daher Umstände, die es zu 
vermeiden gilt. (2014)

4.5 Justizanstalten

Bauliche Ausstattung

Bauliche Adaptierungen zur behindertengerechten Ausstattung der Justizanstalten (JA) sollten Vor-
rang haben. (2014)

Umfassende Barrierefreiheit ist herzustellen. (2015)

Forensische Abteilung/Psychiatrie: Lassen sich Sechs-Personen-Zimmer baulich nicht trennen, so 
kann bereits das Aufstellen mobiler Trennwände ein Mehr an Privatsphäre schaffen. (2014)

Die Ausstattung eines Dreipersonenhaftraums mit zwei Stockbetten ist wegen der möglichen Über-
belegung des Raumes zu vermeiden. (2014)

Besonders gesicherte Hafträume müssen über eine entsprechende Liege- oder Sitzmöglichkeit ver-
fügen. (2015)

Werden besonders gesicherte Hafträume aufgrund ihrer Ausstattung nicht verwendet, sind sie un-
brauchbar zu machen. Anschließend ist der Raum aus dem Haftraumplan zu eliminieren. (2014)

Auch Wartehafträume müssen bei einer Mehrfachbelegung über einen Sicht- und Geruchsschutz 
der sanitären Anlagen vom restlichen Haftraum sowie über ausreichend Licht zum Lesen und über 
Tageslicht verfügen. (2015)

In Mehrpersonenhafträumen sollen den Inhaftierten abschließbare Kästen zur Verfügung stehen.
(2014)
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Die bauliche Ausstattung einer Sonderkrankenanstalt hat den Standards einer Krankenanstalt zu 
entsprechen. Defekte Haftraumrufanlagen und Notrufglocken müssen umgehend ersetzt werden. 
(2015)

Lebens- und Aufenthaltsbedingungen

Der Aufenthalt im Freien dient der Gesundheit der Inhaftierten und ist täglich mindestens eine 
Stunde zu ermöglichen, so es die Witterung zulässt. Gerade älteren, gebrechlichen oder kranken 
Menschen ist zum Erhalt ihrer Gesundheit oder zur Förderung der Genesung der regelmäßige Auf-
enthalt an der frischen Luft zu ermöglichen. (2014)

Es sind längere Haftraumöffnungszeiten für jugendliche Inhaftierte am Wochenende einzurichten. 
Um gewaltsamen Übergriffen zwischen jugendlichen Inhaftierten vorzubeugen, ist ein strukturieter 
und ausgewogener Tagesablauf mit möglichst kurzen Einschlusszeiten zu etablieren. Personaleng-
pässe dürfen nicht zu Lasten der Jugendlichen gehen. (2015)

Soweit möglich, ist auf die dem Glaubensbekenntnis der Inhaftierten entsprechenden Speisegebote 
Rücksicht zu nehmen. (2013)

Personendurchsuchungen sollen so durchgeführt werden, dass sich die zu durchsuchende Person 
nicht vollständig entkleidet. Ein vollständiges Entkleiden bei Durchsuchungen verletzt das Scho-
nungsprinzip. (2015)

Die Preise von Bedarfsgegenständen in den Anstaltssupermärkten bzw. Kiosken dürfen nicht höher 
sein als in umliegenden Supermärkten. (2015)

Kontakt nach außen

Zu große Tische lassen Berührungen bei Besuchen nicht zu und sollen daher ausgetauscht werden. 
(2014)

Abend- und Wochenendbesuche sollen insbesondere in Jugendabteilungen ermöglicht werden. 
(2015)

Die Möglichkeit von Skype-Telefonie soll ehestmöglich österreichweit eingeführt werden. (2015)

Bildungs-, Arbeits- und Beschäftigungsangebote

Inhaftierte sollen sich nicht zwischen Arbeit und zustehenden Rechten wie der Bewegung im Freien 
entscheiden müssen. (2014)

Jede und jeder Gefangene soll eine nützliche Arbeit verrichten oder einer sinnvollen Aktivität nach-
gehen können. Es ist eine möglichst hohe Beschäftigungsquote und ein ausgewogenes Aktivitäten-
programm anzustreben. (2015)

Der Ausbau von Beschäftigungsmöglichkeiten für Frauen ist zu forcieren, dies gilt auch für gericht-
liche Gefangenenhäuser. (2014, 2015)
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Die Unternehmerbetriebe sind grundsätzlich auch für Frauen zu öffnen; die Möglichkeit der ge-
meinsamen Verrichtung der Arbeit von Frauen und Männern ist auszubauen. (2015)

Aus dem mangelnden Beschäftigungsangebot darf Frauen insbesondere kein finanzieller Nachteil 
erwachsen. (2014)

Frauen sollen gleichberechtigt Zugang zu Freizeitangeboten erhalten. (2014)

Der Ausbau von Werkstätten ist ehestmöglich zu realisieren. (2015)

Die bisherige Praxis einer Lernplattform, wie sie derzeit in zwölf JA angeboten wird, ist zeitnahe zu 
evaluieren. (2014)

Ein Totalverbot des Internet Zugangs und der PC-Nutzung ist unzulässig. Es sind nachhaltig Schritte 
zu setzen, um zu Fortbildungszwecken einen missbrauchssicheren Zugang zum Internet zu schaf-
fen. (2014)

JA haben dafür zu sorgen, dass Inhaftierte, denen Volksschulkenntnisse fehlen, den erforderlichen 
Unterricht auf Volksschulniveau erhalten. Bei einer größeren Zahl solcher Angehaltenen ist die 
Schaffung einer Unterrichtsmöglichkeit jedenfalls geboten. (2013)

Zugang zu Informationen innerhalb der Einrichtungen

Inhaftierte sollen wissen, bei welchem Fehlverhalten sie mit welcher Strafe zu rechnen haben. Das 
Zur-Verfügung-Stellen dieser Daten hat für die Inhaftierten präventiven Charakter. Den Entschei-
dungsträgern sollen diese Daten Orientierung für eine gleichförmige Spruchpraxis bieten. (2014)

Informationsaushänge haben im Falle einer Rechtsänderung so rasch wie möglich angepasst zu 
werden. (2014)

Zugang zu Information heißt nicht nur, dass Information angeboten wird. Das Angebot muss auch 
in einer den Inhaftierten geläufigen Sprache, und damit „verständlich“ erfolgen. (2013)

Inhaftierte sollen einen Zugang zur Hausordnung haben, darin sind sie unter anderem über ihr 
Recht auf täglichen Aufenthalt im Freien zu informieren. Die Hausordnung ist auch fremdsprachig 
zugänglich zu machen. (2015)

Beschwerdemanagement

Die Errichtung eines Beschwerderegisters ist nachdrücklich zu verfolgen. Die systematische Erfas-
sung von Beschwerden der Inhaftierten in einem Register ist Voraussetzung, um auf Defizite reagie-
ren und Verbesserungen herbeiführen zu können. Die strukturierte Erfassung und Auswertung von 
Beschwerden ist stetig weiter auszubauen. (2014, 2015)

Freiheitsbeschränkende Maßnahmen

Trainings der Einsatzgruppe dürfen nicht zu einer Verlängerung der Einschlusszeiten führen. (2014)
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Forensische Abteilung/Psychiatrie: Die Fesselung an ein Krankenbett ist nur zulässig, wenn dies auf-
grund des Krankheitsverlaufes unabdingbar ist. Die äußeren Umstände bei einer Fixierung dürfen 
für den Betroffenen nicht furchteinflößend sein. Während der Dauer einer Fixierung ist diese Art 
der Anhaltung laufend zu hinterfragen. Ein Formblatt zur „Einschränkung der Bewegungsfreiheit“ 
ist zu erstellen. (2014)

Selbstmordgefährdete Inhaftierte dürfen nicht in einem Einzelhaftraum untergebracht werden. 
Eine Videoüberwachung schließt für sich noch nicht aus, dass sich die Gefährdeten in einem unbe-
obachteten Moment suizidieren. (2014)

Sicherungsmaßnahmen

Im Hinblick auf den geringen Eingriffscharakter sollen Speicheltests Harntests ersetzen. Sämtlichen 
Anstalten sollen Speicheltests ehestens zur Verfügung gestellt werden. (2014)

Weist das BMJ Untergebrachte einer öffentlichen Krankenanstalt für Psychiatrie zu, muss es sich 
auch Defizite der Infrastruktur dort zurechnen lassen. Kann das BMJ nicht erwirken, dass diese 
Defizite behoben werden, sind die Betroffenen in einer justizeigenen Einrichtung unterzubringen. 
(2014)

Ein herablassender und beleidigender Umgangston verletzt die Menschenwürde. (2014)

Gesundheitswesen

Zum Standard der medizinischen Versorgung zählen auch Vorsorgeuntersuchungen. (2014)

Die psychiatrische wie psychologische Versorgung ist Teil der Gesundheitspflege und als solche in 
den Anstalten sicherzustellen. (2014)

Regelmäßige Visiten sollen insbesondere helfen, körperliche und seelische Verwahrlosungen von 
Langzeitinhaftierten hintanzuhalten. (2014, 2015)

Eine Regelung, wer wann welche Medikamente den Inhaftierten ausgeben und verabreichen darf, 
ist zu erarbeiten. (2014)

Auffälligkeiten bei der Verordnung von Psychopharmaka können mithilfe des Controllingmoduls 
„Medikamentenverwaltung“ rasch erkannt werden. Die monatlich erscheinenden Berichte sind 
hinsichtlich der Verschreibepraxis zu sichten. (2014)

Inhaftierte haben einen Anspruch auf dasselbe Niveau medizinischer Fürsorge sowie Pflege wie 
Personen in Kranken- und Pflegeeinrichtungen in Freiheit. Dabei ist die Beiziehung von Dolmet-
scherinnen bzw. Dolmetschern unerlässlich. (2014, 2015)

Zur Qualitätssicherung und als Fachaufsicht über die im Straf- und Maßnahmenvollzug tätigen 
Anstaltsärztinnen und -ärzte ist ein chefärztlicher Dienst gesetzlich zu implementieren. (2014; Emp-
fehlung wurde 2015 umgesetzt.)
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Die Einführung des Videodolmetschens im medizinischen Bereich in allen Einrichtungen des Straf- 
und Maßnahmenvollzuges ist voranzutreiben. (2015)

Das Führen einer elektronischen Pflegedokumentation ist unerlässlich, um allein durch die Mög-
lichkeit der Nachvollziehbarkeit eine vermehrte Sorgfalt im Umgang mit pflegebedürftigen Gefan-
genen zu bewirken. (2015)

Eine personelle Aufstockung des medizinischen Personals, insbesondere hinsichtlich der psychiat-
rischen Versorgung, scheint in zahlreichen JA erforderlich, um eine adäquate medizinische Versor-
gung der Inhaftierten zu gewährleisten. (2015)

Für den Fall, dass eine Bewachung bei der Untersuchung einer oder eines Inhaftierten zwingend 
erforderlich ist, soll diese nur von einer Person gleichen Geschlechtes vorgenommen werden. (2015)

Sollen die Daten zur Abklärung eines Misshandlungsvorwurfs in die IVV-MED aufgenommen wer-
den, bedürfte es einer gesetzlichen Grundlage. (2015)

Erhöhte Einschlusszeiten sind kein probates Mittel für den Selbstschutz eines an einer Essstörung 
leidenden Untergebrachten. (2015)

Placebo-Medikation ist nur bei Zustimmung und Aufklärung der oder des Betroffenen tolerierbar. 
(2015)

Die Anordnung von Harntests sollte in einem Register erfasst werden, um die stichprobenweise 
Durchführung der Harnkontrollen nachvollziehbar zu machen. (2013; Empfehlung wurde 2015 
umgesetzt.) 

Personal

Bemühungen um eine einvernehmliche Lösung in Personalangelegenheiten dürfen sich nicht so 
lange hinziehen, dass sie zu Lasten der Interessen der Inhaftierten gehen. (2014)

Der Nachtdienst im Jugenddepartment soll ausschließlich durch Bedienstete des Jugenddepart-
ments besetzt werden. (2014)

Ausschließlich Bedienstete, die über pädagogische Kenntnisse verfügen, sollen jugendliche Inhaf-
tierte bei Ausführungen begleiten. (2015)

Die Justizverwaltung soll gezielt nach geeigneten Mitarbeitern für den Jugendvollzug suchen. Die-
sen Bediensteten sind nach Absolvieren einer einschlägigen Ausbildung attraktive Arbeitsbedin-
gungen anzubieten. (2014)

Die Konfrontation mit Suiziden führt oft lange danach zu Belastungsstörungen, die durch Maßnah-
men des Dienstgebers zu minimieren sind. (2014)

Die Justizverwaltung hat alle Anstrengungen zu unternehmen, um die Inanspruchnahme von psy-
chotherapeutischer Hilfe nicht als Schwäche erscheinen zu lassen. (2014)

Sexuelle Belästigung verletzt die Menschenwürde. Ebenso inakzeptabel sind herabwürdigende oder 
verletzende Äußerungen und Darstellungen, die daher zu vermeiden sind. (2014)

Empfehlungen der VA



189

Der Dienstgeber hat dafür Sorge zu tragen, dass die geschlechtliche Selbstbestimmung, sexuelle 
Integrität und Intimsphäre der Bediensteten nicht gefährdet wird. Dementsprechend hat er sicher-
zustellen, dass keine Bilder von unbekleideten Frauen in Dienstzimmern angebracht werden. (2014)

4.6 Kasernen

Bauliche Ausstattung

Militärische Anhalteräume sollen bei Kasernenumbauten und Kasernenneubauten künftig mit ge-
trennten Sanitärbereichen ausgestattet sein. (2014)

4.7 Polizeieinrichtungen

Bauliche Ausstattung

Die WC-Bereiche in Mehrpersonenzellen sind baulich abzutrennen. (2014)

Die Errichtung baulich abgetrennter WC-Anlagen in Mehrpersonenzellen sämtlicher Polizeianhal-
tezentren (PAZ) ist in budgetärer Hinsicht prioritär zu verfolgen und umzusetzen. (2015)

Bei Neuerrichtung und Neuanmietung bzw. bei Umbaumaßnahmen ist die gänzliche Abtrennung 
des Sanitärbereichs von Hafträumen auch bei kurzfristigen Anhaltungen in Polizeiinspektionen 
(PI) anzustreben. (2015)

Mehrpersonenzellen ohne (vollständig) abgemauerte WC-Bereiche sind bis zu einem Umbau nicht 
mit mehreren Inhaftierten zu belegen. (2014)

Sozialräume für Verwaltungsstrafhäftlinge sind einzurichten. (2014)

Für eine rechtzeitige und regelmäßige Reinhaltung in PAZ ist zu sorgen. (2014)

Duschen sind regelmäßig zu kontrollieren (vor allem die Abstrahlrichtung des Duschwassers) und 
erforderlichenfalls in Stand zu setzen (Austausch der Duschköpfe). (2014)

Alarmknöpfe müssen ausreichend gekennzeichnet sein, um angehaltenen Personen die Kontakt-
aufnahme zum Wachpersonal zu ermöglichen. (2015)

PI müssen hygienisch, gepflegt und mit funktionierenden Heizungen ausgestattet sein. (2014, 2015)

PI und PAZ müssen mit Sanitärbereichen für weibliches Personal ausgestattet sein. (2015)

Inhaftierten ist täglich ein Zugang zu Waschbecken mit Warmwasseranschluss in den Sanitärräu-
men zur Verfügung zu stellen. (2014)

Ein permanent aktiviertes Rufklingelsystem ist vorzusehen, damit Personen im Polizeigewahrsam 
stets Kontakt zum Wachpersonal aufnehmen können. (2014)
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PI sollen barrierefrei sein, der bestehende Etappenplan nach dem BGStG ist zu beachten. Die rund 
300 in diesem Plan nicht enthaltenen Dienststellen sind bis 31.12.2019 zu verlegen oder eine ande-
re organisatorische Lösung ist zu finden. (2015)

Das BMI sollte Vorgaben für brandschutztechnische Einrichtungen in Polizeianhaltung bundesweit 
einheitlich gestalten und das Brandschutzniveau mindestens an den für JA geltenden Maßstab 
anpassen. (2015)

Die Hafträume der PAZ sind mit von außen schaltbaren Steckdosen (gegebenenfalls Verteilerste-
cker) zum Anschluss eigener Geräte wie Radio oder Fernseher auszustatten, um den Angehaltenen 
so weitere Beschäftigungsmöglichkeiten zu eröffnen. (2015)

Zugang zu Informationen innerhalb der Einrichtungen

Bedienstete der Rückkehrberatung können professionelle Dolmetscherinnen bzw. Dolmetscher 
nicht ersetzen. Rückkehrberatung und Dolmetschertätigkeit sind jedenfalls von unterschiedlichen 
Personen auszuüben. (2014)

Eine rasche Übersetzung der für Schubhäftlinge in PAZ und im Anhaltezentrum Vordernberg zur 
Verfügung stehenden im „Infomat“ abrufbaren Informationen in 27 Sprachen ist geboten. (2014)

Freiheitsbeschränkende Maßnahmen

Ein Aufenthalt in einem versperrbaren Haftraum ist nur freiwillig, wenn kein Zweifel daran besteht, 
dass sich der Betroffene der Freiwilligkeit bewusst ist. (2014)

Anhaltungen auf PI müssen lückenlos dokumentiert sein, um den Freiheitsentzug nachvollziehbar 
zu machen. (2015)

Der Grund für die Unterbringung in einer besonders gesicherten Zelle gemäß AnhO ist in jedem 
Einzelfall zu dokumentieren. (2014)

Gesundheitswesen

Die Definition des Begriffs „Haftfähigkeit“ soll in der AnhO eindeutig festgelegt werden. (2015)

Bei der Feststellung, ob Haftunfähigkeit aufgrund psychischer Beeinträchtigungen vorliegt, ist mit 
besonderer Sensibilität vorzugehen. Bei deutlichen Hinweisen auf das Vorliegen psychischer Beein-
trächtigungen im Anamnesebogen oder im Anhalteprotokoll ist eine Psychiaterin bzw. ein Psychi-
ater beizuziehen. (2015)

Eine exakte sprachliche Auseinandersetzung mit der untersuchten Person ist erforderlich. Bei Be-
darf muss eine Dolmetscherin bzw. ein Dolmetscher beigezogen werden. (2015)

Polizeiärztinnen bzw. Polizeiärzte müssen – unabhängig von Wochentag oder Uhrzeit – jederzeit auf 
eine psychiatrische Expertise zurückgreifen können. (2015)
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Die Erarbeitung von Kriterien für eine adäquate Gesundheitsversorgung von psychisch auffälligen, 
selbstgefährdeten, alkoholisierten und substanzbeeinträchtigten Personen ist notwendig. (2015)

Bei Vorliegen von Selbstgefährdung soll die medizinisch notwendige Überstellung in Fachkliniken 
der Unterbringung in besonders gesicherten Zellen vorgezogen werden. (2015)

Polizeiärztinnen bzw. Polizeiärzte sollen haftunfähige Personen vor Aufhebung der Haft über etwa-
ige weitere medizinische Maßnahmen und Möglichkeiten informieren, um der entlassenen Person 
eine anschließende Versorgung nahelegen zu können. (2015)

Bei ärztlichen Untersuchungen von nicht Deutsch sprechenden Angehaltenen ist eine Dolmetsche-
rin bzw. ein Dolmetscher oder eine sprachkundige Person beizuziehen. (2014)

Angaben über die Hinzuziehung einer Dolmetscherin bzw. eines Dolmetschers oder einer sprach-
kundigen Person sind in den Anhalteprotokollen zu dokumentieren. (2014)

Den Inhaftierten ist der ärztliche Anamnesebogen unabhängig von möglichen Deutschkenntnissen 
in ihrer Muttersprache auszuhändigen. (2014)

Es ist eine Richtlinie auszuarbeiten, die die Gesundheitsversorgung von alkoholisierten, substanzbe-
einträchtigten, psychisch auffälligen und selbstgefährdeten Personen berücksichtigt. (2014)

Medizinische Untersuchungen müssen nachvollziehbar und widerspruchsfrei dokumentiert sein. 
(2013)

Medikamente dürfen nur durch geschultes Personal oder unter ärztlicher Aufsicht ausgegeben wer-
den. (2013)

Personal

Sämtliche Tätigkeiten und Maßnahmen seitens des privaten Sicherheitspersonals im Anhaltezent-
rum Vordernberg sollen dokumentiert werden. (2014)

Externe Einzelsupervision soll Exekutivbediensteten aktiv angeboten werden. Führungskräfte sollen 
die Annahme von Supervision durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und eine positive Einstel-
lung dazu fördern. (2015)

4.8 Rückführung und Entlassung

Abschiebungen/ Rückführungen

Bei Abschiebungen bzw. Rückführungen sollen Trennungen von Familien vermieden werden. (2014, 
2015)

Bei Familienabschiebungen bzw. Familienrückführungen mit Kindern ist die Beiziehung mehrerer 
weiblicher Beamtinnen hilfreich. (2014)
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Beim Zeitpunkt der Abschiebungen ist auf das Kindeswohl besonders Rücksicht zu nehmen. Flug-
termine sollen so gestaltet sein, dass Kinder die Möglichkeit haben, ihren üblichen Schlafrhythmus 
einzuhalten. (2015)

Das Interesse an der Durchsetzung einer Abschiebung/Rückführung – insbesondere bei Anwendung 
von Zwangsgewalt – und die damit verbundenen Risiken müssen in einem vertretbaren Verhältnis 
zueinander stehen. Gegebenenfalls ist die Amtshandlung zu unterbrechen, abzubrechen und/oder 
zu verschieben. (2015)

In jeder Phase des Geschehens ist zu prüfen, ob menschenrechtliche Aspekte aufgetreten sind, die 
eine Fortsetzung der Abschiebung als nicht angezeigt erscheinen lassen. (2015)

Richtlinien für die freiwillige Rückkehr sind zu erstellen, damit Personen, die freiwillig in ihr Hei-
matland reisen wollen, eine Orientierungshilfe haben. (2015)

Bei schwangeren Frauen sollte die Amtshandlung zumindest acht Wochen vor der Geburt bis zu-
mindest acht Wochen nach der Geburt aufgeschoben werden.

Eine psychiatrische Begutachtung und bzw. oder psychologische Vorbereitung kann schwierigen 
Situationen vorbeugen. (2014)

Bei Flugangst ist eine ärztliche Begutachtung – auch der verschriebenen Medikamente – vorzuneh-
men. (2014)

Babynahrung muss immer in ausreichendem Maß zur Verfügung stehen. Den Säugling ungestört 
zu stillen, soll jedenfalls ermöglicht werden. (2014)

Gute Gesprächsführungen unter Bedachtnahme auf die Situation sind zu standardisieren. (2014)

Bei Abschiebungen bzw. Rückführungen sind professionelle Dolmetscherinnen bzw. Dolmetscher 
zur Verfügung zu stellen. (2014, 2015)

Dem Wunsch nach freiwilliger Ausreise sollte stets der Vorrang eingeräumt werden, um die Zwangs-
maßnahme überhaupt vermeiden zu können.

Die Entlassung nach Aufhebung der Schubhaft und – soweit vorgesehen – Übergabe in die Obhut 
einer Betreuungsorganisation soll unverzüglich erfolgen. (2014)

4.9 Akte unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und  
 Zwangsgewalt
Nur rechtzeitige Verständigungen des NPM über bevorstehende Einsätze ermöglichen Beobachtun-
gen durch die Kommissionen und damit die Erfüllung des Mandats. Eine Sensibilisierung der Ex-
ekutivbediensteten über die Aufgaben und Befugnisse des NPM und den Erlass des BMI, der die 
Verständigung des NPM über Polizeieinsätze regelt, ist unerlässlich. (2015)
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Demonstrationen: Bei der Bildung von Polizeikesseln sind den Eingekesselten gut hörbare Informa-
tionen zu geben. (2014)

Demonstrationen: Die Einkesselung sollte so kurz wie möglich dauern. (2014)

Demonstrationen: Identitätsfeststellungen sind so rasch wie möglich abzuwickeln, wofür eine aus-
reichende Ausstattung mit Computern nötig ist. (2014)

Demonstrationen: Die bisher erfolgreich eingesetzte 3D-Strategie der Polizei (Dialog – Deeskalation 
– Durchgreifen) ist beizubehalten und weiterzuentwickeln. (2014, 2015)

Ausgleichsmaßnahmen im Grenzbereich: Dolmetscherinnen bzw. Dolmetscher sollten stets zur Ver-
fügung stehen. (2014)

Ausgleichsmaßnahmen im Grenzbereich: Die Erstbefragung traumatisierter Personen, die häufig 
im Zuge von Ausgleichsmaßnahmen aufgegriffen werden (Asylwerbende, Opfer von Schlepperkri-
minalität) muss professionell erfolgen. (2014)

Ausgleichsmaßnahmen im Grenzbereich: Eine rasche Aufklärung über den Grund und den Ablauf 
der Amtshandlung ist unerlässlich, um Verunsicherungen zu vermeiden. (2014)

Ausgleichsmaßnahmen im Grenzbereich: Transportmittel für Flüchtlinge müssen rechtzeitig orga-
nisiert werden, um Aufenthalte in Bahnhofshallen und damit eine „Zurschaustellung“ zu vermei-
den. (2015)

Ausgleichsmaßnahmen im Grenzbereich: Ein geheizter Raum an großen Bahnhöfen soll für AGM-
Kontrollen eingerichtet werden. (2015)

Lokalkontrollen: Weibliche Beamtinnen sollen stets bei Kontrollen von Straßenprostitution und 
Rotlichtlokalen Teil des Einsatzteams sein. (2015)

Lokalkontrollen: Die Einsatzverantwortlichen und Bediensteten müssen für die Identifizierung von 
Opfern von Menschenhandel sensibilisiert sein. (2015)
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Abkürzungsverzeichnis

ÄAO Ärztinnen-/Ärzte-Ausbildungsordnung 2015
Abs. Absatz
AGM Ausgleichsmaßnahmen
AHZ Anhaltezentrum
AnhO Anhalteordnung
APT Vereinigung zur Verhinderung von Folter
Art.  Artikel
ÄrzteG Ärztegesetz

BFA Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl
BG Bezirksgericht
Bgld Burgenland
BGStG Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz
BH Bezirkshauptmannschaft
B-KJHG Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz
BM...  Bundesministerium ...
BMASK … für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
BMEIA … für Europa, Integration und Äußeres
BMF … für Finanzen
BMFJ … für Familien und Jugend
BMGF … für Gesundheit und Frauen
BMI  … für Inneres
BMJ  … für Justiz
BMLVS … für Landesverteidigung und Sport
B-VG  Bundes-Verfassungsgesetz
bzw.  beziehungsweise

CAT UN-Ausschuss gegen Folter
CPT Europäisches Komitee zur Verhütung von Folter und  
 unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe
d.h.  das heißt

EG  Europäische Gemeinschaft
EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte
EMRK Europäische Menschenrechtskonvention
etc.  et cetera

(f)f.  folgend(e) (Seite, Seiten)
FSW Fonds Soziales Wien

gem.  Gemäß

HeimAufG Heimaufenthaltsgesetz
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JA Justizanstalt
JGG Jugendgerichtsgesetz

KABEG Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft
KAV Krankenanstaltenverbund
K-ChG Kärntner Chancengleichheitsgesetz
K-MSG Kärntner Mindestsicherungsgesetz
Ktn Kärnten

LKH Landeskrankenhaus
LPD Landespolizeidirektion
LReg Landesregierung

MRB Menschenrechtsbeirat

NGO Nichtregierungsorganisation (non-governmental  
 organisation)
NÖ  Niederösterreich
NPM Nationaler Präventionsmechanismus
Nr.  Nummer

OGH  Oberster Gerichtshof
OLG Oberlandesgericht
OÖ  Oberösterreich
OPCAT Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und  
 andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende  
 Behandlung oder Strafe

PAZ Polizeianhaltezentrum
PB Bericht der Volksanwaltschaft an den Nationalrat und an  
 den Bundesrat
PersFrBVG Bundesverfassungsgesetz über den Schutz der persönlichen  
 Freiheit
PI Polizeiinspektion
Pkt. Punkt

Rz Randziffer

S.  Seite
Sbg Salzburg
SPT UN-Unterausschuss zur Verhütung von Folter
StA Staatsanwaltschaft
StGB Strafgesetzbuch
Stmk Steiermark
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StPO Strafprozessordnung
StVG Strafvollzugsgesetz

u.a.  unter anderem
UbG Unterbringungsgesetz
UMF unbegleitete minderjährige Flüchtlinge
UN  United Nations
UN-BRK UN-Behindertenrechtskonvention
UN-KRK UN-Kinderrechtskonvention 

VA Volksanwaltschaft
Vbg Vorarlberg
VfGH Verfassungsgerichtshof
vgl.  vergleiche
VO Verordnung

WG Wohngemeinschaft
WHO Weltgesundheitsorganisation
WKJHG Wiener Kinder- und Jugendhilfegesetz

Z  Ziffer
z.B.  zum Beispiel
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Anhang

VOLKSANWALTSCHAFT

Alten- und Pflegeheime
Einrichtungen für Menschen mit Behinderung 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe
Krankenanstalten

Psychiatrische Abt. in Krankenanstalten

Volksanwalt Dr. Günther KRÄUTER

 Dr.in Adelheid PACHER

 Dr.in Kerstin BUCHINGER

 Mag. Johannes CARNIEL

 Mag.a Kathrin GÖSSWEINER

 Dr.in Patricia HEINDL-KOVAC

 Dr.in Alexandra HOFBAUER

 Mag. Markus HUBER

 Mag.a Patrizia NACHTNEBEL

 MMag.a Donja NOORMOFIDI

 Mag.a Elisabeth PRATSCHER

 Mag. Alfred REIF

 Mag.a Elke SARTO

 Mag.a Johanna WIMBERGER

Justizanstalten
Psychiatrische Abt. in Krankenanstalten 

Volksanwältin Dr.in Gertrude BRINEK

 Dr. Michael MAUERER

 Mag.a Manuela ALBL

 Dr. Peter KASTNER

 Dr.in Edeltraud LANGFELDER

 Mag.a Nadine RICCABONA

Abschiebungen
Demos, Polizeieinsätze

Familienunterbringungen
Kasernen

Polizeianhaltezentren
Polizeiinspektionen

Volksanwalt Dr. Peter FICHTENBAUER

 Mag.a Martina CERNY

 Mag.a Teresa EXENBERGER

 Mag. Dominik HOFMANN

 Mag.a Dorothea HÜTTNER

 Mag. Stephan KULHANEK

 Dr. Thomas PISKERNIGG
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KOMMISSIONEN DER VOLKSANWALTSCHAFT

Kommission 1
Tirol/Vbg

Leitung
Univ.-Prof.in Dr.in Verena MURSCHETZ, LL.M.

Koordinatorin
Manuela SEIDNER

Kommissionsmitglieder

 Mag. (FH) David ALTACHER

 Mag.a Michaela BREJLA

 Dr. Sepp BRUGGER

 Erwin EGGER

 Mag. Dr. Wolfgang FROMHERZ

 Mag.a Elif GÜNDÜZ

 Dr. Dominik KRAIGHER

 Martha TASCHLER

Kommission 2
Sbg/OÖ

Leitung
Priv.-Doz. az. Prof. 

Dr. Reinhard KLAUSHOFER 
Koordinator

Alfred MITTERAUER

Kommissionsmitglieder

 Doris BRANDMAIR

 Mag. Martin KARBIENER

 Mag.a PhDr.in Esther KIRCHBERGER

 Dr. Robert KRAMMER

 Manfred MANDL 
  (bis 4.7.2016 Mag.a Hanna ZIESEL)

 MMag.a Margit POLLHEIMER-PÜHRINGER, 
 MBA

 Mag.a (FH) Monika SCHMEROLD

 Dr.in Renate STELZIG-SCHÖLER

Kommission 3
Stmk/Ktn

Leitung
Univ.-Prof.in Dr.in Gabriele FISCHER 

Koordinatorin
Marianne Nora AUER

Kommissionsmitglieder

 Klaus ELSENSOHN

 Dr. Odo FEENSTRA

 Heide GLASER, M.A. 
 (bis 8.7.2016 Mag.a Sarah KUMAR)

 Dr. Arkadiusz KOMOROWSKI

 MMag.a Silke-Andrea MALLMANN

 Dr.in Claudia SCHOSSLEITNER, PLL.M.

 SenPräs. d. OLG i.R. Dr. Erwin  
 SCHWENTNER

 Mag.a Petra TAFERNER-KRAIGHER

 Heidelinde WÖRÖSCH  
 (bis 31.10.2016 Dr.in Ilse HARTWIG)
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KOMMISSIONEN DER VOLKSANWALTSCHAFT

Kommission 4
Wien 

(Bezirke 3 bis 19, 23)

Leitung
Univ.-Prof. Dr. Ernst BERGER 

Koordinatorin
Mag.a Caroline PAAR

Kommissionsmitglieder

 ao. Univ.-Prof.in Dr.in Andrea  
 BERZLANOVICH

 Mag.a Karin FISCHER

 Prof. Dr. Thomas FRÜHWALD

 Mag. Helfried HAAS

 Mag. Hannes LUTZ

 Dr. Matthias PETRITSCH, M.A. 
 (bis 23.3.2016 Dr. med. univ. Georg  
 DIMOU, PLL.M.)

 Mag.a Christine PRAMER 
 (bis 29.4.2016 Christine PEMMER, MBA )

 Dr.in Nora RAMIREZ-CASTILLO

 Mag.a Barbara WEIBOLD

Kommission 5
Wien (Bezirke 1, 2, 20 bis 22) / NÖ (pol. Bezirke 
Gänserndorf, Gmünd, Hollabrunn, Horn, Kor-
neuburg, Krems, Mistelbach, Tulln, Waidhofen 

a.d. Thaya, Zwettl)

Leitung
em. o. Univ.-Prof. DDr. Heinz MAYER 

Koordinatorin
Dr.in Evelyn MAYER

Kommissionsmitglieder

 Dr.in med. Atena ADAMBEGAN

 Mag.a Lisa ALLURI, BA

 Mag.a Marlene FETZ

 Mag.a Sabine RUPPERT

 Mag.a Katharina MARES-SCHRANK

 Mag.a Eveline PAULUS

 Hans Jörg SCHLECHTER

 Ao. Univ.-Prof. Dr. Gregor WOLLENEK

Kommission 6
Bgld / NÖ (pol. Bezirke Amstetten, Baden, Bruck 
a.d. Leitha, Lilienfeld, Melk, Mödling, Neunkir-
chen, Scheibbs, St. Pölten, Waidhofen a.d. Ybbs, 

Wiener Neustadt

Leitung
RA Mag. Franjo SCHRUIFF, LLM 

Koordinatorin
MMag.a Angelina REIF

Kommissionsmitglieder

 Dr. Süleyman CEVIZ

 Dr.in Margot GLATZ

 Mag.a Corina HEINREICHSBERGER

 Prim. Univ.-Doz. Dr. Siroos MIRZAEI, MBA

 Cornelia NEUHAUSER, BA

 Dr.in Karin ROWHANI-WIMMER

 Regina SITNIK

 Petra WELZ, MSc. MBA
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MENSCHENRECHTSBEIRAT

Vorsitzende
Ass.-Prof.in DDr.in. Renate KICKER

stellvertretender Vorsitzender
Univ.-Prof. Dr. Andreas HAUER

Name Institution Funktion

SC Mag. Dr. Mathias VOGL BMI Mitglied

GL Matthias KLAUS BMI Ersatzmitglied

Dr. Ronald FABER BKA Mitglied

MR Dr.in Brigitte OHMS BKA Ersatzmitglied

SC Dr. Gerhard AIGNER BMGF Mitglied

Mag.a Irene HAGER-RUHS BMGF Ersatzmitglied

SC Mag. Christian PILNACEK BMJ Mitglied

Lt.StA Mag. Gerhard NOGRATNIG LL.M.Eur. BMJ Ersatzmitglied

Stv. AL Mag.a Billur ESCHLBÖCK BMLVS Mitglied

GL Dr. Karl SATZINGER BMLVS Ersatzmitglied

Botschafter Dr. Helmut TICHY BMEIA Mitglied

Mag.a Eva SCHÖFER LL.M. BMEIA Ersatzmitglied

Stv. SL GL Dr. Hansjörg HOFER BMASK Mitglied

Stv. AL Mag. Alexander BRAUN BMASK Ersatzmitglied

Dipl.-Ing.in Shams ASADI, Magistrat der Stadt Wien Ländervertretung Mitglied

Dr. Wolfgang STEINER, Amt der OÖ Landesregierung Ländervertretung Ersatzmitglied

Mag. Heinz PATZELT
Amnesty International 
Österreich iZm SOS Kin-
derdorf

Mitglied

Mag.a Annemarie SCHLACK 
(bis 13.1.2016 Mag.a Barbara WEBER) 
(13.1.-31.12.2016 Mag.a Barbara HAROLD)

Amnesty International 
Österreich iZm SOS Kin-
derdorf

Ersatzmitglied

Mag.a Angela BRANDSTÄTTER
Caritas Österreich iZm 
VertretungsNetz

Mitglied
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MENSCHENRECHTSBEIRAT

Dipl.ET Mag.a Susanne JAQUEMAR
Caritas Österreich iZm 
VertretungsNetz

Ersatzmitglied

Mag. Martin SCHENK, 
Diakonie Österreich iZm 
Volkshilfe 

Mitglied

Mag. Walter SUNTINGER 
(bis 31.12.2016 Christian SCHÖRKHUBER)

Diakonie Österreich iZm 
Volkshilfe

Ersatzmitglied

Michael FELTEN, MAS
Pro Mente Austria iZm 
HPE

Mitglied

Irene BURDICH HPE Wien Ersatzmitglied

Mag.a Silvia OECHSNER 
(bis 31.12.2016 Mag.a Tamara GRUNDSTEIN)

Selbstbestimmt Leben Ini-
tiative Österreich

Mitglied

Martin LADSTÄTTER
Selbstbestimmt Leben Ini-
tiative Österreich

Ersatzmitglied

Philipp SONDEREGGER
SOS Mitmensch iZm Inte-
grationshaus und Asyl in 
Not

Mitglied

Mag.a Nadja LORENZ
SOS Mitmensch iZm Inte-
grationshaus und Asyl in 
Not

Ersatzmitglied

Dr.in Barbara JAUK

Verein für Gewaltpräventi-
on, Opferhilfe und Opfer-
schutz (Graz) iZm Gewalt-
schutzzentrum Salzburg

Mitglied

Dr.in Renate HOJAS

Verein für Gewaltpräventi-
on, Opferhilfe und Opfer-
schutz (Graz) iZm Gewalt-
schutzzentrum Salzburg

Ersatzmitglied

Mag.a Dina MALANDI ZARA iZm Neustart Mitglied

SC i.R. Dr. Roland MIKLAU ZARA iZm Neustart Ersatzmitglied
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